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zeſſe 1231 
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Vorbemerkung: Die Abkürzungen ſind die des Abkürzungsverzeichniſſes der Rechtſprechung von IR. Dr. Dr. Magnus und Prof. Dr. Maaß 


(Berlin 1929. Walter de Gruyter & Co.). 


Bei Zitaten, die nicht ohne weiteres erkennen laſſen, ob es ſich um Zivil⸗ oder Strafrecht handelt, iſt in Klammern „ZR.“ bzw. „StR.“ angefügt. 


Abgeltung 
Die preuß. VO. betr. die Kompetenz 
konflikte ift zur Entih. eines Bu- 
ſtändigkeitsſtreits zwiſchen einer Reichs⸗ 
behörde u. den Gerichten nicht an⸗ 
wendbar. Im Verfahren nach der A.⸗ 
Erweit O. jind ausſchließlich Behörden 
od. beauftragte Stellen des Reichs 
zuſtändig 142 1 
Abgeordneter des Reichstags 
vgl. unter R. 
Ablehnung und Ausſchluß des Richters 
5 41 Ziff. 1 3 PO. AR., der Jagdpacht⸗ 
recht in einer Zwangsverſteigerungs⸗ 
jahe anmeldet, ift in Diejer ausge- 
ſchloſſen. Zieht er ſeine Anmeldung 
bei Beginn der Verſteigerung zurück, 
dann iſt er von der Vornahme der 
Verſteigerung nicht ausgeſchloſſen 107010 
§ 24 StPO. Das Glaubensbekenntnis 
eines R. od. ſeine Zugehörigkeit zu 
einer beſtimmten Partei iſt kein Abl.⸗ 
grund 658 20 
825 StPO. Richter Abl. bei 
Sachverhalt 1169 38 
Ablehnung des Sachverſtändigen 
vgl. unter S. 
Abrüſtung 
Die Rechtsgrundlagen für Deutſchlands 
Recht auf A. ſeiner Vertragsgegner. 
Schrifttum 572 
Abſtands geld 
Abrede von A. bei Beamtenwohnungen. 
Zur Auslegung des 8 5 BeamtWohn⸗ 
VO. 5279 
Abſtimmung 
Von Beſchluß des LGPräſidiums kann 
nicht die Rede ſein, ſolange nicht ſämt⸗ 
liche an der A. zu beteiligenden Mit⸗ 
glieder ihre Stimmen abgegeben ha⸗ 
ben 95423 
Abtretung 
vgl. auch unter Inkaſſozeſſion 
8 398 BGB. Der Herausgabeanſpruch 
auf Grund des § 985 BGB. unter- 
liegt der A., ſofern er ſich gegen be⸗ 
ſtimmten Beſitzer richtet. Der Berich⸗ 
tigungsanſpruch aus § 894 BGB. kann 
nicht für ſich allein in dem Sinne ver⸗ 
äußert u. auf anderen übertragen wer⸗ 
den, daß der Zeſſionar, ohne Inhaber 
des begründenden Rechts zu ſein, die 
Berichtigung für ſich beanſpruchen 


gleichem 


könnte. Im Fall einer zuläſſigen Er⸗ 
mächtigung eines anderen zur Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs bleibt der Er⸗ 
mächtigende der eigentl. Gläub. des 
Anſpruchs 1206 8 

88 399, 400 BGB. Soweit Forderungen 
nicht abtretbar u. nicht pfändbar find, 
darf einem Antrag des Forderungs⸗ 
berechtigten, den Schuldner zur Zah⸗ 
lung an den Zeſſionar bzw. den Pfän⸗ 
dungsgläubiger zu verurteilen, nicht 
ſtattgegeben werden 78710 

Die A. des Ausgleichsanſpruchs im Aufw⸗ 
Verfahren, insbeſ. die Behandlung der 
Bedingungen der A. 6591 

Die Geſtattung i. S. des § 181 BGB. 
kann auch aus ſtillſchweigendem Ver⸗ 
halten entnommen werden. So kann 
die Ermächtigung, die zur Eutſtehung 
des Pfandrechts an Forderungen er⸗ 
forderl. Mitteilungen an die Dritt⸗ 
ſchuldner im Namen des Ermächtigen- 
den abzugeben, auch als Ermächtigung 
zum Abſchluß des A vertrags mit ſich 
ſelbſt ausgelegt werden 392 

Wenn Gläub. von feinem Schuldner ver- 
langt, daß er den Schuldbetrag auf 
ſein Konto bei Bank zahle, der Schuld⸗ 
ner dann die Zahlung im Wege der 
Banküberweiſung tätigt u. dabei der 
Bank ſchreibt, er habe ihr durch eine 
andere Bank den Betrag zugunſten 
des Kontos jenes Gläub. überwieſen, 
ſo kann in dieſem Schreiben unter Um⸗ 
ſtänden ein Vertragsantrag des Ju⸗ 
halts gefunden werden, daß die Bank 
ſich gegen Überweiſung des Betrags 
jenem Schuldner gegenüber verpflichte, 
den überwieſenen Betrag an jenen 
Gläub. od. andere von ihm bezeichnete 
Perſon auszuzahlen. Der aus Ben 
Vertrag zugunſten des Gläub. ſich er⸗ 
gebende Anſpruch kann ſchon vor ſeiner 
Entſtehung wirkſam an Dritten ab⸗ 
getreten werden, ſo daß die A. durch 
nachfolgendes Veräußerungsverbot nicht 
berührt wird 1663 73913 

Die Sicherung des Darlehnsgebers iſt 
auch in der Form zuläſſig, daß die 
Außenſtände des Schuldners an den 
Gläub. des Darlehnsgebers abgetreten 
werden. Die Wirkſamkeit des A. ver⸗ 
trags wird nicht dadurch berührt, daß 


der Schuldner u. unter beſtimmten 
Umſtänden ein Dritter (hier der Dar⸗ 
lehusgeber) zur Einziehung der ab- 
getretenen Forderung ermächtigt ift 
397 6 

Zuläſſig iſt, daß ſämtliche Mitglieder 
eines nichtrechtsfähigen Vereins ihre 
Anſprüche an einzelnes Vereinsmitglied 
abtreten, um dieſem die Klagebefugnis 
für den Verein als ſolchen zu beſchaf⸗ 
fen 201 40 

Vollmacht zur A. von Anteilen einer 
GmbH. bedarf der notariellen Be- 
urkundung auch dann nicht, wenn ſie 
zur Verdeckung der A. an den Voll⸗ 
machtnehmer erfolgt. Nur einfache 
Blankovollmachten ohne den Namen 
des Bevollmächtigten find unzuläſſig. — 
Wenn die A. der Geſchäftsanteile der 
Beſtimmtheit der an den Zeſſionar zu 
übertragenden Anteile ermangelt, iſt 
die A. ſelbſt unwirkſam, nicht aber 
die möglicherweiſe darin liegende Ver⸗ 
pflichtung zur A. 1008 5 

58 398, 399 BGB. Anſprüche der Ge- 
noſſenſchaft gegen ihre Mitglieder auf 
Einzahlung auf ihren Geſchäftsanteil 
find nicht abtretbar 733 10 

Der für die ſonſtige Sozialverſicherung 
vom Gr. Sen. aufgeſtellte Grundſatz, 
daß Streitigkeiten über Rechtsfolgen 
aus der A. eines vor den Verſ Behörden 
der RVO. zu verfolgenden Anſpruchs 
in dem durch dieſes Geſetz geordneten 
Verfahren zu entſcheiden ſind, gilt auch 
f. Anſprüche, die im knappſchaftlichen 
Spruchverfahren zu verfolgen find 1361 

Die Abgabe eines nur den Verkäufer 
bindenden Verkaufsangebots iſt nicht 
ohne weiteres grunderwerbſteuerpflich⸗ 
tig; anders, wenn es wirtſchaftliche 
Übereignung bedeutet. Die A. der Rechte 
aus ſolchem Angebot iſt wenigſtens 
dann für beide Käufer grunderwerb⸗ 
ſteuerpflichtig, wenn ſie binnen Jahres⸗ 
friſt zum Eigentumsübergang führt. 
Daß die beabſichtigte A. formell durch 
Verzicht auf das alte Optionsrecht u. 
durch Einräumung eines neuen Op⸗ 
tionsrechts ſeitens des Eigentümers 
erreicht wurde, ſteht der Steuerpflicht 
des erſten Käufers nicht entgegen. Die 
Höhe der Steuer richtet ſich im Falle 
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der A. nicht nur nach dem A.entgelt, 
ſondern nach dem geſamten Veräuße⸗ 
rungspreis bzw. nach dem Wert des 
Grundſtücks 2499 
Steuerrecht 
A. einer Eigentümergrundſchuld unter 
Umwandlung in Hyp. unterliegt dem- 
ſelben Stempel wie die Beſtellung einer 
Hyp., nicht aber einem beſonderen U.- 
ſtempel 1223 21 
Gemeindewertzuwachsſteuer. Bildet die A. 
der Rechte aus dem Meiſtgebot auf 
Grund einer WZuwStd. einen ſteuer⸗ 
pflichtigen Rechtsvorgang, ſo liegt Er⸗ 
ſatztatbeſtand vor, worauf der Meiſt⸗ 
bietende als Veräußerer u. die A. der 
Rechte aus dem Meiſtgebot als Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft zu gelten haben. 
Dem ſteht als Erwerbsvorgang gegen- 
über die Abgabe des Meiſtgebots und 
nicht der letzte dingliche Grundſtücks⸗ 
erwerb. Wenn der Alempfänger fih 
zur Übernahme der dem Meiſtbietenden 
zur Laſt fallenden Grunderwerbſteuer 
verpflichtet, ſo iſt dieſe im vollen Um⸗ 
fang dem Veräußerungspreis hinzu⸗ 
zurechnen 2901 
Gemeinde⸗Wertzuwachsſteuer. A. v. Offert- 
rechten. Iſt nach den Beſtimmungen 
einer WZuwSto. die „Übertragung 
v. Rechten aus Anträgen zur Schlie⸗ 
ßung eines Veräußerungsgeſchäfts, die 
den Veräußerer binden“, einem Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft gleichgeſtellt, ſo wird 
auf Grund ſolcher Vorſchr. die Steuer- 
pflicht unabhangig v. der Annahme 
des Angebots od. dem Übergang des 
Eigentums ausgelöſt. Die übernahme 
einer derartigen, dem 8 5 IV Nr. 2 
GrErwStG.entſpr. Vorſchr. in das Orts⸗ 
recht hat nicht ohne weiteres auch die 
Anwendbarkeit des § 23 Ib Nr. 4 zur 
Folge, wonach die Steuer auf Antrag 
zu erlaſſen od. zu erſtatten iſt, „wenn 
der Antrag zur Schließung eines Ver⸗ 
äußdGeſch. fortgefallen ift, ohne daß 
das VeräußdGeſch. zuſtande gekommen 
iſt“, vielmehr bedarf es hierzu einer 
ausdrückl., den Erlaß der Steuer be⸗ 
ſonders regelnden ortsgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift 2912 
Abzahlung 
9 1 Abf. 1 AbzC. Eine dem Geſetz mider- 
ſprechende Abrede iſt nichtig, auch wenn 
das Vertragsverhältnis nach ausländ. 
Rechte zu beurteilen ift 5918 
Adoption 
Die deutſche A.ftelle 156 
Agent 
vgl. auch unter Reiſender, Auslands- 
vertreter 
Pfändung von künftigen Proviſions⸗ 
anſprüchen der A., d. h. der Anſprüche 
auf Proviſion aus ſolchen Geſchäften, 
die zur Zeit der Pfändung noch nicht 
geſchloſſen u. noch nicht ausgeführt 
find, ift nicht zuläſſig 758 € 
Deutſch⸗amerikan. Handelsvertrag. Wird 
Vertrag von einem Teil in Spiel⸗ 
abſicht geſchloſſen, ſo muß der von 
einem A. vertretene andere Teil es 
grundſätzlich vertreten, wenn dem A. 
die Spielabſicht bekannt war. Dieſe 
Regel erleidet Ausnahme, wenn der 
eine Teil damit rechnen mußte, daß 
der andere Teil ein Spielgeſchäft nicht 
abſchließen würde 5761 
8 13 Umſ StG. Der Aufzeichnungspflicht 
kann genügt ſein, wenn der ſteuer⸗ 
pflichtige Eigenhändler, weil er ſich 
für A. hält, erkennbar jeweils nur 
Proviſionen, dieſe aber fortlaufend u. 
richtig aufzeichnet 27829 
Akademiſche Ferienkurſe 
A. F. in Europa 1932. Schrifttum 928 


Sachregiſter 


Akkordarbeit 


Zeitlohn u. Akkordlohn; gemiſchte Sy⸗ 
ſteme, insbeſ. Zeitlohnſyſtem mit Pen⸗ 
ſumprämie 128729 

Tar Vertr. der nordweſtlichen Gruppe des 
Vereins der Eiſen⸗ und Stahlindu⸗ 
ſtriellen. Sind Arbeitnehmer zur fort⸗ 
laufenden Erledigung von Arbeiten an⸗ 
genommen u. wird mit ihnen von 
Fall zu Fall für jede einzelne Arbeit 
ein Akkord vereinbart, ſo bedarf es 
zur Anderung der Akkordvereinbarung 
nicht der Kündigung des geſamten Ar⸗ 
beitsvertragsverhältniſſes, ſondern nur 
der innerhalb dieſes Arbeitsvertrags⸗ 
verhältniſſes beſtehenden beſonderen, 
lediglich den Akkord betr. Vereinbarung 
1268 2 

§ 61 Ziff. 1 KO. ift nur auf Dienſtver⸗ 
träge, nicht auf Werkverträge anwend⸗ 
bar. Für die im Einzelfall ſchwierige 
Frage, ob Dienſt⸗ od. Werkvertrag, ift 
in erſter Linie maßgebend, was die 
Parteien nach Lage der Umſtände und 
ihrer Abmachungen gewollt haben. Ein 
ſicheres Merkmal hinſichtlich der vom 
Hausgewerbetreibenden zu leiſtenden A. 
iſt nur aus dem von den Parteien 
gewollten wirtſchaftl. Zweck der Arbeit 
unter gleichzeit. u. weſentlicher Be- 
rückſichtigung der zwiſchen Auftrag⸗ 
geber u. Ausführendem hergeſtellten 
Beziehungen zu gewinnen 2092 


Akten 


vol. auch Hand A. des RA. unter Anwalt 

Die Bezugnahme auf Schriftſtücke, die 
ſich in anderen A. befinden, kann nur 
genügen, wenn im Urteil kenntlich ge⸗ 
macht wird, welche Schriftſtücke zum 
Gegenſtand der mündl. Verhandlung 
gemacht worden find. Unter Umſtänden 
verſteht ſich von ſelbſt, daß nicht die 
geſamten Schriftſtücke eines umfang⸗ 
reichen A.bandes vorgetragen worden 
find 944 1% 

Die Beweisgebühr des RA. fällt auch 
dann zu, wenn zwar A. beigezogen 
u. zum Beweis benötigt wurden, wenn 
aber der RA. in der Lage geweſen 
wäre, ſich die in dieſen A. befindlichen 
Urkunden ſelbſt zu beſchaffen und vor⸗ 
zulegen 11815 j 

Wurden im Verfahren über EinſtwVerf. 
in der BerInſt. die Hauptprozeß A., 
die ſchon in erſter Inſt. beigezogen 
waren, erholt u. verwendet, ſo ent⸗ 
ſteht hierfür regelmäßig keine Beweis⸗ 
gebühr 67120 


Aktenzeichen 


§ 236 I Ziff. 3 BVO. Angabe des A. 
kann als genügender Hinweis auf die 
Berufungseinlegung gelten 11355 


Aktiengeſellſchaft 


vgl. auch unter Goldbilanz; vgl. ferner 
im Sonderregiſter „Recht der Not⸗ 
ien“ unter Not VO. b. 19. Sept. 
1931 u. Not VO. v. 6. Okt. 1931 

Die Sachgründung i. Aktienrecht. Schrift⸗ 
tum 1001 

Die treuhänderiſche übertragung u. Ver⸗ 
waltung von Körperſchaftsrechten, ins⸗ 
ſondere von Aktien, Rugen und GmbH- 
Anteilen. Schrifttum 1003 

88 211, 213, 215, 221, 260 HGB. Nach⸗ 
forderungen auf unvollſtändig einge⸗ 
zahlte Aktien können, wenn ſie in der 
Zeit des Markverfalls erhoben und 
befriedigt ſind, den Papiermarkbetrag 
des Aktienkapitals, nicht aber den Wert 
des Ausgabekurſes überſchreiten. Wirk⸗ 
ſame Goldmarkumſtellung hindert nicht 
die nachträgliche Erhebung von Auf- 
wertungsanſprüchen. Verwirkung von 
AufwAnſprüchen auf mit entwerteter 
Mark gemachte Aktieneinzahlungen. 


Durch Verrechnung erfolgte Leiſtungen 
ſind wie Zahlungen zu behandeln 7182 
10072 

88 232, 238 HGB. A., die nach ihren 
Satzungen von einem Vorſtandsmit⸗ 
glied u. einem Prokuriſten vertreten 
werden kann, kann durch dieſe einen 
Prokuriſten beſtellten u. die Beſtellung 
zum Regiſter anmelden 7171 101710 

88 271, 268 HGB. Anfechtbarkeit eines 
Gen VerſBilanzgenehmigungsbeſchl. ei- 
ner A. als ſittenwidrig, wenn in der 
Bilanz eine beſondere Vergütung der 
Aufſichtsratsmitglieder enthalten iſt, die 
in der Satzung nicht vorgeſehen und 
auch ſonſt nicht begründet iſt. Der 
Vorſtand kann ſie nicht begründen, 
weil er die A. nur nach außen, nicht 
aber gegenüber ihren Organen ver⸗ 
treten kann, die GenVerſ. nicht ohne 
entſpr. Antrag u. ſeine Ankündigung 
in der Tagesordnung. Trotzdem iſt die 
Anfechtung wegen Sittenwidrigkeit nur 
dann zuläſſig, wenn der Beſchluß un- 
ter Mißbrauch der Mehrheit zum Nach⸗ 
teil der Minderheit gefaßt iſt 7203 
10073 

Grenzen der aktienrechtl. Offenbarungs⸗ 
pflicht (§ 314 Ziff. 1 HGB.) 691 

Tarifſchaffner im Dienſte einer Straßen⸗ 
bahn A. find auch dann keine „Beamte“ 
i. S. von 8 359 StchB., wenn die A. 
in gleicher Weiſe wie früher im ſtädt. 
Betrieb dem öffentl. Verkehr in der 
Stadt dient, die Perſonen der ſtädt. 
Verwaltungsorgane ihre Leiter ſind u. 
die Aktien ſämtlich der Stadt ge» 
hören 53114 


Akzept 


vgl. unter Wechſel 


Allgemeines Preußiſches Landrecht 


vgl. unter Wegerecht, Polizei. Einl. z. 
A. P. L. vgl. unter Enteignung 


Altersgrenze 


Erhöhung der A. für Richter in Ir⸗ 
land 564 


Amerika 


vgl. auch Argentinien, Nikaragua 

Die amerikan. Juſtiz, vom Standpunkt 
eines deutſchen Juriſten 553 

Die deutſche Juſtiz, vom Standpunkt 
eines amerikan. Juriſten 556 

Amerikan. Schiedsgerichtsweſen u. ſeine 
Stellung zum internat. ſchiedsrichter⸗ 
lichen Verfahren 560 

„Das gefährliche Leben“ von Lindſey. 
Schrifttum 106 

Der größte amerikan. Juriſt: O. W. Hol⸗ 
mes 562 

Neue Methoden der Rechtsvergleichung 
an der Columbia Univerſität 563 

Die Univerſitäten i. A., England, Deutſch⸗ 
land. Schrifttum 573 

Praktiſches Handbuch des amerikan. Pa⸗ 
tentrechts. Schrifttum 572 

Library of the Congress, Guide to the 
Law and legal Literature of France. 
Schrifttum 572 

Vertragspflicht des Einkäufers einer 
amerikan. Fa., auch nach Aufhebung 
des Vertragsverhältniſſes nicht zu ver⸗ 
hindern, daß in Deutſchland Waren 
mit dem in USA. eingetragenen Wa⸗ 
renzeichen des Vertragsgegners her- 
geſtellt werden 585“ 

Deutſch⸗amerikan. Handelsvertrag. Wird 
ein Vertrag von einem Teil in Spiel⸗ 
abſicht geſchloſſen, ſo muß der von 
Agenten vertretene andere Teil es 
grundſätzlich vertreten, wenn dem 
Agenten die Spielabſicht bekannt war. 
Dieſe Regel erleidet Ausnahme, wenn 
der eine Teil damit rechnen mußte, 
daß der andere Teil ein Spielgeſchäft 
nicht abſchließen würde 5761 


* 


Die Verfaſſungen Englands, Nord A., 
Frankreichs, der Schweiz, Deutſchlands. 
Schrifttum 571 

International Chamber of Commerce. Eu- 
rope-United States. Schriftt. 573 

Der amerikan.⸗holländ. Streit um die 
Inſel Palmas vor dem Ständ. Ge⸗ 
richtshof im Haag. Schrifttum 573 

Die Rechtsſtellung der de facto-Regie- 
rung in der engl. u. ameritan. Ripr. 
Schrifttum 573 

Amneſtie 

vgl. Steuer A. im Sonderregiſter „Recht 
der NotVO ten“ unter NotVO. vom 
23. Aug. 1931 


Amtsdelikte 


88 276, 348 StGB. Der Entwertungs⸗ 
vermerk des Notars auf der Stempel⸗ 
marke einer verſtempelten notariellen 
Urkunde iſt öffentliche Urkunde, die be⸗ 
zeugt, daß gerade die fragl. Stempel⸗ 
marke zu dem darauf vermerkten Zeit⸗ 
punkt verwendet worden fei. Setzt der 
Notar an die Stelle entwerteter, ab⸗ 
gelöſter u. wiederverwendeter Stempel- 
marken neue Marien, auf denen er das 
Datum der Entwertung der urſprüng⸗ 
lich verwendeten Marken als Tag der 
Verwendung vermerkt, ſo ſteht die 
hierdurch begangene Falſchbeurkundung 
im Amt mit der gleichfalls verwirk⸗ 
lichten Wiederverwendung von Wert- 
zeichen nicht in Geſetzeskonkurrenz 
1150 21 

88 348, 351 StGB. Möglichkeit der 
Idealkonkurrenz zw. Falſchbeurkundung 
nach § 348 1 StGB. u. durch Vor- 
legung unrichtiger Belege qualifizier⸗ 
ter Amtsunterſchlagung 41720 

88 246, 348 StGB. Beamter, der zwar 
den geſamten vorhandenen Reſtbeſtand 
bei der Kaſſenabrechnung abliefert, 
durch Verfälſchung der Bücher aber 
bewirkt, daß kein höherer Reſtbeſtand 
aus den Büchern erſichtlich iſt, begeht 
keine Unterſchlagung an dem vorhan⸗ 
denen Reſtbeſtand, wohl aber mög⸗ 
oA paje Falſchbeurkundung im Amte 


350 StGB. Mit Rückſicht darauf, daß 
in der Regel jede Verwendung amtlich 
empfangener, deshalb nicht vertret⸗ 
barer Gelder zu eigenen Zwecken den 
Tatbeſtand der Amtsunterſchlagung er⸗ 
füllt, kann ſchon die bloße Vermiſchung 
amtlicher und eigener Gelder durch 
Kaſſenbeamten die Betätigung der Ab⸗ 
ſicht rechtswidriger Zueignung der 
amtlichen Gelder darſtellen. Andern⸗ 
falls liegt rechtswidriger Eingriff in 
das durch die Vermiſchung entſtan⸗ 
dene Miteigentum nur dann vor, wenn 
der Beamte dabei den ihm zuſtehenden 
Anteil an den gemeinſchaftlichen Be- 
ſtänden überſchreitet 508 52 
§ 350 StGB. An der Regel, daß die 
Fähigkeit zum alsbaldigem Erſatz vom 
Vorwurf der Amtsunterſchlagung nicht 
befreit, iſt feſtzuhalten. Aber Ausnah⸗ 
men möglich, weil auch bei der Amts⸗ 
unterſchlagung der Vorſatz, die ent- 
nommenen amtl. Gelder ſich rechts⸗ 
widrig anzueignen nicht unterſtellt 
werden darf, ſondern von Fall zu Fall 
bewieſen werden muß 107114 
88 350, 292 StGB. Jagdangeſtellter, der 
weiſungswidrig Wild nicht für den 
jagdberechtigten Staat erlegen will, 
macht ſich durch das Erſchießen des 
Wildes keiner Amtsunterſchlagung, ſon⸗ 
dern einer unberechtigten Jagdaus⸗ 
übung ſchuldig 10651 
8 350, 351 StGB. Zueignung kann 
darin gefunden werden, daß Beamter 
in amtl. Eigenſchaft empfangene Gel⸗ 


un 


Sachregiſter 


der unter Verheimlichung der betr. 
Zahlung äußerlich durch die Art der 
Buchung od. die Nichtbuchung des Ein⸗ 
gangs erkennbar zur Deckung eines 
von ihm zu erſetzenden Fehlbetrags 
zur Kaſſe abführt. Empfangnahme in 
amtl. Eigenſchaft anzunehmen, wenn 
die Empfangnahme mit der Ausübung 
des Amtes derart in Zuſammenhang 
ſteht, daß entweder der Beamte irrig 
ſeine Zuſtändigkeit für gegeben erachtet 
od. umgekehrt die Hingabe an ihn in 
der Meinung geſchieht, der Beamte 
jei zur Empfangnahme berechtigt und 
daß der Beamte dies erkennt und 
trotzdem annimmt. — Trägt der Be⸗ 
amte zum Vollzug u. zugleich zur 
Verdeckung einer derartigen Unterſchla⸗ 
gung geringere als die in Empfang 
genommenen u. in die Kaſſe gelegten 
Beträge ins Kaſſenbuch ein, ſo ſind 
die Vorausſetzungen für die Anwen⸗ 
dung des § 351 StGB. gegeben 95018 

88 350, 354 StGB. Verletzung des Poft- 
geheimniſſes durch Eröffnen eines 
„Faugbriefes“. Strafbarer Verſuch der 
Amtsunterſchlagung begeht der Poſt⸗ 
beamte, der die im eröffneten Um⸗ 
ſchlage vorgefundenen Geldſcheine ſich 
nicht aneignet, weil er Entdeckung 
fürchtet 51034 

$ 351 StGB. Erſchwerte Amtsunterſchla⸗ 
gung nach dieſer Vorſchrift liegt auch 
dann vor, wenn der Täter die zu⸗ 
nächſt aus anderen Gründen unter⸗ 
laſſene Buchung ſpäter deshalb unter⸗ 
läßt, um die begangene Unterſchlagung 
zu verdecken 50933 

§ 356 StB. Der Parteiverrat des 
Sachwalters. Schrifttum 1126 

8 359 SGB. Tarifſchaffner im Dienſte 
einer Straßenbahn⸗Aktch. find auch 
dann keine „Beamte“, wenn die MtG. 
in gleicher Weiſe wie früher im ſtädt. 
Betrieb dem öffentl. Verkehr in der 
Stadt dient, die Perſonen der ſtädt. 
Verwaltungsorgane ihre Leiter ſind u. 
die Aktien ſämtlich der Stadt gehören 
Beil 

§ 359 StGB. Der Rendant einer ſtädt. 
Sparkaſſe ift Beamter 532 15 


Amtsgericht 


Für das Konkursverfahren über das 
Privatvermögen des geſchäftsführenden 
Geſellſchafters einer OHG. iſt das A. 
zuſtändig, bei dem die OHG. ihre ge- 
werbliche Niederlaſſung hat 2055 

Wer geſchäftsmäßig od. gewerbsmäßig 
bei Ger. auftritt, muß ſich gefallen 
laſſen, daß die RA. durch Aufnahme 
ſeines Namens in Liſten, die dem A. 
vorgelegt werden, das Gericht bei Aus⸗ 
übung der Befugnis aus $ 157 I ZPO. 
unterſtützen 11751 

Die Koſten eines RA. in amtsgerichtl. 
Prozeſſen hat der Ehemann der Frau 
nur dann vorzuſchießen, wenn die An⸗ 
nahme eines RA. aus in der Art des 
Prozeſſes od. der Perſon der vor⸗ 
ſchußberechtigten Prozeßpartei liegen⸗ 
den Gründen notwendig od. ange⸗ 
meſſen exjcheint 1264 


Amtspflichtverleßung (8 839 BGB.; Art. 131 


NVerf.) 

Art. 131 RVerf. Wann liegt „Ausübung 
öffentlicher Gewalt“ vor? 4674 

Art. 131 RVerf. Befugnis des Polizei- 
beamten, nicht nur den Täter feſt⸗ 
zunehmen, ſondern auch die weitere 
Fortſetzung der begonnenen ſtrafbaren 
Handlung — hier das Fahren bei 
Dunkelheit auf unbeleuchtetem Rade — 
durch Anhalten zu verhüten. Fällt da⸗ 
bei der Radfahrer, ſo hat er keinen 
Schadenserſatzanſpruch 468 5 


9 


Schadenserſatzanſpruch des durch eine 
ſchuldhafte A. abgebauten Beamten. 
Wann liegt ſolche A. vor? Das or⸗ 
dentliche Gericht kann die von der 
Verwaltungsbehörde für vorliegend er⸗ 
achteten einzelnen dienſtl. Gründe nicht 
auf ihre Richtigkeit, Vollſtändigkeit, 
Sachgemäßheit nachprüfen 48416 

§ 839 BGB. Wann ſteht die verletzte 
Amtspflicht einem Dritten, dem Ver⸗ 
letzten gegenüber zu? Im Armen⸗ 
rechtsverfahren iſt der Gegner des 
Antragſtellers nicht Dritter, demgegen⸗ 
über Amtspflicht beſteht. Schuld hafte 
A. durch offenbar unrichtige Geſetzes⸗ 
auslegung liegt ſo lange nicht vor, 
als die Rechtsfrage durch die höchſt⸗ 
richterliche Rſpr. ſelbſt noch nicht ge- 
klärt iſt 114618 

8 839 BGB. Anforderungen an die vom 
Notar vorzunehmende Perſönlichkeits⸗ 
prüfung bei Unterſchriftsbeglaubigun⸗ 
gen einer ihm nicht bekannten Per⸗ 
ſon. Zum Nachweis der Perſon können 
unter beſtimmten Umſtänden Hypo⸗ 
thekenbriefe genügen 6444 

8 839 BGB. Den mit Zwangsverſtei⸗ 
gerung betrauten Notar trifft Ver⸗ 
ſchulden, wenn er ſeinem Kanzleiperſo⸗ 
nal die Erteilung von Rechtsauskünf⸗ 
ten an die Beteiligten nicht unterſagt 
hat 1781 

8 839 BGB. Mitteilungspflicht der No- 
tare hinſichtlich ſteuerpflichtiger Rechts⸗ 
vorgänge an die Zuwachsſteuerämter 
auf Grund des RZuwStG. v. 14. Febr. 
1911. Zivilrechtliche Schadenshaftung 
des Beamten gegenüber ſeinem öffentl. 
Dienſtherrn bei Fahrläſſigkeit in ſeiner 
Amtsführung. Ein Dritter i. S. des 
§ 839 BGB. ift vorhanden, wenn die 
Amtspflicht dem Beamten gerade im 
Intereſſe des einzelnen auferlegt ift. 
Das ſind nicht nur die bei dem Amts⸗ 
geſchäft unmittelbar Beteiligten, ſon⸗ 
dern alle Perſonen, deren Intereſſen 
nach der beſonderen Natur des Amts⸗ 
geſchäfts durch dieſes berührt werden 
u. in deren Rechtskreis eingegriffen 
wird. Das kann auch Staat, Gemeinde 
od. ſonſtige Körperſchaft des öffentl. 
Rechts, dem der Beamte nicht unter⸗ 
ſteht, ſein, wenn er das Vermögens⸗ 
intereſſe dieſes anderen Gemeinweſens 
zu wahren hat 6412 11313 

88 823, 826, 839 BGB. Die Ausübung 
der dem Kammervorſtand obliegenden 
Aufſichtspflicht ift nicht ſittenwidrig. 
Der RA., dem der Kammervorſtand 
unter Mißbilligung ſeines Verhaltens 
die Erwartung ausſpricht, daß er zu 
Unrecht zurückbehaltene Beträge an 
ſeine Partei auszahlt, hat, nachdem er 
dieſer Aufforderung nachgekommen iſt, 
keinen Anſpruch gegen die Anwalts⸗ 
kammer 11531 
839 BGB. Rechtliche Bedeutung der 
vom GVollz. nach Vollſtreckung beim 
Schuldner an den Gläub. vorgenom⸗ 
menen Zahlung. Rechtslage bei irr⸗ 
tümlicher Zahlung an einen Gläub., 
dem dieſe Zahlung nicht zukommt 1139 11 

§ 1, 4 PrStaatshaftG. Rechtl. Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Beamten, die aus⸗ 

ſchließlich auf den Bezug v. Gebühren 
angewieſen ſind, u. ſolchen, die neben 

Gebühren auch Gehalt beziehen 504 28 


un 


Amtsrichter 


A., der Jagdpachtrecht in einer Zwangs⸗ 
verſteigerungsſache anmeldet, iſt in 
dieſer ausgeſchloſſen. Zieht er ſeine 
Anmeldung bei Beginn der Verſteige⸗ 
rung zurück, dann iſt er v. der Vor⸗ 
nahme der Verſteigerung nicht aus⸗ 
geſchloſſen 1070 10 


S 


§ 313 StPO. Für die Frage, ob Über- 
tretung ben Gegenſtand des Urteils 
bildet, iſt nicht die Anklage allein, 
ſondern auch der Inhalt des Urteils 
maßgeblich 963 17 

Aneignung 

Eigentumserwerb an der Jagdbeute des 

Wilderers 1036 
Anerbenrecht 

88 14, 30 PrAnerbG. Unzuläſſigkeit der 
Verſteigerung eines A.gutes z. Zwecke 
der Auflöſung der Gemeinſchaft 193 29 

Anerkenntnis 

Bei Widerſpruchsklagen iſt die erſt nach 
der Beweisaufnahme erklärte Freigabe 
nicht als ſofortiges A. i. S. von 8 93 
3 PO. anzuſehen 115917 

Anerkenntnisurteil 

Wird nach Teil A. Vergleich geſchloſſen, 
in dem auch f. den bereits durch das 
Teil A. erledigten Teil des Klage⸗ 
anſpruchs Ratenzahlungen vereinbart 
werden, dann iſt der Streitwert bez. 
des Vergleichs unter Einſchluß des 
Teilanſpruchs nach dem geſamten 
Klageanſpruch zu bemeſſen 11612 

Anerkennung ausländiſcher Urteile 

§ 328 Nr. 4 3PO.; 8 2 II Danzbeld- 
Entw., wonach die Anwendung des 
Geſetzes auf eine durch Hyp. geſicherte 
Forderung vorgeſchrieben iſt, wenn das 
belaſtete Grundſtück im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig gelegen iſt, ver⸗ 
ſtößt nicht gegen den Zweck eines deut⸗ 
ſchen Geſetzes 34510 

Anfechtung 

vgl. ferner A. wegen Drohung unter 
D., wegen Irrtums vgl. unter I., 
wegen argliſt. Täuſchung vgl. unt. A. 

A. des Entmündigungsbeſchluſſes vgl. E. 

A. im Konkurs vgl. unter K. 

Franzöſ. Recht ift für die A. eines Rauf- 
vertrages über ein deutſches Grund⸗ 
ſtück, abgeſchloſſen zwiſchen Franzoſen 
u. in Frankreich, nicht anwendbar 6165 

Anfechtungsgeſetz 

Die jog. Fünfzehnhundertmark⸗Verträge 
ſind nach dem A. anfechtbar 199 56 

88 1, 3, 4. Anfechtung mittelbaren Er- 
werbs. Das mit Mitteln des Schuld⸗ 
ners Erworbene kann auch als von 
ihm anfechtbar erworben angeſehen 
werden, wenn noch kein Anſpruch des 
Schuldners auf die Leiſtung beſtand 
1695 1150 20 

Die Anfechtung gegen die Ehefrau des 
Schuldners aus § 3 Nr. 2 wird nicht 
dadurch unter die Beweislaſt von Nr. 1 
geſtellt, daß die anfechtbare Rechts⸗ 
handlung ein Erfüllungsgeſchäft iſt 
170 6 658 19 

8 3. Vertrag, durch den ein verſchuldeter 
Ehemann ſich für ſeine Tätigkeit im 
Geſchäft feiner Frau eine geringere 
als die ſonſt übliche Vergütung ver⸗ 
ſprechen Täßt, it nur unter beſonderen 
Umſtänden ſittenwidrig; er unterliegt 
nicht der Anfechtung wegen Gläubiger⸗ 
benachteiligung 2081 

88 3, 7. Hat Dritter durch anfechtbare 
Handlung des Schuldners das Eigen⸗ 
tum an Kraftwagen erworben, iſt er 
daher zur Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in den Kraftwagen verpflich⸗ 
tet, ſo kann der Dritte wegen der in 
ſeinem Intereſſe nach dem Eigentums⸗ 
übergang vorgenommenen Reparaturen 
kein Zurückbehaltungsrecht ausüben 1815 

g 3. Zuläſſigkeit der Konkursanfechtung 
und Gläubigeranfechtung eines nih- 
tigen Rechtsgeſchäfts 6632 

Angebot und Antrag zum Vertragsſchluß 

vgl. unter B 

Angeſtellte 
vgl. Schmiergelder für A. unter Sch. 


Sachregiſter 


Angriffs⸗ und Verteidigungsmittel 
8 529 BPO. Wenn das BÖ. über einen 
durch ſelbſtändigen Antrag dem Ge⸗ 
richt unterbreiteten Anſpruch durch 
Zwiſchenfeſtſtellungs⸗Teilurteil entſchie⸗ 
den hat, ſo iſt die Rev. zuläſſig, auch 
wenn das Urteil ſeinem Inhalt nach 
auf Zwiſchenurteil über ein ſelbſtän⸗ 
diges A.⸗ od. V. hinausläuft. Die Ab- 
grenzung zwiſchen 88 280 u. 268 3 PO. 
hat mit derjenigen zwiſchen 88 529 u. 
268 3 PO. auch dann nichts zu tun, 
wenn der neu erhobene Anſpruch im 
Wege des 8 280 BPO. geltend gemacht 
wird 650 13 
8 529 ZPO. Weiſt das BG. neues Vor⸗ 
bringen in der BerInſt. als verſpätet 
zurück, fo hat das Rev. nur nach⸗ 
zuprüfen, ob die Verſpätung aus gro⸗ 
ber Nachläſſigkeit erfolgt ift 1139 1% 
8 529 BGB. Die Tatſachen, auf Grund 
deren der Berk. im arbeitsgerichtl. 
Verfahren feſtſtellt, daß ein verſpä⸗ 
tetes Vorbringen nicht auf Verſchulden 
der Partei beruht, unterliegen der 
Nachprüfung durch das Rev. 11773 
8 97 II BPO. kann anwendbar fein, 
auch wenn der Tatbeſtand des 8 529 
BPO. nicht gegeben ift 94410 
Zum Z3PO.⸗Entw.: Zur Frage der Aus⸗ 
ſchließung neuen Parteivorbringens in 
der Ber Inſt. 1188 
Zum ZRO.-Entw.; Die Noven in der 
Ber Inſt. 1189 
Ankündigungsſteuer 
A. widerſprechen nicht dem 8 17 Fin- 
AusglGG., da Reklame nicht zu den 
„Betriebsmitteln“ der Landwirtſchaft 
u. des Gewerbes gehört. Ob Steuer⸗ 
art einer Gemeinde i. S. des 8 3 Fin- 
AusglG. geeignet ift die Steuerein⸗ 
nahmen des Reiches zu ſchädigen, hat 
nicht der Verwaltungsrichter im Ab⸗ 
gabenſtreit, ſondern die Landesregie⸗ 
rung od. die v. ihr beauftragte Auf⸗ 
ſichtsbehörde im Genehmigungsverfah⸗ 
ren zu prüfen 9022 
Das Erheben von A. von Unternehmun⸗ 
gen, die für von ihnen hergeſtellte 
u. vertriebene Waren Reklame machen, 
ift keine unzuläſſige Reklamegewerbe⸗ 
ſteuer 9033 
Anleihe 
KreisO. f. die Provinz Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein. Kreistagsbeſchlüſſe über die Auf- 
nahme von A. bedürfen einer /. 
Mehrheit, wenn die Aufnahme der A. 
auf keiner geſetzl. Verpflichtung be⸗ 
ruht u. die A. ſelbſt eine neue Be⸗ 
laſtung der Kreisangehörigen bewirkt. 
Das gleiche gilt für A., die zur Er⸗ 
weiterung von Kreisveranſtaltungen 
aufgenommen werden 5415 
Anleiheablöſung 
88 30 III, 40 III AnlAblöſch. Bered- 
nung der Aufw. eines Grundſtücks⸗ 
kaufpreiſes bei ſpäterer Umwandlung 
der Kaufpreisforderung in Schuldver⸗ 
ſchreibungsſchuld der kaufenden Ge⸗ 
meinde, die nur als Ablöſungsanleihe 
behandelt werden darf, gibt es auch 
für die Zeit bis zur Umwandlung 
keine Aufw., wenn nicht etwa die Be⸗ 
gründung der Darlehnsſchuld als Zah⸗ 
lung anzuſehen iſt 3375 
g 30, 40 III AnlAblöſch. Der Aufwer⸗ 
tungsanſpruch iſt verwirkt, wenn nach 
beiderſeitigem Verhalten die Auffaſ⸗ 
ſung hervorgetreten iſt, es beſtehe 
fein Aufwertungsanſpruch u. der Gläu⸗ 
biger ſich hiernach zu lange untätig 
verhält 592? 
Durch Annahme einer Ablöſungsanleihe 
wird auf den AufwAnſpruch nicht ver- 
zichtet 105718 


Anſchlüge, Abreißen von (8 134 StGB.) 
Zu den Begriffen „verunſtalten“ und 
„böswillig“ 9597 
Anſichtskarte, photographiſche 
vgl. unter Ph 
Anwalt 
vgl. auch Fach A., freie Berufe, Prä⸗ 
varikation 
Zum neuen Jahre! Rückblick u. Ausblick 1 
Standes⸗ u. Koſtenfragen 1121 
Notlage der deutſchen Anwaltſchaft — 
Vergrößerung des Dividendus — ju⸗ 
riſtiſcher Nachwuchs 623 
Gegen die Ausſchaltung der Anwälte 97 
Selbſthilfe der Anwaltſchaft 1091 
Idee u. Wirklichkeit in der deutſchen 
Anwaltspolitik 1091 
Selbſthilfe der Anwaltſchaft in Weſt⸗ 
deutſchland 1095 
A. Kollektiv? A. Großbetrieb? 1100 
Der Ausſchluß von Anwälten aus be⸗ 
ſtimmten Verfahrensarten verletzt das 
Verfaſſungsrecht der Gleichheit vor 
dem Geſetze. So zuſtande gekommene 
Entſcheidungen find nichtig 1431 
Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft beim 
OLG. 624 1108 
Die VD. über Maßnahmen bei Auf» 
hebung od. Zuſammenlegung von Ge⸗ 
richten v. 29. Febr. 1932 911 
Goethe als RA. 829 
Zur Geſchichte der 
Frankfurt a. M. 845 
Vorſprecher u. A. in den fürſtenbergi⸗ 
ſchen Gerichtsordnungen u. verwandten 
Rechtsquellen. Schrifttum 636 
Anwaltsfreundliche Geſetzgebung in der 
Tſchechoſlowakei 328 
Verkehr mit engliſchen Barriſters 564 
Traité de la profession d’avocat (organi- 
sation — règles et usages — technique 
professionelle). Schrifttum 104 
8823 BGB. Der A. haftet für Abhan⸗ 
denkommen der Garderobe ſeiner Be⸗ 
ſucher 11701 
88 85 ff. ZPO. Der A., der feine Bevoll⸗ 
mächtigung nicht durch Vollmacht⸗ 
urkunde nachweiſen kann, haftet, fo- 
fern die Partei die Erteilung der Voll⸗ 
macht in Abrede ſtellt, der Staats⸗ 
kaſſe gegenüber an Stelle der Partei 
für die Gerichtskoſten 1251 
8871 BPO. In Aprozeſſen erlangt die 
Kündigung des Vollmachtsvertrags 
auch dem Gericht gegenüber rechtliche 
Wirkſamkeit erſt durch die Anzeige der 
Beſtellung eines andern A. Bis da⸗ 
hin müſſen die Zuſtellungen an den 
früheren Bevollmächtigten erfolgen. 
Die Prozeßvollmacht endigt nicht ſchon 
durch die Beendigung des Armenrechts. 
Daß die Beiordnung eines A. ſich nur 
auf einen von mehreren Anwälten be⸗ 
zieht, hat keine Beſchränkung der Voll⸗ 
macht gegenüber der Gegenſeite zur 
Folge 1092 
8 668 BPO. Die Anſicht, bei Zuordnung 
eines A. zwecks Erhebung der Cut- 
mündigungsanfechtungsklage muſſe das 
Armenrecht auch dann bewilligt wer⸗ 
den, wenn die beabſichtigte Anfech⸗ 
tungsklage Ausſicht auf Erfolg nicht 
bietet, ift abzulehnen 1156 
Darf der Richter im Beweisverfahren 
den A. mit ſeinem Fragerecht an den 
Schluß der richterlichen Vernehmung 
verweiſen? (8 R.) 99 1123 
8190 BBO. Auf der zur Zuſtellung be⸗ 
ſtimmten beglaubigten Abſchrift muß 
der richtige Prozeßbevollmächtigte als 
Auftraggeber angegeben werden 1157 
Ladung einer Partei zu einem auswär⸗ 
tigen Beweistermin zum Zwecke der 
Erledigung eines vor längerer Zeit er⸗ 
laſſenen Beweisbeſchluſſes der Be- 


Anwaltſchaft in 


rufungsinſtanz iſt rechtzeitig genug, 
wenn ſie zwei Tage vor dem Termin 
an den A. ergeht. Dieſer muß für 
ſolchen Fall rechtzeitig vorher das Er⸗ 
forderliche veranlaſſen 11378 

8232 3 PO. Eigene Sorgfaltspflichten, 
Organiſationseinrichtungen des A. zur 
Wahrung eines abſichtlich erſt am letz⸗ 
ten Friſttag einzureichenden Rechts⸗ 
mittels 6479 

88 232 f., 519 VI ZPO. Hat der A. das 
Geld zur Zahlung des Gerichtskoſten⸗ 
vorſchuſſes am Vormittag des letzten 
Tages der Nachweisfriſt in Händen, fv 
wird, wenn das Geld erſt abends durch 
Poſtanweiſung eingezahlt iſt, die An⸗ 
wendung der ihm billigerweiſe zuzu⸗ 
mutenden Sorgfalt nicht dadurch dar⸗ 
getan, daß er nachweiſt, daß er ſelbſt 
an dem Tage durch dienſtliche Geſchäfte 
ſtark in Anſpruch genommen war 648 1 

88 233 ff. ZPO. Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand. Umfang der Prüfungs⸗ 
pflicht von an einen A. gerichteten 
Briefen einer Partei 6841 

88 232, 233 ZPO. Perſönl. Erinnerung 
an alle Friſtſachen iſt dem A. nicht 
zuzumuten. Da es nicht ſelten vor⸗ 
kommt, daß die Anordnung der Friſt 
zum Nachweis der Zahlung der Pro- 
zeßgebühr (8 519 VI BPO.) jih um 
Wochen verſchiebt, bedeutet es kein 
Verſchulden des A., wenn ihm das 
Fehlen einer ſolchen Anordnung in 
den Handakten trotz ſolchen Zeitab⸗ 
laufs nicht aufgefallen iſt 11291 

Nach dem A dienſtvertrag muß der A. 
erſter Juſtanz regelmäßig die Ent⸗ 
ſchließung ſeines Auftraggebers ab⸗ 
warten, ehe er für ihn Berufung ein⸗ 
legen läßt. Nur bei Gefahr im Ver⸗ 
zuge kann er unter Umſtänden berech⸗ 
tigt ſein, vorſorglich Berufung auch 
ohne ausdrücklichen Auftrag einlegen 
zu laſſen 6657 

8518 BRO. Die fehlende Unterſchrift 
des Prozeßbevollmächtigten unter der 
Berufungsſchrift kann durch eine unter 
der gleichzeitig eingereichten beglau⸗ 
bigten Abſchrift ſtehende Unterſchrift 
erſetzt werden 66610 

Zum ZPOEntwurf: Über die Lokaliſie⸗ 
rung der Rechtsanwaltſchaft 85 1110 

Zum ZPOEntwurf: Reform der An- 
waltsvertretung im Zivilprozeß; Ra⸗ 
tionaliſierung, Pſychologie u. Rechts⸗ 
leben gegen Lokaliſierung, Mechani⸗ 
ſierung u. Juſtizapparat 626 

Zum Z3pPOEntwurf: Allgem. Simultan- 
zulaſſung? 1111 

Ein A., der neben dieſem Beruf zwölf 
Jahre lang Vorſitzender des MEN. 
einer preuß. Stadt war, erlangt durch 
dieſe Tätigkeit weder die Stellung noch 
den feſten Gehalts⸗ u. Penſionsanſpruch 
eines auf Lebenszeit angeſtellten Be⸗ 
amten der Stadt 5258 

Ein preuß. Gerichtsaſſeſſor, der von der 
Juſtizbehörde zu einem A. als deſſen 
Vertreter beurlaubt iſt, unterliegt nicht 
der Verſicherungspflicht nach dem Arb⸗ 
VermG. 1181“ 

Der RA. vor dem Arbeitsgericht 

Die Reviſionsbedürftigkeit des § 11 Arb⸗ 
Gerd. Schrifttum 158 

§ 11 Arber. Wegen der vor dem 
Arbch. entſtandenen Gerichtskoſten ift 
A. nicht befugt, ein Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
geſuch zu ſtellen 6852 

8 11,59 Arbckerch. Im landesarbeits⸗ 
gerichtlichen Verfahren iſt ein zur 
Niederſchrift des Arbch. eingelegter 
Einſpruch nicht formgerecht eingelegt. 
Der Vertretungszwang gilt auch für 
die Einlegung des Einſpruchs 11772 


Sachregiſter 


Iſt Klage nicht ordnungsgemäß erhoben, 
fo iſt das Urteil des 1. Richters, der 
dies nicht beachtet hat, zu ändern u. 
die Klage abzuweiſen. Bei nach 8 11. 
ArbGG. unzuläſſiger Klagerhebung 
durch A. kann Verzicht durch Nicht⸗ 
ausübung des Rügerechts nicht wirk⸗ 
ſam erfolgen. — A. iſt dann nicht von 
der Prozeßführung vor dem ArbG. 
ausgeſchloſſen, wenn er durch ſog. 
Liquidationstreuhandvergleich von den 
Inhabern oder geſetzlichen Vertretern 
einer in Zahlungsſchwierigkeiten ge⸗ 
ratenen Firma im Einverſtändnis mit 
ihren Gläubigern zwecks deren anteils⸗ 
mäßiger Befriedigung aus dem vor⸗ 
handenen Vermögen zum Treuhänder 
beſtellt iſt. In ſolchen Fällen handelt 
der Treuhänder vor Gericht weder als 
Bevollmächtigter noch als Beiſtand 
der Firma, ſondern kraft der ihm ein⸗ 
geräumten Stellung in eigenem Na⸗ 
men mit unmittelbarer Wirkung für 
das Vermögen der Firma u. dieſe 
ſelbſt 1314 


Koſtenfragen 


Die Koſten eines A. in amtsgerichtlichen 
Prozeſſen hat der Ehemann der Frau 
nur dann vorzuſchießen, wenn die An⸗ 
nahme eines A. aus in der Art des 
Prozeſſes oder der Perſon der vor⸗ 
ſchußberechtigten Prozeßpartei liegen⸗ 
den Gründen notwendig oder ange⸗ 
meſſen erſcheint 1264 

Erſtattungsfähigkeit der Akoſten für die 
Wahrnehmung eines auswärtigen Be⸗ 
weistermins in 2. Inſtanz 12018 

Im Armenrechtsverfahren ift § 91 ZRD. 
anwendbar. Der abgewieſene Antrag⸗ 
ſteller hat deshalb auch die notwen⸗ 
digen Koſten, insbeſ. die Afoften, des 
Gegners zu erſtatten 12121 22. Gegen- 
anſicht 123 28 116327 116624 

Werden einem A. vom Gericht gem. 
§ 102 BPD. für einen zurückgewieſe⸗ 
nen Armenrechtsantrag zu Unrecht die 
Koſten auferlegt, ſo iſt der A. durch 
dieſe Entſcheidung beſchwert, da es 
nicht ausgeſchloſſen iſt, daß das Ge⸗ 
richt, das zu Unrecht angenommen hat, 
der A. habe Koſten verurſacht, nun⸗ 
mehr auf Grund ſolchen Beſchluſſes 
auch irgendwelche Koſten erfordert 12123 

874 IV GRG. Die Erklärung des A. 
erſetzt nur das Mittel zur Glaubhaft⸗ 
machung, nicht die Darlegungspflicht 
ala 

A. koſten, die in einem von der Betriebs- 
vertretung geführten Einſpruchsprozeß 
erwachſen, ſind notwendige Geſchäfts⸗ 
führungskoſten i. S. von 8 36 Betr- 
NG., ſoweit fie nicht pflichtwidrig ver- 
urſacht find 1303 

§ 30 RAusglG. Vorausſetzung für den 
Anſpruch auf Erſtattung von RA koſten 
durch das Reich, die durch Wahrneh⸗ 
mung eines Termins vor dem Gem⸗ 
SchH. entſtanden find 1371 11791 


Steuerrecht 


Die Steuern des RA. Schrifttum 1126 

RA. dürfen bei der Einkommenſteuer⸗ 
veranlagung für 1938 die noch nicht 
gezahlten, im Jahre 1930 an ſich fällig 
geweſenen Raten der Gewerbeſteuer 
abziehen 5371 12301 

Eine dem A. erteilte Vollmacht zur „ge⸗ 
richtlichen u. außergerichtlichen Ver⸗ 
tretung betr. Konkursverfahren des X.“ 
genießt nicht die Befreiungsvorſchrift 
der TarSt. 19 Abf. 7 Pr2Stempste. 
65618 

Berufsſteuer der RA. u. Notare in Dan⸗ 
zig 11821 


Anwaltsbüro 


Der RA. haftet für Ratserteilung ſeines 


* 11 


Bürovorſtehers, die mit ſeinem Wiſſen 
u. Willen erfolgt ift 11302 6411 
Den mit Zwangsverſteigerung betrauten 

Notar trifft Verſchulden, wenn er ſei⸗ 
nem A.perſonal die Erteilung von 
Rechtsauskünften an die Beteiligten 
nicht unterſagt hat 1781 
Unkoſtenerſparnis im Bürobetrieb 1099 


Anwaltsgebühren 


vgl. auch Reiſekoſten des RA., Armen A. 

Die deutſche RAGebO. Schrifttum 101 

Das Koſtenfeſtſetzungsverfahren u. die 
deutſche GebO. f. RA. Schrifttum 102 

§ 1 NUAGEHD. Die Vergütung der vor- 
prozeſſualen Tätigkeit des RA. 1112 

§ 12 RAckeb O. ift nur inſoweit anwend⸗ 
bar, als die für die Berechnung der 
Gerichtsgebühren maßgebende Streit⸗ 
wertfeſtſetzung auch für die Berechnung 
der A. von entſcheidender Bedeutung 
iſt 1131 

812 RAcGebO. Dem Rechtskonſulenten 
ſteht ein Beſchwerderecht auf Erhöhung 
des Streitwerts nicht zu 11814 

813 Ziff. 1 RAcGebO. RA., der zuſam⸗ 
men mit einer Klage ein Armenrechts⸗ 
geſuch einreicht, hat für dieſe Tätigkeit 
eine 1% Prozeßgebühr zu beanſpru⸗ 
chen 67121 

813 Ziff. 3 RAcheb O. Auch in Eheſachen 
kann eine Vergleichsgebühr entſtehen 
11710 1162 24 

813 Ziff. 3 RAGebO. Die Vergleichs⸗ 
gebühr wird in Eheſachen nicht nur bei 
Vergleich nach Erhebung von Klage u. 
Widerklage, ſondern auch dann fällig, 
wenn der Bekl. Widerklage erheben 
könnte 20141 

813 Ziff. 3 RAGebO. Die Vergleichs⸗ 
gebühr des RA. errechnet ſich nach dem 
Wert derjenigen Anſprüche, die auch 
über d. eigentlichen Prozeßſtreitgegen⸗ 
ſtand hinaus Gegenſtand des Vergleichs 
find 67017 

8 13 Ziff. 3 RAGeb O. Vergleichen fidh die 
Parteien nach Erledigung der Haupt⸗ 
ſache über die Koſten des Rechtsſtreits, 
ſo iſt der Gegenſtandswert des Ver⸗ 
gleichs gleich der Summe der bis zur 
Erledigung der Hauptſache entſtand⸗ 
nen gerichtlichen u. außergerichtlichen 
Koſten; daß den Parteien das Armen⸗ 
recht bewilligt iſt u. ſie tatſächlich keine 
Koſten aufgewendet haben, bleibt außer 
Betracht 67428 

813 NAGEbD. Wird nach Teilanerkennt⸗ 
nisurteil Vergleich geſchloſſen, in dem 
auch für den bereits durch das Teil⸗ 
anerkenntnisurteil erledigten Teil des 
Klaganſpruchs Ratenzahlungen verein⸗ 
bart werden, dann iſt der Streitwert 
bez. des Vergleichs unter Einſchluß des 
Teilanſpruchs nach dem geſamten Klag⸗ 
anſpruch zu bemeſſen 1161 22 

813 Ziff. 4 RAGebD. Die Beweisgebühr 
iſt auch dann erwachſen, wenn der Be⸗ 
weisbeſchluß nur mündlich verkündet, 
wegen eines inzwiſchen abgeſchloſſenen 
Vergleiches ſchriftlich aber nicht mehr 
abgeſetzt worden iſt 11812 

813 Ziff. 4 RachebO. Die Beweisgebühr 
des RA. fällt auch dann zu, wenn 
zwar Akten beigezogen u. zum Beweis 
benötigt wurden, wenn aber der RA. 
in der Lage geweſen wäre, ſich die in 
dieſen Akten befindlich. Urkunden ſelbſt 
zu beſchaffen u. vorzulegen 11815 

8 13 Ziff. 4 RAGebO. Beweisgebühr ent- 
ſteht auch, wenn Auskunft eingeholt 
wird, aus der ſich die Rechtzeitigkeit 
der Berufung ergeben ſoll 67019 

88 13 Ziff. 4, 28 RAGebO. Wurden im 
Verf. über einſtweil. Verfügung in der 
Berufungsinſtanz d. Hauptprozeßakten, 
die ſchon in 1. Inſtanz beigezogen wa⸗ 
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ren, erholt u. verwendet, fo entſteht 

Taa regelmäßig keine Beweisgebühr 
20 


§ 14 RAGH. Dem Armen A. ſteht volle 
Prozeßgebühr zu, wenn er nach Bei⸗ 
ordnung die Klage zurücknimmt, ohne 
daß er, von der Zurücknahme abge⸗ 
ſehen, einen Schriftſatz eingereicht hat 
1171 

814 NAGLO. Dem als Wahl A. tätig 
geweſenen RA. ſteht nach ſeiner Be⸗ 
ſtellung zum Armen A., wenn danach 
das Verfahren ruht u. er keine weitere 
Tätigkeit entwickelt, gegenüber der 
Staatskaſſe nur 5/10 der Prozeßgebühr 
zu 1165 80 

817 RAckebO. Der Sondercharakter der 
NotVO. v. 1. Dez. 1930 läßt die Er- 
höhung der Verhandlungsgebühr durch 
die weitere Verhandlungsgebühr nicht 
vollen Umfangs zu, ſondern nur in 
den Grenzen der NotVO. 1181 

Die Gebühr des 817 RAcGeb d. wird 
verdient, wenn über neue Tatſachen 
Beweis angetreten iſt, deſſen Erhebung 
ohne mündliche Verhandlung nur auf 
Grund des 87 EntlVO. beſchloſſen 
werden kann 67122 

817 RAGebO. In Eheſachen kann der 
RA. für die weitere nicht kontradikto⸗ 
riſche Verhandlung nach Rechtskraft 
des bedingten Endurteils nur Gebühr 
in Höhe von 9 fordern 1163 25 

88 23 Ziff. 6, 44 NNGEbD. Bedient fih 
der Gegner der das Armenrecht für 
die Berufungsinſtanz beantragenden 
Partei ſeines erſtinſtanzlichen RA. zur 
Vertretung im Armenrechtsverfahren 
der 2. Inſtanz, ſo ſind im Falle des 
Unterliegens der letzteren Partei im 

Rechtsſtreit die Koſten des erſtinſtanz⸗ 
lichen RA. für die Vertretung im Ar⸗ 
menrechtsverfahren d. Berufungsinſtanz 
dem Gegner von der unterliegenden 
Partei als nicht notwendig nicht zu 
erſtatten. Die Verkehrsgebühren des 
Inſtanz A. für Korreſpondenz mit dem 
RA. der Neviſionsinſtanz iſt nur in 
beſond. Fällen erſtattungsfähig 67427 

827 RAcgeb O. findet auch Anwendung, 
wenn nach einem der Klage ſtattgeben⸗ 
den Urteil über den Grund des An⸗ 
ſpruches die Berufung zurückgewieſen 
u. in dem nunmehr fortgeſetzten Ver⸗ 
fahren erſter Inſtanz über die Höhe 
verhandelt u. Beweis erhob. wird 11916 
828, 23, 25 RAchebO. A. für das Verə 
fahren wegen Gewährung einer Nach⸗ 
friſt nach § 5 10 Miet chf. 11737 

88 29, 30 NAGED. Der Pflicht A. hat 
keinen Anſpruch auf Gebührenerſatz aus 
der Staatskaſſe für Erinnerungen ge⸗ 
gen d. Anſatz von Gerichtskoſten 12327 

838 RAcgeb O. Die Koſten des Antrags 
auf Erlaß des Zahlungsbefehls ſind 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfol⸗ 
gung notwendig u. daher erſtattungs⸗ 
fähig, wenn der Kläger der Auffaſ⸗ 
fung fein konnte, daß dieſer Schritt zur 
Unterbrechung der Verjährung erfor⸗ 
derlich war 67018 

88 43, 44 RAGO. Bemeſſung d. Streit- 
werts nach internat. Recht. 1175! 

§ 44 RAGebO. Die Korreſpondenzgebühr 
in der Reviſionsinſtanz kann dann zu⸗ 
gebilligt werden, wenn eine Korreſpon⸗ 
denz über Tatſachen erfolgt, die nach 
Sachlage erforderlich war, insbeſ. es 
ſich um komplizierte Fragen des Kon⸗ 
kursrechts handelt 118 122 

88 67, 72, 73 RAcheb O. A. für Vertre⸗ 
tung des Nebenklägers bei einer Zeu⸗ 
genvernehmung 1276 

867, 63, 89 RAGebO. Wenn fiğ vor 
Eröffnung des Hauptverfahrens die 
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Parteien im Sühnetermin vergleichen, 
dann ſteht dem hierbei mitwirkenden 
RA. eine Gebühr in Höhe von 40 4 
für dieſe Tätigkeit zu 117411 
88 68, 69, 89 RAGCHO. Für Anfertigung 
einer ſchriftlichen Gegenerklärung auf 
die Reviſionsſchrift erhält der RA. 
2 46 161635 
Die A. im ſtrafprozeſſualen Sühnever⸗ 
fahren 98 
8 78 RAGEHD. Die Höhe der Tages- u. 
übernachtungsgelder der RA. 1124 
Abſchn. 5 RAGeb O. hat nicht die Bedeu- 
tung, daß der RA. Anſpruch auf Er- 
ſtattung nur der dort in 88 76, 78 
beſonders bezeichneten Auslagen gegen 
die von ihm vertretene Partei hat, 
vielmehr hat der RA. nach 8 670 
BGB. Anſpruch auf Erſtattung aller 
Aufwendungen, die er den Umſtänden 
nach für erforderlich halten darf, auch 
Überſetzungskoſten 1165 81 
Die Gebühr des RA. für die Vertre⸗ 
tung des Vergleichsſchuldners bis zur 
Eröffnung des Vergleichsverfahrens be⸗ 
ſtimmt fih lediglich nach 8 89 RAchebO. 
8 54 ift nicht anwendbar. Wird der 
RA., der den Schuldner bis zur Er⸗ 
öffnung des Vergleichsverfahrens ver⸗ 
treten hat, ſpäter als Vertrauens⸗ 
perſon tätig, ſo iſt bei Bemeſſung der 
Vergütungen der ſachliche Zuſammen⸗ 
hang der beiden Tätigkeiten u. die da⸗ 
mit für den RA. verbundene Arbeits⸗ 
erleichterung zu berückſichtigen 11738 
8 93 RAGEbDO. Anrechnung von Sonder⸗ 
vergütungen beim Armenanwalt 122 25 
Für die Frage der Erſtattungspflicht 
von A. ift — mit der Einſchränkung 
des 8 103 1 Pre Verwcz. — lediglich die 
DRAGEHD. i. d. Faſſ. v. 5. Juli 1927 
maßgebend; die PrRAchebO. u. deren 
Abänderungen kommen hierfür nicht 
in Betracht 1382 
Art. 15 Heſſoccebo. f. RA. Im Jefi. 
Enteignungsverfahren ſtehen dem RA. 
die ſämtlichen G., einſchließlich der 
Beweisgebühr, dann zu, wenn irgend⸗ 
eine Beweisaufnahme, auch ohne Erlaß 
eines förmlichen Beweisſchluſſes, ſtatt⸗ 
gefunden hat. Die Tätigkeit eines Re⸗ 
ferendars als Parteibevollmächtigten 
kann nicht mit einer Entſchädigung 
für Zeitverſäumnis abgegolten werden. 
Es ſteht ihm jedoch nur die Hälfte der 
A. zu 1393 
Anwaltskammer 
88 823, 826, 839 BGB. Die Ausübung 
der dem Kevorſtand obliegenden Auf- 
ſichtspflicht iſt nicht ſittenwidrig. Der 
RA., dem der Krvorſtand unter Miß⸗ 
billigung ſeines Verhaltens die Er⸗ 
wartung ausſpricht, daß er zu Unrecht 
zurückbehaltene Beträge an ſeine Partei 
auszahlt, hat, nachdem er dieſer Auf⸗ 
forderung nachgekommen iſt, keinen 
Anſpruch gegen die A. 11531 
Anwalts robe 
Darf RA. als Angeklagter die M. tragen? 
1167 36 
Anwaltsſozietät 
Berufsſteuer der RA. u. Notare in Dan⸗ 
zig. Bei miteinander verbundenen An⸗ 
wälten u. Notaren wird das Einkom⸗ 
men der A. einheitlich u. werden die 
Einkommen aus den Notariaten ge⸗ 
ſondert beſteuert 11821 
Anwaltszwang 
Die Frage des A. bei den höchſten Ge⸗ 
richtshöfen 97 
Anwaltverein, Deutſcher 
vgl. unter DAV. 
Anzahlung 
Führt die Veruntreuung der A. auf die 
beabſichtigte Beſtellung einer Maſchine 


Anzeigepflicht 


im Endergebnis dazu, daß der Anzah⸗ 
lende d. Maſchine im Wege d. Zwangs⸗ 
verſteigerung zu einem Schleuderpreis 
erwirbt, ſo iſt der Wert, den der Er⸗ 
werb ein. ſolch. Maſchine in Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren für ihn bietet, 
bei Bemeſſung des durch die Verun⸗ 
treuung verurſachten Schadens nach 
den Grundſätzen der Vorteilsausglei⸗ 
chung zu berückſichtigen 43 5 2 

A für bevorſtehende Delikte 

(8 139 StGB.) 

Bei gemeingefährlichen Verbrechen be⸗ 
ſteht auch dann A. bei der Behörde, 
wenn die durch das Verbrechen be⸗ 
drohte Perſon von dem ihrem Eigen⸗ 
tum drohend. Vorhaben bereits Kennt⸗ 
nis hat. Dieſe A. obliegt auch der 
durch das Verbrechen unmittelbar be⸗ 
drohten Perſon. Ausnahme von der A. 
beſteht auch nicht für Angehörige. Die 
A. entfällt, wenn der Anzeigende ſich 
möglicherweiſe ſelbſt als Teilnehmer 
des verbrecheriſchen Vorhabens bezich⸗ 
tigen müßte 5716 


Arbeitsgericht 


vgl. auch RArbG., LArbG.; vgl. auch 
Zuſtimmungsverfahren nach § 96 Betr- 
RG. u D 

Fundſtellen arbeitsgerichtlicher Entſchei⸗ 
dungen. Schrifttum D u 

A.geſetz. Schrifttum 1244 

8 2 Nr. 5 ArbGG. Meinungsverſchieden⸗ 
heiten hinſichtlich der Handhabung der 
Wahlgeſchäfte zwiſchen Mitgliedern des 
Wahlvorſtandes können vor Vollendung 
des Wahlaktes nicht durch Anrufung 
des A. ausgetragen werden 536“ 

88 2 Nr. 5, 10, 80 ArbGG. Anwalts⸗ 
koſten, die in einem von der Betriebs⸗ 
vertretung geführten Einſpruchsprozeß 
erwachſen, ſind notwendige Geſchäfts⸗ 
führungskoſten i. S. v. 836 Betr., 
ſoweit ſie nicht pflichtwidrig verurſacht 
find. — Die Frage der Notwendigkeit 
von Koſten, die durch die Geſchäfts⸗ 
führung des Betriebsrats entſtanden 
ſind, iſt nur im Beſchlußverfahren zu 
entſcheiden, dagegen über die Koſten⸗ 
erſtattungspflicht des Arbeitgebers im 
Urteilsverfahren 1303 

Die Feſtſtellungen, die zur Anwendung 
des 85 ArbGG. führen, find nicht ent- 
ſcheidend für die Frage, ob es ſich um 
einen Dienſtlohn (Lidlohn) i. S. des 
8 61 Ziff. 1 KO. handelt. Für feine An⸗ 
wendung muß Dienſtvertrag in Frage 
ſtehen; er kann nicht auf Werkverträge 
angewendet werden 209? 

85 ArbGG. Begriff der arbeitnehmer⸗ 
ähnlichen Perſonen 1316 55 

8 91V ArbG. ift nur Sollvorſchrift 6841 

Die Reviſionsbedürftigkeit des § 11 Arb⸗ 
GG. Schrifttum 158 

8 11 ArbG. Die Vertretung vor den A. 
unter ſpezieller Würdigung des Aus- 
ſchluſſes der RA. Schrifttum 1245 

8 11 ArbG. Wegen der vor dem A. 
entſtandenen Gerichtskoſten ift RA. 
nicht befugt, ein Koſtenfeſtſetzungsge⸗ 
ſuch zu ſtellen 6852 

811, 59 AGG. Im landesarbeitsgericht⸗ 
lichen Verfahren iſt ein zur Nieder⸗ 
ſchrift des A. eingelegter Einſpruch 
nicht formgerecht eingelegt. Der Ver⸗ 
tretungszwang gilt auch für die Ein⸗ 
legung des Einſpruchs 11772 

Iſt Klage nicht ordnungsgemäß erhoben, 
ſo iſt das Urt. des 1. Richters, der dies 
nicht beachtet hat, zu ändern u. die 
Klage abzuweiſen. Bei nach 8 11 Arb- 
GG. unzuläſſiger Klagerhebung durch 
RA. kann Verzicht durch Nichtausübung 
des Rügerechts nicht wirkſam erfolgen. 
— RA. it dann nicht von der Prozeß⸗ 


führung vor dem A. ausgeſchloſſen, 
wenn er durch fog. Liquidationstreu⸗ 
handvergleich von den Inhabern oder 
geſetzlichen Vertretern einer in Zah⸗ 
lungsſchwierigkeiten geratenen Firma in 
Einverſtändnis mit ihren Gläub zwecks 
deren anteilmäß. Befriedigung aus dem 
vorhandenen Vermögen zum Treuhän⸗ 
der beſtellt iſt. In ſolchen Fällen han⸗ 
delt der Treuhänder vor Gericht weder 
als Bevollmächtigter noch als Beiſtand 
der Firma, ſondern kraft der ihm ein⸗ 
geräumten Stellung in eignem Namen 
mit unmittelbarer Wirkung für das 
Vermögen d. Firma u. dieſe ſelbſt 131“ 

Der Grundſatz, daß ein RA. im Anwalts⸗ 
prozeß auch dann ſich ſelbſt vertreten 
kann, wenn er Partei kraft Amtes iſt, 
gilt entſprechend für die nach 8 11 
ArbGG. vertretungsberechtigten Ver- 
bandsvertreter. Iſt zweifelhaft, ob ein 
vor dem LArbG. auftretend. Verbands⸗ 
vertreter zu dieſem Auftrag kraft Voll⸗ 
macht befugt ift, jo kann das LArbG. 
ihn in entſprechender Anwendung des 
§ 78 BPO. einſtweilen zulaſſen 1318 6° 

88 11, 61, 64 ArbGG. Verbandsvertreter 
ift zur Vertretung vor dem LArbG. 
nicht zuzulaſſen, wenn er für ſeine 
Vertretungstätigkeit Entgelt verlangt. 
Die für ihn aufgewandten Koſten ſind 
auch dann nicht erſtattungsfähig, wenn 
durch ſeine Zuziehung die Koſten eines 
RA. erſpart wurden 13181 

Die von Verbandsmitglied, ſei es an den 
Verband, ſei es an den Verbandsver⸗ 
treter, gezahlten Gebühren für die 
Prozeßvertretung vor den A.behörden 
ſind erſtattungsfähig 13192 

88 54, 55, 101, 105, 111 ArbGG. Das 
Verfahren vor dem Innungsausſchuß 
iſt notwendige Prozeßvorausſetzung des 
Streitverfahrens. Das Recht der In⸗ 
nungen, auf Lehrlingsſtreitigkeiten Ein⸗ 
fluß zu nehmen, kann durch tarifver⸗ 
tragliche Regelung nicht beſeitigt wer⸗ 
den. Ein tarifvertragliches zweites ob⸗ 
ligatoriſches Güteverfahren für Lehr- 
lingsſtreitigkeiten kann neben dem Ver⸗ 
fahren der GewO. nicht als zuläſſiger 
Gütevertrag gelten 1297 38 

861 ArbGG. Streitwertfeſtſetzung beim 
A. bei teilweiſer Klagerücknahme 133 ? 

867 ArbGG. Die Tatſachen, auf Grund 
deren der BerR. im arbeitsgerichtl. 
Verfahren feſtſtellt, daß ein verſpätetes 
Vorbringen nicht auf Verſchulden der 
Partei beruht, unterliegen der Nach⸗ 
prüfung durch das Rev. 11773 

8 73 ArbGG. Die Frage, mit welchen 
Kündigungsbedingungen ein TarVertr. 
geſchloſſen iſt, fallt zuſammen mit der 
Frage, welche zeitliche Herrſchaft den 
Arbeitsnormen des TarVertr. zu⸗ 
kommt; ſie betrifft demnach die Rege⸗ 
lung der einzelnen Arbeitsverträge u. 
unterliegt der Nachprüfung in der 
RevInſt. 1317 59 

8855 ArbGG. Die Anordnung münd⸗ 
licher Verhandlung über die NBe- 
ſchwerde iſt zuläſſig 2571 

887 ArbGG. Ordnungsmäßige Einlegung 
der Rechtsbeſchwerde zur Niederſchrift 
der Geſchäftsſtelle des A. liegt nicht 
vor, wenn lediglich Beamter des A. 
einen Aufnahmevermerk auf das vom 
BeſchwF. ſelbſt gefertigte Schriftſtück 
in d. rechte obere Ecke gefetzt hat 132 5 

887 ArbGG. Auch Behörde kann die 
RBeſchwerde nur zur Niederſchrift der 
Geſchäftsſtelle d. A. oder durch Vertre⸗ 
ter gem. § 11 ArbGG. einreichen 6841 

887 ArbGG. Die RBeſchwerde muß die 
Begründung enthalten, auch wenn ſie 
zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle 
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eingelegt wird. Nähere Ausführung 
der gegebenen Begründung in nach⸗ 
gereichtem Schriftſatz zuläſſig 8211 

§ 91 II Nr. 2 ArbGG. Filmſchauſpielerin, 
die zu einer Filmrolle für nur einen 
Aufnahmetag verpflichtet iſt u. ſich 
hierfür etwa 14 Tage lang bereithal⸗ 
ten muß, iſt Angeſtellte. Als „unpar⸗ 
teiiſch“ i. S. von 8 93 ArbGG. ift der 
Obmann eines Schiedsgerichts auch 
anzuſehen, wenn er auf Grund des 
Schiedsvertrags von einem Verbande 
ernannt iſt, dem eine der Vertrags⸗ 
parteien angehört 9001 

§ 111 ArbGG. Die in 8 91 b II GewO. 
beſtimmte Zweiwochenfriſt iſt Aus⸗ 
ſchlußfriſt in dem Sinne, daß der An⸗ 
ſprüche erhebende Teil bei Verſäumung 
der Friſt fein Klagerecht verliert 11751 

Die Aufrechnung mit einer Gegenforde⸗ 
rung, über die das A. zu entſcheiden 
hat 1241 

Armenrecht u. Armenanwalt bei der 
Vollſtreckung von A. Urteilen 1193 

Tſchechoſlowakiſches ArbG. v. 4. Juli 
1931. Schrifttum 1245 


Arbeitsloſigkeit 


vgl. unter RVerf., Art. 163; ferner Gef. 
über ArbVerm. u. Arbeitsloſenverſich. 
unter ArbVerm. 


Arbeitsnachweis 


Die nach dem 31. März 1927 erlaſſene 
DienſtO. eines kommunalen M. ift f. 
die Rechtsbeziehungen eines von dort 
übernommenen Angeſtellten zur Reichs⸗ 
anſtalt f. Arbeitsverm. u. Arbeits⸗ 
loſenverſ. nicht verbindlich 536 5 

Bei den gem. § 228 ArbVermG. von ihr 
übernommenen A. Angeſtellten ift die 
Reichsanſtalt nicht Tarifbeteiligte eines 
nach der übernahme von dem bis⸗ 
herigen Arbeitgeber mit rückwirkender 
Kraft abgeſchloſſenen Tar Vertr. 128330 

Einem gem. 8228 Arb VermG. in die 
Dienſte der Reichsanſtalt f. Arbeits⸗ 
verm. u. Arbeitsloſenverſ. übernom⸗ 
menen A. Angeſtellten kann zum Zwecke 
der Vereinheitlichung der Arbeitsbedin⸗ 
gungen gekündigt werden, wenn die 
Kündigung keine ungünſtigere Geſtal⸗ 
tung der Arbeitsbedingungen bezweckt 
u. ſich erſt nach Beendigung der Über⸗ 
gangszeit auswirkt 128931 

Die Neichsanftalt f. ArbVerm. u. Mr- 
beitsloſenverſ. ift bei von ihr über- 
nommenen A. Angeſtellten, die erft nach 
dem 1. Okt. 1927 in den Dienſt eines 
A. getreten ſind, nicht Rechtsnachfol⸗ 
gerin des bisherigen Arbeitgebers. 
Solche Angeſtellte haben mangels be⸗ 
ſonderer Vereinbarung nur Anſpruch 
auf Bezahlung der Tar®. der NAnſt⸗ 
Angeſtellten 129132 


Arbeitsordnung 


Schreibt die A. Kündigung mit zwei⸗ 
wöchiger Friſt vor, die nur am Sonn⸗ 
abend ausgeſprochen werden darf, ſo 
iſt Kündigung, die mit längerer Friſt 
an anderem Wochentag ausgeſprochen 
wird, wirkſam 127918 


Arbeitsrecht 


vgl. auch Akkordarbeit, Ausgleichsquit⸗ 
tung, Betr., Dienſtvertrag, Gew., 
Gratifikation, internat. A., Kündigungs⸗ 
ſchutz, Lehrling, Streik, Tarif, Urlaub 

A. Geſetzesſammlung. Schrifttum 1242 

A. des Alltags. Schrifttum 1242 

Jahrb. des A. Bd. 11. Schrifttum 1243 

R. und Praxis des Arbeitskampfes. 
Schrifttum 1245 ? 

Die guten Sitten in der arbeitsrechtl. 
Rſpr. nach dem Kriege. Schriftt. 1242 

Arbeitsrechtl. Handbuch für das Ver⸗ 
gleichs⸗ u. Konkursverfahren. Schrift⸗ 
tum 162 
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Das Ausſetzen im Arbeitsverhältnis 1235 

Die Schickſalsgemeinſchaft zwiſchen Are 
beitgeber u. Arbeitnehmer 1239 

Fließen dem Arbeitnehmer die ihm ge⸗ 
zahlten Geldſummen nicht als freies 
Eigentum zu, iſt er vielmehr durch 
Treuverhältnis gebunden derart, daß 
er das R. an dem betr. Teil ſeiner 
Bezüge zwar im eigenen Namen aus⸗ 
üben, aber nicht zu ſeinem Vorteil 
gebrauchen durfte, ſo iſt das wahre 
R. an dieſem Teil des ausgezahlten 
Geldes u. auch ſchon der Anſpruch 
auf Auszahlung beim Arbeitgeber ver⸗ 
blieben u. er darf der Pfändung kraft 
eines die Veräußerung hindernden 
Rechts nach 8 771 BPI. widerſprechen 
72 5 2103 

Wird langjährigem Angeſtellten beim 
Abgang eine Unterſtützung „bis auf 
weiteres“ zugeſichert, ſo liegt hierin 
noch kein Verzicht auf den freien 
Widerruf 10271 

Die Danziger Arbeitsgeſetze. Schrifttum 
1246 


Das A. Polens. Schrifttum 1246 


ArbVerm. u. Arbeitsloſenverſ., Gef, über 


Gef. über Arb Verm. u. Arbeitsverſ. Hand- 
ausgabe 1244. Kommentar 1244 

Gef. über ArbVerm. u. Arbeitsloſenverſ. 
i. d. Faſſ. der VO. v. 21. März 1932 
nebſt VBD.en u. Erlaß über Kriſenfür⸗ 
ſorge, Kurzarbeiterunterſtützung u. För⸗ 
derung des freiwill. Arbeitsdienſtes. 
Schrifttum 1244 

Ergänzungen zum Handkommentar des 
A. v. Fiſcher. Schrifttum 330 

Die Schutz̃orſchr. des § 88 III, 1, daß 
einem Arbeitnehmer, der in den letzten 
12 Monaten vor der Arbeitslosmel⸗ 
dung während 26 Wochen oder, wenn 
das Arbeitsentgelt nach Monaten be⸗ 
meſſen war, während 6 Monaten in 
verſicherungspflicht. Beſchäftigung ge⸗ 
ſtanden hat u. dann arbeitslos wird, 
die Arbeitsloſenunterſtützung nicht we⸗ 
gen etwaiger Arbeitsunfähigkeit ver⸗ 
ſagt werden darf, gilt ohne jede Ein⸗ 
ſchränkung, d. h. auch dann, wenn ſich 
der körperl. od. geiſtige Zuſtand eines 
Arbeitnehmers in den letzten 12 Mo⸗ 
naten vor der Arbeitslosmeldung wäh⸗ 
rend einer verſicherungspflicht. Be⸗ 
ſchäftigung von 26 Wochen od. 6 Mo- 
naten durch allmähliches Abſinken der 
Arbeitskraft ſo verändert hat, daß Ar⸗ 
beitsfähigkeit i. S. von 8 88 I beim 
Ausſcheiden aus der Beſchäftigung 
nicht mehr vorliegt 1362 

§ 89a. Zum Begriff der Arbeitsloſig⸗ 
keit. Iſt Verſicherter, der eine Be⸗ 
ſchäftigung erſt im Laufe od. gar erft 
am Abend aufnimmt, an dieſem Tage 
noch arbeitslos? 3591 

§ 89a. Unfreiwillige Arbeitsloſigkeit bei 
ausländ. Arbeitern 6105 

§ 89 a. Betrug durch Nichtanzeige der 
Übernahme einer ſelbſtändigen Arbeit 
12596 

8 89a. Begriff der berufsmäßigen Ar- 
beitnehmereigenſchaft. Begriff: arbeits⸗ 
los 13257 

8 96 ſetzt nicht voraus, daß die vera 
ſicherungsfreie Beſchäftigung der Ar⸗ 
beitslosmeldung unmittelbar voraus⸗ 
gegangen iſt 1363 

8 101. Arbeitsloſe find auch während des 
Bezugs von Kriſenunterſtützung für 
den Fall der Krankheit verſichert. Als 
Krankengeld wird derjenige Betrag 
gewährt, den fie als Kriſenunter⸗ 
ſtützung erhielten, wenn ſie nicht er⸗ 
krankt wären 1375 

§ 139 IV. Auslegung des Beſchluſſes des 
Verwaltungsausſchuſſes des Landes⸗ 


1 


arbeitsamts, durch den die in Be⸗ 
tracht kommenden Arbeiten als Not⸗ 
ſtandsarbeiten anerkannt worden ſind, 
und zwar mit der Maßgabe, daß die 
Entlohnung nach dem Tiefbauarbeiter⸗ 
tarif zu erfolgen hat. Berückſichtigung 
einer Auskunft des Präſidenten des 
Landesarbeitsamts über den bei Erlaß 
des Beſchluſſes maßgebenden Willen 
des Verwaltungsausſchuſſes 3561 

8139 IV. Die Feſtſetzung einer „oberen 
Grenze“ für die Entlohnung der Not⸗ 
ſtandsarbeiter bedeutet nur das Höchſt⸗ 
maß deſſen, was der Unternehmer dem 
Notſtandsarbeiter zu gewähren hat, 
nicht aber eine feſte, jede Lohnverein⸗ 
barung ausſchließende, alſo zugleich 
das Mindeſtmaß darſtellende Lohnfeſt⸗ 
ſetzung 129233 

8520 RVO.; § 145 Arb VermG. Der bei 
Erſatzkaſſe Verſicherte, der die an ihn 
gezahlten Beitragsteile des Arbeit⸗ 
gebers f. die Kranken⸗ u. Arbeits⸗ 
loſenverſicherung nicht an die Erſatz⸗ 
kaſſe abführt, ſondern f. ſich verwen⸗ 
det, macht ſich weder der Unterſchla⸗ 
gung noch einer ſonſtigen Straftat 
ſchuldig 12582 

8178. Im Spruchverfahren der Ar⸗ 
beitsloſenverſicherung ift die Rechts- 
mittelfriſt auch dann gewahrt, wenn 
das Rechtsmittel rechtzeitig bei einem 
Organ der Verſicherungsträger ein⸗ 
gegangen ift 1374 

Die Arbeitsloſenunterſtützung als Lohn- 
pfändungsgrenze für Unterhaltsbei⸗ 
träge 153 

Die auf Grund des ArbVermG. gewährte 
Arbeitsloſenunterſtützung iſt dem wirk⸗ 
lichen „Arbeitsverdienſt“ i. S. des 
8180 II Ziff. 1 RVO. bei der Bered- 
nung des Grundlohns nicht gleichzu⸗ 
ſtellen 2131 

§ 228. Die nach dem 31. März 1927 er- 
laſſene Dienſtd. eines kommunalen 
Arbeitsnachweiſes iſt für die Rechts⸗ 
beziehungen eines von dort übernom- 
menen Angeſtellten zur Reichsanſtalt 
f. ArbVerm. u. Arbeitsloſenverſ. nicht 
verbindlich 536 5 

Bei den gem. $ 228 Arb VermG. von ihr 
übernommenen Arbeitsnachweisange⸗ 
ſtellten iſt die Reichsanſtalt nicht Tarif⸗ 
beteiligte eines nach der Übernahme 
von dem bisherigen Arbeitgeber mit 
rückwirkender Kraft abgeſchloſſenen 
Tarifvertrags 1288 30 

Einem gem. 8228 Arb VermG. in die 
Dienſte der Reichsanſtalt f. Arbeits⸗ 
verm. u. Arbeitsloſenverſ. übernom⸗ 
menen Arbeitsnachweisangeſtellten kann 
zum Zwecke der Vereinheitlichung der 
Arbeitsbedingungen gekündigt werden, 
wenn die Kündigung keine ungünſti⸗ 
gere Geſtaltung der Arbeitsbedingun⸗ 
gen bezweckt und fih erft nach Be- 

Hendigung der Übergangszeit auswirkt 
1289 81 

Die Reichsanſtalt f. ArbVerm. u. Ar⸗ 
beitsloſenverſ. ift bei von ihr über- 
nommenen Arbeitsnachweisangeſtellten, 
die erſt nach dem 1. Okt. 1927 in den 
Dienſt eines Arbeitsnachweiſes getreten 
ſind, nicht Rechtsnachfolgerin des bis⸗ 
herigen Arbeitgebers. Solche Ange⸗ 
ſtellte haben mangels beſonderer Ver⸗ 
einbarung nur Anſpruch auf Bezah⸗ 
lung der Tar®. der Reichsanſtalts⸗ 
angeſtellten 1291 32 

§ 270. Irrtümlicher Glaube des Arbeit⸗ 
gebers, ſeinen Arbeitern den verein⸗ 
barten Lohn voll ausbezahlt u. Bei⸗ 
tragsteile der Arbeiter nicht einbe⸗ 
halten zu haben, iſt Irrtum über Tat⸗ 
umſtände 12556 


Sachregiſter 


Stellen § 533 RVO. u. § 270 Arb VermG. 
weſensverſchiedene Tatbeſtände dar od. 
ijt Idealkonkurrenz möglich? 12584 
1259 4 

Zur Auslegung der 88 533, 534 NVO., 
88 270, 272 ArbVermG. 12608 

Preuß. GerAſſ., der von der Juſtiz⸗ 
behörde zu einem RA. als deſſen Ver⸗ 
treter beurlaubt iſt, unterliegt nicht 
der Verſicherungspflicht nach dem Arb⸗ 
VermG. 11814 


Arbeitszeit 


vol. auch A. in Bäckereien unter B., vgl. 
ferner Kurzarbeit 

Die VD.en über die A. Schrifttum 330 

Das neue A. Recht 1240 

Die privatrechtl. Seite der Arb. 
Schrifttum 1241 

Die Irrtumsentſchuld VO. findet nicht An- 
wendung auf die ArbZ VO. u. die VO. 
üb. die Regelung der A. der Augeſtell⸗ 
ten. Pauſe i. S. von 81 Arb ZO. ift 
nur eine während der für ſie beſtimm⸗ 
ten Dauer jede Verpflichtung zu Ar⸗ 
beitsleiſtung ausſchließende Unterbre⸗ 
chung der A. Duldet der Arbeitgeber 
bloß gelegentliche kurze Unterbrechung 
der Pauſen durch Arbeit, ohne aus 
den wenigen ihm bekannt gewordenen 
Fällen auf Wiederholungen ſchließen 
zu müſſen, ſo verletzt er damit noch 
nicht die ihm obliegende Pflicht zur 
überwachung der Einhaltung der ge⸗ 
ſetzlich vorgeſchriebenen A. 1256? 

88 1ff. ArbZVO. Die TarVertrKlauſel: 
„Die regelmäßige U. beträgt 8 Stun⸗ 
den im Tag u. 48 Stunden in der 
Woche, in beiden Fällen ausſchließl. 
der Pauſen“ begründet, wenn nicht 
der übrige Inhalt des Tar Vertr. wei⸗ 
tergehenden Willen der Tarifparteien 
erkennen läßt, keinen unabdingbaren 
Anſpruch auf volle Beſchäftigung u. 
Entlohnung f. die feſtgeſetzte Zeit, ſon⸗ 
dern beſtimmt entſprechend der Arbg⸗ 
VO. nur die regelmäßige Höchſtarbeits⸗ 
zeit 1285 25 
9 1, 5, 11 ArbZVoO. Irrtum über bie 
Verbindlichkeit mündlicher Tarifverein⸗ 
barungen 12623 

881, 11 Arb go. Gewerbliche Arbeiter 
find auch dann der Arb VO. unter- 
worfen, wenn ſie gelegentlich im land⸗ 
wirtſchaftl. Betrieb beſchäftigt werden 
12629 

85 Arb3Z Vo. Die Mitglieder eines Ber- 
bandes, der TarVertr. abgeſchloſſen 
hat u. dieſen kündigt, find von dem 
Augenblick an, in dem das A. Abkom⸗ 
men f. den Verband infolge der Kün⸗ 
digung ſeine Wirkſamkeit verloren hat, 
an ſich nicht mehr als verpflichtet zu 
erachten, die in dem A. Abkommen vor: 
geſehene Mehrarbeit zu leiſten. — 851 
ArbgZVoO. läßt die Ausdehnung der 
A. nur durch Tar Vertr. zu. Betriebs⸗ 
vereinbarung kann einem TarvVertr. 
i. S. des 81 Tar., deſſen Begriffs⸗ 
beſtimmung für dieſen Ausdruck in 
8.5 Arb3 VO. allein maßgeblich ift, 
nicht gleichgeſtellt werden 1285 28 

88 5, 11 Arb Vo. Die Zuſtimmung der 
geſetzl. Betriebsvertretung kann durch 
die Zuſtimmung der Belegſchaft erſetzt 
werden. Irrtum hierüber fällt nicht 
unter 859 StGB. 1263 11 

88 5, 9, 11 Arbg VO. Wird Hausange⸗ 
ſtellte von einem Kaufmann ausnahms⸗ 
weiſe auch in ſeinem Laden als Ver⸗ 
käuferin beſchäftigt, ſo iſt die A. die⸗ 
ſer Perſon als Hausangeſtellte von 
ihrer Tätigkeit im Gewerbebetrieb ge⸗ 
trennt zu beurteilen 126210 

885, 11 Arb3 VO. Läßt TarVertrdeftim- 
mung eine Verlängerung der A. „im 


Bedarfsfalle“ zu, ſo braucht ſich der 
Begriff des Bedarfsfalles nicht auf 
einen vorübergehenden Bedarf zu be⸗ 
ſchränken 1263 12 

Werden rechtswidrig verſäumte Arbeits⸗ 
ſtunden auf Anordnung des Arbeit⸗ 
gebers nach Anhörung der Betriebs⸗ 
vertretung ohne Überſchreitung der 
48ſtündigen Arbeitswoche nachgeholt, 
jo beſteht Zuſchlagsanſpruch aus § 6a 
Arb VO. nicht 1285 28 

89 Arb VO. Die Veranſtaltung eines 
Saiſonausverkaufs begründet nicht die 
Anwendbarkeit der Ausnahmebeſtim⸗ 
mung des § 10 Arb ZO. 126413 

Die Begriffe des „Notfalls“ u. des 
„außergewöhnlichen Falles“ i. S. des 
§ 10 I Arb VO. 1265 15 

9 11 Arb VO. Die durch TarVertr. ver⸗ 
einbarte Regelung der A. verdrängt 
mit öffentlich-rechtlicher Wirkung die 
nachgiebigen Geſetzesnormen, die der 
Verfügung der TarVertrpParteien un- 
terliegen 126414 

Die A. Beſtimmungen der Arb3ZVO. 1927 
gelten grundſätzlich auch für das Ver⸗ 
kehrsgewerbe. Für das Verkehrsge⸗ 
werbe ſind durch Geſamtvereinbarun⸗ 
gen weitere allgem. Ausnahmen, als 
wie fie die Arb3ZVoO. 1927 vorſieht, 
geſtattet, insbeſ. auch die Ermöglichung 
einer Überſchreitung der Zehnſtunden⸗ 
grenze 81937 

Zur ſtrafrechtlichen Bedeutung der Tarif⸗ 
fähigkeit von Werkvereinen, insbeſ. bei 
W.überfchreitungen 922 


Argentinien 


Erbrecht in Deutſchland wohnhafter Ar⸗ 
gentinier 564 


Argliſt 


Beim Vorliegen eines übereinſtimmenden 
Irrtums über die objektive Vergleichs⸗ 
grundlage kann aber f. die Einrede der 
allg. A. gegenüber der Berufung auf 
den Vergleich Raum fein 11324 

Der Angeſtellte eines Kaufliebhabers, 
dem von ſeiten des Verkäufers, mit 
dem er die Verhandlungen führen ſoll, 
Zuwendungsverſprechen gemacht wird, 
iſt verpflichtet, es abzulehnen, zum 
mindeſten aber, wenn er das Bere 
ſprechen angenommen hat, den Rauf- 
liebhaber darüber aufzuklären. Die 
Unterlaſſung dieſer Verpflichtung kann 
die Anfechtbarkeit des Kaufvertrags 
wegen argliſtiger Täuſchung begrün⸗ 
den. Nach der Lebenserfahrung ver⸗ 
zichten ehrliche anſtändige Menſchen 
im allg. auf die Eingehung vertrag⸗ 
licher Beziehungen zu Leuten, von 
denen ſie erfahren, daß ſie für den 
Fall des Zuſtandekommens des Ver- 
trags dem Angeſtellten u. Unterhänd⸗ 
ler der Gegenpartei Zuwendung ver⸗ 
ſprochen haben. Wenn ſolches Ver⸗ 
ſprechen erfolgt iſt, iſt die Frage zu 
prüfen, ob nicht der Verſprechende 
beweispflichtig dafür iſt, daß der an⸗ 
dere Teil auch bei Kenntnis der Sach⸗ 
lage den Vertrag ſo abgeſchloſſen ha⸗ 
ben würde. Im Falle des $ 123 II 1 
BGB. genügt es nicht, wenn der An⸗ 
fechtungsgegner die Täuſchung des Drit⸗ 
ten gekannt hat od. ſie hätte kennen 
müſſen; vielmehr iſt erforderlich, daß 
er auch die urſächliche Wirkung der 
Täuſchung auf die Abgabe der Erklä⸗ 
rung durch den Anfechtenden kannte 
oder erkennen mußte 9301 

Die Anrufung der Gerichte gegen den 
Ausſchluß aus nichteingetragenem Ver⸗ 
ein iſt erſt zuläſſig, wenn der ſatzungs⸗ 
mäßig vorgeſehene Inſtanzenzug er⸗ 
ſchöpft iſt. Die hierdurch bewirkte wei⸗ 
tere Hinausſchiebung des Spruches der 


oberſten Vereinsinſtanz ſchafft nicht 
ohne weiteres Einwand der A. gegen⸗ 
über dem Verein 11971 

Kein Haftungsausſchluß für die Verbind⸗ 
lichkeiten einer mit Fa. übernommenen 
und fortgeführten Zweigniederlaſſung, 
wenn es nur im Handelsregiſter der 
Hauptniederlaſſung vermerkt iſt; auch 
dann, wenn die Zweigniederlaſſung 
nicht im Handelsregiſter eingetragen 
war; perſönl. Mitteilung an den 
Glaub. unwirkſam, wenn fie zwar f. 
die zu gründende Gmbh. als über- 
nehmerin gemacht, dieſe aber noch 
nicht gegründet war; der Schuldnerin 
ift auch der Einwand der A. verſchloſ⸗ 
ſen 489 

Bei Blankettakzept wird für die Wirk⸗ 
ſamkeit der Wechſelverpflichtung ein 
Begebungsvertrag verlangt. Kenntnis, 
böſer Glaube und A. eines einzelnen 
Vertreters ſteht der Kenntnis uſw. des 
Vertretenen gleich 740 14 

Die Weinrede ift gegenüber dem Wech⸗ 
ſelerwerber nur bei poſitiver Kenntnis 
von der Berechtigung eines perſönl. 
Einwands gegen den Vormann be⸗ 
gründet. Der Erwerber eines Blan⸗ 
ketts darf den Einwand weder beim 
Erwerb noch bei Ausfüllung des Wech⸗ 
ſels kennen 7563 

Im Wege der Zwangsvollſtreckung iſt 
gegenüber einem relativen Veräuße⸗ 
rungsverbot ein gutgläubiger Erwerb 
nicht möglich. Einrede der A. gegen⸗ 
über der Widerſpruchsklage 19733 

Verzicht auf den verdienten Tariflohn. 
Bei ausdrücklichen Willenserklärungen, 
die unter einem wirtſchaftlichen Druck 
abgegeben ſind, iſt ſtets zu prüfen, ob 
die Vorausſetzungen des § 123 BGB. 
erfüllt find 433 1 

Wenn im Lauf des Arbeitsverhältniſſes 
f. den Arbeitnehmer kraft ſeiner ſchon 
beſtehenden, aber dem Arbeitgeber un⸗ 
bekannten Organiſationszugehörigkeit 
ein Tar Vertr. in Wirkſamkeit tritt, 
durch den die Verpflichtung des Arbeit⸗ 
gebers erweitert wird, ſo kann der 
Arbeitnehmer ſich der Einrede der A. 
ausſetzen, wenn er ſolche tarifliche An⸗ 
8 nachträglich geltend macht 


Zuläſſigkeit der Einrede der allg. A. 
auf Grund vorſätzlicher unerlaubter, 
dem Staat Schaden zufügender Hand⸗ 
lungen des Beamten gegenüber dem 
Anſpruch des ſuspendierten Beamten 
a die Hälfte feines Dienſteinkommens 

2 20 


Armenanwalt 


Der A., der zunächſt die Koſtenfeſt⸗ 
ſetzung auf den Namen der armen 
Partei betreibt, geht zwar dadurch 
feines Rechtes, gem. § 124 I BPO. im 
eigenen Namen die Feſtſetzung zu be⸗ 
treiben, noch nicht verluſtig. Doch muß 
er den bis dahin geſchaffenen Rechts⸗ 
zuſtand, z. B. Aufrechnung od. Zah⸗ 
lung der erſtattungspflichtigen Partei 
an die arme Partei, gegen ſich gelten 
laſſen 2542 

Zur Auslegung des § 124 BPO. Iſt bei 
Zahlung der Koſten durch den Prozeß⸗ 
gegner an den A. und Aufhebung des 
vorläufig vollſtreckbaren Urteils der A. 
perſönlich verpflichtet, die Koſten gu- 
rückzubezahlen? 672 25 

8 127 Apo. Wird der Antrag des A., 
nach Beendigung des Rechtsſtreits der 
armen Partei die Nachzahlung der 
durch Bewilligung des Armenrechts 
geſtundeten Gebühren ſeines RA. auf⸗ 
zugeben, abgelehnt, dann ſteht dem 
A. hiergegen ein BeſchwRecht zu 671233 


Sachregiſter 


§ 34 NAD. Es iſt zuläſſig, im Armen- 
recht einen RA. nur zur Wahrneh⸗ 
mung der Rechte der Partei im Ter⸗ 
min beizuordnen 6823 

In Anwaltsprozeſſen erlangt die Kün⸗ 
digung des Vollmachtsvertrags auch 
dem Gericht gegenüber rechtl. Wirk⸗ 
ſamkeit erſt durch die Anzeige der 
Beſtellung eines anderen Anwalts. Die 
Prozeßvollmacht des A. endigt nicht 
ſchon durch die Beendigung des Ar⸗ 
menrechts 109 2 . 

Wenn eine Partei ſchuldhaft mit zwei 
nacheinander ihr beigeordneten An⸗ 
wälten Differenzen herbeiführt, die die⸗ 
ſen ein weiteres Auftreten für die 
Partei unmöglich machen, dann hat 
die Partei keinen Anſpruch auf Bei⸗ 
ordnung eines dritten von ihr ſelbſt 
ausgewählten A. 124 29 

Armenrecht und A. bei der Vollſtrek⸗ 
kung von ArbGerürteilen 1193 


Armenanwalts gebühren 


vgl. auch unter Reiſekoſten des RA.; 
vgl. ferner im Sonderregiſter „Recht 
der NotVO.en“ unter NotVoO. vom 
6. Okt. 1931 

§ 1 Arm AnwG. Der auch f. die Zwangs⸗ 
vollſtreckung beigeordnete Arm Anw. er⸗ 
hält f. den Antrag auf Eintragung 
einer Arreſthyp. eine nach der LGeb oO. 
zu bemeſſende Gebühr aus der Staats⸗ 
kaſſe erſetzt. Das Beſchwch. hat nicht 
nur den angegriffenen Gebührenanſatz, 
ſondern auch den nichtangegriffenen 
Gebührenſatz zu prüfen u. kann im 
Rahmen der geſtellten Anträge einen 
Ausgleich zwiſchen dieſen vornehmen, 
je nachdem ein Abſtrich od. Zuſatz ge⸗ 
rechtfertigt iſt 202 42 

§ 1 Arm AnwG. Vergleichen ſich die Par- 
teien nach Erledigung der Hauptſache 
über die Koſten des Rechtsſtreits, ſo 
iſt der Gegenſtandswert des Vergleichs 
gleich der Summe der bis zur Erledi⸗ 
gung der Hauptſache entſtandenen ge⸗ 
richtlichen u. außergerichtlichen Koſten; 
daß den Parteien das Armenrecht be⸗ 
willigt iſt u. ſie tatſächlich keine Koſten 
aufgewendet haben, bleibt außer Be⸗ 
tracht 67428 

81 Arm AnwGg. Berechnung der vom 
Staat dem Armenanwalt zu erſtatten⸗ 
den Beträge beim Quotenarmenrecht 
114415 1164 28 

§ 1 Arm Anw. Dem als Wahlanw. tätig 
geweſenen RA. ſteht nach feiner Be- 
ſtellung zum Arm Anw., wenn danach 
das Verfahren ruht u. er keine wei⸗ 
tere Tätigkeit entwickelt, gegenüber der 
Staatskaſſe nur ¼0 der Prozeßgebühr 
zu 116530 

$ 1 Arm Anw. Abſchn. 5 NAGEBD. hat 
nicht die Bedeutung, daß der RA. An⸗ 
ſpruch auf Erſtattung nur der dort in 
89 76, 78 beſonders bezeichneten Aus⸗ 
lagen gegen die von ihm vertretene 
Partei hat, vielmehr hat der RA. nach 
8 670 BGB. Anſpruch auf Erſtattung 
aller Aufwendungen, die er den Um- 
ſtänden nach für erforderlich halten 
darf, auch Überſetzungskoſten 1165 31 

§ 1 Arm Anw. Der Pflichtanwalt hat 
keinen Anſpruch auf Gebührenerſatz 
aus der Staatskaſſe für Erinnerungen 
gegen den Anſatz v. GerKoſten 123 27 

§ 1 Arm AnwoG. Die Vergleichsgebühr 
wird in Eheſachen nicht nur bei Ver⸗ 
gleich nach Erhebung von Klage und 
Widerklage, ſondern auch dann ſällig, 
wenn der Bekl. Widerklage erheben 
könnte 2014 

§ 1 Arm AnwG. Armenrechtsbewilligung 
wirkt zwar grundſätzlich nicht auf die 
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Vergangenheit zurück, wohl aber dann, 
wenn das Gericht dem vor u. in der 
Verhandlung geſtellten Bewilligungs⸗ 
antrag erft bei od. nach Urteilsver⸗ 
kündung ſtattgibt 11749 

8 1, 3 Arm Anw. Anrechnungen von 
Sondervergütungen beim Arm Anw. 
122 25 

83 ArmAnwcg. Zur Frage der Berück⸗ 
ſichtigung des Gewerbeſteuerzuſchlags 
bei der Erſtattung der Koſten des Ar⸗ 
menanwalts durch den Staat 2541 

§ 5 Arm Anwch. Einwirkung eines Ko⸗ 
ſtenvergleichs auf den übergang des 
Erſtattungsanſpruchs 6603 

8 14 RUGEbD. Dem Arm Anw. ſteht volle 
Prozeßgebühr zu, wenn er nach Bei- 
ordnung die Klage zurücknimmt, ohne 
daß er, von der Zurücknahme abge⸗ 
hen einen Schriftſatz eingereicht hat 

7 


Armenrecht 


vgl. ferner im Sonderregiſter „Recht der 
Not VO. en“ unter NotVO. v. 1. Dez. 
1930 u. Not VO. v. 6. Okt. 1931 

Im A verfahren ift § 91 ZPO. anwend⸗ 
bar. Der abgewieſene Antragſteller hat 
deshalb auch die notwendigen Koſten, 
insbeſ. die Anwaltskoſten, des Geg⸗ 
ners zu erſtatten 1212 22. Gegen⸗ 
anſicht 116327 116634 123 28 

Werden einem Anwalt vom Gericht gem. 
§ 102 BPO. f. einen zurückgewieſenen 
Yantrag zu Unrecht die Koſten auf- 
erlegt, ſo iſt der Anwalt durch dieſe 
Entſch. beſchwert, da es nicht ausge⸗ 
ſchloſſen iſt, daß das Gericht, das zu 
Unrecht angenommen hat, der Anwalt 
habe Koſten verurſacht, nunmehr auf 
Grund ſolchen Veſchluſſes auch irgend⸗ 
welche Koſten erfordert 12123 

88 114 ff. ZPO. Rückwirkung des A. auf 
den Zeitpunkt der mündl. Verhand⸗ 
lung, wenn das Gericht in dieſer zu 
erkennen gibt, daß Bedenken nicht be⸗ 
ſtehen u. die Bewilligung durch be⸗ 
ſonders zugeſtellten Beſchl. v. gleichen 
Tage erfolgt 672 24 

98 114 ff. BVO. Wann ſteht die per- 
letzte Amtspflicht einem Dritten, dem 
Verletzten gegenüber zu? Im Myer- 
fahren iſt der Gegner des Antrag⸗ 
ſtellers nicht Dritter, demgegenüber 
Arntspflicht beſteht. Bei der Entſch. 
über die Bewilligung des A. kommt 
weſentlich das freie richterliche Er⸗ 
meſſen in Frage 1146 18 

8 115 BPO. Berechnung der vom Staat 
dem Arm Anw. zu erſtattenden Beträge 
beim Quoten A. 116128 114415 

§ 115 BPO. Abbewilligung wirkt zwar 
grundſätzlich nicht auf die Vergangen⸗ 
heit zurück, wohl aber dann, wenn das 
Gericht dem vor u. in der Verhand⸗ 
lung geſtellten Bewilligungsantrag erſt 
bei od. nach Urteilsverkündung ſtatt⸗ 
gibt 11743 

§ 118 3 PO. Keine Bewilligung des A. 
nach Beendigung der Inſtanz 123 28 

8 124 3 PO. Einwirkung eines Koſten⸗ 
vergleichs auf den Übergang des Er⸗ 
ſtattungsanſpruchs 6603 

§ 125 3PO. Es iſt zuläſſig, in einem 
Nachzahlungsbeſchl. dem Nachzahlungs⸗ 
verpflichteten Ratenzahlungen aufzu⸗ 
erlegen 122 24 

Zur Auslegung des 8 125 PO. 1125 

§§ 232, 233 ZPO. Grundſätzlich darf 
jedermann ſich darauf verlaſſen, daß 
über ein ſechs Tage vor Ablauf der 
BerFriſt eingereichtes A.geſuch fo recht⸗ 
zeitig entſchieden werden wird, daß er 
noch innerhalb der Friſt Berufung 
einlegen kann 114618 


2.16 


Iſt das A. verſagt worden, ſo bildet die 
fortdauernde Armut keinen Wieder⸗ 
einſetzungsgrund mehr 114617 

Eine vor Setzung der Friſt gem. § 519 
IVI BPO. erfolgte Abweiſung eines 
A.geſuchs ſchließt für erneutes A. ge⸗ 
ſuch die Wirkung gem. 8 519 IV 4 
nicht aus. Seine Sorgfaltspflicht ver⸗ 
letzt, wer erſt wenige Tage vor Ablauf 
der Friſt aus 8 519 IV 1 3PO. einen 
bejahrten Laienvertreter mit der Aus⸗ 
arbeitung eines A.geſuchs betraut u. 
ſich dann nicht weiter darum kümmert, 
ob das Geſuch auch rechtzeitig ein⸗ 
gereicht wird 649 11 

Partei, die ihren Prozeß bevollmächtigten 
erſter Inſtanz mit der Einreichung 
eines A.gefuchs beauftragt, ohne ihm 
zu ſagen, daß ihr bereits eine Friſt 
nach § 519 VI 1 BPO. geſetzt ift, han⸗ 
delt nachläſſig 1143 14 

Die Zuteilung eines GVollz. im A. 
durch beſtimmtes Gericht hat nur für 
den Bezirk dieſes Gerichts Geltung. 
Wenn die Gläubigerin den Vollſtrek⸗ 
kungsauftrag dem GVollz. eines an- 
deren Bezirks als dem des zuteilenden 
Gerichts ſelbſt erteilt, iſt die Koſten⸗ 
pflicht für fie ſelbſt entſtanden 1275 

Bedient ſich der Gegner der das A. für 
die Ber Inſt, beantragenden Partei fei- 
nes erſtinſtanzlichen RA. zur Ver⸗ 
tretung im A verfahren der zweiten 
Inſtanz, ſo ſind im Fall des Unter⸗ 
liegens der letzteren Partei im Rechts⸗ 
ſtreit die Koſten des erſtinſtanzlichen 
RA. für die Vertretung im A verfah⸗ 
ren der Ber Inſt. dem Gegner von der 
unterliegenden Partei als nicht not⸗ 
wendig nicht zu erſtatten 67427 

8 668 ZPO. Die Anſicht, bei Zuordnung 
eines RA. zwecks Erhebung der Ent⸗ 
mündigungsanfechtungsklage müſſe das 
A. auch dann bewilligt werden, wenn 
die beabſichtigte Anfechtungsklage Muz- 
ſicht auf Erfolg nicht bietet, iſt abzu⸗ 
lehnen 1156 

Durch Einreichung eines A.geſuchs nach 
Klageerhebung wird — im Gegenteil 
zur Einreichung vor Klagerhebung — 
die Verjährung unterbrochen 6633 

Wird durch die BeſchwInſt. das A. be- 
willigt, ſo hat weder beſondere Ko⸗ 
ſtenentſcheidung zu erfolgen, noch iſt 
Streitwertfeſtſetzung zuläſſig 116633 

Beim Vergleich im Averfahren handelt 
es ſich nicht um eine im Verfahren 
i. S. des § 2 GKG. errichtete Urkunde. 
Solcher Vergleich unterliegt daher dem 
tarifmäßigen Landesſtempel 1166 32 

RA., der zuſammen mit einer Klage ein 
A.geſuch einreicht, hat für dieſe Tätig⸗ 
keit eine 1% -Prozeßgebühr zu be- 
anſpruchen 67121 

Ergänzungen zur Regelung des A. im 
3PO.⸗Entwurf 94 

A. u. Arm Anw. bei der Vollſtreckung v. 
ArbcGerUrteilen 1193 

Arreſt 

§ 929 II ZPO. Zur Innehaltung der 
Friſt genügt es, wenn nach fruchtlos ver⸗ 
ſuchter Zwangsvollſtreckung der Gläub. 
noch innerhalb der Friſt den Antrag 
auf Ladung des Schuldners zur Lei⸗ 
ſtung des Offenbarungseids ſtellt 185 12 

Im Üverfahren ift für Koſtenentſchei⸗ 
dung kein Raum 115915 

Auch im A verfahren dürfen auf Grund 
v. 8109 RAbgd. n. F. Erſatzanſprüche 
nur mit Zuſtimmung des CFin A. gel- 
tend gemacht werden 6861 

Arreſtbruch (8 137 StGB.) 

8 137 StGB. liegt vor, wenn eine zum 
Inventar eines Grundſtücks gehörende 
Kaſſe nach Erteilung des Zuſchlags im 


Scachregiſter 


Zwangsvollſtreckungstermin entfernt 
wird, noch ehe die Erſteherin ſich in 
den Beſitz des Grundſtücks u. der 
Kaſſe geſetzt hatte 203 43 

Geſchieht Beſchlagnahme nur zur Erfül⸗ 
lung eines privatrechtlichen Anſpruchs. 
jo it § 137 StGB. nicht anwendbar 
204 44 

Täuſchung des GVollz. kann als Mittel 
der Entziehung beim A. genügen, 
braucht es aber nicht 67833 

Arreſthypothek 

Der auch für die Zwangsvollſtr. bei⸗ 
geordnete Arm Anw. erhält für den 
Antrag auf Eintragung einer A. eine 
nach der LGebD. zu bemeſſende Gebühr 
aus der Staatskaſſe erſetzt. Das Beſchw⸗ 
Ger. hat nicht nur den angegriffenen 
Gebührenanſatz, ſondern auch den nicht 
angegriffenen Gebührenanſatz zu prü⸗ 
fen u. kann im Rahmen der geſtellten 
Anträge einen Ausgleich zwiſchen die⸗ 
ſen vornehmen, je nachdem ein Ab⸗ 
ſtrich od. Zuſatz gerechtfertigt ift 202 42 

Artiſten 
Handbuch des deutſchen Theater⸗, Films, 
Muſik⸗ u. A rechts. Schrifttum 856 
Arzt 
vgl. auch Tier A. 
Aſſeſſor 

Ein preuß. Ger A., der v. der Juſtiz⸗ 
behörde zu einem RA. als deffen Ver- 
treter beurlaubt iſt, unterliegt nicht 
der Verſicherungspflicht nach dem 
Arb VermG. 1181 * 

Aufbringungsleiſtungen f 

AujfbrG. nach dem Erlöſchen der Jn- 
duſtriebelaſtung. Schriftt. 639 

82 Geſ. über die gegenſeitigen Be⸗ 
ſteuerungsrechte des Reichs, der Län⸗ 
der u. der Gemeinden v. 10. Aug. 
1925 ſteht der Heranziehung der wer⸗ 
benden Betriebe zu den A. für das 
Kalenderjahr 1930 u. zu der Aufbr⸗ 
Umlage für das Rechnungsjahr 1930, 
die nach den Geſetzen v. 3. April und 
15. April 1930 zugunſten des Reichs 

1 erhoben werden, nicht entgegen 288 40 
Auflaſſung 

Wenn beſtimmt iſt, daß die Zahlung 
bei der A. fällig iſt, dann iſt für die 
Leiſtung nicht eine Zeit nach dem 
Kalender beſtimmt 1052 14 

Vormerkung zur Erhaltung des Rechts 
auf A. iſt wirkſam, auch wenn ihr 
Rechtsgrund nicht aus dem Grundbuch 
ſelbſt, ſondern aus anderen Urkunden 
zu erkennen iſt 10458 

An Stelle der nicht in das geringſte Ge⸗ 
bot fallenden X.vormerfung tritt der 
Anſpruch auf Erſatz des Wertes aus 
dem Verſteigerungserlös. Der Gläub. 
kann ſeinen Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz aus § 325 BGB. mit dem Rang 
der bisherigen Vormerkung in bezug 
auf den Erlös liquidieren. Keineswegs 
ift der Wert der Alvormerkung ohne 
weiteres dem Verſteigerungserlös gleich⸗ 
zuſetzen 190 21 

Die Beweispflicht des durch die A. un» 
gerechtfertigt Bereicherten, daß der Be⸗ 
reicherer gewußt habe, er leiſte ohne 
verpflichtet zu ſein, wird nicht da⸗ 
durch aufgehoben, daß er behauptet, 
der Kl. habe nicht zur Erfüllung, ſon⸗ 
dern zur Heilung des unwirkſamen 
Kaufvertrags geleiſtet 446 

Auflöſung der Familiengüter uſw. 

8 213 Zw Aufl. Prozeſſuale Bedeutung 
der Entſch. des A amtes im fioeikom⸗ 
mißrechtl. Zwiſchenſtreit nach § 212. 
Zugehörigkeit eines für den jeweil. 
Eigentümer der Fideikommißbegüte⸗ 
rung eingetragenen Vorkaufsrechts zum 
Fideikommißvermögen. Ausübung eines 


ſolchen Rechtes durch den Fideikommiß⸗ 
beſitzer auch für ſein Allodvermögen. 
Relative Unwirkſamkeit v. unbefugten 
Verfügungen des Fideikommißbeſitzers 
1087 1 

Sicherungsverfahren und Familienguts⸗ 
verwaltung nach dem Figeſetz vom 
22. April 1930 323 

Aufrechnung 

Verwirkung von AufwAnſprüchen auf mit 
entwerteter Mark gemachte Aktienein⸗ 
zahlungen. Durch A. erfolgte Leiſtun⸗ 
gen ſind wie Zahlungen zu behan⸗ 
deln 10072 7182 

Barzahlungsverſprechen bedeutet A ver⸗ 
zicht, wenn Gläub. vor dem Konkurs 
ſteht 2161 

Nur in Fällen, in denen die Zurück⸗ 
behaltung die Wirkung einer A. hat, 
iſt demjenigen, deſſen Verbindlichkeit 
auf einer unerlaubten Handlung be⸗ 
ruht, die Geltendmachung des Zurück⸗ 
behaltungsrechts unterſagt 3943 

Zuläſſigkeit der A. gegen Urteilsforde⸗ 
rung, wenn ſich nicht aus dem Urteil 
ſelbſt ergibt, daß die Schuld aus vor⸗ 
ſätzlich begangener unerl. Handlung 
herrührt. Zuläſſigkeit der A. mit Ko⸗ 
ſtenerſtattungsanſpruch aus dem Urteil, 
auch wenn die Forderung eine ſolche 
aus unerl. Handlung ift 11542 

Die A. mit einer Gegenforderung, über 
die das ArbG. zu entſcheiden hat 1241 

§ 266 I Nr. 2 StGB. Derjenige, der be- 
auftragt iſt, die ihm von einem andern 
zu treuen Händen übergebenen Wechſel 
für dieſen im eigenen Namen zu dis⸗ 
kontieren, die aus der Diskontierung 
zu erlöſenden Gelder für den andern 
in Empfaug zu nehmen u. zu verwah⸗ 
ren u. zu einem Teil noch am Tage 
der Wechſelübergabe, zum andern Teil 
am nächſtfolgenden Tage auszuhän⸗ 
digen, macht ſich durch Verbrauch des 
Diskonterlöſes der Untreue ſchuldig. — 
Die Duldung der v. Wechſelerwerber 
in Beziehung auf einen Teil ſeiner 
Kaufpreisſchuld erklärten einſeitigen A. 
gem. § 388 BGB. ſtellt keine Verfü- 
gung über die Kaufpreisforderung des 
Auftraggebers dar. Wohl aber kommt 
in dieſem Fall Untreue an den Wech⸗ 
ſeln ſelbſt dann in Betracht, wenn der 
Beauftragte die Wechſel an jemand 
verkauft, dem er ſelbſt Gelder ſchul⸗ 
dete, wonach er die A. u. als deren 
Folge zu erwarten hatte, daß zwar 
er von einer Schuld befreit werde, 
der Auftraggeber jedoch erheblichen 
Teil der aus dem Verkauf der Wechſel 
zu erlöſenden Gelder einbüßte 101812 
749 20 

Aufwertung 

vgl. auch Zeilerſche Umwertungszahlen, 
Ausgleichsanſpruch 

Die Berechnung der A. eines Grund⸗ 
ſtückskaufpreiſes muß von dieſem und 
nicht von dem Gegenwartswert des 
Grundſtücks ausgehen. Dieſer letztere 
iſt heranzuziehen, um den übermäßigen 
od. übergeringen Kaufpreis in der A.⸗ 
ſumme zum Ausdruck zu bringen. Für 
die A. können die Vermögensverhält⸗ 
niſſe des Schuldners nicht zur Zeit 
des Urteils, ſondern nur zur Zeit des 
Verzugs herangezogen werden. Die 
Verwendung des gekauften Grundſtücks 
zu gemeinnützigen Zwecken ſpielt keine 
Rolle. Bei ſpäterer Umwandlung der 
Kaufpreisforderung in Schuldverſchrei⸗ 
bungsſchuld der kaufenden Gemeinde, 
die nur als Ablöſungsanleihe behan⸗ 
delt werden darf, gibt es auch für die 
Zeit bis zur Umwandlung keine A., 
wenn nicht etwa die Begründung der 


Darlehnsſchuld als Zahlung anzuſehen 
iſt. Die Bezahlung von Schulden iſt 
als wertbeſtänd. Anlage anzuſehen 3375 
Bei A. des Anſpruchs auf die Gegen⸗ 
leiſtung f. die Überlaſſung eines Fahr⸗ 
rechts auf Grund eines Vertrags, der 
1920 angetragen u. 1925 angenommen 
worden iſt, iſt für die Bemeſſung der 
A. höhe der Zeitpunkt des Vertrags- 
antrags maßgebend u. ein heutiger 
l a Marktpreis zu berüdjichtigen 


Bei Berechnung der A. ſind die Verhält⸗ 
niſſe der Parteien bei Urteilserlaß, 
nicht bei Erhebung der Klage zu be⸗ 
rückſichtigen. Für die A.ſchuld eines 
Kaufmanns kommt auch, wenn ſie auf 
Auseinanderſetzung über das Geſchäfts⸗ 
vermögen beruht, nicht nur dieje, Jon- 
dern auch ſein Privatvermögen in Be⸗ 
tracht 3343 

Wenn kein Darlehn zwecks Vermögens⸗ 
anlage, ſondern Darlehn aus Gefällig⸗ 
keit vorliegt, ſo ſind die Vorſchriften 
des AufwG. nicht anzuwenden, ſondern 
der A anſpruch ift dann nach 8 242 
BGB. zu beurteilen 6142 

Der Umſtand, daß Ungewißheit über die 
Höhe der geſchuldeten A. des Kauf- 
preiſes für die Rohſtoffe (hier Ziegelei⸗ 
erde) zuverläſſige Berechnung der Ein⸗ 
ſtandspreiſe für den Poſten des Roh⸗ 
ſtoffes unmöglich macht, kann dazu 
führen, daß dem Abnahmeverpflich⸗ 
teten für die Dauer jener Ungewißheit 
die Erfüllung des Vertrags nicht zu⸗ 
zumuten iſt 10051 

St ein die A pflicht berührendes Mb- 
kommen erſt nachträglich getroffen, ſo 
iſt beſonders ſorgfältig zu prüfen, 
welches der wirkliche Wille der Par⸗ 
teien war u. ob der durch das Ab⸗ 
kommen Begünſtigte einer etwaigen 
Aufklärungspflicht genügt hat 94410 

Sind nach einer WZuwStoO. Aufwendun⸗ 
gen für Bauten dem Erwerbspreiſe 
hinzuzurechnen, ſo iſt es belanglos, 
ob u. mit welchem Betrage die zur 
Sicherung des Baukredits aufgenom⸗ 
menen Hyp. der A. unterliegen 1086 

Verwirkung des Aufwertungs⸗ 

anſpruchs 

Der Grundſatz, daß bei Grundſtückskauf⸗ 
verträgen, die durch Annahme eines 
zeitlich zurückliegenden Antrags zu⸗ 
ſtande kommen, der Zeitpunkt des 
Angebots u. nicht der Annahme für 
die A. maßgebend iſt, gilt regelmäßig 
auch dann, wenn das Angebot von 
dem Käufer ausgeht. Zur Frage der 
Verwirkung iſt demjenigen, der eine 
große Anzahl Grundſtücke verkauft hat, 
angemeſſene Friſt für die Bearbeitung 
der A. frage zu gewähren. Wenn auch 
im allg. bei Grundſtücksverkäufen u. 
ähnlichen Geſchäften dem Zeitablauf 
allein, ſofern nicht Verjährung Platz 
greift, keine rechtsvernichtende Kraft 
beizulegen iſt, kann für Terraingeſell⸗ 
ſchaften, die den An⸗ u. Verkauf von 
Grundſtücken gewerbsmäßig betreiben, 
andere Beurteilung in Frage kommen. 
Für die Frage, ob einem Erwerber A. 
zuzumuten iſt, iſt weniger bedeutungs⸗ 
voll, ob er mit ſolchem Anſpruch noch 
gerechnet hat, als vielmehr, ob er 
über das Grundſtück ſolche Verfügun⸗ 
gen getroffen hat, daß ihm nach Treu 
u. Glauben die Zahlung eines A.⸗ 
betrags nicht od. nur in beſtimmtem 
Umfang auferlegt werden kaun 413 

Es verſtößt nicht gegen die Grundſätze 
des 5 242 BGB., wenn jemand es 


Sachregiſter 


ſammen mit der A. einer Zahlung 
vom 17. Juli 1922 in einem Prozeß 
der gerichtl. Entſch. zu unterbreiten 
u. dieſerhalb zunächſt zu warten, bis 
die Rechtſprechung die Frage der Auf⸗ 
wertbarkeit vor Mitte Auguſt 1922 ge⸗ 
leiſteter Zahlungen endgültig geklärt 
hatte, was erſt durch die Urteile vom 
20. Nov. 1926 u. 16. Febr. 1927 ge⸗ 
ſchehen ift. Die Vorausſetzung der A.⸗ 
fähigkeit ſind für jede einzelne Zah⸗ 
lung geſondert feſtzuſtellen. Für das 
Gebiet der freien A. iſt die Wert⸗ 
anteilslehre abzulehnen und iſt der 
Gegenwartswert des Grundſtücks nur 
einer der beachtlichen Faktoren. Die 
A. iſt nicht dazu beſtimmt, einem In⸗ 
flationsverkäufer einen Inflations⸗ 
gewinn zu verſchaffen od. wiederzuver⸗ 
ſchaffen. Bei der A. gegenüber Gmb. 
neben der wirtſchaftl. Lage der GmbH. 
auch die Vermögensverhältniſſe ihres 
einzigen Geſellſchafters zu berückſich⸗ 
ſichtigen, ift grundſätzlich nicht rechts⸗ 
irrtümlich, auch nicht, wenn er die Ge⸗ 
ſchäftsanteile der GmbH. erſt nach dem 
der A. zugrunde liegenden Geſchäft er⸗ 
worben hat 1053 14 

Für die Annahme einer Anſpruchsver⸗ 
wirkung bei Vermögensanlagen wer⸗ 
den ganz beſondere Umſtände erfordert. 
Die Regel, daß dem Gläubiger die 
gerichtliche Geltendmachung eines A.⸗ 
Anſpruchs nicht früher zugemutet wer⸗ 
den darf, als A. der in Frage kom⸗ 
menden Art in der Rechtſpr. durchge⸗ 
drungen iſt, muß auf die großen 
Grundzüge des A. Rechts bezogen mwer- 
den u. läßt nicht die Ausdehnung zu, 
daß der Gläubiger ſo lange warten 
könne, bis ein ſeinem beſonderen Fall 
gleich oder ähnlich liegender Fall ent⸗ 
ſchieden ſei 5823 

Zur Frage der Verwirkung eines erſt 
Frühjahr 1930 durch Klage geltend 
gemachten A.⸗Anſpruchs (Vermögens⸗ 
anlage) 105415 

Verzicht u. Verwirkung bei A. einer Ver⸗ 
mögensanlage 1055 16 

Wirkſame Goldmarkumſtellung hindert 
nicht die nachträgliche Erhebung von 
A. Anſprüchen. Verwirkung von A An⸗ 
ſprüchen auf mit entwerteter Mark ge⸗ 
machte Aktieneinzahlungen. Durch Auf⸗ 
rechnung erfolgte Leiſtungen ſind wie 
Zahlungen zu behandeln 10072 718? 


Ausländiſches Aufwertungsrecht 


§ 211 DanzGeldEntmAusgl®., wonach die 
Anwendung des Geſetzes auf eine durch 
Hypothek geſicherte Forderung vorge⸗ 
ſchrieben iſt, wenn das belaſtete Grund⸗ 
ſtück im Gebiet der Freien Stadt Dan⸗ 
zig gelegen iſt, verſtößt nicht gegen 
den Zweck eines dtſch. Geſetzes 345 10 

Das dtſch.⸗poln. A. Abkommen v. 5. Juli 
1929 912 

Die Rechtſpr. zum poln. A. Recht. Schrift⸗ 
tum 928 

Das dtſch.⸗poln. A. Abkommen v. 17. Juli 
1929 iſt ungeachtet ſeiner Verkündung 
im RGGBl. noch nicht in Kraft getreten, 
weil die Ratifikationsurkunden noch 
nicht ausgetauſcht ſind. Die A. der 
einem Inländer zuſtehenden perſön⸗ 
lichen Forderung aus der Bürgſchaft 
für eine im ſpäter polniſch gewordenen 
Teil Oberſchleſiens beſtellte Hypothek 
richtet ſich nach deutſchem Recht. Wenn 
auch wohl die Zuziehung des Bürgen 
im A. Verfahren nicht erfolgen muß, 
ſo entſpricht es doch dem Geſetze, daß 
der Gläubiger auch im Verhältnis zum 


i 


mens in der RevJuſt., auch wenn das 
angefochtene Urteil ſchon vor deſſen 
Inkrafttreten verkündet war. Zum Be⸗ 
griff der hypothekariſch geſicherten pe 
ſönlichen Forderung i. S. des Abk. 
Hypothekariſch geſicherte Forderungen 
unterliegen dem deutſchen Recht, per⸗ 
ſönliche, wenn das belaſtete Grundſtück 
im Reichsgebiet liegt u. der Schuldner 
daſelbſt bei der Begründung des Schuld⸗ 
verhältniſſes ſeinen Wohnſitz hatte, auch 
wenn er zur Zeit der Klagerhebung in 
Polen wohnt 9408 


Aufwertungsfälligkeitsgeſetz 


881, 2. Hypothek kann nicht mehr als 
aufgewertete Hypothek anerkannt wer⸗ 
den, wenn ihr jeder Zuſammenhang 
mit der früheren Papiermarkhypothek 
fehlt od. wenn der Zuſammenhang 
durch beſondere Umſtände derart gelöſt 
iſt, daß die Hypothek als völlig neues, 
neu begründetes dingliches Recht er⸗ 
ſcheint 3481 

Bei Anwendung der Vorſchrift des 
§ 10 III ift in jedem Falle die Frage 
zu prüfen, ob beſondere, die Abwei⸗ 
chung von der Regel rechtfertigende 
Umſtände vorliegen 11532 

§ 25 III. Die Zahlungsverurteilung des 
Schuldners kann nur „in der Entſchei⸗ 
dung“ über den Zahlungsfriſtantrag, 
nicht in nachträglicher Entſcheidung er⸗ 
folgen 5335 


Aufwertungsgeſetz 


Die vor Inkrafttreten des A. begründe⸗ 
ten wertbeſtändigen Rechte ſind mit 
Inkrafttreten des A. auf Grund des 
$7IV mit abſoluter Wirkung gegen- 
über ſpäter begründeten Rechten in 
die Rangſtelle gelangt. Die Belegung 
der Rangſtelle durch dieſe Rechte be⸗ 
darf zur Erhaltung des Vorrangs vor 
ſpäter erworbenen Rechten keiner Ver⸗ 
merkung in der Befugniseintragung 
10601 

88 8, 15. Die Abtretung des Ausgleichs- 
anſpruchs im Aufwertungsverfahren, 
insbeſ. die Behandlung der Bedin⸗ 
gungen der Abtretung 659 

Da ein in der Rückwirkungszeit geſchloſ⸗ 
ſener Vergleich der Aufwertung nicht 
entgegenſteht, u. da hierauf die Be⸗ 
ſtimmungen des A. anzuwenden ſind, 
alfo auch 8 17, jo ſcheitert auch der 
durch § 17 begründete Aufwertungs⸗ 
anſpruch des früheren Gläubigers nicht 
an ſolchem Vergleich 1050 13 

Im Bereich der Vorſchriften des 8 22 1 
AufwG. ſteht eine GmbH. als Grund- 
ſtückseigentümerin den ſie bildenden 
natürlichen Perſonen bei der Prüfung, 
ob die verdachtmachenden Beziehungen 
vorliegen, gleich. Kein Unterſchied, wenn 
der verdächtige Rechtserwerb nicht 
durch einen Geſellſchafter ſelbſt, ſon⸗ 
dern ſeitens einer Perſon ſtattgefunden 
hat, die zu ſämtlichen Geſellſchaftern 
in einer der in § 22 1 Halbſ. 1 gekenn⸗ 
zeichneten Beziehungen ſteht. — Findet 
die Ausſchaltung des öffentlichen Glau⸗ 
bens u. der Vorſchrift des § 21 JI auch 
Anwendung auf einen Hypothekengläu⸗ 
biger, der ſein Recht vom erſten Gläu⸗ 
biger erworben hat? Und ihm gegen⸗ 
über auch, wenn vor ſeinem Rechts⸗ 
erwerb die Aufwertungshypothek zur 
Eintragung gelangt war. — Die Auf⸗ 
wertung einer gelöſchten⸗Papiermark⸗ 


hypothek wird durch SE Kegeln den 
öffentlichen Glauben Grunpbuchs 
nicht nur bis zur, Wiedeseinttagung 


im Grundbuch überhaupt, ſandern bis 
ung 
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§ 63 IV. Bei Berechnung der Aufwertung 
ſind die Verhältniſſe der Parteien bei 
Urteilserlaß, nicht bei Erhebung der 
Klage zu berückſichtigen. Für die Auf⸗ 
wertungsſchuld eines Kaufmanns kommt 
auch, wenn ſie auf Auseinanderſetzung 
über das Geſchäftsvermögen beruht, 
nicht nur dieſe, ſondern auch ſein Pri⸗ 
vatvermögen in Betracht 3343 

Bei Aufwertung eines in öſterr. Kronen⸗ 
währung zahlbaren Anſpruchs kommt 
865 AufwGg. nur im Rahmen des 
§ 242 BGB. in Betracht 1048 12 

866 AufwG. gilt nur zugunſten des 
Bankgewerbes, verſagt daher, wenn 
vor Inkrafttreten des A. infolge 
Schuldübernahme an die Stelle der 
Bank ein nicht vrivilegierter Schuldner 
getreten iſt 73411 

Dem Bürgen, auch dem ſelbſtſchuldneri⸗ 
ſchen, kommt die Vorſchrift des 8 66 
zugute 3407 

$ 69 Aufw®. ſchließt nicht aus, einen auf 
Verurteilung des perſönlichen Aufwer⸗ 
tungsſchuldners zur Zahlung eines be⸗ 
ſtimmten Aufwertungsbetrags gerichte⸗ 
ten Rechtsſtreit ſchon vor der Entſchei⸗ 
dung der AufwSt. über die Höhe der 
Aufwertung anhängig zu machen u. 
— mit der ſich aus 8 77 ergebenden 
Maßgabe — durchzuführen 3428 

875 Aufmd. Der Vergleich muß auf 
Zahlung lauten, um vollſtreckbar zu 
fein 10709 

Aufwertungsſachen, VO. über Zahlungs⸗ 

friſt in ... v. 10. Nov. 1931 

BD. über die Z. in A. Schrifttum 775 

PrVoO. über das Koſtenweſen bei der 
AufwSt. v. 29. Aug. 1930. Ermäßigung 
der Gebühren im Falle eines Ver⸗ 
gleichs im Zahlungsfriſtverfahren. Be⸗ 
weisgebühr 3492 

Hamburg. VO. zur VO. über die Z. in 

A. 151 

Aufwertungsſtelle 

vgl. auch Koſtenweſen bei den A. 

869 Aufw®. ſchließt nicht aus, einen auf 
Verurteilung des perſönlichen Aufwer⸗ 
tungsſchuldners zur Zahlung eines be⸗ 
ſtimmten Aufwertungsbetrags gerichte⸗ 
ten Rechtsſtreit ſchon vor der Ent⸗ 
ſcheidung der A. über die Höhe der 
Aufwertung anhängig zu machen u. — 
mit der ſich aus 8 77 ergebenden Mağ- 
gabe — durchzuführen 342 8 

Berichtigung der Streitwertfeſtſetzung für 
Aufwertungsanſpruch infolge der Ent⸗ 
ſcheidung der A. 120 19 

Aufzug 

Zum Begriff des A. i. S. von $1 BO. 
des Rpräſ. zur Bekämpfung politiſcher 
Ausſchreitungen v. 28. März 1931 631 

Augenſchein 

Unzuläſſigkeit der Wiederholung einer A.⸗ 
Einnahme am Tatorte durch das Ge⸗ 
richt während der Beratung (Stg.) 
659 21 

§ 244 StPO. Ablehnung eines A. Ein⸗ 
nahmeantrags als Reviſionsgrund 
204 45 67935 

§ 244 II StPO. Der Antrag, über be- 
ſtimmte örtliche Verhältniſſe u. Entfer⸗ 
nungen den richterlichen A. einzuneh⸗ 
men, iſt bloßer Beweisermittlungsan⸗ 
trag, wenn er nicht dem Beweiſe be⸗ 
ſtimmter tatſächlicher Behauptungen 
dient. Unerheblichkeit einer A. Einnahme, 
die zur Entkräftung der Ausſage eines 
Wiedererkennungszeugen beantragt iſt, 
wenn der Zeuge den von ihm als den 
Täter identifizierten Angekl. nicht nur 
von dem Orte aus, der in A. genom⸗ 
men werden ſoll, ſondern noch bei an⸗ 
derer Gelegenheit in größerer Nähe 
geſehen hat 58 17 


Sachregiſter 


§ 244 StPO. Wenn auch regelmäßig das 
pflichtmäßige Ermeſſen des Gerichts 
darüber entſcheidet, ob A. Einnahme als 
Beweismittel erforderlich iſt od. ob 
andere Beweismittel ausreichen, ſo be⸗ 
deutet doch die Ablehnung des Antrags 
auf A. Einnahme unter Berufung auf 
die Zeugenausſagen dann unzuläſſige 
Beweisantezipation, wenn durch die W.- 
Einnahme gerade die Zeugenausſagen 
entkräftet werden ſollen 954 22 


Aus gleichsanſpruch 


Die Beteiligten können durch nachträg⸗ 
liche freiwillige Vereinbarungen eine 
Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage 
nicht herbeiführen, um die Unterlagen 
für einen A. zu ſchaffen 1739 

Ein A. iſt auch gegen den dritten Ab⸗ 
käufer gerechtfertigt 3312 1056 1? 

Auch A. des erſten Käufers eines Grund⸗ 
ſtücks gegen ſeinen Abkäufer kann dann 
gegeben ſein, wenn er ſeinem Ver⸗ 
käufer gegenüber auf Grund einer die⸗ 
ſem nachträglich zur Laſt fallenden 
rückwirkenden Hypothekenaufwertungs⸗ 
ſchuld zum Ausgl. verpflichtet iſt 9322 

Die Prüfung der Vorausſetzungen des A. 
hat ſich nicht auf die Prüfung des 
Mißverhältniſſes zu beſchränken, ſon⸗ 
dern muß die geſamten Verhältniſſe 
des Einzelfalls umfaſſen 944 10 

A. u. ergänzende Vertragsauslegung. 
Keine Zubilligung des A. an den Auf⸗ 
wertungsſchuldner, wenn dieſem durch 
die nachträgliche Aufwertung lediglich 
105 en geſchmälert wird 


Ausgleichsquittung 


Der in A. von dem Arbeitnehmer aus⸗ 
geſprochene Verzicht bringt nicht An⸗ 
ſprüche des Arbeitnehmers zum Er⸗ 
löſchen, die dieſer beim Ausſcheiden 
nicht gekannt hat 7611 

Zur Frage der A. Es kommt nicht dar⸗ 
auf an, in welcher Erklärungsform der 
Verzicht abgegeben iſt, ſofern ein nach 
den Umſtänden ungehöriger Druck aus⸗ 
geübt iſt u. die Umſtände die Beſorg⸗ 
nis des Arbeitnehmers auch dem Ar⸗ 
beitgeber erkennbar machen, er habe 
bei Nichtabgabe der Verzichterklärung 
beſondere Nachteile zu erwarten 692 

Bedeutung einer Tarifvertragsbeſtim⸗ 
mung: „Ein Verzicht auf tarifmäßige 
Entlohnung in irgendeiner Form (A. 


od. Erlaß) ift rechtsunwirkſam.“ —. 


Regelmäßige Abgabe einer Quittungs⸗ 
ſchrift auf Lohnliſte, deren Kopf den 
Vermerk trägt, daß der Quittierende 
nach Empfang des Betrages keine An⸗ 
ſprüche mehr habe u. völlig abgefun⸗ 
den ſei 703 

In der Auslegung von A., als Urkunden 
typiſchen Inhalts, ift die RevInſt. frei 
433 1 


Ausgleichsverfahren, gerichtliches 


Das gerichtliche A. mit Berückſichtigung 
der in den auswärtigen, insbeſ. der in 
den verſchiedenen Gebieten der ehem. 
öſterr.⸗ungar. Monarchie derzeit gel⸗ 
tenden Geſetze. Jugoſlaw. u. tſchecho⸗ 
ſlowak. R. Schrifttum 163 


Aus gleichsverfahren nach RAusglöeſetz 


vgl. unter GemSch&erHof 


Ausländiſche Urteile, Anerkennung von 


dgl. unter An. 


Auslandsvertreter 


Die Rechtsſtellung des A. eines deutſchen 
Handelsunternehmens im engl. Rechts⸗ 
kreis. Schrifttum 574 

Der Ausländer kann ſein Recht in Deutſch⸗ 
land auch mit dem Vertrieb ſeiner 
59555 durch einen Handels. wahren 
5 


Auslegung 


vgl. auch A. durch das Rev. unter R. 

Ausgleichsanſpruch u. ergänzende Ver⸗ 
trags A. 12014 

8133 BGB. A. einer Willenserklärung 
darf nicht aus ſpäterem Zeitpunkt als 
dem ihres Einganges heraus erfolgen, 
es ſei denn, daß die Verkehrsſitte ein 
Abwarten erfordert 73512 

88133, 157 BGB. Wenn Gläubiger von 
ſeinem Schuldner verlangt, daß er den 
Schuldbetrag auf ſein Konto bei einer 
Bank zahle, der Schuldner daun die 
Zahlung im Weg der Banküberweiſung 
tätigt u. dabei der Bank ſchreibt, er 
habe ihr durch andere Bank den Be⸗ 
trag zugunſten des Kontos jenes Gläu⸗ 
bigers überwieſen, ſo kann in dieſem 
Schreiben unter Umſtänden Vertrags⸗ 
antrag des Inhalts gefunden werden, 
daß die Bank jih gegen Überweiſung 
des Betrags jenem Schuldner gegen⸗ 
über verpflichte, den überwieſenen Be⸗ 
trag an jenen Gläubiger oder andere 
von ihm bezeichnete Perſon auszu⸗ 
zahlen. Dieſer Antrag kann durch 
ſchlüſſige Handlungen, ſo durch ent⸗ 
ſprechende Buchung erfolgen 73913 

§ 133 BOB. A. des Beſchluſſes des Ver- 
waltungsausſchuſſes d. Landesarbeits⸗ 
amts, durch den die in Berracht kom⸗ 
menden Arbeiten als Notſtandsarbei⸗ 
ten anerkannt worden ſind, u. zwar 
mit der Maßgabe, daß die Entlohnung 
nach dem Tiefbauarbeitertarif zu er⸗ 
folgen hat. Berückſichtigung einer Aus⸗ 
kunft des Präſidenten des Landes⸗ 
arbeitsamts über den bei Erlaß des 
Beſchluſſes maßgebenden Willen des 
Verwaltungsausſchuſſes 3561 

§ 133 BOB. A. eines GenVerſBilanz⸗ 
genehmigungsſchluſſes einer Akt., 
wenn in der Bilanz beſondere Ver⸗ 
gütung der Aufſichtsratsmitglieder ent⸗ 
halten iſt, die in der Satzung nicht 
vorgeſehen u. auch ſonſt nicht begrün⸗ 
det iſt 7203 

§ 286 ZPO. A. einer Vertragsurkunde 
1220 19 

Wegerecht. Auch Verträge des öffent⸗ 
lichen Rechts ſind ſo auszulegen, wie 
Treu u. Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte es erfordern 9711 

Der Inhalt der nach AllgPreR. über- 
nommenen Verpflichtung zur Gewäh⸗ 
rung u. Unterhaltung eines Weges iſt 
nicht nach der Eintragung, ſondern 
nach dem Vertrag zu beurteilen, A.⸗ 
grundſätze find keine Anwendung 1041“ 


Ausſchluß des Richters 


vgl. unter Ablehnung des R. 


Ausſetzung der Hauptverhandlung 


Erſcheint der verſehentlich nicht geladene 
Angeklagte im H.termin u. wird er 
von dem Vorſitzenden zur Teilnahme 
an der gegen ihn gerichteten H. auf⸗ 
gefordert, ſo iſt der Mangel der in 
der Ladung enthaltenen Aufforderung 
geheilt, u. der Angekl. kann nur noch 
wegen Nichteinhaltung der geſetzlichen 
Ladungsfriſt gem. § 217 II SPD. 
die A. d. H. verlangen 96112 

8 228 StPO. Der Angekl. hat im alf- 
gemeinen kein R. auf A. d. H., wenn 
ihr Beginn ſich unerwartet, ſei es auch 
um mehrere Stunden, verzögert u. 
der Verteidiger deshalb gehindert iſt, 
ihr bis zum Ende beizuwohnen 115123 

Wird einem rechtsunkundigen Angekl. 
die Ablehnung eines rechtzeitig geſtell⸗ 
ten Antrags auf Beſtellung eines Ver⸗ 
teidigers ſo ſpät bekanntgemacht, daß 
er zur Herbeiführung einer Anderung 
des Beſchluſſes im Beſchwerdewege oder 
zur Beiziehung eines Wahlverteibi- 


gers nicht mehr in Ber Lage ift, dann 
muß ihn der Vorſitzende auf die ihm 
nach § 265 IV StPO. zuſtehende He- 
fugnis hinweiſen, die A. d. H. zu ver⸗ 
langen 40610 


Ausſetzung der Strafvollſtreckung 


vgl. unter St. 


Ausſetzung des Verfahrens 


8 8 der 7. DurchfVo. zur VO. über 
Deviſenbewirtſchaftung. A. d. V. bei 
Vollſtreckungsgegenklage des deutſchen 
Schuldners gegen den ausländiſchen 
Gläub. ift nicht erforderlich 6002 


Aus verkauf 


ogl. auch im Sonderregiſter „Recht der 
Notverordnungen“ unter NotVO. v. 
9. März 1932 

Der Begriff der Ausverkäufe 699 
Darüber, ob Anzeige A .aukündigung i. S. 
der 88 71, 91 UnlWG. enthält, d. h. 
Ankündigung, daß das Warenlager 
ganz oder teilweiſe aus beſonderem 
Grunde beſchleunigt u. daher billiger 
verkauft wird, entſcheidet die Durch⸗ 
ſchnittsauffaſſung des maßgeblichen Pu⸗ 
blikums 1026 7 

SII unlWG. Inventur⸗ oder Saiſon A. 
muß nicht ausdrücklich mit dieſen Wor⸗ 
ten in der Ankündigung bezeichnet 
fein. Vielmehr genügt jede Bezeich⸗ 
nung, aus der die beteiligten Verkehrs⸗ 
kreiſe erſehen können, daß es ſich um 
einen der periodiſch wiederkehrenden 
Ausverkäufe wegen vorgerückter Sai⸗ 
ſon oder aus Anlaß einer Inventur 
handelt 10201 

89 UnlWG. Saiſon A. in Herren⸗Haar⸗ 
u. Filzhüten 10245 

Die Veranſtaltung eines Saiſon A. be⸗ 
gründet nicht die Anwendbarkeit der 
Ausnahmebeſtimmung des 8 10 Arb- 
Zeit VO. 126413 


Auswandererweſen 


VO. gegen Mißſtände im A. v. 14. Febr. 
1924. Vorausſetzungen der Strafbar⸗ 
keit 59713 

Ein durch Zahlung einer Emigranten⸗ 
kaution an die polniſchen Behörden 
geſchädigter Auswanderer deutſcher 
Staatsangehörigkeit hat unter Um⸗ 
ſtänden gegen das Deutſche Reich einen 
Entſchädigungsanſpruch 6111 


Ausweiſung 


In der durch die Polizei mittels un⸗ 
mittelbaren Zwanges durchgeführten 
Landesverweiſung eines ausländiſchen 
Arbeiters liegt eine polizeiliche Verfü⸗ 
gung an dieſen, nicht an den Arbeit⸗ 
geber. Zur Frage, ob der Arbeitgeber 
zu den Koſten der A. herangezogen 
werden kann 6131 


Bäckereien, Arbeitszeit in 


vgl. auch B.gewerbe unter Brot 

88 5, 1, 3 Bäckelrb Zeit O. Das Verbot 
des Austragens von Backwaren vor 
7 Uhr vorm. ift rechtsungültig 12661 
88 BO. Fertigſtellen von Gelee⸗ u. 
Cremetorten u. dgl. ift am Sonntag 
unzuläſſig 1266 16 


Baden 


Zum Jahreswechſel: Überblick über Ge⸗ 
ſetzgebung u. Verwaltung 9 
Das badiſche Jagdrecht. Schrifttum 1038 
Zur Frage der Pfändbarkeit der Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche von Gemeinde⸗ 
ratsmitgliedern nach § 31 II Badem O. 
b. 5. Okt. 1921 5228 
530 Badpol StB. Ordnungswidriger 
Zuſtand infolge Gefährdung eines 
Wohnhauſes durch abſturzdrohenden 
Jelsblock. Verpflichtung der Gemeinde 
als Eigentümerin des Felsgrundſtücks 
u. als Trägerin der Wegebaupflicht. 
u. der Ortspolizei. Erſtattungspflicht 
der Polizeibehörde für die Koſten, die 


Sachregiſter 


dem rechtsirrtümlich zur Leiſtung Her⸗ 
genen entftanden find 54617 
n 


vgl. auch Reichsbankdiskont, Danatbank, 
Depot 

Haftung u. Allgem. Geſchäftsbedingungen 
der Banken. Schrifttum 706 

Stückekonto u. Stückeverzeichnis, ihre 
Rechtsnatur u. ihre Funktion im heu⸗ 
tigen B.weſen. Schrifttum 707 

Die Theorie der Metaverbindung mit 
beſonderer Berückſichtigung der bank⸗ 
geſchäftlichen Arbitragemeta. Schrift⸗ 
tum 716 

Die Reichs B. nach dem Neuen Plan. 
Schrifttum 1002 

Das B.geheimnis. Schrifttum 1002 

Wenn B. nach dem Eingang von Gel⸗ 
dern ſeitens einer Perſon in der irri⸗ 
gen Annahme eines dahingehenden 
Auftrags dieſer Perſon einer dritten 
Perſon Kredit im Betrage dieſer Gel⸗ 
der gewährt, ſo entſteht der Anſpruch 
aus ungerechtfertigter Bereicherung 
gegen den Dritten in der Perſon der 
B., nicht in der Perſon desjenigen, 
von d. d. Gelder gekommen find 73512 

Wenn Gläubiger von ſeinem Schuldner 
verlangt, daß er den Schuldbetrag auf 
ſein Konto bei einer B. zahle, der 
Schuldner dann die Zahlung im Wege 
der Büberweiſung tätigt u. dabei der 
B. ſchreibt, er habe ihr durch eine 
andere B. den Betrag zugunſten des 
Kontos jenes Gläubigers überwieſen, 
ſo kann in dieſem Schreiben unter Um⸗ 
ſtänden ein Vertragsantrag des In⸗ 
halts gefunden werden, daß die Bank 
ſich gegen Überweiſung des Betrags 
jenem Schuldner gegenüber verpflichte, 
den überwieſenen Betrag an jenen 
Gläubiger oder eine andere von ihm 
bezeichnete Perſon auszuzahlen. Die 
Annahme dieſes Antrags kann durch 
ſchlüſſige Handlungen, ſo durch ent⸗ 
ſprech. Buchung erfolgen 1663 73913 

866 AufwG. gilt nur zugunſten des B.⸗ 
gewerbes, verſagt daher, wenn vor 
Inkrafttreten des AufwG. infolge 
Schuldübernahme an die Stelle der B. 
ein nicht privilegierter Schuldner ge⸗ 
treten iſt 73411 

Pfändung u. Überweiſung des Anſpruchs 
eines Schuldners gegen ſeine B. auf 
Auszahlung des künftig aufkommen⸗ 
den Guthabens ift unzuläſſig 1849 

Das Gehalt eines Beamten bleibt auch 
dann nur im Rahmen der pfändungs⸗ 
beſchränkenden Vorſchriften pfändbar, 


wenn es auf Wunſch des Beamten auf 


B.konto überwieſen ift 2052 
Beſchlagnahme d. Guthabens eines Deut⸗ 
ſchen gegen neutrale B., die in Feind⸗ 
bundſtaat eine Zweigniederlaſſung un⸗ 
terhält, auf Grund des FrVertr. Hier- 
durch erliſcht der Anſpruch gegen die 
neutrale B. 34611 
Der deutſche Remittent haftet für einen 
einer italieniſchen B. indoſſierten, auf 
eine in Frankreich anſäſſige B. ge⸗ 
zogenen Scheck 6021 
Barriſter 
vgl. unter Anwalt 
Barzahlungsverſprechen 
vgl. unter Aufrechnung 
Baugeſellſchaft, ſtädt. 
vgl. unter GmbH. 
Baugewerbe 
vgl. auch Tiefbau 
8836 BGB. Wer anerkannt tüchtigen 
Zimmermann mit einer Zimmerarbeit 
beauftragt, wendet im allgemeinen 
ſchon dadurch die im Verkehr erfor⸗ 
derliche Sorgfalt an. Aber auch der 
Laie, der eine für Dritte möglicher⸗ 
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weiſe gefahrbringende Arbeit ausfüh⸗ 
ren läßt, iſt verpflichtet, die hergeſtellte 
Einrichtung ſich daraufhin anzuſehen, 
ob ſie ordnungsgemäß ausgeführt wor⸗ 
den iſt 120810 
8 836 BGB. Ein baufachverſtändiger 
Hausverwalter handelt fahrläſſ.,, wenn 
er ein Jahr lang die Unterſuchung 
eines an der Schauſeite angebrachten, 
nicht verankerten Zierobelisken auf 
feine Standfeſtigkeit unterläßt 12101 
Anwendbarkeit des Reichstarifvertrags f. 
das B. auf Neu⸗ u. Erweiterungs⸗ 
bauten an Abzugsgräben, die keinen 
rein landwirtſchaftlichen Zweck ver⸗ 
folgen 10781 
Die Ordnung der Wahlanfechtung im ge⸗ 
ſetzlichen Betriebsräterecht gilt nicht 
für die Baudelegiertenwahl 4353 
88 222, 230 StGB. Hat Bauunternehmer 
die Verpflichtung übernommen, für die 
Erfüllung der verkehrspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften zu ſorgen, ſo braucht er zwar 
nicht jederzeit an allen ſeinen Arbeits⸗ 
ſtellen die Einhaltung der gebotenen 
Vorſichtsmaßregeln perſönlich zu über⸗ 
wachen, darf aber bei der Auswahl 
ſeiner Stellvertreter nur ſolche Per⸗ 
ſonen zu Bauleitern beſtimmen, die 
zur ſelbſtändigen Leitung u. Beaufſich⸗ 
tigung der Arbeiten geeignet u. über 
ihre damit verbundenen Obliegenheiten 
derart unterrichtet ſind, daß ſie hin⸗ 
reichende Gewähr für die Verhütung 
drohender Verkehrsunfälle bieten. Der 
verantwortliche Bauleiter iſt vermöge 
ſeines Berufes zu erhöhter Aufmerk⸗ 
ſamkeit verpflichtet u. hat für die zur 
Berufsausübung an dieſer Stelle er⸗ 
forderliche Kenntnis, Umſicht u. Er⸗ 
fahrung einzuſtehen, die eine Vermei⸗ 
dung der mit ſolcher Betätigung ver⸗ 
bundenen Gefahren ermöglichen 800 20 
8 367 Ziff. 15 StGB., 8151 GewO. Bauz 
polizei, Bauherr, Baumeiſter, Bau⸗ 
leiter; Haftung des Geſchäftsführers 
einer Genoſſenſchaft für die Ginjal- 
tung der Bauvorſchriften 958 
Die Befreiungsvorſchrift der TarSt. 7 IX 
Nr. 3 PrStempSt®., nach der Rauf- u. 
Lieferungsverträge über Mengen von 
Sachen oder Waren ſtempelfrei ſind, 
ſofern die Sachen oder Waren im In⸗ 
land im Betrieb eines der Vertrag⸗ 
ſchließenden erzeugt oder hergeſtellt 
wurden, findet keine Anwendung, wenn 
überbauten an der Bauſtelle zuſam⸗ 
mengefügt u. danach im ganzen in 
den Boden eingefügt werden. Die mit 
dem Grund u. Boden verbundenen 
Überbauten ſind nicht als Menge ein⸗ 
zelner Sachen, ſondern als Sachgeſamt⸗ 
heit anzuſehen 2371 
Betriebe, die ſich mit der Ausführung 
von Gerüſtbauarbeiten befaſſen, ſind 
bei der Baugewerksberufsgenoſſenſchaft 
verſichert 2882 
Ein der Angeſtelltenverſicherung unter⸗ 
liegender Polier iſt auch in der ſog. 
ſtillen Zeit, während der ſeine be⸗ 
triebsleitende u. beaufſichtigende Tä⸗ 
tigkeit erheblich eingeſchränkt iſt u. die 
körperliche Arbeitsleiſtung überwiegt, 
angeſtelltenverſicherungspflichtig, wenn 
das Dienſt⸗ u. Vertragsverhältnis als 
Polier auch in dieſer Zeit weiterbeſteht 
u. dieſer jederzeit bereit iſt, ſeine Be⸗ 
ſchäftigung als Polier wieder aufzu⸗ 
nehmen 2888 
„Bauhütte“ als Firma 
vgl. unter F. 
Baulaſt 
vgl. unter Kirchenſteuer 
Baupolizei 
8 367 Ziff. 15 StGB., § 151 GewO. Bau- 
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polizei, Bauherr, Baumeiſter, Bau⸗ 
leiter; Haftung des Geſchäftsführers 
einer Genoſſenſchaft für die Einhal⸗ 
tung der Bauvorſchriften 958 

Wenn Neubau entgegen einer Baupol⸗ 
BD. weder auf der Grenze noch in 
dem geforderten Abſtand von dieſer 
errichtet iſt, ſo darf die P. zwar ver⸗ 
langen, daß der Bau dem geltenden 
Baurecht angepaßt werde, ſie darf aber 
nicht ſtatt deſſen anordnen, daß der 
Bauherr die Seitenwand des Gebäudes 
weiß ſtreichen u. die Lage der Dach⸗ 
rinne verändere, damit dem Nachbar⸗ 
hauſe mehr Licht zugeführt wird 5492 

Die Vorſchrift einer BaupolVO., die die 
Aufſtellung von Reklametafeln in Vor⸗ 
gärten als mit dem Weſen der gärt⸗ 
neriſchen Anlagen unvereinbar verbie⸗ 
tet, findet auch dann Anwendung, 
wenn die Tafel kein Bauwerk i. S. der 
Baupol O. ift u. wenn fie außerhalb 
des gärtneriſchen Teiles auf oder über 
Zugangswegen errichtet werden ſoll 
1085 2 


Bauſparkaſſen 

Das Geſetz über die Beaufſichtigung der 

B. Schrifttum 1003 
Bayern 

Zum Jahreswechſel: Überblick über Ge⸗ 
ſetzgebung u. Verwaltung 5 

Ausf- u. Durchf Beſt. zur 4. Not VO. 308 

Pol StGB. für B. u. Übertretungsab⸗ 
ſchnitt des StB. Schrifttum 388 

In B. geſchieht die Haltung eines Zucht⸗ 
bullens durch die Gemeinde kraft Ge- 
ſetzes im Rahmen der den Gemeinden 
obliegenden öffentlichen Aufgaben u. 
ift daher umſaßzſteuerfrei 10803 

Der Penſionsanſpruch der Witwe eines 
Offiziers des früheren bayr. Heeres, 
der nach § 26 des RGeſ. v. 17. Juni 
1887 für ſeine etwaigen Hinterbliebe⸗ 
nen auf das in den 88 8ff. dieſes 
Geſ. beſtimmte Witwengeld verzichtet 
hat, geht zwar jetzt gegen den Reihs- 
fiskus; er bemißt fih aber penſions⸗ 
rechtlich nach wie vor nach den für 
den „bayr. Militär⸗Witwen⸗ u. Wai⸗ 
ſenfonds“ gültigen Vorſchriften, nicht 
nach den reichsrechtlichen Beſtimmun⸗ 
gen des MilyinterbiG. 1907 801 

Handelt es ſich in einem Falle, in dem 
der Rekurs ausgeſchloſſen iſt, um eine 
noch nicht feſtſtehende Auslegung ge⸗ 
ſetzlicher Vorſchriften von grundſätz⸗ 
licher Bedeutung, ſo haben die bahri⸗ 
ſchen Verſorgungsgerichte die Sache an 
das BayLVerſorgG. abzugeben 11821 

Art. 44 BahGem O. Der KompKonflGer⸗ 
Hof erklärt den bürgerlichen Rechts⸗ 
weg als unzuläſſig für Klagen, durch 
die der Gemeinde auf Grund Gemein- 
gebrauchs das Recht beſtritten wird, 
an öffentlichen Straßen ein Sonder- 
nutzungsrecht in Anſpruch zu nehmen 
u. auf dieſer Grundlage für an ſich 
aus d. Gemeingebrauch ſich ergebende 
Handlungen Gebühren zu erheben 1422 

Beamtennötigung (8 114 StGB.) 

Die Ankündigung, daß Zeitungsveröffent⸗ 
lichung über eine näher angegebene 
ſtädt. Angelegenheit erfolgen werde, 
wenn nicht der Bürgermeiſter auf eine 
ihm vorgelegte Frage entſprechende 
Auskunft erteilen werde, enthält nur 
dann eine Drohung, wenn dem Bür⸗ 
germeiſter eine unwahre, den Sachver⸗ 
halt entſtellende Veröffentlichung in 
Ausſicht geſtellt iſt. Die Kürze der dem 
Beamten für die Vornahme der Amts⸗ 
handlung geſetzten Friſt rechtfertigt 
nicht den Schluß, daß der Beamte nach 
dem Willen des Täters durch die Dro⸗ 
hung in ſeiner Willensentſchließung 


Sachregiſter 


beeinflußt werden ſollte. Ging die 
Abſicht des Täters erkennbar dahin, 
die in Ausſicht geſtellte Veröffent⸗ 
lichung in jedem Fall erſcheinen zu 
laſſen, ſo liegt bloßer Hinweis auf 
die bevorſtehende Veröffentlichung vor, 
der nicht als B. angeſehen werden 
kann 88113 


Beamter 
vgl. auch unter Amtsdelikte, Amtspflicht⸗ 


verletzung, Beſoldung, Diſziplinarver⸗ 
fahren, Perſonalabbau 


Das RBG. Schrifttum 460 
Deutſches Bitaſchenbuch. Schrifttum 461 
Die wohlerworbenen Rechte der B. in 


Theorie u. Praxis. Schrifttum 460 


Die beamtenrechtliche Rechtſprechung des 


Reichs u. der Länder für das Jahr 
1930. Schrifttum 460 


Die Verfolgung der vermögensrechtlichen 


Anſprüche der B. im ordentl. Rechts⸗ 
weg. Schrifttum 460 


Grundfragen des B.rechts, beſonders des 


preußiſchen Kommunalbeamtenrechts. 
Schrifttum 460 


§ 23 RBG. Nach Verſetzung eines B. in 


ein nach Rang u. Dienſteinkommen 
gleichſtehendes Amt hat er keinen An⸗ 
ſpruch auf die gehaltlichen Verbeſſe⸗ 
rungen des früheren Amtes gegenüber 
feinem jetzigen 4728 


824 RBG. Vorausſetzung für die Um⸗ 


bildung einer Behörde u. das Aufhören 
eines Amtes infolge ſolcher Umbildung. 
Es kommt nicht auf die Planſtelle als 
ſolche an, da die Geſtaltung des Reichs⸗ 
haushaltes für die Rechtsſtellung des 
B. ohne Bedeutung iſt, ſondern auf 
die dem B. übertragenen Dienftges 
ſchäfte in ihrer beſonderen Ausgeſtal⸗ 
tung. Wenn dieſe nicht mehr beſteht, 
liegt das Aufhören des Amts des betr. 
B. vor, mögen auch die Dienſtaufgaben 
als einzelne bei der Behörde geblieben 
fein 4749 


Beurteilung der rechtlichen Folgen der 


Verſetzung eines B. in den dauernden 
Ruheſtand nach dem Recht zur Zeit 
ſeiner Verſetzung. Das durch den Ein⸗ 
tritt in den Staatsdienſt einmal be⸗ 
gründete B.verhältnis beſteht fort, bis 
es nach Maßgabe der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften oder der Anſtellungsbedin⸗ 
gungen gelöſt wird. Dienſtzeit iſt die Zeit, 
während der der B. — mag er Dienſt 
tun oder nicht — in dem B.verhültnis 
ſteht. Deſſen Dauer iſt der penſions⸗ 
fähigen Dienſtzeit zugrunde zu legen. 
Das gilt auch für die in den einſtweil. 
Ruheſtand verſetzten B. An dieſer ſiche 
für Reichsbeamte aus 8 461 1 RBG. 
ergebenden Rechtslage iſt durch die 
Perſonalabbaugeſetzgebung nur vor⸗ 
übergehend Anderung eingetreten. Seit 
dem 1. Febr. 1929 gilt 8 4611 NVG. 
wieder in ſeiner urſprünglichen, die 
volle Anrechnung der Warteſtandszeit 
vorſchreibenden Faſſung 476 10 


Die Kündigung eines B. iſt bei deſſen 


Dienſtunfähigkeit als Verſetzung in den 
Ruheſtand aufzufaſſen. Die Entſchei⸗ 
dung über die Dienſtunfähigkeit ift 
durch das ordentliche Gericht nicht 
nachzuprüfen 52810 


Anwendung der Grundſätze von Treu u. 


Glauben auf dem Gebiete des Dienſt⸗ 
entlaſſungsverfahrens nur mit äußer⸗ 
ſter Zurückhaltung; daher Anſpruchs⸗ 
verwirkung des B. grundſätzlich ab⸗ 
zulehnen. Bei erheblichem Mangel des 
Entlaſſungsaktes iſt die Zuſtimmung 
des B., ſein Verzicht auf ſeine Rechte, 
die überhaupt nur bei klarer u. be⸗ 
ſtimmter Stellungnahme anzunehmen 
ſind, nur dann annehmbar, wenn ihm 


der Mangel bewußt war. Die dem B. 
unbekannten Rechtsmängel der Ent⸗ 
laſſung werden durch Unterwerfung 
unter den vermeintl. ſtaatl. Zwang 
nicht geheilt 491 19 


§ 100 RBG. Verzicht des B. auf Dienſt⸗ 


einkommen, Ruhegehalt oder Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung kann rechtswirk⸗ 
ſam nur ausgeſprochen werden in Ver⸗ 
bindung mit dem Verzicht auf die B.⸗ 
ſtellung überhaupt 4781 47912 


übernahme von Finanz B. aus dem Lan- 


des⸗ in den Reichsdienſt i. J. 1919. 
Zum Inhalt der in der Übernahmer 
erklärung des RF M. v. 31. Dez. 1919 
den B. gemachten Zuſicherungen. Das 
dort vorgeſehene Rücktrittsrecht von 
drei Monaten beginnt mit dem Tage 
der Verkündung des betr. Landesgeſ. 
zu laufen. Nach Nichtausübung des 
Rücktrittsrechts in dieſer Friſt kann 
der B. wohl noch aus den am 30. Sept. 
1919 in Geltung befindlichen, nicht 
aus erſt nachträglich erlaſſenen Lan⸗ 
desgeſetzen Mehranſprüche geltend ma⸗ 
chen 47913 


Rechte u. Pflichten der Behörden gegen⸗ 


über einem B., der fih ſtrafbarer 
Amtsvergehen ſchuldig gemacht hat. 
Zuſicherung, von Strafanzeige abzu⸗ 
ſehen gegen Stellung des Entlaſſungs⸗ 
antrags u. Erklärung des Verzichts 
auf alle B.rechte. Keine Anzeigepflicht 
der Behörde wegen ſtrafbarer Hand⸗ 
lung der Beamten; auch nicht des 
Bürgermeiſters, der Leiter der Polizei⸗ 
verwaltung iſt; anders vielleicht bei 
Diſziplinarbehörden nach Einleitung des 
Diſziplinarverfahrens. Fürſorgepflicht 
des Vorgeſetzten auch gegenüber einem 
B., der ſtrafbare Handlungen im Amte 
begangen hat; Schadenserſatzpflicht we- 
gen Verletzung dieſer Pflicht. Auf das 
Dienſtverhältnis bezügliche Erklärungen 
zwiſchen Behörden u. B. ſind nicht pri⸗ 
vatrechtlicher, ſondern öffentlich- recht⸗ 
licher Natur 3891 


Preuß. Brecht 
Zu § 1 PrKͤomm BG. „Muß“ Beamte 154 
Beamtenrechtliche Stellung der Chauſſee⸗ 


aufſeher. Stillſchweigende Ernennung 
eines Komm. ift feit Inkrafttreten 
des Komm BBG. v. 30. Juli 1899 nicht 
mehr möglich. Begründung der B.“ 
eigenſchaft durch Übertragung der Aus⸗ 
übung hoheitsrechtlicher Aufgaben. Ob 
der Angeſtellte B. des Staates oder 
der Gemeinde iſt, richtet ſich danach, 
wer ihn angeſtellt hat, nicht, welche 
Aufgaben, ſtaatliche oder kommunale, 
er zu erfüllen hat. Begriff u. beamten- 
rechtliche Bedeutung des Nebenamtes 
u. der Geringfügigkeit u. der unter⸗ 
geordneten Natur der auszuübenden 
obrigkeitlichen Tätigkeit im Verhältnis 
zu den ſonſtigen Aufgaben des Ange 
ſtellten. Nur wenn das einſchlägige 
Geſetz es klar als ſeinen Willen er⸗ 
kennen läßt, tritt trotz der übertragung 
hoheitsrechtlicher Aufgaben wegen deren 
Geringfügigkeit u. Nebenſächlichkeit ge⸗ 
genüber dem ſonſtigen Tätigkeitskreis 
des Angeſtellten keine Beeigenſchaft 
ein 488 18 


88 1, 2 KommBG. Erwerb der Beeigen⸗ 


ſchaft ohne Aushändigung einer An⸗ 
ſtellungsurkunde durch Übertragung der 
Ausübung hoheitsrechtlicher Funktio⸗ 
nen. Herbeiführung einer Plenarent⸗ 
ſcheidung hierüber iſt trotz der Recht⸗ 
ſprechung der Strafſenate nicht erfor⸗ 
derlich, da deren Entſcheidungen den 
Begriff des B. i. S. des Strafrechts 
betreffen, u. da ihre Rechtsanſicht 
nicht die weſentliche Grundlage der 


Entſcheidungen bildet. Die Beſchrän⸗ 
kung, daß der B. nur zu vorüber- 
gehenden Dienſtleiſtungen angenommen 
werde, muß ihm vor dem Dienſtantritt 
zweifelsfrei zum Ausdruck gebracht 
werden. Durch die Beſtellung zum 
Leiter des Wohn A., die Übertragung 
der Tätigkeit des Schriftführers des 
MEA. u. KaufmG. u. GewG. werden 
ſtaatshoheitsrechtliche Dienſtverrichtun⸗ 
gen anvertraut. Die Dauer der Miet⸗ 
Sch VO. u. des Wohn Mang. hat nicht 
von Anfang an als befriſtet zu gelten 
u. läßt ſich auch heute noch nicht über⸗ 
ſehen 494 21 
88 1, 2, 8, 9 Komm BG. Ein RA, der 
neben dieſem Beruf zwölf Jahre lang 
Vorſitzender des MEA. einer preuß. 
Stadt war, erlangt durch dieſe Tätig⸗ 
keit weder die Stellung noch den feſten 
Gehalts⸗ u. Penſionsanſpruch eines auf 
Lebenszeit angeſt. B. der Stadt 525° 
88 2, 10, 12 Komm BG. Beamtenrechtliche 
Stellung des nur zu vorübergehenden 
Dienſtleiſtungen mit der Verrichtung 
hoheitsrechtlicher Tätigkeit betrauten 
B. Umwandlung eines ſolch vorüber⸗ 
gehenden in dauerndes Dienſtverhält⸗ 
nis. — Anſtellung von Militäranwär⸗ 
tern 496 22 
88 8, 9, 10 Komm. Beeigenſchaft durch 
übertragung u. Ausübung hoheits⸗ 
rechtlicher Aufgaben. Begriff der die 
grundſätzlich lebenslängliche Anſtellung 
eines Komm. ausſchließenden „Be⸗ 
ſchäftigung zu vorübergehenden Dienſt⸗ 
leiſtungen“. Bei ortsſtatutariſcher Be- 
ſtimmung nicht lebenslänglicher An- 
ſtellung eines Komm B. ift durch Aus- 
legung des Ortsſtatuts zu entnehmen, 
ob es nach Ablauf der in ihm vorge⸗ 
ſehenen Kündigungsfriſten zur lebens⸗ 
länglichen Anſtellung noch eine beſon⸗ 
dere Willenserklärung der Anſtellungs⸗ 
behörde verlangt. Zum Inhalt u. 
Aufbau des PrpPol BG.; kündbare u. 
u. unkündbare Rechtsſtellung der Po⸗ 
lizei B.; Rechtsſtellung der Schutz⸗ u. 
der Gemeindepolizei B. 49723 
87 Prͤomm BBG. Der von dem Vor 
ſitzenden des Bezirks⸗ bzw. Kreisaus⸗ 
ſchuſſes allein ohne Zuziehung des 
Kollegiums gem. 8117 PreVerwG. 
erteilte Beſcheid bildet einen ausrei⸗ 
chenden Vorbeſcheid i. S. des 8 7 5191 
Nach KommBeamtb. ſchließt ſich an die 
Beendigung der Probezeit, ſofern der 
B. nicht entlaſſen wird, ohne weiteres 
ſeine lebenslängliche Anſtellung. Die 
Ernennung als Polizeibeamter durch 
die Gemeinde iſt bis zur Beſtätigung 
durch den Regierungspräſidenten rechts⸗ 
unwirkſam. Möglichkeit zeitlicher Be⸗ 
grenzung der Beſtätigung. Jedoch darf 
die Begrenzung nicht mit dem Komm⸗ 
BeamtG. in Widerſpruch ſtehen; daher 
kann nach Beendigung der Probezeit 
der Regierungspräſident die Beſtäti⸗ 
gung nur ganz ablehnen oder für 
lebenslänglich erteilen 499 24 
PrPol BGG. Zum Begriff des Polizei- 
vollzugs B.; die Abfindung aus 8 44 
Pol BG. ſteht dem Pol Vollz B. bei voll⸗ 
endetem 60. Lebensjahr zu ohne Unter⸗ 
ſchied, ob er alsdann in den Ruheſtand 
tritt oder ſein Penſionierungsalter hin⸗ 
„ e pben 5 0 55 

ie Bleigenſchaft na er preuß. Not⸗ 
VO. v. Er 1931 448 K 


Sachregiſter 


nach Rechtskraft des b. E. nur eine Ge⸗ 
bühr in Höhe von % fordern 1163 25 
Bedingung . 

Wenn bei Hyp. für den Fall des Ein- 
tritts gewiſſer Umſtände höhere Ver- 
zinſung oder für den Fall vorzeitiger 
Kapitalrückzahlung Entſchädigung ver⸗ 
einbart iſt, ſo iſt die Hyp. für dieſe 
Nebenforderungen aufſchiebend bedingt. 
Entſteht die Nebenforderung nicht, ſo 
entſteht auch die Hyp. ſelbſt nicht, ſo 
daß auch Eigentümergrundſchuld nicht 
in Frage kommt 12251 

88 3ff. RBewG. Bedingter Erwerb kann 
auch dann vorliegen, wenn das als 
B. geſtellte Ereignis von der freien 
Willensentſchließung eines Beteiligten 
abhängt (Poteſtativ B.) 3572 

Bei bedingten Steuerſchulden beginnt die 
Verjährung mit Ablauf des Jahres, in 
dem die Ungewißheit über den Eintritt 
der B. beſeitigt wurde 6072 

Beförderungsſteuer 

88 1, 5, 6 B.geſetz. Schlepplöhne find in 
der Binnenſchiffahrt umſatzſteuerpflich⸗ 
tig, wenn der Schleppſchiffahrtsunter⸗ 
nehmer nicht Betriebsunternehmer i. S. 
des B.geſetzes ift 1028 2 

Beglaubigung, notarielle 

vgl. unter N. 

Beihilfe 

Annahme eines fortgeſetzten Zuſammen⸗ 
hangs ſetzt vor allem voraus die 
Gleichwertigkeit der Einzelhandlungen. 
An dieſer fehlt es aber immer dann, 
wenn in einem Fall Täterſchaft, im 
andern B. vorliegt, mögen auch beide 

ſich auf basf. Strafgeſetz beziehen 404° 

Beiſtand in Steuerſachen 
vgl. unter Steuerberater 
Beleidigung 

Zur Abgrenzung der Form der Auße⸗ 
rung von ihrem Inhalt bei der Prü⸗ 
fung, ob der Täter wegen der Form 
der Außerung trotz angenomm. Wahr- 
heit feiner Behauptung ſtrafbar ift. 
Die Anwendung des § 185 StGB. 
auf Grund von § 192 StGB. ſchließt 
Freiſprechung wegen Wahrnehmung be⸗ 
rechtigter Intereſſen nach § 193 StGB. 
aus 40912 

88 185, 193 StGB. Eine einheitliche 
Außerung, die der Natur der Sache 
nach auch nur eine einheitliche recht⸗ 
liche Beurteilung erfahren kann, liegt 
nur dann vor, wenn ihre einzelnen 
Teile ein innerlich zuſammenhäugendes 
Ganze bilden u. zwiſchen ihnen u. der 
jeweils in Frage kommenden Inter⸗ 
eſſenvertretung gleichartige Beziehun⸗ 
gen obwalten 41013 

88 185, 193 StGB. B. durch Wegweiſung 
von der Wohnung, den Zuruf „raus“ 
u. die Außerung, das Dienſtmädchen 
ſolle den Vorſprechenden herunter- 
ſchaffen. Inwieweit beſtimmt bei B. 
der Inhalt des Eröffnungsbeſchluſſes 
den Umfang des Urteilsſtoffes? 4299 

88 185, 193 StGB. Strafloſigkeit bei 
Zuruf: „Ihr meineidigen Schufte!“ 
43010 

Juriſtiſche Perſonen können, abgefehen 
von Behörden, nicht beleidigt wer⸗ 
den 966 28 

Wie verhält ſich das Recht der Preſſe zur 
Berichterſtattung über ſtrafbare Hand⸗ 
lungen zu dem in § 186 StGB. ent- 
haltenen Verbot des Verbreitens von 
nicht erweislich wahren ehrenrührigen 
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ift formal beleidigend. B.abjicht neben 
der Abſicht d. Intereſſenwahrung 354 6 
8193 StGB. Der Redakteur einer Ter- 
tilzeitung, der die objektiv unrichtige 
Tatſache der Zahlungseinſtellung ver⸗ 
öffentlicht, handelt in Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen 5322 
§ 193 StGB. ſchlägt ein, wenn Beſtoh⸗ 
lener einem unbeteiligten Dritten 
von feinem Verdacht gegen ‚eſſen, 
Freund Mitteilung macht, um von 
ihm gegebenenfalls Anhaltspunkte da⸗ 
für zu erhalten, daß ſein Verdacht ge⸗ 
rechtfertigt iſt 9608 
8 193 StGB. Die Außerungen, „X. habe 
geklaut“, er ſei ein „Mauſedieb“, ſchlie⸗ 
ßen die Anwendbarkeit des § 193 nicht 
aus 96110 
Strafantrag wegen B. des preuß. Forſt⸗ 
fiskus zu ſtellen, ift Sache der Regie- 
rung 9583 
B. durch ausländiſche Zeitung (franzöſ. 
Entſcheidung) 9041 
Belgien 
Der belgiſche Juſtizſtreik, insbeſ. die 
deutſchen Staatsanwaltſchaften in B. 
Schrifttum 30 
Benzin 
ogl. Mineralöl 
Bereicherung, ungerechtfertigte 
Die Saldotheorie. Schrifttum 714 
§ 812 BGB. Hat der Pächter eines 
Grundſtücks, der auf dem Grundſtück 
Privatanſchluß an die Bahn hält, 
deſſen Gleiſe dem Eigentümer des 
Grundſtücks gehören, einem Dritten 
als Nebenanſchließer die Mitbenutzung 
des Anſchluſſes geſtattet, ſo kann dar⸗ 
aus für den Grundſtückseigentümer B.⸗ 
anſpruch inſoweit entſtehen, als die 
Benutzung des Bodens u. der Gleiſe 
in Frage ſteht. Als B. gilt nur der 
durch den grundloſen Erwerb erlangte 
Vermögensüberſchuß. Dem Empfänger 
it zur Beſtimmung des Überſchuſſes 
nicht nur ſeine Gegenleiſtung, ſondern 
jeder Nachteil gutzubringen, der mit 
dem grundloſen Erwerb in urſächlichem 
Zuſammenhang ſteht 10447 
8 812 BGB. Hat Dritter durch anfecht⸗ 
bare Handlung des Schuldners das 
Eigentum an Kraftwagen erworben, 
iſt er daher zur Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in den Kraftwagen ver⸗ 
pflichtet, ſo kann der Dritte wegen der 
in ſeinem Intereſſe nach dem Eigen⸗ 
tumsübergang vorgenommenen Repa⸗ 
raturen kein Zurückbehaltungsrecht aus⸗ 
üben 1815 
$ 812 BGB. Wenn Bank nach dem Çin- 
gang von Geldern ſeitens einer Perſon 
in der irrigen Annahme eines dahin⸗ 
gehenden Auftrags dieſer Perſon einer 
dritten Perſon Kredit im Betrage die⸗ 
ſer Gelder gewährt, ſo entſteht der 
Anſpruch aus u. B. gegen den Dritten 
in der Perſon der Bank, nicht in der 
Perſon desjenigen, von dem die Gel⸗ 
der gekommen find 73512 
8 814 BGB. Die Beweispflicht des durch 
die Auflaſſung ungerechtfertigt Be⸗ 
reicherten, daß der Bereicherer gewußt 
habe, er leiſte, ohne verpflichtet zu 
ſein, wird nicht dadurch aufgehoben, 
daß er behauptet, der Kläger habe 
nicht zur Erfüllung, ſondern zur Hei⸗ 
lung des unwirkſamen Kaufvertrags 
geleiſtet 445 
8817 S. 2 BGB. iſt nicht auch auf den 


Deomtenwohnungen 4 Tatſachen? 41114 Fall des 8 816 zu beziehen. Die Über- 
a von Abſtandsgeld bei B. Zur Verſchärfung des Ehrenſchutzes u. Siche⸗ tragung des Eigentums an Grund⸗ 

p Aal des 85 B. BO. 5279 rung der verantwortungsbewußten ſtück auf Grund eines Kaufvertrags, 
ed E Endurteil Preſſe. Strafrechtsreform 905 in dem in unzuläſſiger Weiſe die Zah⸗ 
In Eheſachen kann der RA. für die wer 8186, 193 StGB. Der Vorwurf, daß lung des Kaufpreiſes in fremder Va⸗ 


tere nichtkontradiktoriſche Verhandlung ſich jemand „von d. Bezahlung drücke“, luta vereinbart wurde, ſtellt Verſtoß 
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gegen ein Verbotsgeſetz i. S. v. 8 817 
S. 2 BGB. nicht dar 8571 
Kein rechtlicher Zuſammenhang u. des⸗ 
halb kein Zurückbehaltungsrecht gegen⸗ 
über dem Berichtigungsanſpruch des 
Grundeigentümers, der das bindizierte 
Grundſtück mit Hypotheken belaſtet 
findet, wegen eines B.anſpruchs, den 
der Bekl. wegen d. Aufgabe des Rechts 
erhebt, das Grundſtück durch rechts⸗ 
wirkſamen Vertrag zu erwerben 339 6 
Hat Offizier zu ſeinem Ruhegehalt einen 
Zuſchuß (Kannbezug) erhalten, ſo kann, 
wenn das Ruhegehalt nachträglich mit 
rückwirkender Kraft erhöht wird, der 
entſprechende Teil des Zuſchuſſes auf 
das Ruhegehalt angerechnet werden. 
Der Einwand der nicht mehr vor⸗ 
liegenden B. kommt hier nicht in Be⸗ 
tracht 9701 
Bergrecht 
8148 PrAllg Bergch. Haftung des Berg- 
werksbeſitzers für tektoniſche Schäden 
u. ſonſtigen auf ein im Rechtsſinn zu⸗ 
fälliges Ereignis entfallenden Scha⸗ 
densanteil, der ſich als mittelbar durch 
den Bergbau verurſacht darſtellt 1255 5 
Berichterſtattung im Strafprozeß 
§ 324 StPO. Die Verleſung von Schrift⸗ 
ſtücken kann zugleich der B. u. der 
Beweisaufnahme dienen; auf die Rei⸗ 
henfolge von B. u. Beweisaufnahme 
kommt es nicht an 1317 
Berlin 
vgl. auch Moabit 
Wird der Verſteigerungstermin in ande⸗ 
rem Zimmer abgehalten als in dem 
in der Bekanntmachung bezeichneten, 
ſo iſt bloßer Hinweis auf die Ver⸗ 
legung auf der Terminstafel vor dem 
urſprünglichen Zimmer nicht als aus⸗ 
reichende Maßregel anzuſehen. Dies 
gilt beſonders für größere Amtsgerichte 
wie B.⸗Mitte 188 20 
§ 341 StPO. Die Friſt zur Einlegung 
einer bei dem LG. II B. anzubringen- 
den Rev. wird nicht dadurch gewahrt, 
daß die Rev. innerhalb der Friſt bei 
der gemeinſchaftlichen Briefannahme⸗ 
ſtelle des LG. 1 B. u. des AG. B.⸗Mitte 
eingeht 67936 
Zur Anwendbarkeit des Tarifvertrags für 
den Berliner Einzelhandel 7611 
Zum Begriff des Einzelhandels iſt nicht 
erforderlich, daß für ſeinen Betrieb 
offener Laden unterhalten wird. Der 
Tarifvertrag für den Großberliner 
Einzelhandel erfaßt auch ſolche Ange⸗ 
ſtellte, die nicht in offenen Verkaufs⸗ 
ſtellen beſchäftigt ſind, insbeſ. alſo 
Reiſende 7611 
Die durch Schwarzkauf geſchaffene Sach⸗ 
u. Rechtslage kann von den Beteiligten 
trotz formeller Rückübertragung des 
Grundſtücks auf den Verkäufer wirt⸗ 
ſchaftlich in der Weiſe aufrechterhalten 
werden, daß die Weiterveräußerung 
des Grundſtücks für Rechnung des 
Schwarzkäufers erfolgt. In dieſem 
Fall iſt der Tatbeſtand des § 2b Berl⸗ 
WZuwStdO. v. 1924/26 erfüllt, ſofern 
die formelle Weiterveräußerung durch 
den Schwarzkäufer zu dem Zweck er⸗ 
folgt iſt, die in Betracht kommende 
Wertzuwachsſteuer zu umgehen 2923 
Art. 1 Nr. 2 Pr Ausf. z. BmXerjtd. Die 
Berliner Straßenreinigungsbeiträge ge⸗ 
hören zu den gemeinen Laſten i. S. 
dieſer Beſtimmung, nicht dagegen die 
Berliner Müllgebühren 3551 
$ 12 VergnügSt O. der Stadt B. Art. II 
§ 23 der Reichsratsbeſt. Zum Begriff 
„Unternehmer“ 2946 
$ 12 Berl VergnügStDO. Der Verpächter 
von Räumen, in denen ſteuerpflichtige 


Sachregiſter 


Veranſtaltungen ſtattgefunden haben, 
kann nicht ſchon dann als geſamtſchuld⸗ 
neriſch haftender verfügungsberechtig⸗ 
ter Inhaber i. S. des § 12 angeſehen 
werden, wenn er ſich lediglich Beſitz⸗ 
u. Hausrecht an den Räumen vorbe⸗ 
halten hat. Vielmehr muß hinzukom⸗ 
men, daß er ſich entweder das aus⸗ 
ſchließliche Verfügungsrecht eines für 
die Veranſtaltung nötigen Teils der 
Räume oder ſolche Aufſicht über den 
Betrieb geſichert hat, die ihn ermäch⸗ 
tigt, die Veranſtaltung von ſeiner Ge⸗ 
nehmigung abhängig zu machen oder 
zu verbieten 9021 


Berufsgenoſſenſchaften 
Unfallverhütungsvorſchriften der ... vgl. 


unter U. 


vgl. ferner Penſion von Angeſtellten 


einer B. unter 


8537 RBO. Betriebe, die fih mit Aus⸗ 


führung von Gerüſtarbeiten befaſſen, 
inb bei der Baugewerks B. verſichert 
288 2 


Dem Unternehmer ſteht nach 8 542 RVO. 


nur das Recht zu, die Zuteilung zu 
„einer“ B. zu verlangen, wobei die 
Benennung einer beſtimmten B., zu 
der er zugeteilt werden will, nur die 
Bedeutung eines Wunſches hat 1325 2 


8697 RVO. Kürzung von Bezügen ehe- 


maliger Angeſtellter einer B. auf 
Grund der NotVO. v. 5. Juni 1931. 
Es unterliegen nicht nur die Ruhe⸗ 
gehälter von ehemaligen berufsgenoſ⸗ 
ſenſchaftlichen Angeſtellten der Kür⸗ 
zung, ſondern auch Bezüge, die ihnen 
auf Grund eines Vergleichs zu Unter⸗ 
haltszwecken gewährt werden 13254 


Berufsſteuer 
Danziger vgl. unter D. 
Berufung 
Zivilſachen 
vgl. auch unter Beſchränkung des Rechts⸗ 


mittels 


vgl. ferner im Sonderregiſter „Recht der 


Not VO.“ unter den Not®D.en v. 1. Dez. 
1930, 6. Okt. und 8. Dez. 1931 


§ 236 1 Ziff. 3 ZPO. Angabe des Akten⸗ 


zeichens kann als genügender Hin⸗ 
weis auf die B.einlegung gelten 1135 5 


85123 8PO. ift im Beſchwerdeverfahren, 


auch in dem Verfahren betr. Leiſtung 
des Offenbarungseides, entſprechend 
anzuwenden 1826 20139 666° 


88 515, 519 BPO. Bei Entſcheidung der 


Frage über den Umfang der Zurück⸗ 
nahme der B. u. über ihre Bedeu⸗ 
tung handelt es ſich um die Aus⸗ 
legung einer Prozeßhandlung, die der 
freien Nachprüfung in der RevInſt. 
unterliegt. Wenn beſondere Umſtände 
das Gericht u. den Gegner erkennen 
laſſen, daß die Zurücknahme in einem 
weniger weitgehenden Sinne gewollt 
war, als der Wortlaut der Zurück⸗ 
nahmeerklärung beſagt, dann iſt der 
weniger weitgehende Sinn maßgebend 
652 14 


8516 ZPO. Die B.friſt wird nur durch 


Zuſtellung des Urteils, alfo durch über- 
gabe einer beglaubigten Abſchrift des 
Urteils in Lauf geſetzt. Durch die Aus⸗ 
ſtellung einer bloßen unrichtigen Emp⸗ 
fangsbeſcheinigung wird dieſe Übergabe 
nicht erſetzt 110 


8516 ZPO. Grundſätzlich darf jedermann 


ſich darauf verlaſſen, daß über ein 
6 Tage vor Ablauf der Bfriit ein- 
gereichtes Armenrechtsgeſuch ſo recht⸗ 
zeitig entſchieden werden wird, daß er 
noch innerhalb der Friſt B. einlegen 
kaun. Insbeſ. brauchen außerhalb des 
Sitzes des OLG. wohnhafte Beteiligte 


nicht zu wiſſen, daß der Geſchäfts⸗ 
betrieb das nicht ermöglicht 1146 16 


8515 BPO. Die fehlende Unterſchrift 


des Prozeßbevollmächtigten unter der 
B.ſchrift kann durch eine unter der 
gleichzeitig eingereichten beglaubigten 
Abſchrift ſtehende Unterſchrift erſetzt 
werden 666 10 


88 519 II, 519b BPO. Unwirkſamkeit der 


Setzung einer zu kurzen Friſt für den 
Gerichtskoſtenvorſchuß 17612 


8 519 III BPO. Den Erforderniſſen der 


Beibegründung it genügt, wenn in 
der Biſchrift auch beim Fehlen eines 
Antrags mit genügender Deutlichkeit 
erſichtlich gemacht iſt, in welchem Um⸗ 
fang das Urt. angefochten wird 11389 


Eine vor Setzung der Friſt gemäß 8 519 


IVI BPO. erfolgte Abweiſung eines 
Armenrechtsgeſuchs ſchließt für erneu⸗ 
tes Armenrechtsgeſuch die Wirkung ge⸗ 
mäß 8 519 IV 4 nicht aus. Seine Sorg⸗ 
faltspflicht verletzt, wer erſt wenige 
Tage vor Ablauf der Friſt aus 8519 
IVI BRD. einen bejahrten Laienver⸗ 
treter mit der Ausarbeitung eines 
Armenrechtsgeſuchs betraut u. ſich dann 
nicht weiter darum kümmert, ob das 
a auch rechtzeitig eingereicht wird 


Eine Partei, die ihren Prozeßbevollmäch⸗ 


tigten erſter Inſtanz mit der Ein⸗ 
reichung eines Armenrechtsgeſuchs be⸗ 
auftragt, ohne ihm zu ſagen, daß ihr 
bereits eine Friſt nach § 519 VI BRO. 
geſetzt ift, handelt nachläſſig 114314 


§ 519 VI BPO. Die Aufgabe durch Poft- 


anweiſung ſteht der Zahlung nicht 
gleich. Erſt wenn das Geld durch die 
Poſt übermittelt worden iſt, iſt die 
Zahlung bewirkt. Hat der RA. das 
Geld zur Zahlung des Gerichtskoſten⸗ 
vorſchuſſes am Vormittag des letzten 
Tages der Nachweisfriſt in Händen, ſo 
wird, wenn das Geld erſt abends durch 
Poſtanweiſung eingezahlt ift, die An- 
wendung der ihm billigerweiſe zuzu⸗ 
mutenden äußerſten Sorgfalt nicht da⸗ 
durch dargetan, daß er nachweiſt, daß 
er ſelbſt an dem Tage durch dienſt⸗ 
liche Geſchäfte ſtark in Anſpruch ge- 
nommen war 648 10 


§ 519 VI BPO. Da es nicht felten bor- 


kommt, daß die Anordnung der Friſt 
zum Nachweis der Zahlung der Pro⸗ 
zeßgebühr ſich um Wochen verſchiebt, 
bedeutet es kein Verſchulden des RA., 
wenn ihm das Fehlen einer ſolchen 
Anordnung in den Handakten trotz 
ſolchen Zeitablaufs nicht aufgefallen 
iſt 11291 


§ 5194 3PO. Nur die B.begründung ift 


von Amts wegen zuzuſtellen, nicht 
aber die weiteren Schriftſätze, die et⸗ 
was zur Stützung der B. enthalten 
66712 


8529 ZPO. Wenn das BG. über einen 


durch ſelbſtändigen Antrag dem Ge⸗ 
richt unterbreiteten Anſpruch durch 
Zwiſchenfeſtſtellungs⸗Teilurteil entſchie⸗ 
den hat, ſo iſt die Reviſion zuläſſig, 
auch wenn das Urteil ſeinem Inhalt 
nach auf Zwiſchenurteil über ein ſelb⸗ 
ſtändiges Augriffs⸗ oder Verteidi⸗ 
gungsmittel hinausläuft. Die Abgren⸗ 
zung zwiſchen 88280 u. 268 ZPO, 
hat mit derjenigen zwiſchen 88589 u. 
268 ZPO. auch dann nichts zu tun, 
wenn der neu erhobene Anſpruch im 
Wege des 8 280 ZPO. geltend gemacht 
wird 65013 


8529 ZPO. Weiſt das BG. neues Vor- 


bringen in der BerInſt. als verſpätet 
zurück, fo hat das Rev. nur nad- 


zuprüfen, ob die Verſpätung aus gro⸗ 
ber Nachläſſigkeit erfolgt ift 113950 
§ 97 II 3PO. kann anwendbar fein, auch 
wenn der Tatbeſtand des 8 529 ZPO. 
nicht gegeben iſt 94410 

8725 BPO. Im Fall der glatten Zu⸗ 
rückweiſung der B. gegen ein Urteil, 
das gegen Sicherheitsleiſtung für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärt worden war, 
iſt die Erteilung einer vollſtreckbaren 
Ausfertigung des Blurteils zur Durch⸗ 
führung der Zwangsvollſtreckung des⸗ 
wegen entbehrlich, weil daun für das 
in Anſpruch genommene Vollſtreckungs⸗ 
organ aus der einfachen Ausfertigung 
des Burteils ohne weiteres erſichtlich 
iſt, daß das landgerichtliche Urteil nun⸗ 
mehr ohne Sicherheitsleiſtung voll⸗ 
ſtreckt werden kann 11568 

Nach dem Anwaltsdienſtvertrag muß der 
RA. erſter Inſtanz regelmäßig die 
Entſchließung ſeines Auftraggebers ab⸗ 
warten, ehe er für ihn B. einlegen 
läßt. Nur bei Gefahr im Verzuge kann 
er unter Umſtänden berechtigt ſein, 
vorſorglich B. auch ohne ausdrück⸗ 
lichen Auftrag einlegen zu laſſen 665° 
Zum 3PO.⸗Entwurf: Zur Frage der 
Ausſchließung neuen Parteivorbrin⸗ 
gens in der BerInſt. 1188 

Zum 3PO.⸗Entwurf: Die Noven in der 
BerInſt. 1189 

Bedient ſich der Gegner der das Armen⸗ 
recht für die Ber Inſt. beantragenden 
Partei ſeines erſtinſtanzlichen RA. zur 
Vertretung im Armenrechtsverfahren 
der zweiten Inſtanz, ſo ſind im Fall 
des Unterliegens der letzteren Partei 
im Rechtsſtreit die Koſten des erſt⸗ 
inſtanzlichen RA. für die Vertretung 
im Armenrechtsverfahren der BerInſt. 
dem Gegner von der unterliegenden 
Partei als nicht notwendig nicht zu 
erſtatten 67427 

88 3, 4 BPI. Wird die Frage der Koſten, 
die in der Ber Inſt. Gegenſtand einer 
Anſchluß B. war, infolge der prozeſ⸗ 
ſualen Lage in der RevInſt. wieder 
Nebenforderung, ſo iſt ſie bei Bemeſ⸗ 
ſung des Streitwerts auszuſcheiden 
17510 

84 BPO. Bei Berechnung des Streit⸗ 
werts für die BerInſt. bleibt eine von 
der Partei vorgenommene Verbeſſe⸗ 
rung der Sache unbeachtlich 1229 5 
§ 2 ORG. Der in zweiter Inſtanz ge- 
ſchloſſene Vergleich, der nicht nur den 
dort anhängigen Teil, ſondern auch 
den noch in erſter Inſtanz anhängigen 
Teil des Streitgegenſtands erledigt, 
unterliegt nicht dem Landesſtempel 
1161 21 

§8 30, 14 GRG. Berechnung der Prozeß⸗ 
gebühr bei teilweiſer Rücknahme der 
B. 675 29 

8 13 Ziff. 4 NAGEBO. Beweisgebühr ent- 
ſteht auch, wenn Auskunft eingeholt 
wird, aus der ſich die Rechtzeitigkeit 
der Berufung ergeben ſoll 67019 
827 RAGebD. findet auch Anwendung, 
wenn nach einem der Klage ftatt- 
gebenden Grundurteil die B. zurück⸗ 
gewieſen u. in dem nunmehr fort⸗ 
geſetzten Verfahren erſter Inſtanz über 
die Höhe verhandelt u. Beweis erhoben 
wird 11916 


Strafſachen 


88 272 ff. StPO. Wird in der B.verhand- 
lung. der weſentliche Inhalt des erſten 
Urteils dem der deutſchen Sprache nicht 
mächtigen Angekl. nicht überſetzt, ſo 
liegt trotzdem ein Reviſionsgrund nicht 
vor, wenn der Angekl. bereits früher 
von dem Inhalt des ergangenen Ur⸗ 
teils unterrichtet worden war 6027 


Sachregiſter 


8302 StPO. Die Zurücknahme der B. 
kann weder widerrufen noch als irr⸗ 
tümlich angefochten werden 404° 

8313 StPO. ſtellt eine auch vom Rev. 
. Urteilsvorausſetzung auf 
9 

8313 StPO. Für die Frage, ob Über- 
tretung den HGegenſtand des Urteils 
bildet, iſt nicht die Anklage allein, 
ſondern auch der Inhalt des Urteils 
maßgeblich 96317 

8 324 StPO. Die Verleſung von Schrift⸗ 
ſtücken kann zugleich der Berichterſtat⸗ 
tung u. der Beweisaufnahme dienen; 
auf die Reihenfolge von Berichterſtat⸗ 
tung u. Beweisaufnahme kommt es 
nicht an 1137 

8325 StPO. Die Unterlaſſung ſofortigen 
Widerſpruchs gegen die unzuläſſige 
Verleſung der Niederſchrift über die 
frühere Ausſage eines ordnungsmäßig 
geladenen, aber ausgebliebenen Zeugen 
kann nicht ohne weiteres als Zu⸗ 
ſtimmung gewertet werden 42126 

8 328 StPO. Eine gleichzeitige Entſchei⸗ 
dung über die B. des Augekl. u. der 
StA. ift nicht erforderlich 96623 

8329 StPO. Die Frage, ob das Aus- 
bleiben des Angekl. in der Hauptver⸗ 
handlung genügend entſchuldigt iſt, 
unterliegt nicht nach der tatſächlichen 
Seite, ſondern nur inſoweit der Prü⸗ 
fung des Neo, als der Begriff der 
genügenden Entſchuldigung in Betracht 
kommt 51135 

8329 StPO. Sit der Angekl. in der 
Hauptverhandlung über die B. des 
St A. oder des Nebenkl. nicht erſchie⸗ 
nen, jo obliegt es dem B., auch 
nicht vorgebrachte Entſchuldigungs⸗ 
gründe für das Ausbleiben von Amts 
wegen zu berückſichtigen. Auch bei 
Wahrung der Ladungsfriſt kann ins⸗ 
beſondere bei weiten Entfernungen 
zwiſchen dem Aufenthalt des Angekl., 
dem Wohnort des Verteidigers u. dem 
Sitz des Gerichts Mangel an Zeit vor⸗ 
liegen, der das Ausbleiben des Angekl. 
entſchuldigt 115122 

8329 StPO. Der Rechtsirrtum des An⸗ 
gekl., die Entſendung eines ſchriſtlich 
bevollmächtigten Verteidigers in die 
Hauptverhandlung genüge zur Ver⸗ 
folgung ſeiner B., kann ſein Aus⸗ 
bleiben in der Hauptverhandlung ent⸗ 
ſchuldigen 1152 24 

8403 StPO. Die Nebenklage iſt in der 
Ber Inſt. zuläſſig 68139 

8 411 II StPO. gilt auch für die Ber- 
Inſt. 12431 

88 468, 471, 473 SPD. Die Koſtenver⸗ 
teilung findet nur unter dem Geſichts⸗ 
punkt des Erfolgs des Strafanſpruchs 
u. der B. ſtatt 67937 


854 PrPachtſchO. Gegen die Streitwert⸗ 
feſtſetzung des LG. als Biſtelle in 
Pachtſchutzſachen iſt Rechtsmittel nicht 
gegeben e 

Die Tatſachen, auf Grund deren der 
BerR. im arbeitsgerichtlichen Verfah⸗ 
ren feſtſtellt, daß ein verſpätetes Vor⸗ 
bringen nicht auf Verſchulden der Par⸗ 
tei beruht, unterliegen der Nachprü⸗ 
fung durch das RevG. 11773 

Iſt die Rechtsbeſchwerde des Herange⸗ 
zogenen ebenſo wie ſeine B. erfolglos 
geblieben, iſt aber das Urteil des 
Finder. auf die zur Erzielung einer 
Verböſerung eingelegte Anſchlußrechts⸗ 
beſchwerde des Fin A. aufgehoben u. 
die Sache an das Finder. zurückver⸗ 
wieſen, ſo iſt die Rücknahme der B. 
unzuläſſig 266 11 
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Seit dem 28. Juli 1930 iſt die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand wegen 
Verſäumung der B.friſt nicht mehr 
möglich, wenn das Verſorgungsgericht 
die B. als verſpätet zurückgewieſen 
hat 9743 

über die B. gegen einen Beſcheid des 
Staatlichen Verſorgungs⸗ u. Penſions⸗ 
amts für die Freie Stadt Danzig ent⸗ 

a ſcheidet ſtets das Staatliche Verſor⸗ 
gungsgericht für die Freie Stadt Dan⸗ 
zig 6101 

Beſchlagnahme 

Feſtzuhalten iſt an der Rechtſprechung, 
wonach Enteignung i. S. des Art. 153 
RVerf. ſchon dann vorliegt, wenn das 
Recht des Eigentümers zur freien Ver⸗ 
fügung zugunſten eines Dritten durch 
Verwaltungsakt oder Geſetz beeinträch⸗ 
tigt wird, daß ſie demnach auch bei 
B. auf Grund des WohnMangG. vor⸗ 
liegt. Bei Enteignung auf Grund des 
WohnMangch. trifft die Entſchädi⸗ 
gungspflicht die Gemeinde, nicht den 
Staat 468 

B. des Guthabens eines Deutſchen gegen 
neutrale Bank, die in Feindbundſtaat 
eine Zweigniederlaſſung unterhält, auf 
Grund des FrVertr. Hierdurch erliſcht 
der Anſpruch gegen die neutrale Bank 
346 11 

Beſchleunigung des Verfahrens 

B. d. V. beim RG. in den letzten Jahren 
1185 

Winke zur B. der Prozeſſe 1231 

Beſchrankung des Rechtsmittels 

8327 StPO. Die Tat- u. Rechtsfrage ift 
immer nur einheitlich zu entſcheiden. 
Hat das Gericht bei Berufungs B. gegen 
dieſen Grundſatz verſtoßen, ſo hat das 
Rev. dies von Amts wegen zu be- 
rückſichtigen 963 18 

In dem Antrag des Verteidigers auf 
mildere Beſtrafung u. „Wegfall des 
Ehrverluſtes“, des Angekl. auf milde 
Beſtrafung liegt ebenſowenig ein Au⸗ 
trag auf Zubilligung mildernder Um⸗ 
ſtände wie in der B. der Berufung 
auf das Strafmaß. Wirkungslos iſt 
die B. der Berufung auf die Frage, 
„ob eine fortgeſetzte Handlung vor⸗ 
liege u. auf das Strafmaß“, da die 
Frage des Verhältniſſes mehrerer 
Straftaten zueinander in das Gebiet 
der Schuldfrage gehört, dieſe aber nur 
einheitl. entſchieden werden kann 404° 

Die B. d. R. auf die Verurteilung wegen 
des Teilaktes einer fortgeſetzten Hand⸗ 
lung iſt wirkungslos. Nach Aufhebung 
des Urteils nur im Strafausſpruch u. 
Zurückverweiſung der Sache zur Prü⸗ 
fung der Frage, ob der Strafzweck 
durch Geldſtrafe zu erreichen iſt, bleibt 
die Vorinſtanz an die erkannten Gin- 
zelgefängnisſtrafen u. die von ihr aus⸗ 
geſprochene Geſamtſtrafe gebunden 601 

Beſchwerde 

vgl. auch im Sonderregiſter „Recht der 
Notverordnungen“ unter NotVO.en vom 
1. Dez. 1930, 6. Okt. u. 8. Dez. 1931 

Zivilſachen 

Werden einem RA. vom Gericht gemäß 
8 102 BPD. für einen zurückgewieſenen 
Armenrechtsantrag zu Unrecht die 
Koſten auferlegt, ſo iſt der RA. durch 
dieſe Entſcheidung beſchwert, da es 
nicht ausgeſchloſſen iſt, daß das Ge⸗ 
richt, das zu Unrecht angenommen hat, 
der RA. habe Koſten verurſacht, nun⸗ 
mehr auf Grund ſolchen Beſchluſſes 
auch irgendwelche Koſten erford. 1212“ 

Wird durch die Binftanz das Armen- 
recht bewilligt, ſo hat weder beſondere 
Koſtenentſcheidung zu erfolgen, noch 
ijt Streitwertfeſtſetzung zuläſſig 116689 


24 


Wird der Antrag des Armenanwalts, 
nach Beendigung des Rechtsſtreits der 
armen Partei die Nachzahlung der 
durch Bewilligung des Armenrechts ge⸗ 
ſtundeten Gebühren ſeines RA. auf⸗ 
zugeben, abgelehnt, dann ſteht dem 
RA. hiergegen ein Brecht zu 67123 

§ 233, 234 ZPO. Im B.verfahren können 
nach Ablauf der Wiedereinſetzungsfriſt 
neue Tatſachen u. neue Erbietungen 
zur Glaubhaftmachung nicht nachge⸗ 
ſchoben werden 1143 14 

88 319, 320 BPO. Gegen den Beſchluß, 
durch den die Berichtigung des Tat⸗ 
beſtands abgelehnt wird, iſt die B. 
zuläſſig, wenn der Beſchluß nicht von 
dem gleichen Richter erlaſſen wird, 
durch den das Urteil ergangen war 
11718 

85123 BPO. ift im Beverfahren, auch 
in dem Verfahren betr. Leiſtung des 
Offenbarungseides, entſprechend anzu⸗ 
wenden 182 6 20139 6669 

8 568 II BPO., 852 4. Not VO. 3. Teil. 
Beim Vorliegen von duae conformes 
kann die einſtweilige Einſtellung der 
Zwangsverſteigerung nicht mehr im 
Wege der weiteren B. erreicht werden 
12271 

8 570 3PO. B. gegen Zurückweiſung 
eines Widerſpruchs gegen die Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides kann auch auf andere 
Gründe geſtützt werden, als auf die 
zur Rechtfertigung des Widerſpruchs 
im Eidesleiſtungstermin vorgebrachten 
Gründe 18411 

Gegen einſtweilige Anordnungen i. S. 
11 k 7321 3PO. ift B. nicht zuläſſig 


§ 732 BPO. Wird der Antrag des Gläu⸗ 
bigers auf Erteilung einer vollſtreck⸗ 
baren Ausfertigung zurückgewieſen, ſo 
ift der Gläubiger b.berechtigt 115813 

Selbſtändige B. gegen den die Einſtel⸗ 
lung des Zwangsverſteigerungsverfah⸗ 
rens ablehnenden Beſchluß iſt, auch 
wenn ſie ſchon vor Schluß der Ver⸗ 
handlung eingelegt iſt, nicht gegeben, 
wenn inzwiſchen der Zuſchlag erteilt 
iſt 188 18 

Ein erſt nach Verkündung des Zuſchlags 
zur Kenntnis des Verſteigerungsrich⸗ 
ters gelangter Einſtellungsantrag iſt 
in der B.inftang nicht zu berückſich⸗ 
tigen 19523 

Aus einer gemäß 8 41 II ZwVerſtcg. an 
die Beteiligten ergangenen inhaltlich 
unrichtigen Nachricht kann, wenn im 
Verſteigerungstermin das geringſte Ge⸗ 
bot richtig entſprechend der wahren 
Rechtslage feſtgeſtellt wird, eine die B. 
gegen den Zuſchlag begründende Ver⸗ 
letzung der Vorſchriften über die Feſt⸗ 
ſtellung des geringſten Gebots nicht 
hergeleitet werden 196 30 

8 12 RAcGeb O. ift nur inſoweit anwend⸗ 
bar, als die für die Berechnung der 
Gerichtsgebühren maßgebende Streit⸗ 
wertfeſtſetzung auch für die Berechnung 
der Anwaltsgebühren von entſcheiden⸗ 
der Bedeutung iſt 1131 

812 RAcGebO. Dem Rechtskonſulenten 
ſteht ein Brecht auf Erhöhung des 
Streitwerts nicht zu 11814 

Der auch für die Zwangsvollſtreckung 
beigeordnete Armenanwalt erhält für 
den Antrag auf Eintragung einer Ar⸗ 
reſthypothek eine nach der QGebD. zu 
bemeſſende Gebühr aus der Staats⸗ 
kaſſe erſetzt. Das B.gericht hat nicht 
nur den angegriffenen Gebührenanſatz, 
ſondern auch den nichtangegriffenen 
Gebührenanſatz zu prüfen u. kann im 
Rahmen der geſtellten Anträge einen 


Sachregiſter 


Ausgleich zwiſchen dieſen vornehmen, 
je nachdem ein Abſtrich oder Zuſatz 
gerechtfertigt iſt 202 42 
Strafſachen 
Ein rechtzeitig geſtellter Antrag eines 
Angekl. auf Beſtellung eines Verteidi⸗ 
gers nach § 141 StPO. muß vor der 
Hauptverhandlung beſchieden u. dem 
Angekl. ſo zeitig bekanntgemacht wer⸗ 
den, daß er in der Lage iſt, gegen die 
ablehnende Entſcheidung von dem ihm 
zuſtehenden Brecht Gebrauch zu ma- 
chen oder Wahlverteidiger beizuziehen. 
Wird einem rechtsunkundigen Angekl. 
die Ablehnung eines rechtzeitig ge⸗ 
ſtellten Antrags auf Beſtellung eines 
Verteidigers ſo ſpät bekanntgemacht, 
daß er zur Herbeiführung einer Ande⸗ 
rung des Beſchluſſes im B.wege oder 
zur Beiziehung eines Wahlverteidigers 
nicht mehr in der Lage iſt, dann muß 
ihn der Vorſitzende auf die ihm nach 
8.265 IV StPO. zuſtehende Befugnis 
hinweiſen, die Ausſetzung der Haupt- 
verhandlung zu verlangen 406 10 
88 304, 154 StPO. Wird dem Antrag 
der StA. auf vorläufige Einſtellung 
des Verfahrens ſtattgegeben, ſo hat 
der Beſchuldigte das Brecht 1229 6 
§ 305 StPO. Beſchlüſſe über Trennung 
des Verfahrens gegen Mitangekl. u. 
über Verbindung zum Zwecke gleich⸗ 
zeitiger Verhandlung durch das er⸗ 
kennende Gericht unterliegen nicht der 
B., weil ſie in innerem Zuſammen⸗ 
hang mit der Urteilsfällung ſtehen 
96213 
88 305, 388 StPO. Ein die Widerklage 
zurückweiſender Beſchluß ift nicht mit 
B. anfechtbar 96216 
Freiwillige Gerichtsbarkeit 
88 19 ff, 28 FGG. B. u. weitere B. in 
den Sachen der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit ſind nach Erledigung der 
Hauptſache wegen der Koſten des Ver⸗ 
fahrens zuläſſig. Bei Widerſprüchen 
zwiſchen zwei OLG. hat das RG. auch 
über ſolche B. zu entſcheiden 7171 
1017 10 
58 178, 181 GVG. Brecht und -frift 
gegen Beſchluß, durch den die Feſt⸗ 
ſezung einer Ungebührſtrafe berichtigt 
wird 668 14 
Mieterſchutz 
88 41, 42 MietSchch. Gegen Entſcheidung 
des MEN, durch die die Fortſetzung 
des Verfahrens von der Zahlung eines 
Auslagenvorſchuſſes abhängig gemacht 
wird, ift die Rechts B. zuläſſig 1771 
810 der 7. preuß. Lock O. v. 26. Okt. 
1931 iſt im Verfahren auf die Rechts B. 
auch dann anzuwenden, wenn die Ent⸗ 
ſcheidung des MEA. vorhergegangen 
iſt 3501 
Arbeitsgericht 
885 ArbGG. Die Anordnung mündlicher 
Verhandlung über die Rechts B. ift 
zuläſſig 2571 
$ 87 ArbGG. Ordnungsmäßige Einlegung 
der Rechts B. zur Niederſchrift der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle des Arh®. liegt nicht vor, 
wenn lediglich Beamter des ArbG. 
einen Aufnahmevermerk auf das vom 
B.führer ſelbſt gefertigte Schriftſtück 
in die rechte obere Ecke geſetzt hat 132 5 
887 ArbGG. Auch Behörde kann die 
Rechts B. nur zur Niederſchrift der 
Geſchäftsſtelle des ArbG. oder durch 
Vertreter gemäß 8 11 ArbGG. ein- 
reichen 6841 
887 ArbGG. Die Rechts B. muß die Be⸗ 
gründung enthalten, auch wenn ſie 
zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle ein⸗ 
gelegt wird. Nähere Ausführung der 


gegebenen Begründung in nachgereich⸗ 
tem Schriftſatz zuläſſig 8211 
Der Betriebsratsvorſitzende iſt dem Ge⸗ 
richt gegenüber zur Erhebung der 
Rechts B. legitimiert, auch wenn er 
vom Betriebsrat hierzu nicht ermäch⸗ 
tigt war 1314 84 
Steuerrecht 
Iſt die Rechts B. des Herangezogenen 
ebenſo wie ſeine Berufung erfolglos 
geblieben, iſt aber das Urteil des Fin⸗ 
Ger. auf die zur Erzielung einer Ber- 
böſerung eingelegte Anſchlußrechts B. 
des Fin A. aufgehoben u. die Sache an 
das FinGer. zurückverwieſen, fo ift 
die Rücknahme der Berufung unzu⸗ 
läſſig 266 11 
Gelangt der RFH. auf Anſchluß B. des 
Fin A. zur Aufhebung der Vorentſchei⸗ 
dung, ſo iſt er, wenn er ſelbſt in der 
Sache entſcheidet, an die Anträge des 
Fin A. in der AnſchlußB. grundſätzlich 
nicht gebunden 3572 
8286 RAbgO. Der Wert des Streit- 
gegenſtandes iſt in Ein heitswertſachen 
für die Entſcheidung nach freiem Er⸗ 
meſſen, die Zuläſſigkeit der Rechts B. 
u. die Koſtenberechnung grundſätzlich 
u. in der Regel bis auf weiteres auf 
10 v. T. des ſtreitigen Einheitswert⸗ 
betrages feſtzuſetzen 11782 
Aufgabe der Spruchbehörden, die über 
B. gegen die Feſtſetzung von Geld- 
ſtrafen wegen Verſtoßes gegen die Un⸗ 
fallverhütungsvorſchriften zu entſchei⸗ 
den haben, iſt es, die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft in der Durchführung ihrer Pilih- 
ten zu unterſtützen u. nicht durch un⸗ 
begründete Nachſicht die Durchführung 
der Unfallverhütungsvorſchriften zu er⸗ 
ſchweren 2143 
Beſchwerdeſtelle 
vgl. unter MEN. 
Beſetzung des Gerichts 
Den Anforderungen der 88 62, 117 GVO. 
ift genügt, wenn der GenPräf. von 
je rund 4—5 öffentlichen Sitzungen 
des Senats im Monat mindeſtens in 
einer den Vorſitz führt u. er die Ver⸗ 
teilung der einzelnen Spruchſachen an 
die Verichterſtatter ſelbſt vornimmt, 
dies zumal unter beſonderen weiteren 
Umſtänden 114213 
Beſitz 
88 858, 906 BGB. Rundfunkempfang bil- 
det nur dann ſchutzwürdige Ausübung 
der tatſächlichen Gewalt über eine 
Mietwohnung, wenn fehlerfreie, nach 
Möglichkeit nicht ſtöranfällige Emp⸗ 
fangsanlage verwendet wird. „Orts⸗ 
üblichkeit“ iſt eine Feſtſtellung was 
„iſt“ und nicht was „ſein ſoll“. In 
Friſeurgeſchäft iſt die Benutzung von 
Haarſchneidemaſchinen und Heißluft⸗ 
duſchen ortsüblich. Die Anbringung 
eines Entſtörungsmittels kann nicht 
zugemutet werden, wenn die Koſten 
nicht in angemeſſenem Verhältnis zum 
Preis des zu entſtörenden Gerätes 
ſtehen 8972 
8 994 BGB. Notwendige Verwendungen 
des rechtmäßigen Beſitzers 198 55 
§ 994 BGB. Verwendung im Rechtsſinne 
liegt dann vor, wenn der Aufwen⸗ 
dende ſie gemacht hat, um der Sache 
zu nützen, die Aufwendung aber dann 
unterlaſſen hätte, wenn er die Sache 
nicht hätte verbeſſern oder vor Ver⸗ 
derben ſchützen wollen 12284 
Hat der Kl. als bloßer Beſitzer Erſatz⸗ 
anſprüche wegen Beſchädigung der 
Sache geltend gemacht, die nicht ihm, 
ſondern dem Eigentümer zuſtehen, fo 
it ihm nach § 139 BRO. Gelegenheit 


zu geben, den zutreffenden Klagegrund 
geltend zu machen 78710 


Beſoldung 


vgl. auch unter Offizierspenſion, Per- 
ſonalabbau 

Die Frage, ob ein an ſich nicht der 
Reviſion zugängliches Landes Begeſetz 
mit Art. 129 RVerf. in Widerſpruch 
ſteht, iſt reviſibel. Die auf Grund der 
B.geſetze erworbenen Gehaltsanſprüche 
ſind wohlerworbene Rechte i. S. von 
Art. 129. Das uneingeſchränkt gewährte 
Gehalt ſtellt als einmal erworbener, 
ſubjektiv öffentlicher rechtlicher An- 
ſpruch in voller Höhe ein wohlerwor⸗ 
benes Recht dar. Aber Art. 129 be⸗ 
ſtimmt nicht den Inhalt der Beamten- 
rechte, ſondern hält ſie nur aufrecht 
in dem Umfange, in dem ſie erworben 
find; alfo nur mit der etwa in dem 
Landesgeſetz enthaltenen Beſchränkung 
der Abänderungsmöglichkeit durch ein- 
fache Geſetze. Zu den wohlerworbenen 
Rechten gehört auch das Recht des 
Beamten auf Aufrechterhaltung der 
einmal erworbenen Eigenſchaft als Ve- 
amter. Dieſes Recht wird verletzt, 
wenn ſeine Grundlage dadurch ent⸗ 
zogen wird, daß die Bezüge des We- 
amten ſo herabgeſetzt werden, daß ihm 
die Aufrechterhaltung einer ſeiner Le⸗ 
bensſtellung entſprechenden Lebensfüh⸗ 
rung unmöglich gemacht wird 504? 


Sachregiſter 


ſchen Staatslotterie bezieht, ift als Cin- 
kommen aus öffentlichen Mitteln i. S. 
des Art. 2 IV i. Verb. m. Art. 11 der 
9. Ergänzung des B.geſetzes v. 18. Juni 
1923 anzuſehen 538 

Begriff u. Vorausſetzungen der „ſtän⸗ 
digen Anſtellung“ i. S. des § 43 JI Pr- 
Be ſoldG. 5352 

Feſtſetzung des ruhegehaltsfähigen Dienſt⸗ 
alters für Lehrer; Anrechnung der von 
dem Ruhegehaltsempfänger nach der 
Zurruheſetzung geleiſteten Dienſte. Ver⸗ 
hältnis der 88 19, 20 Volks Sch Peuſck. 
v. 17. Dez. 1920 zu dem Volks Sch⸗ 
AltruheG. v. 17. Dez. 1920; deſſen Ju- 
halt u. Tragweite. Für die Frage der 
Ruhegehaltsberechnung iſt — anders 
wie bei der Feſtſetzung des Beſol⸗ 
dungsdienſtalters — der Rechtsweg zu- 
läſſig 503 27 

82 PrBeamtdienſtEink. Ruhen des 
Anſpruchs des Beamten auf Aufrücken 
im Grundgehalt zwiſchen ſtrafrechtlicher 
Verurteilung u. Einleitung des Diſzi⸗ 
plinarverfahrens innerhalb eines Mo⸗ 
nats nach Ausſchluß des ſtrafrecht⸗ 
lichen Verfahrens. Dieſe Monatsfriſt 
beginnt mit dem Zeitpunkt der — nicht 
durch Verſchulden verſpätet erlangten 
— Kenntnis der Behörde vom Ab- 
ſchluß des Strafverfahrens 501 25 

§ 71 II Ziff. 1 GVG. findet auch auf An- 
ſprüche eines Landesbeamten gegen 


25 


ob wirlſamer Vertrag vorliegt. Aus 
8 141 II BGB. kann nicht hergeleitet 
werden, daß die formloſe B. eines 
formbedürftigen u. daher i. S. von 
8566 BGB. minder wirkſamen Ver⸗ 
trags den Formmangel heilt u. dem 
beſtätigten Vertrag Vollwirkſamkeit 
gibt 110“ 


Kommt Mietvertrag zwar mündlich zu⸗ 


ſtande, wird er aber durch Briefwechſel 
beſtätigt, ohne daß dabei auf das 
mündliche Zuſtandekommen hingewie⸗ 
ſen iſt, ſo gilt der Mietvertrag als 
„durch Briefwechſel zuſtande gekom⸗ 
men“ u. iſt deshalb ſtempelpflichtig 5615 


Betriebsbilanz 
§ 2 Betr Bild. Zur Erläuterung der B. 


kann der Betriebsrat Auskunft über 
die Höhe der Steuern u. Aufwendun⸗ 
gen für ſoziale Laſten ſowie der Pro⸗ 
viſionen, nicht aber über die Höhe 
der Gehälter, Reiſeſpeſen u. Penſionen 
des Vorſtands u. der Angeſtellten ver⸗ 
langen 2571 


88 1, 2, 3 BetrBBilGG. Umfaßt ein Unter- 


nehmen mehrere Betriebe, ſo muß die 
das ganze Unternehmen betr. B. je⸗ 
dem einzelnen der für die mehreren 
Betriebe beſtehenden Betriebsräte auf 
Verlangen vorgelegt u. erläutert wer⸗ 
den, ſofern bei jedem einzelnen Be- 
trieb die Vorausſetzungen des 8 72 
Betr. hinſichtlich der Zahl der im 


Art. 12913 NVerf. Beſondere Zuſiche⸗ das Reich aus zuſätzlicher Penſions⸗ Betriebe beſchäftigten Arbeitnehmer 
rung an einen Beamten auf dauernde regelung auf Grund des PenſeéErgG. gegeben ift 130143 
gehaltliche Gleichſtellung mit einer an⸗ v. 21. Dez. 1920 Anwendung 48315 Betriebsgeheimnis 
deren Beamtengruppe durch formloſe 827 Prpenſch. Die bloße, unabhängig vgl. unter Geſchäftsgeheimnis 
Erklärung, vom Tatrichter feſtgeſtellt vom Willen des Staatsbürgers ein⸗ Betriebsprüfung 


durch Auslegung der Beſtallungs⸗ 
urkunde. Für die B.⸗ u. Verſorgungs⸗ 
anſprüche der Beamten iſt der Etat 
nicht maßgebend. Unklarheiten in der 
Anſtellungsurkunde und ſonſtigen die 
rechtliche Stellung der Beamten be⸗ 
treffenden Anordnungen gehen zu 
Laſten des Staates. Rechtlicher, ins⸗ 


getretene Tatſache des Verluſtes der 
deutſchen Staatsangehörigkeit hat das 
Ruhen des Rechts auf den Bezug der 
Penſion nicht zur Folge 50126 

Die vor der Konkurseröffnung bewirkte 
Pfändung einer Gehaltsforderung er⸗ 
greift wirkſam auch die erſt nach der 
Konkurseröffnung fällig werdenden 


vgl. auch unter Buchprüfung 

B., Wirtſchaftsberatung u. der Wirt⸗ 
ſchaftsprüfer 1103. Schrifttum 1126 

Betriebsrat 

Betr. v. 4. Febr. 1920. Schriftt. 1004 

Reichsarbeitsgerichts-Rechtſprechung zum 
Betr RG. Schrifttum 1243 

Die Geſchäftsführung der Betriebsver⸗ 


beſonders beſoldungsrechtlicher Begriff 
der Reichsmittelbehörde 4611 

Art. 129 RVerf. Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs für Anſprüche aus Zuſicherung 
beſonderer Berechnung des Bödienſt⸗ 
alters. Durch die ſtaatliche Genehmi⸗ 
gung der von einer Gemeinde einem 
Lehrer gegebenen Zuſicherung beſon⸗ 
derer Feſtſetzung des B.dienftalters 
wird zwiſchen Lehrer und Staat kein 
öffentlich⸗rechtliches Band geknüpft u. 
kein Anſpruch des Lehrers gegen den 
Staat begründet. Berechtigung des 
Staates zur Verſetzung auch mittel⸗ 
barer Staatsbeamter im Intereſſe des 
Dienſtes in ein Amt von nicht ge⸗ 
ringerem Range u. etatmäßigem Dienſt⸗ 
einkommen. Nach ſolcher Verſetzung 
regelt ſich das B.dienftalter nicht nach 
den früheren beſonderen Zuſicherungen, 
ſondern nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften. Der Staat iſt an erſtere nicht 
gebunden 4632 

Art. 129 RVerf. Sofortige Wirkſamkeit 
des im Verfolg der Beanſtandung der 
Aufſichtsbehörde ergangenen Beſchluſ⸗ 
ſes der Gemeinde, durch den den Be⸗ 
amten die zu hoch bemeſſenen Bezüge 
herabgeſetzt werden. Andererſeits auch 
Rechtsanſpruch des Beamten gegen die 
Gemeinde, ſeine Bezüge denen der 
Staatsbeamten gleichzuſetzen. Keine 
Verpflichtung der Gemeinde, den Be⸗ 
amten auf den geſetzlichen Vorbehalt 
des Überprüfungsrechts feiner Bezüge 
durch die Aufſichtsbehörde aufmerkſam 
zu machen 486 17 

Die Vergütung, die ein ſtaatlicher Lot⸗ 
terieeinnehmer der Preußiſch⸗Süddeut⸗ 


Beträge 1791 

Das Gehalt eines Beamten bleibt auch 
dann nur im Rahmen der pfändungs⸗ 
beſchränkenden Vorſchriften pfändbar, 
wenn es auf Wunſch des Beamten auf 
Bankkonto überwieſen iſt 2052 

Dang. Gef. v. 23. Febr. 1926. Eine Rom- 
mune kann ſich bei Veruntreuungen 
eines Beamten an der Penſion ſeiner 
Witwe ſchadlos halten, indem ſie einen 
Teil der Hinterbliebenenbezüge ein⸗ 
behält 5511 

Beſtandteil 

88 93, 94 BGB. Der Umſtand, daß die 
Gebäude ſchon vorhanden waren, be- 
vor die Anlagen in ſie eingebaut wur⸗ 
den, ſchließt den Begriff des Ein⸗ 
fügens zur Herſtellung des Gebäudes 
nicht aus, ſofern damit das Gebäude 
erſt ſeine fertige Eigenart erhalten hat. 
Maſchinen können mit einer ganzen 
Leitungsanlage u. dadurch mit dem 
geſamten Grundſtück Einheit, die nicht 
getrennt werden kann, bilden 11972 

Kühl⸗ u. Gefrieranlagen ſind nach der 
für die Anwendbarkeit der 88 93, 94 
BGB. ausſchlaggebenden allgemeinen 
Verkehrsanſchauung kein weſentlicher 
B. eines modernen Hotels 12003 

894 BGB. Steigleitungen find weſent⸗ 
liche B. des Grundſtücks. Mitverſteige⸗ 
rung der Steigleitungen als Zubehör 
188 19 

Beſtätigung 0 

Die in den Gründen eines Urteils ent⸗ 
haltene Feſtſtellung, die Parteien hät⸗ 
ten den nichtigen Vertrag beſtätigt, 
ſchafft nicht für anderen Rechtsſtreit 
Rechtskraft in Anſehung der Frage, 


tretung. Schrifttum 1245 


88 10, 11, 20 Betr. Kurzzeitig be- 


ſchäftigte Arbeitnehmer, wie z. B. 
Scheuerfrauen, haben das aktive Wahl⸗ 
recht zur Betriebsvertretung nur, wenn 
ſie wenigſtens durch regelmäßig und 
weder für ſie noch für den Betrieb 
geringfügige Arbeit mit dem Betrieb 
zuſammenhängen. Von beſtimmtem 
Mindeſtmaß der täglichen Arbeits⸗ 
leiſtung im Betrieb iſt jedoch das 
Wahlrecht nicht abhängig 1300 41 


88 28, 18, 19 BetrRG. Der B.vorfikende 


iſt dem Gericht gegenüber zur Er⸗ 
hebung der Rechksbeſchwerde legiti⸗ 
miert, auch wenn er vom B. hierzu 
nicht ermächtigt war. — Wahl. zum 
Betr. Bei getrennter Wahl der Ar- 
beitermitglieder u. der Angeſtellten⸗ 
mitglieder des B. ſind für jede Gruppe 
nur deren Angehörige wahlberechtigt, 
u. die Vorſchlagsliſte einer Gruppe 
iſt ungültig, wenn ſie auch von An⸗ 
gehörigen der andern Gruppe unter⸗ 
zeichnet ift 131454 


Anwaltskoſten, die in einem von der 


Betriebsvertretung geführten Eine 
ſpruchsprozeß erwachſen, ſind notwen⸗ 
dige Geſchäftsführungskoſten i. S. von 
836 Betr., ſoweit fie nicht pflicht⸗ 
widrig verurſacht ſind. — Die Frage 
der Notwendigkeit von Koſten, die durch 
die Geſchäftsführung des B. entſtanden 
ſind, iſt nur im Beſchlußverfahren zu 
entſcheiden, dagegen über die Koſten⸗ 
erſtattungspflicht des Arbeitgebers im 
Urteilsverfahren 1303 


862 BetrRch., 88 19 ff. Wahld. zum 


BerR®. Die Ordnung der Wahlan⸗ 
4 


*26 


fechtung im geſetzlichen B.ret gilt 
nicht für die Baudelegiertenwahl. Nur 
ſchwere Verſtöße gegen die Grundanfor⸗ 
derungen einer Wahl können zur An⸗ 
nahme der Nichtigkeit führen. In der 
Übergehung einer Minderheit kann ein 
zur Wahlvernichtung führender Man⸗ 
gel liegen 4353 

88 70, 39 Betrag. Grenzen der Schweige⸗ 
pflicht des in den Aufſichtsrat ent⸗ 
ſandten B.mitglieds. Amtsenthebung 
nach 8 39 ſetzt ſchuldhafte Pflichtver⸗ 
letzung voraus 1301 42 

§ 71 Betrag. Zur Erläuterung der Be⸗ 
triebsbilanz kann der B. Auskunft 
über die Höhe der Steuern u. Auf⸗ 
wendungen für ſoziale Laſten ſowie 
der Proviſionen, nicht aber über die 
Höhe der Gehälter, Reiſeſpeſen und 
Penſionen des Vorſtands u. der An- 
geſtellten verlangen 2571 

§ 72 BeirRG. Umfaßt ein Unternehmen 
mehrere Betriebe, ſo muß die das 
ganze Unternehmen betr. Betriebs⸗ 
bilanz jedem einzelnen der für die 
mehreren Betriebe beſtehenden B. auf 
Verlangen vorgelegt u. erläutert wer⸗ 
den, ſofern bei jedem einzelnen Be⸗ 
trieb die Vorausſetzungen des 8 72 
Betr. hinſichtlich der Zahl der im 
Betriebe beſchäftigten Arbeitnehmer 
gegeben ift 1301 

88 78, 82 BetrRG. Kein Einſpruchsrecht 
des B. bei Verſtößen gegen die tarif⸗ 
vertraglich feſtgeſetzten Anſtellungs⸗ 
grundſätze 1303 4 

Der Ausſpruch der vertraglich verein⸗ 
barten Kündigung einem Arbeitneh⸗ 
mer gegenüber, der zum Reichstags⸗ 
abgeordneten gewählt iſt, verſtößt nicht 
gegen Art. 160 RVerf. Hat der Arbeit⸗ 
geber den Arbeitnehmer durch die 
Kündigung gleichzeitig politiſch maß⸗ 
regeln wollen, ſo iſt Abhilfe nur auf 
Grund des 884 BetrR&. möglich 5341 

88 84, 86, 88, 89 Betr. Dem friſtlos 
entlaſſenen Arbeitnehmer ſteht der 
Lohnanſpruch neben der Abkehrent⸗ 
ſchädigung nicht zu. Falls das Gericht 
die friſtloſe Entlaſſung zwar für un⸗ 
berechtigt, aber trotzdem hinſichtlich 
der in ihr liegenden ordentlichen Kün⸗ 
digung einen der Gründe des 8841 
nicht für gegeben u. deshalb den Ein⸗ 
ſpruch gegen die innewohnende ordent⸗ 
liche Kündigung für unberechtigt hält 
u. ſomit insgeſamt zurückweiſt, ſo erhält 
der Arbeitnehmer den Lohn bis zum 
Ablauf der Kündigungsfriſt 1303 45 

893 Nr. 5 Ber. Meinungsverſchie⸗ 
denheiten hinſichtlich der Handhabung 
der Wahlgeſchäfte zwiſchen Mitgliedern 
des Wahlvorſtandes können vor Voll⸗ 
endung des Wahlaktes nicht durch An⸗ 
Pena des ArbG. ausgetragen werden 

4 

§ 95 BetrRG. ſchützt ſchlechthin alle Mr- 
beitnehmer des Betriebs gegen jede 
Beſchränkung oder Benachteiligung in 
der Ausübung der ſich aus dem Betr⸗ 
RG. ergebenden Rechte. Eine ſolche 
Beſchränkung oder Benachteiligung liegt 
nur dann vor, wenn der Arbeitgeber 
ſein Recht zur Löſung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes gerade mit dem Ziele 
verwendet, der betrieblichen Rechts⸗ 
ſtellung von Arbeitnehmern entgegen⸗ 
zutreten. Schädigungsabſicht ſeitens des 
Unternehmers nicht erforderlich, ob⸗ 
jektive Schädigung genügt 1306 48 

896 BetrRG. Die öffentlich⸗rechtlichen 
Beſtimmungen des Betrfi®. gelten nicht 
im Ausland. Den Mitgliedern einer 
nicht kraft BetrRcch. gewählten Pe- 
triebsvertretung kann der Kündigungs⸗ 


Sachregiſter 


ſchutz der Betriebsvertretungsmitglieder 
nicht im Wege der Vereinbarung zu⸗ 
geſichert werden 6041 

88 96, 39 BetrRG. Entlaſſung kann wegen 
einer gröblichen Verletzung der Pflicht 
als Betriebsvertretungsmitglied auch 
dann erfolgen, wenn dieſe zugleich 
Verletzung der vertraglichen Dienſt⸗ 
pflichten enthielt. Dem Ermeſſen des 
Arbeitgebers bleibt es überlaſſen, ob 
er ſeine Rechte aus dem Dienſtvertrag 
im Weg des Zuſtimmungsverfahrens 
nach 8 96 Betrag. oder die Rechte 
aus 8 39 Betr. oder beide neben- 
einander ausüben will 130747 

§ 96 Betrag. Eine im gegenſeitigen Ein- 
verſtändnis erfolgte Auflöſung des Ar⸗ 
beitsverhältniſſes beſeitigt den Kün⸗ 
digungsſchutz des B.mitgliedes, nicht 
aber ſchon bloße widerſpruchsloſe Hin⸗ 
nahme der Kündigung 1308 5 

§ 96 BeirRG. Grundſätzlich genießen die 
Mitglieder des B. bei Kündigungen u. 
Entlaſſungen aus Anlaß von Teilſtill⸗ 
legung keinen Vorzug vor den übrigen 
Arbeitnehmern. Sie können nicht be⸗ 
anſpruchen, auf Koſten eines Arbeits⸗ 
kollegen in andere Abteilung über⸗ 
nommen zu werden. Verrichtet aber 
das B.mitglied eigentlich produktive 
Tätigkeit in einigem Umfang nicht u. 
wurde durch ſein Verbleiben im Be⸗ 
trieb die Entlaſſung eines Arbeits⸗ 
kollegen nicht erforderlich, hätte viel⸗ 
mehr umgekehrt infolge ſeiner Ent⸗ 
laſſung ein anderes B.mitglied an fei- 
ner Stelle die Verrichtungen im Be⸗ 
triebsausſchuß wahrnehmen u. von der 
eigentlichen produktiven Tätigkeit be- 
freit werden müſſen, ſo iſt durch die 
Teilſtillegung Entlaſſung des Bmit⸗ 
glieds nicht erforderl. geworden 12301 

Bei Verlegung des Betriebs an andern 
Ort liegt Stillegung des alten Be⸗ 
triebs i. S. von § 96 Betr. vor, 
wenn damit Anderung des Erfüllungs⸗ 
ortes des Arbeitnehmers verknüpft iſt 
1309 50 

896 Ber. Ob in der Verpachtung 
der Betriebsräume nebſt Einrichtung 
an Dritten eine Stillegung des Be⸗ 
triebes durch den bisherigen Inhaber 
liegt, iſt Tatfrage. Aus der bloßen 
Tatſache der Verpachtung folgt noch 
nicht die Pflicht des bisherigen oder 
neuen Inhabers zur Fortzahlung des 
Lohns an die B.mitglieder 13112 

Die teilweiſe Stillegung des Betriebs iſt 
einer gänzlichen Stillegung i. S. des 
§ 96 II Nr. 2 Betr. gleichzuachten. 
Begriff der teilweiſen Stillegung. Die 
in der ſtillgelegten Abteilung beſchäf⸗ 
tigten Mitglieder der Betriebsvertre⸗ 
tung genießen in Anſehung der Kün⸗ 
digung u. Entlaſſung keine Vorzugs⸗ 
ſtellung vor den übrigen in der Ab⸗ 
teilung beſchäftigten Arbeitnehmern, 
ſie haben keinen Anſpruch, in andere 
Abteil. übernommen zu werden 131455 

§ 96 II Nr. 2 Betr. Scheinſtillegung 
1315.58 

8 96 II Nr. 2 BetrRG. Daß einige nur 
mit längerer Friſt kündbare Arbeit⸗ 
nehmer im Betrieb verbleiben u. mit 
Vorratsarbeiten geringen Umfangs be⸗ 
ſchäftigt werden, ſchließt die Annahme 
einer Stillegung nicht aus. Anſpruch 
auf anderweitige Unterbringung im 
Betrieb hat B.mitglied nur unter be⸗ 
ſonderen Umſtänden 1316 57 

§ 96 BetrRG. Der Arbeitsvertrag eines 
Notſtandsarbeiters im Rahmen der 
wertſchaffenden Erwerbsloſenfürſorge 
gilt grundſätzlich als auf 3 Monate 
geſchloſſen. Mit Ablauf dieſer Friſt 


kann ſolcher Arbeiter, auch wenn er 
B.mitglied iſt, ohne Zuſtimmung der 
Betriebsvertretung entlaſſen werden; 
auch wenn Verlängerung des Beſchäf⸗ 
tigungsverhältniſſes durch die Förde⸗ 
rungsbehörde zugelaſſen wird 131051 

§ 96 BetrRO. Einem gewerblichen Mr- 
beiter, der Mitglied der Betriebsver⸗ 
tretung iſt, kann ohne deren Zuſtim⸗ 
mung nur aus einem der in 8 123 
GewO. aufgeführten Gründen friſtlos 
gekündigt werden 1313 53 

88 96, 97, 84 Betrag. Bei der Frage, 
ob die Zuſtimmung zu der Kündigung 
eines B.mitgliedes auszusprechen ift, 
ſind nicht nur die Intereſſen des Ar⸗ 
beitgebers auf Entfernung des B.mit- 
gliedes u. die Intereſſen der Arbeit⸗ 
nehmerſchaft an der Erhaltung einer 
ſtetigen u. unabhängigen Intereſſen⸗ 
vertretung zu berückſichtigen, ſondern 
auch die allgemeinen, durch 88 84 ff. 
Betrͤch. geſchützten Arbeitnehmer- 
intereſſen des B.mitgliedes. Das Arb. 
muß nachprüfen, ob die Kündigung 
zum Zweck der Abänderung des Dienſt⸗ 
vertrags etwa für den Angeſtellten 
eine unbillige Härte bedeutet, die nicht 
durch das Verhalten des Arbeitneh⸗ 
mers oder durch die Verhältniſſe des 
Betriebs bedingt ift 1308 48 


Betriebsſtillegung 


81 BetrStillegV O. Von der B. VO. mer- 
den auch Saiſon⸗ u. Kampagnebetriebe 
betroffen, wenn ſie nicht mit Rückſicht 
auf dieje ſpezielle Eigenſchaft ſtillgelegt 
werden 1293 34 

§ 11 Nr. 2 BetrStillegVoO. Nur wenn die 
Werkzeugbenutzung f. die Eigenart des 
Betriebes weſensbeſtimmend iſt, iſt es 
gerechtfertigt, ausnahmsweiſe d. Werk⸗ 
zeug als Betriebsanlage i. S. der VO. 
zu behandeln 1294 30 

88 1, 2 BetrStillegVoO. Arbeitsſtreckung 
während der Sperrfriſt kann nicht nur 
von der Behörde angeordnet, ſondern 
auch durch Kündigung zwecks Vertrags⸗ 
änderung herbeigeführt werden; doch 
bedarf es hierzu während der Sperr⸗ 
friſt bei Nichteinverſtändnis der Beleg⸗ 
ſchaft der Genehmigung der Verwal⸗ 
tungsbehörde 1295 56 

88 1, 2 BetrStillegV O. Kündigung kann 
auch während der Sperrfriſt ausge⸗ 
ſprochen werden, mit der Maßgabe, 
daß ſie mit Ablauf der Friſt wirkſam 
wird 1296 37 

Grundſätzlich genießen die Mitglieder des 
BetrR. bei Kündigungen u. Entlaſſun⸗ 
gen aus Anlaß von Teilt. keinen 
Vorzug vor den übrigen Arbeitneh⸗ 
mern. Sie können nicht beanſpruchen, 
auf Koſten eines Arbeitskollegen in 
andere Abt. übernommen zu werden. 
Verrichtet aber das Betriebsratsmit⸗ 
glied eigentlich produktive Tätigkeit in 
einigem Umfang nicht u. wurde durch 
ſein Verbleiben im Betrieb die Entlaſ⸗ 
ſung eines Arbeitskollegen nicht erfor⸗ 
derlich, hätte vielmehr umgekehrt in⸗ 
folge ſeiner Entlaſſung ein anderes Be⸗ 
triebsratsmitglied an ſeiner Stelle die 
Verrichtungen im Betriebsausſchuß 
wahrnehmen u. von der eigentlichen 
produktiven Tätigkeit befreit werden 
müſſen, fo it durch die Teil St. Ent- 
laſſung des Betriebsratsmitglieds nicht 
erforderlich geworden 12301 

Bei Verlegung des Betriebs an anderen 
Ort liegt St. des alten Betriebs i. S. 
von § 96 BetrRG. vor, wenn damit 
Anderung des Erfüllungsortes des Ar⸗ 
beitnehmers verknüpft iſt 1309 50 

Ob in der Verpachtung der Betriebs⸗ 
räume nebſt Einrichtung an Dritten 


eine St. des Betriebes durch den bis⸗ 
herigen Inhaber liegt, ift Tatfrage. 
Aus der bloßen Tatſache der Verpach⸗ 
tung folgt noch nicht die Pflicht des 
bisherigen od. neuen Inhabers zur 
Fortzahlung des Lohnes an die Be⸗ 
triebs ratsmitglieder 1311 52 

Die teilweiſe St. des Betriebs ift einer 
gänzlichen St. i. S. des § 96 II Nr. 2 
Ver. gleichzuachten. Begriff der 
teilweiſen St. Die in der ſtillgelegten 
Abteilung beſchäftigten Mitglieder der 
Betriebsvertretung genießen in An⸗ 
ſehung der Kündigung u. Entlaſſung 
keine Vorzugsſtellung vor den übrigen 
in der Abt. beſchäftigten Arbeitneh⸗ 
mern, ſie haben keinen Anſpruch, in 
andere Abt. übernommen zu werden 
1314 55 

896 II Nr. 2 BetrRG. ScheinSt. 131558 

§ 96 II Nr. 2 Betrach. Daß einige nur 
mit längerer Friſt kündbare Arbeit⸗ 
nehmer im Betrieb verbleiben u. mit 
Vorratsarbeiten geringen Umfangs be⸗ 
ſchäftigt werden, ſchließt die Annahme 
einer St. nicht aus. Anſpruch auf an⸗ 
derweitige Unterbringung im Betrieb 
hat d. Betriebsratsmitglied nur unter 
beſonderen Umſtänden 1316 57 

Betriebswirtſchaftslehre 

Betriebs⸗ u. finanzwirtſchaftliche For⸗ 
ſchungen. 1. Der Gründungsplan. 
2. Das Liquiditätsproblem. 3. Indu⸗ 
ſtrielle Normalerfolgs rechnung. Shrift- 
tum 712 

Der Induſtriebetrieb. Schrifttum 714 

etrug 

9 263 StGB. Frage der Vermögensſchä⸗ 
digung, wenn jemand einen Autobe⸗ 
fiber durch Angabe eines näheren 
Fahrtzieles veranlaßt, einen geringe⸗ 
ren Vorſchuß zu nehmen, als er bei 
Kenntnis des wahren Zieles gefordert 
hätte 81116 

8263 SGB. Zur Annahme einer betrü⸗ 
geriſchen Vermögensſchädigung genügt 
es nicht, daß der Geſchädigte für die 
Gegenleiſtung des Täuſchenden bei 
Kenntnis des wahren Sachverhalts nur 
geringeren Betrag aufgewandt hätte, 
als er tatſächlich gezahlt hat; vielmehr 
muß dieſer fubjektive Standpunkt all- 
gemeiner Übung entſprechen 94915 

§ 89 a ArbVermG. B. durch Nichtanzeige 
der übernahme einer ſelbſtändigen Ar⸗ 
beit 1259 5 

Untreue der Beamten u. Angeſtellten 
einer Gemeinde durch Anweiſung von 
Reiſekoſtenvorſchüſſen u. ſpäteren Ver⸗ 
brauch der als Vorſchuß entnommenen 
Beträge zu perſönlichen Zwecken. Ha⸗ 
ben mehrere Beauftragte der Gemeinde 
gemeinſchaftlich ſo gehandelt, ſo kann 
der eine ſich dadurch, daß er die der 
Gemeinde gegen ſeine Mittäter zu⸗ 
ſtehenden Rückforderungsanſprüche un⸗ 
erſichtlich macht, auch wegen B. ſtraf⸗ 
bar machen 50731 

Befürchtete bei einem B. Verſuch der Tä- 
ter nur, daß der Betroffene im Laufe 
der weiteren Verhandlungen ſeine be⸗ 
trügeriſche Handlungsweiſe erkennen 
werde, ſo würde. das die Freiwilligkeit 
des Rücktritts nicht ohne weiteres aus⸗ 
geſchloſſen haben. Das wäre nur dann 
der Fall, wenn der Täter befürchtet 
hätte, daß der Betroffene im weiteren 
Verfolg ſeine Abſichten durchſchauen u. 
Anſtalten zu feiner Ergreifung treffen 
werde 41517 

Beurkundun 

sa BGB. Parzellierungsvertrag, durch 
BERN: Grundſtückseigentümer einen 
Erfüt lin verkaufen läßt, ſich aber zur 

ullung jener Verkäufe verpflichtet, 


Sachregiſter 


bedarf der gerichtlichen od. notariellen 
B. 10425 

Die Vollmacht zur Abtretung von Antei⸗ 
len einer GmbH. bedarf der notariellen 
B. auch dann nicht, wenn ſie zur Ver⸗ 
deckung der Abtretung an den Voll⸗ 
machtnehmer erfolgt. Nur einfache 
Blankovollmachten ohne den Namen 
e gen find unzuläſſig 


Bewährungsfriſt 


B. vor dem Urteil. Schrifttum 386 


Beweisantrag 


Vernehmung eines Zeugen darüber, daß 
anderer Zeuge, der über Wahrneh⸗ 
mung bei Unfall ausgeſagt hat, er⸗ 
klärt habe, er habe von dem Unfall 
nichts geſehen, kann nicht mit der 
bloßen Begründung abgelehnt werden, 
es fehle an Gründen, weshalb er un⸗ 
ter Eid die Unwahrheit geſagt haben 
ſollte (8R.) 777 2 

Auslegung einer Vertragsurkunde. Die 
Ablehnung eines B. über außerhalb 
der Urkunde liegende Tatſachen ift zu⸗ 
treffend, wenn dieſe zu einer Umdeu⸗ 
tung des Vertragsinhalts führen müß⸗ 
ten (ZR.) 1220 15 

8244 StPO. B. iſt auch dann, wenn er 
ſeinem Wortlaut nach in erſter Linie 
auf Beweiserhebung u. nur eventuell 
auf Freiſprechung gerichtet iſt, als 
Eventual A. zu behandeln u. im Falle 
der Ablehnung erſt in den Urteils⸗ 
gründen zu beſcheiden 953 21 

8244 StPO. Von einem Beſchluß des 
Präſidiums kann nicht die Rede ſein, 
ſolange nicht ſämtliche an der Abſtim⸗ 
mung zu beteiligenden Mitglieder ihre 
Stimmen abgegeben haben 95423 

8 244 II StPO. Der Antrag, über be⸗ 
ſtimmte örtliche Verhältniſſe u. Ent⸗ 
fernungen den richterlichen Augenſchein 
einzunehmen, iſt bloßer Beweisermitt⸗ 
lungsantrag, wenn er nicht dem Be⸗ 
weiſe beſtimmter tatſächlicher Behaup⸗ 
tungen dient. Unerheblichkeit einer 
Augenſcheinseinnahme, die zur Ent⸗ 
kräftung der Ausſage eines Wieder⸗ 
erkennungszeugen beantragt iſt, wenn 
der Zeuge den von 110 als den Täter 
identifizierten Angekl. nicht nur von 
dem Orte aus, der in Augenſchein ge⸗ 
nommen werden ſoll, ſondern noch bei 
anderer Gelegenheit in größerer Nähe 
geſehen hat 58 17 

8244 StPO. Ablehnung eines Augen- 
ſcheinseinnahmeantrags als Reviſions⸗ 
grund 204 5 67935 

8244 StPO. Wenn auch regelmäßig das 
pflichtmäßige Ermeſſen des Gerichts 
darüber entſcheidet, ob Augenſcheins⸗ 
einnahme als Beweismittel erforder⸗ 
lich iſt od. ob andere Beweismittel aus⸗ 
reichen, ſo bedeutet doch die Ableh⸗ 
nung des Antrags auf Augenſcheins⸗ 
einnahme unter Berufung auf die Zeu⸗ 
genausſagen dann unzuläſſige Beweis⸗ 
antizipation, wenn durch die Augen⸗ 
ſcheinseinnahme gerade die Zeugenaus⸗ 
jagen entkräftet werden follen 954 22 

8244 StPO. Unzuläſſigkeit der Ableh⸗ 
nung eines Zeugen B. mit der feinem 
Sinne nicht gerecht werdenden u. ihn 
nicht erſchöpfenden Unterſtellung, daß 
der Zeuge nichts wahrgenommen habe, 
was gegen die Wahrheit der unter Be⸗ 
weis geſtellten Tatſache ſpreche 2458 

8 244 StPO. Unzuläſſige Beweisantizipa⸗ 
tion durch Ablehnung eines B. mit der 
Begründung, daß das Zeugnis eines 
früheren Angeſtellten des Angekl. das 
bisherige Beweisergebnis nicht zu er- 
ſchüttern vermöge, zumal auch anderer 
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für dasſelbe Beweisthema benannter 
Zeuge unbeeidigt geblieben fei 404° 

8 244 StPO. Durch die Nennung des 
Namens des Zeugen u. die Angabe 
darüber, bei wem od. durch wen Nä⸗ 
heres über ihn feſtgeſtellt werden 
könne, ift die Perſönlichkeit des Zeugen 
den Erforderniſſen eines wirkſamen 
Beweisantrags gemäß ſo ausreichend 
beſtimmt, daß das Gericht den ange⸗ 
botenen Beweis nicht als Beweisermitt⸗ 
lungsantrag ablehnen darf, ſondern 
die Pflicht zur Ermittlung von Perſön⸗ 
lichkeit u. Anſchrift des benannten Zeu⸗ 
gen hat 418 22 

8244 II SPD. Antrag auf nochmalige 
Vernehmung eines anweſenden Zeugen 
678 64 

8244 StPO. A. auf Zeugenvernehmung 
kann wegen Unerreichbarkeit des Zeu⸗ 
gen nur abgelehnt werden, wenn alle 
angezeigten Nachforſchungen ſorgfältig 
vorgenommen wurden u. ergebnislos 
verlaufen find 122422 955 24 


Beweisaufnahme 


Die Verwertung der B. eines früheren 
Prozeſſes im Wege des Urkundenbewei⸗ 
ſes iſt auch bei Widerſpruch einer Par⸗ 
tei nur dann unzuläſſig, wenn Wieder⸗ 
holung der B. gefordert wird (ZR.) 
658 19 1706 

Darf der Richter im B. Verfahren den 
Anwalt mit ſeinem Fragerecht an den 
Schluß der richterlichen Vernehmung 
verweiſen? (3R.) 99 1123 

8 357 BPO. Ladung einer Partei zu aus- 
wärt. B. Termin zum Zwecke der Er- 
ledigung eines vor längerer Zeit er⸗ 
laſſenen B. Beſchluſſes der BerInſt. ift 
rechtzeitig genug, wenn ſie zwei Tage 
vor dem Termin dem RA. zugeht. Er 
muß für ſolchen Fall vorher das Er⸗ 
forderliche veranlaſſen 11375 

Bei Widerſpruchsklagen iſt die erſt nach 
der B. erklärte Freigabe als ſofortiges 
Anerkenntnis i. S. von 8 93 3PO. 
nicht anzuſehen 1159 17 

Die Gebühr des 817 RAGebd, wird ver- 
dient, wenn über neue Tatſachen Be⸗ 
weis angetreten iſt, deſſen Erhebung 
ohne mündliche Verhandlung nur auf 
Grund des 87 EntlVO. beſchloſſen 
werden kann 67122 

Erſtattungsfähigkeit der Anwaltskoſten f. 
die Wahrnehmung eines auswärt. B.⸗ 
Termins in zweiter Inſtanz 12018 

Ob Reiſekoſten für Wahrnehmung aus⸗ 
wärtiger B. Termine erforderlich find u. 
dem Armenanwalt aus der Staatskaſſe 
zu erſtatten ſind, hängt von Umfang 
u. Bedeutung der B. ab 673 25 

Zur Erſtattungsfähigkeit der Koſten der 
Reiſe des Prozeß bevollmächtigten zum 
B. Termin 1162 23 

Im Eheſcheidungsprozeß ſind dem Ar- 
menanwalt die Reiſekoſten zur Wahr⸗ 
nehmung eines auswärt. B. Termins 
zu erſtatten, wenn Ehebruchszeugin 
vernommen werden foll 1163 26 

Lichtbilder können, gleichgültig in welcher 
Geſtalt ſie vorgelegt werden u. ob es 
der Anwendung eines Vergrößerungs⸗ 
mittels bedarf, herbeigeſchaffte Beweis⸗ 
mittel i. S. des § 245 I StPO. ſein. 
Die Benutzung eines herbeigeſchafften 
Beweismittels darf das Gericht nicht 
ablehnen, wenn die zu beweiſende Tat⸗ 
ſache unerheblich iſt od. als wahr 
gelten kann, wohl aber, wenn dieſe 
Tatſachen nicht zur Sache gehören od. 
wenn die B. zum Zwecke der Prozeß⸗ 
verſchleppung beantragt wird. Dahin 
gehört auch der Fall, daß die Verhand⸗ 
lung zu unlauteren Nebenzwecken miß⸗ 
braucht wird. Will das Gericht deshalb 
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die B. ablehnen, fo muß es einen die 
Gründe erſchöpfend wiedergebenden 
Beſchluß erlaſſen. Wird die Benutzung 
des herbeigeſchafften Beweismittels mit 
fehlerhafter od. unzureichender Begrün⸗ 
dung abgelehnt, ſo muß dieſer Verſtoß 
auch dann zur Aufhebung des Urteils 
führen, wenn das Gericht die Tatſache, 
die durch das Beweismittel bewieſen 
werden ſollte, als wahr unterſtellt 
hatte 58 18 

Im Verfahren der Sozialverſicherung iſt 
auch die nur informatoriſche Benutzung 
von Beweismitteln, von denen eine 
Partei keine Kenntnis hat, unzuläſſig 
686 1 

Beweisbeſchluß 

Die Beweisgebühr des RA. iſt auch dann 
erwachſen, wenn der B. nur mündlich 
verkündet, wegen eines inzwiſchen ab⸗ 
geſchloſſenen Vergleichs ſchriftlich aber 
nicht mehr abgeſetzt worden ift 118 12 

Trifft hinſichtlich einer Beweisfrage die 
Beweislaſt die Kl., ſo iſt bei einem 
B., der die Einforderung eines Gut⸗ 
achtens zum Gegenſtand hat, regel⸗ 
mäßig der ganze Auslagenvorſchuß von 
der Kl. zu erfordern, auch wenn beide 
Parteien Beweis i. S. des § 403 3PO. 
angetreten haben 666 ® 


Beweis gebühr 


5 13 Ziff. 4 RAGebO. Die B. it auch 
dann erwachſen, wenn der Beweis⸗ 
beſchluß nur mündlich verkündet, we⸗ 
gen eines inzwiſchen abgeſchloſſenen 
Vergleichs ſchriftlich aber nicht mehr 
abgeſetzt worden ift 118 12 

§ 13 Ziff. 4 RAGebO. Die B. des RA. 
fällt auch dann zu, wenn zwar Akten 
beigezogen u. zum Beweis benötigt 
wurden, wenn aber der RA. in der 
Lage geweſen wäre, ſich die in dieſen 
Akten befindlichen Urkunden ſelbſt zu 
beſchaffen u. vorzulegen 11835 

8 13 Ziff. 4 RAGebO. B. entſteht auch, 
wenn Auskunft eingeholt wird, aus 
der ſich die Rechtzeitigkeit der Be⸗ 
rufung ergeben ſoll 67019 

88 13 Ziff. 4, 28 RAGebO. Wurden im 
Verfahren über EinſtwVerf. in der 
Ber Inſt. die Hauptprozeßakten, die 
ſchon in erſter Inſtanz beigezogen wa⸗ 
ren, erholt u. verwendet, ſo entſteht 
hierfür regelmäßig keine B. 6712 

Art. 15 HeſſoGGeb O. f. RA. Im heſſ. Ent- 
eignungsverfahren ſtehen dem RA. die 
ſämtlichen Gebühren, einſchl. der B. 
dann zu, wenn irgendeine Beweis⸗ 
aufnahme, auch ohne Erlaß eines 
förmlichen Beweisbeſchluſſes ſtattge⸗ 
funden hat. Die Tätigkeit eines Re⸗ 
ferendars als Parteibevollmächtigten 
kann nicht mit einer Entſchädigung f. 
Zeitverſäumnis abgegolten werden. Es 
ſteht ihm jedoch nur die Hälfte der 
Anwaltsgebühren zu 1393 


Beweislaſt 


Die Rechtsgrundſätze über den Prima- 
facie⸗Beweis find auf die jog. ty- 
piſchen Geſchehensabläufe 
d. h. auf Fälle, in denen ein gewiſſer 
Tatbeſtand feſtſteht, der nach den Er⸗ 
fahrungen des Lebens auf eine be⸗ 
ſtimmte Urſache hinweiſt 1071 

Die Vorausſetzungen der Einſchränkun⸗ 
gen nach 8 906 BGB. muß beweiſen, 
wer ſich auf ihre Zuläſſigkeit beruft. 
Wenn die Statthaftigkeit einer Ein⸗ 
wirkung für beſtimmten Zeitraum 
nachgewieſen iſt, bleibt vom Inhaber 
des Betriebes immer noch nachzuwei⸗ 
ſen, daß das geſteigerte Maß ebenfalls 
ortsüblich ift 400 7 

Die B. des durch die Auflaſſung unge⸗ 
rechtfertigt Bereicherten, daß der Be⸗ 


beſchränkt, 


Sachregiſter 


reicherer gewußt habe, er leiſte ohne 
verpflichtet zu ſein, wird nicht dadurch 
aufgehoben, daß er behauptet, der 
Kl. habe nicht zur Erfüllung, ſondern 
zur Heilung des unwirkſamen Kaufver⸗ 
trags geleiſtet 446 

Nach der Lebenserfahrung verzichten ehr⸗ 
liche anftändige Menjen im allg. auf 
die Eingehung vertraglicher Beziehun⸗ 
gen zu den Leuten, von denen ſie er⸗ 
fahren, daß ſie für den Fall des Zu⸗ 
ſtandekommens des Vertrags dem An⸗ 
geſtellten u. Unterhändler der Gegen⸗ 
partei Zuwendung verſprochen haben. 
Wenn ſolches Verſprechen erfolgt iſt, 
iſt die Frage zu prüfen, ob nicht der 
Verſprechende beweispflichtig dafür iſt, 
daß der andere Teil auch bei Kenntnis 
der Sachlage den Vertrag ſo abgeſchloſ⸗ 
jen haben würde 9301 

Hat jemand in einem Vergleich über⸗ 
nommen, eine Grundſchuld abzulöſen, 
u. ſtellt er ſich gegenüber einer Klage 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfül⸗ 
lung auf den Standpunkt, es fehle an 
einem der Laſt entſprechenden Grund⸗ 
ſtückswert, ſo trägt er für dieſe Be⸗ 
hauptung die B. 1203 6 

Die Anfechtung gegen die Ehefrau des 
Schuldners aus § 3 Nr. 2 Anfcg. wird 
nicht dadurch unter die B. von Nr. 1 
geſtellt, daß die anfechtbare Rechts⸗ 
handlung ein Erfüllungsgeſchäft iſt 
170 6 658 19 


Wenn einer Stadtgemeinde bekannt iſt, 


daß Kinder an einem öffentl. Brunnen 
häufig Waſſer umherſpritzen, dann 
muß ſie in einer Zeit, in der täglich 
mit Froſt in den Abendſtunden gerech⸗ 
net werden muß, dafür ſorgen, daß 
auch abends noch, unter Umſtänden 
ſogar ſpät abends noch, eine gefähr⸗ 
liche Eisbildung erkannt u. beſeitigt 
wird. Unter Umſtänden kann ſogar die 
Gemeinde als beweispflichtig dafür er⸗ 
achtet werden, daß die Eisbildung erſt 
zu einer Zeit entſtanden iſt, für die 
ihr eine Nachprüfung nicht mehr zuzu⸗ 
muten war 3933 

Schadenserſatzanſpruch des durch eine 
ſchuldhafte Amtspflichtverletzung abge⸗ 
bauten Beamten. Ob die Pflichtwidrig⸗ 
keit der vorgeſetzten Behörde den Ab⸗ 
bau verurſacht hat oder ob nicht der 
Abbau auch ohne dieſe erfolgt wäre, 
aljo der urſächliche Zuſammenhang, 
ſteht in der B. des abgebauten Be⸗ 
amten 48416 

Trifft hinſichtlich einer Beweisfrage die 
B. die Kl., ſo iſt bei einem Beweis⸗ 
beſchluß, der die Einforderung eines 
Gutachtens zum Gegenſtand Hat, regel⸗ 
mäßig der ganze Auslagenvorſchuß v. 
der Kl. zu erfordern, auch wenn beide 
Parteien Beweis i. S. des $ 403 ZPO. 
angetreten haben 6668 

Erteilung der Vollſtreckungsklauſel für 
vollſtreckbare Urkunden. Bei Verfall⸗ 
klauſeln der Art, daß die Fälligkeit des 
Kapitals u. damit inſoweit die Voll⸗ 
ſtreckbarkeit bei gewiſſem Zahlungsver⸗ 
zug gegeben, bei pünktlicher Zahlung 
aber ausgeſchloſſen fein foll, ijt es nicht 
Sache des Gläubigers, die Fälligkeit 
nachzuweiſen, ſondern umgekehrt des 
Schuldners, die rechtzeitige Erfüllung 
der fragl. Verpflichtung darzutun. Des⸗ 
halb muß in ſolchem Fall der Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner bei ſeiner Klage aus 
8 768 BPO. beweiſen, daß Vollſtrek⸗ 
kung nach den zur Zeit der Schluß⸗ 
verhandlung gegebenen Umſtänden 
ſachlich⸗rechtlich unzuläſſig fei 113912 

Auch hinſichtlich des Abbleudens ver⸗ 
langt $ 7 II KraftfG. von dem Halter 


e ung des Entlaſtungsbeweiſes 
í 


Wer bei der Schadensverteilung nach 
§ 17 Kraftfch. geltend macht, daß der 
andere nicht gehupt habe, hat für das 
Nichthupen die B. — Wendet der Bell. 
ein, der Kl. könne die Klageforderung 
nicht geltend machen, weil ſie von 
einem Dritten gepfändet ſei, ſo muß 
er das Vorliegen der Pfändung be⸗ 
weiſen 78710 

Die Grundſätze der B. ſind im Verwal⸗ 
tungsſtreitverſahren nicht anzuwenden; 
der Sachverhalt iſt vielmehr vom Ge⸗ 
richt von Amts wegen zu ermitteln 
54919 


Beweiswürdigung 


B. u. Strafzumeſſung. Schrifttum 385 

§ 261 StPO. Widerſpruch tatſächlicher 
Feſtſtellungen mit offenkundigen Tat⸗ 
ſachen macht als in ſich widerſpruchs⸗ 
volle Schuldfeſtſtellung das Urteil un⸗ 
haltbar 420 24 


Bewertung 


88 3ff. RBewG. Bedingter Erwerb kann 
auch dann vorliegen, wenn das als 
Bedingung geſtellte Ereignis von der 
freien Willensentſchließung eines Be- 
teiligten abhängt 3572 

88 3, 9, 26 RBemG. a. F. Eigentümer 
einer wirtſchaftlichen Einheit kann nur 
eine ſteuerlich rechtsfähige Perſon ſein. 
Erbengemeinſchaft iſt keine „ſteuerlich 
rechtsfähige Perſon“; ſie iſt ſteuer⸗ 
rechtlich einer OHG. gleichzuſtellen, 
wenn die Erbauseinanderſetzung hin⸗ 
ſichtlich des von ihr betriebenen Unter⸗ 
nehmens für lange Zeit ausgeſchloſſen 
iſt u. das Unternehmen nach Art u. 
Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe 
eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfor⸗ 
dert 26713 

Dei den in § 26 II RBewG. bezeich⸗ 
neten Arten von Unternehmungen, die 
anderes als Betriebsvermögen nicht 
haben können, iſt für die Anwendung 
des § 74 II RBewcz. kein Raum. 
Das gegen den Vermögensfeſtſtellungs⸗ 
und Vermögensſteuerbeſcheid gerichtete 
Rechtsmittel iſt, ſoweit es ſich gegen 
die Höhe des Betriebsvermögens oder 
gegen die Entſcheidung über die In⸗ 
haberſchaft richtet, als Rechtsmittel 
gegen die Feſtſtellung des Einheits⸗ 
werts für das Betriebsvermögen an⸗ 
zuſehen 268 14 

88 11, 28 RBewG. Ob landwirtſchaftliche 
Brennerei ein Nebenbetrieb der Land⸗ 
wirtſchaft oder ſelbſtändiger gewerb⸗ 
licher Betrieb iſt, hängt davon ab, in 
welchem Umfang das Unternehmen 
rein gewerblich aufgezogen iſt, z. B. 
durch Hinzukauf fremder Rohſtoffe, 
Verarbeitung von Sprit zu Trink⸗ 
branntwein, durch Hinzukauf fremden 
Sprits, durch Eintragung im Handels⸗ 
regiſter, durch Teilnahme am Wirt⸗ 
ſchaftsleben als ſelbſtändiges gewerb⸗ 
liches Unternehmen mit eigener Fa⸗ 
brikmarke uſw. 1082 8 

Der Wert des Streitgegenſtands iſt in 
Einheitswertſachen für die Entſchei⸗ 
dung nach freiem Ermeſſen, die Zu⸗ 
läſſigkeit der Rechtsbeſchwerde u. die 
Koſtenberechnung grundſätzlich u. in 
der Regel bis auf weiteres auf 1%, 
des ſtreitigen Einheitwertbetrages feſt⸗ 
zuſetzen 11782 


Bienenſtöcke 


§ 811 Ziff. 4 BPO. Pfändbarkeit von B. 
1070 11 


Bierſteuer 


Auf die Rechtsvermutung des § 17 Bier- 
StG. kann die Steuerforderung dann 
nicht gegründet werden, wenn bei der 


Beltandsaufnahme zur Ermittlung des 

Sollbeſtands an Stelle des bei der 

letzten Beſtandsaufnahme ermittelten 

Iſtbeſtands der Iſtbeſtand aus frühe⸗ 

rer Beſtandsaufnahme herangezogen 

worden ift 28138 

Bilanz 

vgl. auch unter Betriebs B., Gold. 

Anfechtbarkeit eines Gen VerſB.genehmi⸗ 
gungsbeſchluſſes einer AktG. als fitten- 
widrig, wenn in der B. eine beſondere 
Vergütung der Aufſichtsratsmitglieder 
enthalten iſt, die in der Satzung nicht 
vorgeſehen u. auch ſonſt nicht begrün⸗ 
det iſt. Der Vorſtand kann ſie nicht 
begründen, weil er die AktG. nur nach 
außen, nicht aber gegenüber ihren 
Organen vertreten kann, die Gen Verf. 
nicht ohne entſprechenden Antrag und 
ſeine Ankündigung in der Tagesord⸗ 
nung. Trotzdem iſt die Anfechtung we⸗ 
gen Sittenwidrikeit nur dann zuläſſig, 
wenn der Beſchluß unter Mißbrauch 
der Mehrheit zum Nachteil der Min⸗ 

„„derheit gefaßt ift 720° 

Billigkeit 

Das Recht des internat. Richters, nach 

B. zu entſcheiden. Schrifttum 25 

Binnenſchiffahrt 

ogi. auch Schiffspfandrecht 

Ein Sportſegler, der für anderen Sport⸗ 
kameraden das dieſem gehörige Segelboot 
in einer Segelregatta ſteuert, gilt als 
Beauftragter des Bootseigners. Die⸗ 
ſem ſteht der Entlaſtungsbeweis gem. 
8 831 BGB. zu. 8 3 Binn Sch. ift 
hier nicht anwendbar 681 

Schlepplöhne ſind in der B. umſatz⸗ 
ſteuerpflichtig, wenn der Schleppſchiff⸗ 
fahrtsunternehmer nicht Betriebsunter⸗ 
nehmer i. S. des Beförd StG. ift 10282 

Blankoakzept 

dgl. unter Wechſel 

Bodenſchätze, Ausbeutung von 

ac unter Dienſtbarkeit 
e 


Der Eintritt der Vollverbindlichkeit un⸗ 
verbindlicher B.geſchäfte (8 57 Börſ.). 
Schrifttum 708 

Deutſch⸗amerikan. Handelsvertrag. Wird 
ein Vertrag von einem Teil in Spiel⸗ 
abſicht geſchloſſen, ſo muß der vom 

genten vertretene andere Teil es 
grundſätzlich vertreten, wenn dem Agen⸗ 
ten die Spielabſicht bekannt war. Fort- 
beſtand des § 61 Börj®. im Verhältnis 
von Deutſchland u. Amerika? 5761 

Die Beſtimmung des 8 95 Börj®. be- 
zieht ſich auf Kommiſſionäre aller Art, 
insbeſ. auch auf den kaufmänniſchen 
Gelegenheitskommiſſionär i. S. v. § 406 
12 HGB. Vorausſetzung ift freilich 
immer, daß es ſich um Kommiſſions⸗ 
geihäft handelt. Darunter kann vor 

em auch . Konſignationsvertra 
fallen au fog Konſignations 9 

Borſtenzurichtereien 

vgl. unter Roßhaarſpinnereien 

Brauntweinmonopol 

§ 121 I Branntw Mons. ift auf das Ver⸗ 
gehen der B.hehlerei nicht anwendbar. 
Zur Berechnung der Strafe 2531 

Ss 128, 147 BranntwMonG. Steht die 
Aburteilung des flüchtigen Haupttäters 
noch aus u. könnte in dieſem Verfah⸗ 
ren wegen Hinterziehung der B.ein- 
nahme auf Einziehung des fraglichen 
Sprits noch erkannt werden, ſo ſteht 
dem fog. objektiven Verfahren mit dem 
‚Biel der Einziehung nicht entgegen, 
daß der Ausſpruch der Einziehung in 
En rechtskräftig entſchiedenen Ver⸗ 
1 1 gegen die Mittäter unterlaſſen 
won it. Die Tatjahe allein, daß 

miſchung des einzuziehenden Sprits 


Sachregiſter 


ſtattgefunden hat, vermag den Ein⸗ 
ziehungsanſpruch nicht zum Erlöſchen 
zu bringen. Entſcheidend iſt vielmehr, 
ob nach der Auffaſſung des täglichen 
Lebens die durch Vermiſchung entſtan⸗ 
dene Sache gegenüber derjenigen, die 
den Gegenſtand der Straftat gebildet 
hat, eine neue andere Sache geworden 
iſt 25110 
88 154, 155 BranntmMond. Die Baus⸗ 
gleichsſchuld entſteht — abweichend v. 
Zollrecht — nicht erſt mit der Über⸗ 
führung der Ware in den freien Ver⸗ 
kehr, ſondern ſchon mit der Überſchrei⸗ 
tung der Zollgrenze. Die Feſtſetzung 
des Steuerbetrags u. die Geltend⸗ 
machung des Steueranſpruchs iſt aber 
erſt möglich, wenn die Ware der zu⸗ 
ſtändigen Zollſtelle zur Abfertigung in 
den freien Verkehr oder auf Zoll⸗ 
begleitſchein II angemeldet u. geſtellt 
oder wenn über ſie ſo verfügt wird, 
als ſtünde fie im freien Verkehr 286 * 
Brauerei 
Kapitalertragſteuer. Wenn Genoſſen⸗ 
ſchafts B., die ihren Geſchäftsbetrieb 
nicht auf den Kreis ihrer Mitglieder 
beſchränkt, außer Dividende auch noch 
Warenrabatte gibt, dann unterliegen 
letztere nicht dem Steuerabzug vom 
Kapitalertrag 286 55 
Brennerei 
88 11, 28 R BewG. Ob landwirtſchaftliche 
B. ein Nebenbetrieb der Landwirtſchaft 
oder ſelbſtändiger gewerblicher Betrieb 
iſt, hängt davon ab, in welchem Um⸗ 
fang das Unternehmen rein gewerblich 
aufgezogen iſt, z. B. durch Hinzukauf 
fremder Rohſtoffe, Verarbeitung von 
Sprit zu Trinkbranntwein, durch Hin⸗ 
zukauf fremden Sprits, durch Eintra⸗ 
gung im Handelsregiſter, durch Teil⸗ 
nahme am Wirtſchaftsleben als ſelb⸗ 
ftändiges gewerbliches Unternehmen 
mit eigener Fabrikmarke uſw. 10828 
Briefgeheimnis, Verletzung des (8 354 
StGB.) 
V. d. B. durch Eröffnen 
briefes“ 51034 
Brot 
Zur Anwendbarkeit der 88 6 und 11 
Maß. mit Brot. v. 17. Juli 1930. 
Das Abwägen des Teiges für Einzel⸗ 
brote von 500g und mehr in den 
Backſtuben des e en e u 
hört im ganzen Reiche zum eichpflich⸗ 
tigen Verkehr 352 net oil 
Bruchteilseigentum 
Bei Miteigentum nach Bruchteilen bil⸗ 
den die Eigentümer in der Regel keine 
Perſonenvereinigung, die körperſchafts⸗ 
ſteuerpflichtig iſt 742 
Brunnen 
Wenn einer Stadtgemeinde bekannt iſt, 
daß Kinder an einem öffentlichen B. 
häufig Waſſer umherſpritzen, dann 
muß ſie in einer Zeit, in der täglich 
mit Froſt in den Abendſtunden gerech⸗ 
net werden muß, dafür ſorgen, daß 
auch abends noch, unter Umſtänden 
ſogar ſpät abends noch, eine gefähr⸗ 
liche Eisbildung erkannt und beſeitigt 
wird 393° 
Buchmacher 
Behördlich zugelaſſene B.gehilfen, die in 
Läden eines behördlich zugelaſſenen B. 
gegen Proviſion tätig ſind, beſtimmte 
Büroftunden einhalten, Wettaufträge 
entgegenzunehmen, Wettſcheine auszu⸗ 
ſtellen u. alle ſonſtigen im ®.betriebe 
vorkommenden Arbeiten nach Weiſun⸗ 
gen des B. zu erledigen haben, ſind 
nicht ſelbſtändige Gewerbetreibende, 
ſondern verſicherungspflichtige Ange⸗ 
ſtellte i. S. von § 1 AngVerſch. 13255 


eines „Fang⸗ 


«29 


Buchprüfung nach RAbgO. 


Hinſichtlich der Auskünfte, die die Be⸗ 
hörden der Reichsfinanzverwaltung üb. 
Einkommens⸗ und Vermögensverhält⸗ 
niſſe von Steuerpflichtigen an die ſächſ. 
Finanzbehörden erteilt haben, insbe). 
auch hinſichtlich der Abſchriften von 
B.berichten, find die Amtsträger der 
ſächſ. Behörden zur Wahrung des 
Steuergeheimniſſes nach § 10 RAbgd. 
i. d. Faſſ. der Not VO. v. 1. Dez. 1930 
verpflichtet. Die Verpflichtung beſteht 
insbeſondere auch gegenüber dem Unter⸗ 
ſuchungsausſchuß des Sächſ. Landtags, 
wenn der RF M. Widerſpruch dagegen 
erhoben hat, daß die Auskünfte dem 
Unterſuchungsausſchuß vorgelegt wer⸗ 
den 1341 

Bei einer nach dem 1. Jan. 1931 vor⸗ 
genommenen Buch- u. Betriebsprüfung 
kann nach 8 193 n. F. RAbgD. die 
Vorlage auch der vor dieſem Zeit⸗ 
punkt geführten Bücher verlangt wer⸗ 
den 265° 10293 
g 222, 99 RAbgO. n. F. Von wann ab 
iſt die Berichtigungsveranlagung nach 
neuem Recht zuläſſig? 26610 11771 


Bühne 


vgl. Theaterrecht 


Bürgerliches Recht 


Grundriß des deutſchen b. R. Schuldrecht. 
Schrifttum 103 

Plancks Kommentar zum BGB. nebſt 
Einf. Sachenrecht. Schrifttum 1194 

Einführung in das b. R. Schrifttum 1195 

Württ Ausfcs. zum BGB. u. zu anderen 
Reichsjuſtizgeſetzen. Schrifttum 1196 


Bürgermeiſter 


8 114 StGB. Die Ankündigung, daß Bei- 
tungsveröffentlichung über eine näher 
angegebene ſtädt. Angelegenheit erfol⸗ 
gen werde, wenn nicht der B. auf eine 
ihm vorgelegte Frage entſpr. Aus⸗ 
kunft erteilen werde, enthält nur dann 
eine Drohung, wenn dem B. eine un⸗ 
wahre, den Sachverhalt entſtellende 
Veröffentlichung in Ausſicht geſtellt 
iſt 88113 

Keine Anzeigepflicht der Behörde wegen 
ſtrafbarer Handlung der Beamten; auch 
nicht des B., der Leiter der Polizei⸗ 
verwaltung iſt; anders vielleicht bei 
Diſziplinarbehörden nach Einleitung 
des Diſziplinarverfahrens 3891 

Beſchluß der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung einer kreisangehörigen Stadt, die 
in 8 29 HſtlStädte O. geſetzlich feſt⸗ 
gelegte Amtsbezeichnung „B.“ in „Ober⸗ 
B.“ umzuwandeln, verletzt den Ar⸗ 
tikel 109 RVerf. 5403 


Bürgerſteuer 


Die die B. betreffenden Vorſchriften der 
NotVO. v. 26. Juli 1930 widerſprechen 
nicht der RVerf. 2591 

Unter „Jahreseinkommen“ i. S. des 35 
II. Abſchn. der Not VO. v. 26. Juli 1930 
ift das Einkommen i. S. des EinkStG. 
zu verſtehen. Der ſteuerfreie Einkom⸗ 
mensteil u. die Familienvergütung ſind 
daher bei der Berechnung der B. nicht 
in Abzug zu bringen 2618 

g 4 II. Abſchn. Not VO. v. 26. Juli 1930. 
Wer in den Bezirken mehrerer Ge⸗ 
meinden einen Wohnſitz hat, iſt für 
die B. 1930 in jeder dieſer Gemeinden 
mit dem vollen Betrag ſteuerpflichtig 
3571 


Bürgſchaft 


Eine für die Bezahlung des Kaufpreiſes 
eines Schwarzkaufs bzw. des im no⸗ 
tariellen Vertrag allein genannten Tei⸗ 
les des wahren Kaufpreiſes übernom⸗ 
mene B. wird wirkſam, wenn der Kauf⸗ 
preis ſelbſt gem. § 313 BGB. mirt- 
ſam wird 3311 


*30 


Dem Bürgen, auch dem ſelbſtſchuldne⸗ 
riſchen Bürgen, kommt die Vorſchrift 
des 8 66 AufwG. zugute 3407 

Die Aufwertung der einem Inländer zu⸗ 
ſtehenden perſönlichen Forderung aus 
der B. für eine im ſpäter polniſch ge⸗ 
wordenen Teil Oberſchleſiens beſtellte 
Hypothek richtet ſich nach deutſchem 
Recht. Die Annahme der Rückzahlung 
einer Hypothek in der Inflationszeit 
bedeutet nicht ein Aufgeben i. S. des 
8 776 BGB. Der Sicherungszweck der 
B. ſteht ſo weit im Vordergrund, daß 
Undurchführbarkeit des Rückgriffsrechts 
des Bürgen dieſen nicht befreien kann. 
Wenn auch wohl die Zuziehung des 
Bürgen im Aufw Verfahren nicht erfol- 
gen muß, ſo entſpricht es doch dem Ge⸗ 
ſetze, daß der Gläub. auch im Verhält⸗ 
nis zum Bürgen ſein Recht in an⸗ 
gemeſſener Zeit wahrnimmt 5823 

Sicherheitsleiſtung kann auch durch Bei⸗ 
bringung der ſelbſtſchuldneriſchen B. 
der Danatbank erfolgen 1837 

Die Koſten für Beſchaffung einer B. zur 
Ermöglichung der Sicherheitsleiſtung 
zur vorläufigen Vollſtreckbarkeit eines 
Urt. find nicht erſtattungsfähig 116119 

Das Verfahren nach § 109 RPO. ift bei 
Sicherheitsleiſtung durch B. zuläſſig, 
um ſo mehr, als die durch die wirt⸗ 
ſchaftliche Entwicklung bedingte Häu⸗ 
figkeit der Sicherheitsleiſtung durch B. 
es beſonders wichtig macht, den Be⸗ 
teiligten die Verfügung über ſtillgelegte 
Vermögenswerte raſch u. billig wieder- 
zugeben 1157 11 

Der Verſtempelung von B. für Geldfor⸗ 
derungen in unbeſtimmter Höhe kann 
nur der Inhalt der Urkunde, nicht die 
anderweite Ermittlung des wirklich ge⸗ 
ſchuldeten Betrages zugrunde gelegt 
werden 1148 19 

$ 18 J Ziff. 8 ErbſchStcg. Eine ſteuer⸗ 
liche Schuldbefreiung liegt nicht vor, 
wenn der Bürge die B.ſchuld mit dem 
Willen begleicht, auf Geltendmachung 
ſeines Rückgriffsrechts gegen den 
Schuldner zu verzichten 2111 

Bürovorſteher des NA. 
vgl. unter Anwaltsbüro 
Buße nach SchwBeſchG. 
vgl. unter Sch. 
Chauſſeeaufſeher 
Beamtenrechtliche Stellung der Ch. 488 18 
Chauſſeegeld 
vgl. unter Wegerecht 
Chriſtentum 

Die Rechtsnöte unſerer Tage und das 

chriſtliche Gewiſſen. Schrifttum 27 
Danatbank 

Sicherheitsleiſtung kann auch durch Bei⸗ 
bringung der ſelbſtſchuldneriſchen Bürg⸗ 
ſchaft der D. erfolgen 1837 

Danzig 

Anderung des Danziger Gef. üb. die Ein⸗ 
tragung von Hypotheken u. Schiffs⸗ 
pfandrechten in ausländiſcher Wäh⸗ 
rung 328 

82 II DanzöGeldEntweusglG., wonach 
die Anw. des Geſetzes auf eine durch 
Hypothek geſicherte Forderung vorge⸗ 
ſchrieben iſt, wenn das belaſtete Grund⸗ 
ſtück im Gebiet der Freien Stadt D. 
gelegen iſt, verſtößt nicht gegen den 
Zweck eines deutſchen Geſetzes 345 10 

Der in einem Danziger Vergleichs ver⸗ 
fahren geſchloſſene Vergleich wirkt nicht 
im Deutſchen Reich 2078 

Danziger Gerichtskoſten⸗ u. Gebühren⸗ 
ordnungen. Schrifttum 1128 

Die Danziger Arbeitsgeſetze. Schriftt. 1246 

DanzSen O. v. 14. Dez. 1926. Bäck⸗ 
Arb ZV. Das Verbot des Austragens 


Sachregiſter 


„on Backwaren vor 7 Uhr vorm. ift 
rechtsungültig 12661 

Berufsſteuer der RA. u. Notare in D. 
Bei miteinander verbundenen RA. und 
Notaren wird das Einkommen der An⸗ 
waltsſozietät einheitlich u. werden die 
Einkommen aus den Notariaten geſon⸗ 
dert beſteuert 11821 

Danziger Gef. v. 23. Febr. 1926. Eine Rom- 
mune kann ſich bei Veruntreuungen 
eines Beamten an der Penſion ſeiner 
Witwe ſchadlos halten, indem ſie einen 
Teil der Hinterbliebenenbezüge einbe⸗ 

hält 5511 

über die Berufung gegen einen Beſcheid 
des Staatl. Verſorgungs⸗ u. Penſions⸗ 
amts für die Freie Stadt D. ent⸗ 
ſcheidet das Staatl. VerſorgGer. für 
die Freie Stadt D. 6101 

Darlehn 

vgl. auch unter Kredit 

Die Sicherung des D.gebers ift auch in 
der Form zuläſſig, daß die Außen⸗ 
ſtände des Schuldners an den Gläub. 
des D.gebers abgetreten werden. Die 
Wirkſamkeit des Abtretungsvertrags 
wird nicht dadurch berührt, daß der 
Schuldner u. unter beſtimmten Um⸗ 
ftänden ein Dritter (hier der D.geber) 
zur Einziehung der abgetretenen For⸗ 
derung ermächtigt ift 3978 

Wenn kein D. zwecks Vermögensanlage, 
jondern D. aus Gefälligkeit vorliegt, 
jo find die Vorſchriften des Aufwö. 
nicht anzuwenden, ſondern der Aufw⸗ 
Anſpruch ift dann nach § 242 BGB. 
zu beurteilen 6142 

Die Landgemeinden haften für einen v. 
dem Gemeindevorſteher als D. in ihrem 
Namen aufgenommen, aber im eignen 
Intereſſe verbrauchten Betrag 5192 

Dentiſten 

Staatlich geprüfte Dentiſten genießen das 

Vorrecht des § 61 Ziff. 4 KO. 2051 


Depot 
TarSt. 19 PreStempStch. Die Zuſtim⸗ 
mung des Bankkunden zur Hinter⸗ 
legung feiner bei der Bank deponierten 
Wertpapiere im Sammel D. einer an⸗ 
deren Bank iſt keine Vollmacht, ſon⸗ 
dern nur ſtempelfr. Einwilligung 2382 
Detektiv 
Anſpruch auf Erſtattung von D.Koſten 
hat Kl. nicht. Ermittlungen darüber, 
ob ihm möglicherweiſe Scheidungsrecht 
zuſteht, ſtellt keine Rechtsverfolgung 
dar, ihre Koſten ſind alſo keine Koſten 
der Rechtsverfolgung i. S. von 8 91 
3PO. 1161 20 
Deutſcher Anwaltverein 
Sparmaßnahmen in der Rechtspflege. 
Vorſchläge des Preuß. Richtervereins 
u. Stellungnahme des DAV. 916 
Deviſenbewirtſchaftung 
vgl. im Sonderregiſter „Recht der Not⸗ 
BVO.en“ unter Rot BO. v. 1. Aug. 1931 
Diebſtahl 
Im Fall des D. eines Gegenſtands aus 
unedlem Metall ift auch § 242 StGB. 
anwendbar. Ein Gegenſtand dient zum 
öffentlichen Verkehr, ſobald er dieſem 
Zweck gewidmet iſt, gleichviel, ob er 
ſchon in Betrieb genommen iſt oder 
nicht 348 12 
Dienſtbarkeit, beſchränkte perſönliche 
§ 1090 BGB. Die Vollmacht f. die Be- 
willigung der Eintragung einer D. iſt 
nach dem Wert der D. zu verſtempeln. 
Beſteht dieſe in der Gewährung der 
Ausbeute von Bodenſchätzen, ſo iſt, ſo⸗ 
lange unbekannt iſt, ob ſolche über⸗ 
haupt vorhanden ſind, der Wert „un⸗ 
beſtimmt“ i. S. des 881 LStempStG., 
u. es kann demnach ‚wenn der Wert 
der D. in Zukunft feſtgeſtellt od. ge⸗ 


ſchätzt werden kann, die nachträgliche 
Zahlung der Stempelſteuer verlangt 
werden. Das ändert nichts daran, daß 
zur Zeit der Wert als „nicht ſchatzbar“ 
i. S. von TarSt. 19 III anzuſehen u. 
die Vollmacht vorerſt mit 1,50 % zu 
verſtempeln iſt 1058 20 
ie Übertragung des dem Eigentümer 
zuſtehenden Rechts auf Ausbeutung 
eines Mineralölvorkommens iſt als 
Veräußerung eines Gegenſtands an⸗ 
ziuſehen. Es ift aber zu prüfen, ob die 
Begründung eines ſolchen Rechts nicht 
in Wahrheit die pachtmäßige überlaſ⸗ 
jung des Grundſtücks ſelbſt u. die Be⸗ 
ſtellung einer D. für den Berechtigten 
nur die dingliche Sicherung des rein 
W Verhältniſſes bedeutet 


Dienſtreiſen 

Untreue der Beamten u. Angeſtellten 
einer Gemeinde durch Anweiſung von 
Reiſekoſtenvorſchüſſen u. ſpäteren Ver⸗ 
brauch der als Vorſchuß entnommenen 
Beträge zu perſönlichen Zwecken. Ha⸗ 
ben mehrere Beauftragte der Ge⸗ 
meinde gemeinſchaftlich ſo gehandelt, 
ſo kann der eine ſich dadurch, daß er 
die der Gemeinde gegen ſeine Mittäter 
zuſtehenden Rückforderungsanſprüche 
Anerſichtlcch macht, auch wegen Be⸗ 
trugs ſtrafbar machen 50781 

Dienſtvergütungen in der Privatwirtſchaft 

vgl. unter Not Vo. v. 6. Okt. 1931 im 

Sonderregiſter „Recht der Not Vo. en“ 
Dienſtvertrag 

vgl. auch D. des Anwalts unter A. 

3626 BGB. Durch Nichtausübung wäh⸗ 
rend längerer Zeit wird das Recht zur 
Kündigung aus wichtigem Grunde ver⸗ 
wirkt. Bedeutung der Suspendierung 
vom Dienſt 691 

§ 61 Ziff. 1 KO. ift nur auf D., nicht auf 
Werkverträge anwendbar. Für die im 
Einzelfall ſchwierige Frage, ob D.⸗ od. 
Werkvertrag, iſt in erſter Linie maß⸗ 
gebend, was die Parteien nach Lage 
der Umſtände u. ihrer Abmachungen 
gewollt haben. Ein ſicheres Merkmal 
hinſichtlich der vom Hausgewerbetrei⸗ 
benden zu leiſtenden Akkordarbeit iſt 
nur aus dem von den Parteien ge⸗ 
wollten wirtſchaftlichen Zweck der Ar⸗ 
beit unter gleichzeitiger u. weſentlicher 
Berückſichtigung der zwiſchen Auftrag⸗ 
geber u. Ausführendem hergeſtellten 
Beziehungen zu gewinnen 209 2 

Das D. Recht der Bühnenmitglieder. 
Schrifttum 857 

Dienftwohnung 
vgl. unter Beamten W., MietSchG. $ 32 
Difziplinarverfahren 

Keine Anzeigepflicht der Behörde wegen 
ftrafbarer Handlung der Beamten; 
auch nicht des Bürgermeiſters, der 
Leiter der Polizeiverwaltung iſt; an⸗ 
ders vielleicht bei Diſziplinarbehörden 
nach Einleitung des D. 3891 

Ein aus freiem Berufe hervorgegangener 
Beamter hat keinen Anſpruch auf mil⸗ 
dere Beurteilung 6591 

Darf ſich im D. der Angeſchuldigte be- 
reits während der Vorunterſuchung 
des Beiſtands eines Verteidigers be⸗ 
dienen? 921 

Irrtümliche Rechtsüberzeugung. Die Be⸗ 
amten der Reichsbahn ſind Reichs⸗ 
beamte 5161 

Denunziation eines deutſchen Berufsge⸗ 
noſſen bei einer franz. Behörde 5172 

Preuß. Diſziplinarrecht 

Die RVerf. läßt einen diſziplinären 
Amtsverluſt unmittelbar kraft Geſetzes 
nicht mehr zu, fordert vielmehr ſtets 
ein D. § 7 PrdiſzGG. von 1852 ift mit 


der RVerf. unvereinbar, paßt auch 
nicht mehr zur gegenwärtigen Entwick⸗ 
lung des Veamtenrechts 4643 
8 7 PrDiize. ift mit dem Reichsſtrafrecht 
nicht vereinbar. Der automatiſche Amts⸗ 
verluſt des § 7 bedeutet unzuläſſige 
Verſchärfung der im StGB. vorgeſe⸗ 
henen fakultativen Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte 5203 
8 51 PrDilz®. Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
Beamten u. Behörde auf Grund u. 
während der Suspenſion. Zuläſſigkeit 
der Einrede der allgemeinen Argliſt 
auf Grund vorſätzlicher unerlaubter, 
dem Staat Schaden zufügender Hand⸗ 
lungen des Beamten gegenüber dem 
Anſpruch des ſuspendierten Beamten 
auf die Hälfte ſeines Dienſteinkom⸗ 
mens 492 20 
88 51—53 PrDiſzG. von 1852. Die wäh⸗ 
rend der vorläufigen Dienſtenthebung 
einbehaltene Gehaltshälfte iſt nicht ſchon 
nach Wiederaufhebung der Maßnahme, 
auch nicht nach Freiſprechung im 
Strafverfahren, ſondern erft dann 
nachzuzahlen, wenn das D. mit der 
Freiſprechung des Beamten endet od. 
aus anderen Gründen ohne Verurtei⸗ 
lung erledigt wird. Ruhen des An⸗ 
ſpruchs des Beamten auf Aufrücken 
im Grundgehalt zwiſchen ſtraftrechtl. 
Verurteilung u. Einleitung des ©. 
innerhalb eines Monats nach Abſchluß 
des ſtrafrechtl. Verfahrens. Dieſe Mor 
natsfriſt beginnt mit dem Zeitpuntt 
der — nicht durch Verſchulden verſpä⸗ 
tet erlangten — Kenntnis der Be- 
hörde vom Abſchluß des Strafver⸗ 
fahrens 50125 
Zur Umgeſtaltung des Dienſtſtrafrechts 
in Preußen durch die Geſetze v. 11. Jan. 
1932 907 
Dolmetſcher 
Wird in der Berufungsverhandlung der 
weſentliche Inhalt des erſten Urteils 
dem der deutſchen Sprache nicht mäch⸗ 
tigen Angekl. nicht überſetzt, ſo liegt 
trotzdem ein Reviſionsgrund nicht vor, 
wenn der Angekl. bereits früher von 
dem Inhalt des ergangenen Urteils 
unterrichtet worden war 6027 
Dolomitenkriegsfilm 
vol. unter Kriegsfilm 
Domänen 
ogl. unter Pacht 
Doppelbeſteuerung 
Der Wohnungsbegriff im D. Vertrag mit 
der Schweiz 606 1 
Drohung 
Verzicht auf den verdienten Tariflohn. 
Bei ausdrücklichen Willenserklärungen, 
die unter einem wirtſchaftlichen Druck 
abgegeben ſind, iſt ſtets zu prüfen, ob 
die Vorausſetzungen des 8123 BGB. 
erfüllt find 4331 
Anfechtung öffentlich-vechtlicher Willens- 
erklärungen wegen widerrechtlicher D. 
389 1 
Druckſchrift 
vgl. auch Zeitung 
816 Unl WG. Zum Begriff der „beſon⸗ 
deren Bezeichnung einer D.“ 8738 
8 16 Unl WG. ſetzt nicht voraus, daß das 
Werk des Erſtbenutzers eine ſelbſtän⸗ 
dige D. ift 8851 
Die in 82 PreßGG. für eine D. gegebene 
Begriffsbeſtimmung findet auch für 
mM Uni WG. Anwendung 8892 
Y nach §3 RepSchch. ausgeſprochene 
1 einer periodiſchen D. erſtreckt 
Ic nicht auf die vor dem Verbot er⸗ 
En chienenen Nummern 8958 
cſuchung 
S 113 StGB.; 8 105 I StPO. Recht⸗ 


Sachregiſter 


mäßigkeit der Amtsausübung e 
ohne Zuziehung von Zeugen 643 
Eheliches Güterrecht 
Wenn der Ehemann auf Grund des 
81380 Satz 1 BGB. ein zum einge⸗ 
brachten Gut ſeiner Frau gehöriges 
Recht einklagt, dann iſt es doch immer 
das Recht der Frau, das der Mann 
kraft ſeines Verwaltungsrechts geltend 
macht. Anders bei Klage aus 8 1373 
od. 81383 BGB. Die Wirkung des 
Urteils gegen die Frau tritt im Fall 
des 81380 BGB. auch dann ein, wenn 
ſie der Prozeßführung des Ehemanns 
zugeſtimmt hat u. dieſem Falle iſt es 
gleichzuſtellen, wenn der klagende Ehe⸗ 
mann Leiſtung an ſeine Ehefrau be⸗ 
antragt hat 1219 18 ; 
81387 BOB. Die Koften eines RA. in 
amtsgerichtlichen Prozeſſen hat der 
Ehemann der Frau nur dann vorzu⸗ 
ſchießen, wenn die Annahme eines RA. 
aus in der Art des Prozeſſes u. der 
Perſon der vorſchußberechtigten Pro⸗ 
zeßpartei liegenden Gründen notwend. 
od. mind. angemeſſen erſcheint 126 4 
Eherecht 
Bei verſchiedener Staatsangehörigkeit der 
Ehegatten beurteilt ſich das persönliche 
E. nicht nach der Staatsangehörigkeit 
des Ehemanns, ſondern nach der letzten 
gemeinſamen. Die en iſt 
auch für das auf die per önlichen 
Rechtsbeziehungen anwendbare Recht 
anzuerkennen 5991 
Eheſachen 
vgl. auch unter Scheidung 
Auch in E. kann eine Vergleichsgebühr 
entſtehen 11710 1162 24 
Die Vergleichsgebühr wird in E. nicht 
nur bei Vergleich nach Erhebung von 
Klage u. Widerklage, ſondern auch 
dann fällig, wenn der Bekl. Wider⸗ 
klage erheben könnte 201 4t 
817 NAGEHDO. In E. kann der RA. f. 
die weitere nichtkontradiktoriſche Ver⸗ 
handlung nach Rechtskraft des beding⸗ 
ten Endurteils nur eine Gebühr in 
Höhe von 5 fordern 1163 2 
Ehrenrechte, Verluſt der 
In dem Antrag des Verteidigers auf 
mildere Beſtrafung u. „Wegfall des 
Ehrverluſtes“, des Angekl. auf milde 
Beſtrafung liegt ebenſowenig Antrag 
auf Zubilligung mildernder Umſtände 
wie in der Beſchränkung der Berufung 
auf das Strafmaß 404° 
8 7 Pıdizd. it mit dem Reichsſtrafrecht 
nicht vereinbar. Der automatiſche Amts⸗ 
verluſt des §7 bedeutet unzuläſſige 
Verſchärfung der im StGB. vorgeſe⸗ 
henen fakultativen Aberkennung der 
bürgerlichen E. 5203 
Eichung 
vgl. unter Mağ- u. GewO. 
Eidesdelikte 
Die Eidesreform in Strafprozeß u. 
Strafrecht. Schrifttum 386 
Die juriſtiſche Natur der falſchen Be⸗ 
weisausſage. Schrifttum 926 
Eier 
‚Unfsto. Wenn Eierverwertungsgenoſſen⸗ 
ſchaft Eier, die ſie von ihren Mitglie⸗ 
dern bezieht, vor der Weiterlieferung 
an ihren Abnehmer ſortiert, durchleuch⸗ 
tet, nach Farbe u. Gewicht zuſammen⸗ 
ſtellt u. verpackt, ſo gehen dieſe Hand⸗ 
lungen über den Rahmen der Beförde⸗ 
rung hinaus 10804 
Eigentum 
vgl. auch E. nach Bruchteilen unter B., 
ferner wirtſchaftliches E. unter Miete 
u. Zwaugsverſteigerung 
Dem auf § 985 BGB. geſtützten Heraus- 
gabeanſpruch kann, nachdem im Ver⸗ 
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folg der Friſtſetzung aus 8 326 BGB. 
der Erfüllungsanſpruch aus dem Kauf⸗ 
vertrag weggefallen iſt, dieſer nicht 
mehr unter Berufung auf 8 986 ent⸗ 
gegengehalten werden 1205 
Der Herausgabeanſpruch auf Grund des 
8 985 BGB. unterliegt der Abtretung, 
ſofern er ſich gegen beſtimmten Beſitzer 
richtet 1206 8 
Eigentum, Beeinträchtigung des 

88 903, 906, 1004 BGB. Schon die Ber 
drohung mit Eingriff kann unter Um⸗ 
ſtänden als widerrechtlicher Eingriff 
erſcheinen u. den Unterlaſſungsanſpruch 
entſtehen laſſen. Die Vorausſetzungen 
der Einſchränkungen nach 8 906 BGB. 
muß beweiſen, wer ſich auf ihre Zu⸗ 
läſſigkeit beruft. Wenn die Statthaftig⸗ 
keit einer Einwirkung für beſtimmten 
Zeitraum nachgewieſen iſt, bleibt vom 
Inhaber des Betriebes immer noch 
nachzuweiſen, daß das geſteigerte Maß 
ebenfalls ortsüblich iſt. Wenn auch 
allgemein Rechtsanſpruch auf Beach⸗ 
tung der Gewohnheit eines Hausbe⸗ 
wohners, des Nachts bei offenem Fen⸗ 
ſter zu ſchlafen, nicht anerkannt wer⸗ 
den kann, ſo kann doch dieſe Gewohn⸗ 
heit unter gewiſſen Umſtänden zur 
allgemeinen Übung u. ſonach gemäß 
8 906 BGB. beachtlich werden. Es 
kommt nicht auf das ſubjektive Emp⸗ 
finden einer einzelnen Perſon, fondern 
auf das Empfinden des normalen 
Durchſchnittsmenſchen an 400 
905 II BGB. Der Eigentümer einer 
Straße braucht elektriſche Leitungen 
über der Straße nicht zu dulden, wenn 
er einem andern Unternehmer gegen 
Vergütung die Straße überquerende 
Leitungen verſtatten will u. jene Lei⸗ 
tungen für dieſe ſtörend ſind 457 

8 906 BGB. Rundfunkſtörung. „Orts⸗ 
üblichkeit“ iſt eine Feſtſtellung, was 
„iſt“ u. nicht, was „ſein ſoll“. In 
Friſeurgeſchäft iſt die Benutzung von 
Haarſchneidemaſchinen u. Heißluftdu⸗ 
ſchen ortsüblich 8972 

Die Grundwaſſerentziehung u. verdrän⸗ 
gung iſt abſchließend durch das Pr⸗ 
Ware. geregelt; die Beſtimmungen 

8 906, 907 BGB. finden daneben 
keine Anwendung 1046? 

Kein Anſpruch aus § 907 BGB, wenn 
nur eine ziemlich entfernt liegende Mög⸗ 
lichkeit der Einwirkung beſteht 645 5 

Eigentümergrundſchuld 

Für die Frage, ob Gläubigerhyp. oder 
E. begründet iſt, kommt es nur auf 
die Entſtehung, nicht auf die Fälligkeit 
der geſicherten Forderung an 1216 15 

Wenn bei Hyp. für den Fall des Ein⸗ 
tritts gewiſſer Umſtände höhere Ver⸗ 
zinſung oder für den Fall vorzeitiger 
Kapitalrückzahlung Entſchädigung ver⸗ 
einbart iſt, ſo iſt die Hyp. für dieſe 
Nebenforderungen aufſchiebend bedingt. 
Entſteht die Nebenforderung nicht, ſo 
entſteht auch die Hyp. ſelbſt nicht, ſo 
daß auch E. nicht in Frage kommt 
12252 

Zur Frage der E. für nicht entſtandene 
Strafzinſen u. Fälligkeitsentſchädigun⸗ 
gen 158 

Abtretung einer E. unter Umwandlung 
in Hyp. unterliegt demſelben Stempel 
wie die Beſtellung einer Hyp, nicht 
aber einem beſonderen Abtretungs⸗ 
ſtempel 1223 21 

Eigentumserwerb 

vol. auch Aneignung 

§ 929 BGB. Zur Übertragung des 
Eigentums an den auf einem Holz⸗ 
lagerplatz lagernden Brettern genügt 
nicht der Anſchlag der Bretter mit 


nn 
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einem Hammer oder die Anbringung 
von Eigentumstafeln 671 

932 II BGB. Nachforſchungspflicht 
des Käufers aus Privathand beim Ein⸗ 
kauf von wertvollen Möbeln 631 


Erlangung des Beſitzes i. S. des 5 934 


Halbſ. 2 ift die Erlangung mittelbaren 
Beſitzes. Der Heſitzmittler kann ohne 
Zuſtimmung des mittelbaren Beſitzers 
mittelbaren Beſitz auf Dritten über⸗ 
tragen. Hierdurch wird der mittelbare 
Beſitz d.erſten Beſitzers zerſtört 121213 


Im Wege der Zwangsvollſtreckung iſt 


Eige 


gegenüber einem relativen Veräuße⸗ 
rungsverbot ein gutgläubiger E. nicht 
möglich. Einrede der Argliſt gegen⸗ 
über der Widerſpruchsklage 19733 
ntums vorbehalt 


Ein bis zur Veräußerung des Kaufgegen⸗ 


ſtands im regelmäßigen Geſchäftsver⸗ 
kehr des Käufers für den Verkäufer 
vorbehaltenes Eigentum erliſcht auch 
dann, wenn der Kaufgegenſtand einem 
Angeſtellten des Käufers als Weih- 
nachtsgratifikat. zugewendet wird 20138 


Zur Pfändung der unter E. gelieferten 


Sache durch den Verkäufer 151 


Beim Kauf einer Ware u. beim Verkauf 


derſelben unter E. darf der Konkurs⸗ 
verwalter das Kaufgeſchäft ablehnen, 
das Verkaufsgeſchäft erfüllen. Dem 
Vorbehaltsverkäufer ſteht am Erlöſe 
kein Erſatzausſonderungsrecht zu, auch 
wenn dem Vorbehaltskäufer der Wei⸗ 
terverkauf nur unter der Bedingung 
geſtattet war, daß er dem Zweitkäufer 
einen E. zugunſten des erſten Verkäu⸗ 
fers auferlegt oder von deſſen Geneh⸗ 
migung abhängig gemacht hat 1641 


Rücktrittsrecht und Vergleichsverfahren, 


E. 
Einb 


insbeſ. beim Kauf unter E. 146 
u. Vergleichsverfahren 157 
ürgerung 


Der Rechtsweg iſt unzuläſſig für Klage, 


die gegen den Staat auf Berichtigung 
einer in einer E.urfunde angewandten 
Namensform des Klägers erhoben iſt. 
Auch gegen Störungen des Namens⸗ 
rechts im amtlichen Verkehr durch Be⸗ 
hörden kann zwar mit Klage auf 
Grund des § 12 BGB. vorgegangen 
werden, indeſſen iſt der Rechtsweg 
hierfür verſchloſſen, wenn die angeb⸗ 
liche Störungshandlung von der Be⸗ 
hörde ausſchließlich innerhalb ihrer 
öffentlich⸗rechtlichen Befugniſſe vorge⸗ 
nommen iſt 9031 


Einfamilienhaus 


Er 


itſchädigungspflicht der Gemeinde bei 
Beſchlagnahme auf Grund des Wohn⸗ 
Mang. Schaden dadurch, daß einem 
Haus der Charakter als E. genommen 
wird 468 


Eingebrachtes Gut 
vgl. unter Ehel. Güterrecht 
Einkommenſteuer 


vg 


Ei 


l. auch Lohnſteuerabzug, Ledigenſteuer; 
vgl. auch im Sonderregiſter „Recht 
der Notverordnungen“ unter Not VO. 
v. 26. Juli 1930 

nkStG. Schrifttum 234 


Die E. des Hausbeſitzers. Schrifttum 640 
Die E.erflärung für 1932 217 
Räumt Ausländer auf Grund ihm er⸗ 


teilter deutſcher Patente Juländern 
Lizenzen i. S. eines quaſi dinglichen 
Benutzungsrechtes ein, ſo iſt er mit 
den aus dem Inland bezogenen Lizenz⸗ 
gebühren nach 8 3 II Nr. 3 EinkStch. 
i. Verb. m. § 381 Nr. 3 EinkStG. in 
Deutſchland beſchränkt ſteuerpfl. 6073 


88 6, 12, 26 Einkstch. Zur Frage, ob 


Wertpapiere, die ehemals als Pacht⸗ 
kaution dienten, zum landwirtſchaftlich. 
Betriebsvermögen gehören 10792 


Sachregiſter 


S 11 11 EinfSt®. RA. dürfen bei der E.⸗ 
veranlagung für 1930 die noch nicht 
gezahlten, i. J. 1930 an ſich fällig ge⸗ 
weſenen Raten der Gewerbeſteuer ab⸗ 
ziehen 5371 12301 

Selbſtändig veranlagt i. S. von 817 
Ziff. 1—3 EinkStG. find nur die Haus⸗ 
haltsangehörigen, bei denen Veranla⸗ 
gung im geſetzestechniſchen Sinne durch 
beſonderen Steuerbeſcheid ſtattgefunden 
hat 731 

88 26, 28, 46 EinfSt. Iſt Landwirt 
nach Durchſchnittsſätzen zu veranlagen, 
ſo bilden zunächſt nur dieſe, nicht aber 
auch Teilaufzeichnungen des Steuer⸗ 
pflichtigen die Grundlage der Schät⸗ 
zung. Will der Pflichtige eine abwei⸗ 
chende Schätzung herbeiführen, ſo müſ⸗ 
ſen bezüglich der Angaben u. Belege, 
mit denen der Pflichtige die auf den 
Durchſchnittsſätzen aufgebaute Schät⸗ 
zung angreifen will, ſtrenge Anforde⸗ 
rungen geſtellt werden 27018 

8 36 EintStg. Leiſtet Arbeitgeber gu- 
gunſten der Geſamtheit ſeiner Arbeit⸗ 
nehmer Pauſchalzahlungen an Pen⸗ 
ſionskaſſe, deren Höhe innerhalb eines 
Mindeſt⸗ u. Höchſtſatzes vom Vorſitzen⸗ 
den des Aufſichtsrats u., ſoweit ſie den 
Höchſtſatz überſchreiten, vom geſamten 
Aufſichtsrat nach freiem Ermeſſen be- 
ſtimmt wird, ſo ſind dieſe Zahlungen 
kein Arbeitslohn der einzelnen Arbeit⸗ 
nehmer 13242 

Treffen nach 858 EinkStch. begünſtigte 
Einkünfte mit Verluſten aus derſelben 
Einkommensart oder aus andern Ein⸗ 
kommensarten zuſammen, ſo hat der 
Ausgleich dieſer Verluſte grundſätzlich 
bei der Ermittlung des ſonſtigen poſi⸗ 
tiven Einkommens bis zu deſſen Auf⸗ 
zehrung zu erfolgen 26915 

88 95, 102 EinfSt6. Verzugszinſen für 
verſpätet entrichtete Vorauszahlungen 
auf die E. ſind auch dann zu entrich⸗ 
ten, wenn ſpäter der endgültige E.⸗ 
beſcheid die St. auf einen niedrigeren 
Betrag als die Summe der einjähri⸗ 
gen Vorauszahlungen feſtſetzt u. da⸗ 
her der Unterſchiedsbetrag dem Steuer⸗ 
pflichtigen zu erſtatten ift 2647 

Art. 136, § 37 IV EinkStAusf Beſt. Reli» 
gionsangabe in der Haushaltungsliſte 
BETS 

Einſtellung des Privatklagverfahrens 

vgl. unter P. 

Einſtellung des Strafverfahrens 

Das Reviſionsgericht kann nicht auf 
Grund des § 153 III StPO. einſtellen 
813 2³ 

Wird dem Antrag der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft auf vorläufige E. d. V. ſtattgege⸗ 
ben, ſo hat der Beſchuldigte das Be⸗ 
ſchwerderecht 12296 

Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 

vgl. unter 8 

der Zwangsvberſteigerung vgl. unter Zw⸗ 
Verſt. 

Einſtweilige Verfügung 

88 929 II, 936 ZPO. Bei e. V auf bor- 
läufige Sicherſtellung von Sachen durch 
einen Gerichtsvollzieher kann Erinne⸗ 
rung u. Beſchwerde auch noch nach 
Wegnahme durch den Gerichtsvollzieher 
eingelegt werden; durch die Wegnahme 
iſt die Zwangsvollſtreckung noch nicht 
beendet. Zur Wahrung der Vollzie⸗ 
hungsfriſt des § 929 II BRO. genügt 
bei e. V. auf Herausgabe von Sachen 
die Zuſtellung an den Schuldner 205% 

88 935, 940 BPO. Vom Prozeßgericht 
nach Ablauf der Monatsfriſt des 8 878 
BPO. erlaſſene e. V., wonach die Aus- 
führung des Teilungsplans bis zur 
rechtskräftigen Entſcheidung der in⸗ 


Steht die 


zwiſchen erhobenen Widerſpruchsklage 
zu unterbleiben hat, iſt für das Ver⸗ 
ſteigerungsgericht unbeachtlich 192 23 
937 BPO. Für den Erlaß einer e. V. 
auf Einbehaltung fälliger Leiſtungen 
bis zur Entſcheidung über Klage aus 
8 323 IV BPO. ift das Gericht zuſtän⸗ 
dig, bei dem die Klage angeſtrengt 
werden muß 11567 

940 BPO. Gegen Urteile im Verfah⸗ 
ren betr. e. V. ift die Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage zuläſſig. Die Vollſtreckung 
des Urteils kann bis zur Entſcheidung 
über die Vollſtreckungsgegenklage einſt⸗ 
weilen eingeſtellt werden 18618 


Auch bei e. V. auf Duldung der Heraus- 


gabe muß der Schuldner den Offen- 
barungseid nach 8 883 BPD. leiſten 205° 


Wurden im Verfahren über e. V. in der 


Berufungsinſtanz die Hauptprozeß⸗ 
akten, die ſchon in erſter Inſtanz bei⸗ 
gezogen waren, erholt u. verwendet, ſo 
entſteht hierfür regelmäßig keine Be⸗ 
weisgebühr 67129 


Einzelhandel 
Zum Begriff des E. iſt nicht erforder⸗ 


lich, daß für ſeinen Betrieb offener 
Laden unterhalten wird. Der Tarif- 
vertrag für den Großberliner E. er⸗ 
faßt auch ſolche Angeſtellte, die nicht 
in offenen Verkaufsſtellen beſchäftigt 
find, insbeſ. alſo Reiſende 7611 


Zur Anwendbarkeit des Tarifvertrags 


für den Berliner E. 761! 


Einziehung 
Zu den Begriffen „E.“ i. S. von 88 365, 


370 RAbgO. ſowie 8 80 Tab Std. und 
„im Handel“ 2553 

Aburteilung des flüchtigen 
Haupttäters noch aus u. könnte in 
dieſem Verfahren wegen Hinterziehung 
der Branntweinmonopoleinnahme auf 
E. des fraglichen Sprits noch erkannt 
werden, fo ſteht dem fog. objektiven 
Verfahren mit dem Ziel der E. nicht 
entgegen, daß der Ausſpruch der E. in 
dem rechtskräftig entſchiedenen Ver⸗ 
fahren gegen die Mittäter unterlaſſen 
worden iſt. Die Tatſache allein, daß 
Vermiſchung des einzuziehenden Sprits 
ſtattgefunden hat, vermag den Elan⸗ 
ſpruch nicht zum Erlöſchen zu bringen. 
Entſcheidend iſt vielmehr, ob nach der 
Auffaſſung des täglichen Lebens die 
durch Vermiſchung entſtandene Sache 
gegenüber derjenigen, die den Gegen" 
ſtand der Straftat bildet, eine neue 
andre Sache geworden ift 25119 


Eiſenbahn 
vgl. auch Gleisanſchluß 
§ 1 Rpaftpflcö., § 254 BGB. Auch wo 


das Verſchulden des Verletzten nur 
mitwirkende Urſache ift, kann es für jo 
überwiegend erachtet werden, u. zwar 
auch gegenüber erhöhter Betriebsgo⸗ 
fahr, daß der Erſatzanſpruch ganz zu 
verſagen iſt. Umgekehrt kann die E. 
infolge der beſonderen Steigerung der 
Betriebsgefahr zu einem Teil auch 
dann für ſchadenspflichtig erachtet wer⸗ 
den, wenn der Verletzte in hohem 
Grade fahrläſſig gehandelt hat 79717 


Der bei Zuſammenſtoß von Kraftfahr⸗ 


zeugen verletzte Halter oder Führer 
des einen Fahrzeugs unterfällt bei 
Inanſpruchnahme des Halters oder 
Führers des andern auch dann der 
Ausgleichungspflicht nach 88 17, 18 
Kraftf®., wenn auf feiner Seite kein 
Verſchulden vorliegt. Der gleiche Grund⸗ 
ſatz hat auch zu gelten, falls der Scha⸗ 
den durch Kraftfahrzeug u. E. verur⸗ 
ſacht wird. Es kann Erhöhung der 
Betriebsgefahr bedeuten., wenn das 


Geleiſe unmittelbar neben der Straße 

liegt 7858 

In der Stellung von „Salzwagen“ zum 
Kartoffeltransport liegt kein grobes 
Verſchulden der Reichsbahn. Wenn der 
Verlader die Kartoffeln nicht gegen das 
Salz durch Stroh oder dgl. ſchützt, ſo 
iſt darin weder Mangel der Verladung 
zu erblicken, noch trifft den Verlader 
ein Verſchulden. Kartoffeln gehören 
nicht zu den Gütern des Art. 86 Ziff. 4 
EiſenbVo. Der gemeine Wert wird 
nach dem Verkaufs⸗, nicht nach dem 
Einkaufswert berechnet 4241 

Art. 63 V EVO. Bei Wagengeſtellung hat 
die E. die Legitimation des Abſenders 
zu prüfen 426° 

Diſziplinarverfahren. Irrtümliche Rechts 
überzeugung. Die Beamten der Reichs 
bahn ſind Reichsbeamte 5161 

Klage, durch die auf Grund von 8 49 
PrGef. über E. Unternehmungen Ent- 
ſchädigung dafür verlangt wird, daß 
der bekl. preuß. Staat durch Geſetz 
die gewährte Befreiung von der Ge⸗ 
werbeſteuer entzogen habe, betrifft nicht 
die Frage der Abgabenpflichtigkeit, liegt 
vielmehr auf bürgerlich-rechtlichem Ge- 
biet, ſo daß der Rechtsweg für ſie zu⸗ 
läſſig iſt. Unter die bürgerl. Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten i. S. von $ 13 GVG. ger 
hören auch ſolche aus 8 49 des er⸗ 
wähnten Geſetzes. Daß § 49 ganz oder 
teilweiſe außer Kraft geſetzt werde, iſt 
in keinem Geſetz beſtimmt 2415 

96 Prͤlein BGG. von 1892. Anwendbar⸗ 
keit des 8 242 BGB. auf den miets⸗ 
ähnlichen Beſtandteil des Zuſtimmungs⸗ 
vertrags. Zuläſſigkeit des Rechtswegs⸗ 
hierfür. Art und Weiſe der Anwendung 
des 8 242 BGB. 5227 

Auf Kleinbahnen i. S. des Geſetzes vom 
28. Juli 1892 findet das Pr&ifenb®. 
v. 3. Nov. 1838 keine Anwendung 1046 

ſeninduſtrie 

Tar Vertr. der nordweſtl. Gruppe des 
Vereins der Eiſen⸗ u. Stahlinduſtriel⸗ 
len. Sind Arbeitnehmer zur fortlau⸗ 
fenden Erledigung von Arbeiten ange⸗ 
nommen und wird mit ihnen von Fall 
zu Fall für jede einzelne Arbeit ein 
Akkord vereinbart, ſo bedarf es zur 
Anderung der Akkordvereinbarung nicht 
der Kündigung des geſamten Arbeits⸗ 
vertragsverhältniſſes, ſondern nur der 
innerhalb dieſes Arbeitsvertragsver⸗ 
hältniſſes beſtehenden beſondern, ledig⸗ 
E den Akkord betr. Vereinbarung 

Elektrizität 

ogl. auch Steigleitung 
er Eigentümer einer Straße braucht 
elektriſche Leitungen über der Straße 
nicht zu dulden, wenn er einem ande⸗ 
ren Unternehmer gegen Vergütung die 

traße überquerende Leitungen ver⸗ 

ſtatten will und jene Leitungen für 
dieſe ſtörend find 457 

Lieferung von Gas, Waſſer und E. an 
den Konkursverwalter 158 

$17 KO. Es, Gas⸗ und Waſſerwerke, 
die eine Monopolſtellung genießen, 
dürfen die Weiterbelieferung nicht von 
voller Bezahlung ihrer Forderungen 
für frühere Lieferungen abhängig ma⸗ 

Dichen 12571 
in de Vorſchriften ſind die „eine ge⸗ 
geile überparteiliche Autorität genie⸗ 
der Bearbeitung der im Intereſſe 
d Allgemeinheit erforderlichen, aber 
nah im allgemeinen genügenden Maß⸗ 
techniken auf dem Gebiet der Elektro⸗ 
* die pie piara 175 1 

8 ganzen Deutſchen Reich zur 

Anwendung kommen und für eine un- 


Sachregiſter 


beſchränkte Zahl von Fällen beſtimmt 
ſind, iſt der Rev. zugänglich, ſo die 
der „Vorſchriften für die Errichtung 
und den Betrieb elektriſcher Stark⸗ 
ſtromanlagen“. Freileitung mit Strom- 
ſpannung bis zu 250 Volt, die oben an 
Hausfaſſade angebracht ift, bedarf tei- 
ner Sicherung nach § 22b jener Vor⸗ 
ſchriften. Es darf dann davon ausge⸗ 
gangen werden, daß die Gefahr der 
Berührung ungeſchützter Leitungen fah- 
kundigen Handwerkern bekannt iſt, 
auch auf dem Lande (3R.) 74517 
Abgabe von Abdampf zu Heizungszwek⸗ 
ken durch ſtädt. E.werk ift umſatzſteuer⸗ 
frei. Auslegung von Befreiungsvor⸗ 
ſchriften 27523 
Verkauf von Teer iſt auch umſatzſteuer⸗ 
frei, wenn er durch ſteuerbegünſtigtes 
E.werk erfolgt, das nach dem neuzeitl. 
Schwelverfahren eingerichtet iſt und in 
dieſem den Teer als Neben⸗ oder Zwi⸗ 
ſchenerzeugnis gewinnt 276 24 
Wenn nach den Lieferungsbedingungen 
eines in der Form einer AktG. be- 
triebenen Ewerks der Magiſtrat einer 
neuvorpommerſchen Stadt darüber zu 
beſtimmen hat, ob ein privater Unter⸗ 
nehmer für Inſtallationsarbeiten in⸗ 
nerhalb der Grundſtücke zugelaſſen iſt, 
ſo kann die Verſagung der Zulaſſung 
nicht im VerwStrVerf. angefochten 
werden 7661 
Elida⸗Entſcheidun 9, 12 WbzG., i 
16 as 890158 * 
Elſaß⸗Lothringen 
Zu den früheren deutſchen Knappſchafts⸗ 
vereinen i. S. des § 78 Raͤtnappſch. 
gehören der Knappſchaftsverein der 
Burbacher Hütte und der Röchlinger 
Knappſchaftsverein nicht; beide ſind 
vielmehr bei dem übergang der Staats⸗ 
hoheit über E.⸗L. an Frankreich als ſelb⸗ 
ſtändige ausländiſche Verſicherungs⸗ 
träger beſtehen geblieben 5382 
Gewährt die Landesverſicherungsanſtalt 
E.⸗L. auf Grund der vom Verſicherten 
bis zum 11. Nov. 1918 an deutſche Ver⸗ 
ſicherungsträger geleiſteten Invaliden⸗ 
verſicherungsbeiträge nach Art. I § 61 
der Entſch. des Völkerbundes vom 
21. Juni 1921 eine Invalidenrente, ſo 
werden die Beiträge dadurch völlig ver⸗ 
braucht und können nicht zur Gewäh⸗ 
rung einer reichsgeſetzlichen Invaliden⸗ 
rente für den Verſicherten verwertet 
werden 6091 
Emigrantenkaution 
Ein durch Zahlung einer E. an die pol⸗ 
niſchen Behörden geſchädigter Auswan⸗ 
derer deutſcher Staatsangehörigkeit hat 
unter Umſtänden gegen das Deutſche 
Reich einen Entſchädigungsanſpruch 6111 
England 
Die Zivilgeſetze der Gegenwart. Das Zi⸗ 
vilrecht Englands in Einzeldarſtellun⸗ 
gen. Schrifttum 574 
Sources and Judicial Organisation of 
English Law. Schrifttum 575 
Die Geſtaltung des britiſchen Weltreiches 
nach den jüngſten Reichskonferenzen. 
Schrifttum 575 
Die Verfaſſungen Englands, Nordame⸗ 
rikas, Frankreis, der Schweiz, Deutſch⸗ 
lands. Schrifttum 571 
Die Rechtsſtellung der de kacto-Regierung 
in der engl. und amerikan. Rechtſpre⸗ 
chung. Schrifttum 573 
Post War Treaties for the Pacific Settle- 
ment of International Disputes. Schrif⸗ 
tum 575 
Die Univerſitäten in Amerika, E., Deutſch⸗ 
land. Schrifttum 573 
Verkehr mit engliſchen Barriſters 564 
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Sinkt bei einer auf Zahlung von engl. 


Pfunden gerichteten Klage der Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes infolge des 
Kursrückganges des Pfundes während 
der Rev.⸗Inſt. unter die Reviſions⸗ 
grenze, ſo iſt die Reviſion als unzu⸗ 
läſſig zu verwerfen 5513 


Zur Frage der Pfundentwertung nach 


engliſchem Recht 327 


Die Rechtsſtellung des Auslandsvertre⸗ 


ters eines deutſchen Handelsunter⸗ 
nehmers im engl. Rechtskreis. Schrift⸗ 
tum 574 


Die amtliche Schlichtung und die jtaat- 


liche Lohnfeſtſetzung in E. Schriftt. 575 


Die Tragung von Einfuhrzöllen in Liefe⸗ 


rungsverträgen nach engl. Recht 701 


Der deutſch-engl. Handels- und Schiff⸗ 


fahrtsvertrag v. 2. Dez. 1924 macht für 
engl. juriſtiſche Perſonen nicht die 
ſonſt für ausländiſche juriſtiſche Per⸗ 
ſonen zum Erwerb von in Preußen 
gelegenen Grundſtücken notwendige Ge⸗ 
nehmigung entbehrlich 5981 


Das engl. Wegeverkehrsgeſetz v. 1930 771 
Enteignung 
Feſtzuhalten iſt 


an der Rechtſprechung, 
wonach E. i. S. des Art. 153 RVerf. 
ſchon dann vorliegt, wenn das Recht 
des Eigentümers zur freien Verfügung 
zugunſten eines Dritten durch Ver⸗ 
waltungsakt oder Geſetz beeinträch⸗ 
tigt wird, daß ſie demnach auch bei 
Beſchlagnahme auf Grund des Wohn- 
Mang. vorliegt. Bei E. auf Grund 
des Wohn Mang. trifft die Entſchädi⸗ 
gungspflicht die Gemeinde, nicht den 
Staat. Wenn der Betroffene ſich mit 
der behördl. Maßnahme unter Pro⸗ 
teſt abfindet und mit den ihm auf⸗ 
gedrungenen Mietern Mietverträge ab⸗ 
ſchließt, ſo liegt darin nicht Zuſtim⸗ 
mung 468 


E i. S. von Art. 153 II 2 RVerf., 88 74 ff. 


Einl. z. Pr ALR. verlangt Einzeleingriff 
in beſtehende Rechte beſtimmter Per⸗ 
ſonen oder doch eines beſtimmt be⸗ 
grenzten Perſonenkreiſes 4707 


Tragweite des § 75 Einl. z. Pr ALR. Kein 


Entſchädigungsanſpruch, wenn der Staat 
bei der Ausnutzung ſeines Eigentums 
innerhalb der nachbarrechtlich ihm ge⸗ 
ſtatteten Grenzen bleibt 6455 


Hat die Gemeinde gem. dem FluchtlG. 


das Recht, einen in die Fluchtlinie fal⸗ 
lenden Umbau zu verſagen, ſo iſt es 
keine unzuläſſige Verquickung von amt⸗ 
licher Genehmigung mit Ausbedin⸗ 
gung geldwertiger Gegenleiſtungen, 
wenn ſie auf dieſes Verſagungsrecht 
verzichtet gegen die Verpflichtung des 
die Baugenehmigung Nachſuchenden, 
ſeine gegen den Fluchtlinienplan er⸗ 
hobenen Einwendungen zurückzunehmen 
und der Gemeinde das in die Flucht⸗ 
linie fallende Gelände freihändig zu 
verkaufen. Durch Rc. 128, 18 ift 8 13 
Fluchtlcß. nur inſoweit für verfaſſungs⸗ 
widrig erklärt, als nicht der von 
einer Baubeſchränkung aus 88 7, 8, 
11 FluchtlG. betroffene Grundſtücks⸗ 
eigentümer in der Lage iſt, eine Ent⸗ 
ſchädigung nach Maßgabe des EnteigG. 
rechtlich zu erzwingen 469 6 


§ 30 Enteigch. Rechtskraftwirkung von 


auf Papiermark lautenden, die Klage 
zum Teil abweiſenden, zum Teil gu- 
ſprechenden Vorprozeßurteilen in E.⸗ 
ſachen. Rechtslage, wenn der Kl. die 
Geldentwertung erkannt und den An⸗ 
ſpruch auf ihren Ausgleich im Vor⸗ 
prozeß geltend gemacht hatte, das er⸗ 
gangene Urteil aber nicht erkennen 
käßt, daß es dem Rechnung getragen 
hat 122120 
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Die NotVO. v. 5. Juni 1931 foll den 
Anſpruch aus Art. 153 RVerf. im Jn- 
tereſſe des Städtebaus einſchränken; 
ſie gibt einen aus der verfaſſungsmä⸗ 
ßigen Garantie des Eigentums fließen⸗ 
den, vom Anſpruch aus dem FluchtlG. 
weſensverſchiedenen Entſchädigungsan⸗ 
ſpruch 645 6 

Eine ortspolizeiliche Vorſchrift, durch die 
der Paſteuriſierungszwang für Milch 
eingeführt wurde, verſtößt weder gegen 
den Grundſatz der Gewerbefreiheit noch 
gegen den Eigentumsſchutz i. S. der 
Verf. 54718 

Art. 15 Heſſochebo. für RA. Im heſſ. 
E.verfahren ſtehen dem RA. die ſämt⸗ 
lichen Gebühren, einſchl. der Beweis⸗ 
gebühren, dann zu, wenn irgendeine 
Beweisaufnahme, auch ohne Erlaß 
eines förmlichen Beweisbeſchluſſes, ſtatt⸗ 
gefunden hat 1393 

Wertzuwachsſteuer bei E. 10871 

Entlaſtungsnovelle, öſterr. 

vgl. O. 

Entlaſtungsverordnung 

87 Entl VO. v. 9. Sept. 1915/13. Mai 1924. 
Auslegung der Erklärung der Parteien, 
N beantragten ſchriftliche Entſcheidung 
46 7 


Die Gebühr des § 17 RAGGeb O. wird 
verdient, wenn über neue Tatſachen 
Beweis angetreten iſt, deſſen Erhebung 
ohne mündliche Verhandlung nur auf 
Grund des 87 EntlVO. beſchloſſen 
werden kann 67122 

Entmündigung 

§ 668 BPO. Die Anſicht, bei Zuordnung 
eines RA. zwecks Erhebung der Can- 
fechtungsklage müſſe das Armenrecht 
auch dann bewilligt werden, wenn die 
beabſichtigte Anfechtungsklage Ausſicht 
eu Erfolg nicht bietet, iſt abzulehnen 


Entſcheidungsſammlung 

Jahrbuch f. Entſcheidungen in Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und des Grundbuchrechts. Schriftt. 104 

Rechtſprechung des RArbGG. Sckerifttum 
1242 1243 

Entwäſſerung 

Die Ausübung des dem Straßenanlieger 
nach Art. 681 Rhein. BGB. zuſtehen⸗ 
den Rechtes, ſein Dachwaſſer auf die 
öffentliche Straße zu leiten, kann die 
Polizei regeln, aber nicht gänzlich ver⸗ 
bieten. Eine zu dieſem Zweck erlaſſene 
Polizeiverordnung muß beſtimmt vor⸗ 
ſchreiben, wie die Ableitung des Waj- 
ſers zu geſchehen hat oder nicht er⸗ 
folgen darf 5439 

Ruhrreinhaltungsgeſetz. Als Vorteile, die 
ein Genoſſe des Ruhrverbands gemäß 
§ 19II des Gef. von der Genoſſen⸗ 
ſchaft zu erwarten hat, kommen nur 
ſolche in Betracht, für die er Genoſ⸗ 
ſenſchaftsbeiträge zahlt. Eine Ermäßi- 


gung der kommunalen E.gebühren für 


Ruhrverbandsgenoſſen iſt nur inſoweit 
nötig, als der Genoſſe von der Ge⸗ 
meinde wegen Abführung gewerblicher 
Abwäſſer herangezogen wird 54311 
Erbrecht 

vgl. auch Vorerbe, Anerbenrecht, Mit- 
erbe, Vermächtnis 

E. in Deutſchland wohnhafter Argen⸗ 
tinier 564 

Art. 17, 18 EGRͤnappſchG., § 240 R- 
Knappſchc. Das Fortbeſtehen eines 
Betriebs i. S. dieſer Vorſchrift kann 
nicht ſchon dadurch in Frage geſtellt 
werden, daß der Unternehmer wech⸗ 
ſelt, ſei es durch Rechtsnachfolge, im 
Wege des Vertrags mit dem bisherigen 
Unternehmer oder auf Grund Erb⸗ 
gangs, ſei es im Wege des Erwerbs 


Sachregiſter 


aus der Konkursmaſſe des bisherigen 
Unternehmers oder auf Grund Pacht⸗ 
vertrags mit dem Konkursverwalter. 
In ſolchen Fällen iſt vielmehr ſtets 
zu prüfen, ob die Betriebstätigkeit des 
früheren Unternehmers noch fortge⸗ 
führt wird 5371 
Erbſchaftsſteuer 
Durch $ 2 III ErbſchStch. 1922 wird die 
Anwendbarkeit der Vorſchrift des 8145 
III RAbg O. nicht eingeſchränkt 27931 
Zuwendungen, die der Stifter einer 
rechtsfähigen Stiftung nachträglich über 
das Stiftungskapital hinaus macht, 
gelten nicht als auf Grund eines Stif⸗ 
tungsgeſchäfts gemacht, ſondern ſind 
gewöhnliche Schenkungen i. S. des 831 
Nr. 1, 2 ErbſchStc h. — Die Verpflich⸗ 
tung einer Stiftung, eine ihr gemachte 
Zuwendung ſatzungsgemäß zu verwen⸗ 
den, begründet keine auf der Zuwen⸗ 
dung ruhende Laſt der Auflage und 
mindert die Bereicherung nicht 278 30 
88 3, 14 ErbſchStGG. Die Steuerpflicht 
einer nichtigen, aber ausgeführten 
Schenkung bleibt ſo lange beſtehen, als 
die nichtige Schenkung in ihren äußern 
Rechtsfolgen nicht rückgängig gemacht 
iſt 9701 
§ 181 Ziff. 8 ErbſchStG. Eine ſteuerliche 
Schuldbefreiung liegt nicht vor, wenn 
der Bürge die Bürgſchaftsſchuld mit 
dem Willen begleicht, auf Geltend⸗ 
machung ſeines Rückgriffsrechts gegen 
den Schuldner zu verzichten 2111 
Erlaß 
Eine Vereinbarung, in Zukunft regel⸗ 
mäßig E.verträge über den verdienten 
Tariflohn abzuſchließen, iſt nichtig. Der 
Arbeitnehmer kann aber am Schluß 
einer Lohnperiode wirkſam auf den 
verdienten Tariflohn verzichten 4331 
Eröffnungsbeſchluß 
Inwieweit beſtimmt bei Beleidigungen 
der Inhalt des E. den Umfang des 
Urteilsſtoffes? 429 9 
Verbindung von Privatklageſachen. Un⸗ 
terzeichnung des E. mit den Anfangs⸗ 
buchſtaben des Richters 4277 
Erſcheinen des Angekl. in der Hauptver⸗ 
handlung 
Erſcheint der verſehentlich nicht geladene 
A. im Htermin und wird er von dem 
Vorſitzenden zur Teilnahme an der 
gegen ihn gerichteten H. aufgefordert, 
ſo iſt der Mangel der in der Ladung 
enthaltenen Aufforderung geheilt, und 
der A. kann nur noch wegen Nichte 
einhaltung der geſetzlichen Ladungs⸗ 
friſt gem. 821711 StPO. die Aus- 
ſetzung der H. verlangen 96112 
8 329 StPO. Der Rechtsirrtum des A., 
die Entſendung eines ſchriftlich bevoll⸗ 
mächtigten Verteidigers in die H. ge⸗ 
nüge zur Verfolgung ſeiner Berufung, 
kann ſein Ausbleiben in der H. ent⸗ 
ſchuldigen 115224 
8 329 SIPO. Ein „Ausbleiben“ ift noch 
nicht bei geringer Verſpätung gegeben. 
Das Gericht muß geringe Zeit warten, 
ehe es das Verſäumnisurteil erläßt 
1152 25 
8 329 StPO. Die Frage, ob das Auz- 
bleiben des A. in der H. genügend 
entſchuldigt iſt, unterliegt nicht nach 
der tatſächlichen Seite, ſondern nur 
inſoweit der Prüfung des Reviſions⸗ 
gerichts, als der Begriff der genügen⸗ 
den entſchuldigung in Betracht kommt 
5113 
8 329 StPO. Iſt der A. in der H. über 
die Berufung des Staatsanwalts oder 
des Nebenklägers nicht erſchienen, ſo 
obliegt es dem Berufungsgericht, auch 
nicht vorgebrachte Entſchuldigungs⸗ 


gründe für das Ausbleiben von Amts 
wegen zu berückſichtigen. Auch bei Wah⸗ 
rung der Ladungsfriſt kann insbeſ. 
bei weiten Entfernungen zwiſchen dem 
Aufenthalt des A., dem Wohnort des 
Verteidigers und dem Sitz des Gerichts 
Mangel an Zeit vorliegen, der das 
Ausbleiben des Angekl. entſchuldigt 
115122 
Etat 
vgl. unter Zwangs. 
Eventualantrag 
vgl. unter Beweisantrag 
„Eviunis“ 
vgl. Vitamin 
Fachanwalt 

Der gegenwärtige Stand des Spezia⸗ 
liſtenproblems 81 

8 91 BPO. Sondergebühren für Fah- 
juriſten find erſtattungsfähig 1331 

Fahrläſſigkeit 
„Zivilſachen“ 

Wenn die Anwendung des § 254 BG B. 
auch nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen 
iſt, wenn der Täter vorſätzlich den 
Schaden herbeigeführt und der Ge- 
ſchädigte ſeinerſeits bei der Entſte⸗ 
hung des Schadens nur fahrläſſig mit⸗ 
gewirkt hat, ſo wird doch regelmäßig 
in derartigen Fällen von einer Minde⸗ 
rung der Haftung abgeſehen; jeden⸗ 
falls kann ſich grundſätzlich der Arg⸗ 
liſtige nicht auf ein Verſchulden des 
Geſchädigten berufen, das nur in zu 
großem Vertrauen auf die Worte des 
Schädigers ſelbſt beſteht 722 1008 + 

§ 254 BGB. Die Eiſenbahn kann in- 
folge der beſonderen Steigerung der 
Betriebsgefahr zu einem Teil auch 
dann für ſchadenspflichtig erachtet wer⸗ 
den, wenn der Verletzte in hohem 
Grade fahrläſſig gehandelt hat 79717 

8 823 BGB. Die Annahme einer F. er- 
fordert nicht, daß der Täter angenom⸗ 
men hat, daß die Sache ſo verlaufen 
würde, wie ſie dann verlaufen iſt, es 
genügt vielmehr, daß dieſe Möglich⸗ 
keit zwar nur ſelten, und ausnahms⸗ 
weiſe eintreten mochte, aber doch er⸗ 
kennbar war und nicht jenſeits aller 
Erfahrung lag. Die Vorſchriften einer 
Berufsgenoſſenſchaft ſind der Nieder⸗ 
ſchlag der allgemeinen Erfahrung über 
die Gefährlichkeit einer Handlung. Es 
bedeutet Außerachtlaſſung der erforder⸗ 
lichen Sorgfalt, wenn Berufstätiger 
die Vorſchrift nicht kennt oder nicht 
beachtet, falls er einmal eine in ſein 
Fach ſchlagende Arbeit nicht zu Er⸗ 
werbszwecken ausführt 9343 

8 836 BOB. Ein baufachverſtändiger Haus- 
verwalter handelt fahrläſſig, wenn er 
ein Jahr lang die Unterſuchung eines 
an der Schauſeite angebrachten, nicht 
verankerten Zierobelisken auf ſeine 
Standfeſtigkeit unterläßt 121011 

9 889 BOB. Zivilrechtl. Schadenshaftung 
des Beamten gegenüber ſeinem öffentl. 
Dienſtherrn bei F. in ſeiner Amts⸗ 
führung 6412 11313 wi 

81 UnlWG. Die Verbreitung der Anſicht 
von der Schädlichkeit des Zugabewe⸗ 
ſens würde nur dann gegen die Grund⸗ 
ſätze lauteren Geſchäftsverkehrs ber- 
ſtoßen, wenn fie entgegen der Über- 
zeugung des Behauptenden aufgeſtellt 
oder wenn nach öffentlicher Feſtſtel⸗ 
lung der Unrichtigkeit die Bildung der 
überzeugung auf F. beruhen würde 
1012? 

Strafſachen 

vgl. bez. fahrläſſigen Waffenmißbrauchs 
unter Not VO. v. 25. Juli 1930, bez. 
fahrläſſigen Deviſenvergehens NotVO. 


v. 1. Aug. 1931, beides im Sonder⸗ 
regiſter „Recht der Notverordnungen“ 

§ 222 StGB. Der Kraftfahrer muß 
zwar mit unbeſonnenem Verhalten an⸗ 
derer Wegbenutzer rechnen, nicht aber 
mit der mutwilligen Herbeiführung 
eines Zuſammenſtoßes durch fie 799? 

98 222, 230 StGB. Wer Verkehrsgefahr 
begründet, gleichgültig, ob mit oder 
ohne Verſchulden, iſt rechtlich ver⸗ 
pflichtet, ſie zu beſeitigen, wenn er 
dazu imſtande iſt. Dementſprechend 
muß der Beſitzer eines ſtörriſch gewor⸗ 
denen Pferdes, das nicht mehr von der 
Stelle zu bringen iſt, entgegenkom⸗ 
mende Wegebenutzer rechtzeitig warnen, 
gegebenenfalls durch Aufſtellung eines 
Poſtens 801 21 

88 222, 230 SGB. F. kann in der Nicht⸗ 
beleuchtung des Kraftfahrzeugs bei 
Dunkelheit liegen, auch wenn die Vor⸗ 
Schriften der Berto. nicht verletzt find 
81732 

§ 222, 230 StGB. Wird der Kauſalzu⸗ 
ſammenhang zwiſchen dem fahrläſſigen 
Verhalten einer Perſon u. dem hieran 
ſich ſchließenden rechtswidrigen Erfolg 
ſchon durch die bloße Möglichkeit aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Erfolg auch bei 
pflichtgemäßem Verhalten eingetreten 
wäre? 41115 

88 222, 230 StB. Zur Annahme des 
Kauſalzuſammenhangs zwiſchen einer 
reinen Unterlaſſung u. einem rechts⸗ 
verletzenden Erfolg iſt ausreichend, 
aber auch erforderlich das Beſtehen 
einer an Gewißheit grenzenden Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit, daß bei pflichtgemäßem 
Verhalten der rechtsverletzende Erfolg 
nicht eingetreten wäre 41316 

88 222, 230 StGB. Denjenigen, der durch 
ſein Verhalten ſelbſt Mißverſtändnis 
veranlaßt hat, das die Gefahr eines 
ſtrafbaren Erfolgs begründet, trifft 
die Rechtspflicht, dieſem Mißverſtänd⸗ 
nis mit Sicherheit vorzubeugen. An⸗ 
nahme des Kauſalzuſammenhangs zwi⸗ 
ſchen fahrläſſiger Unterlaſſung, die in 
Beziehung zu vorausgegangenem Tun 
ſteht, u. dem rechtsverletzenden Erfolg 
wird nicht ſchon durch den bloßen 
Zweifel daran, ſondern erſt durch die 
an Gewißheit grenzende Wahrſchein⸗ 
lichkeit ausgeſchloſſen, daß das pflicht⸗ 
gemäße Verhalten des Täters ohne 
Erfolg geblieben wäre 94713 

ss 222, 230 StGB. Hat Bauunterneh⸗ 
mer die Verpflichtung übernommen, 
für die Erfüllung der verkehrspolizei⸗ 
lichen Vorſchriften zu ſorgen, ſo braucht 
er zwar nicht jederzeit an allen ſeinen 
Arbeitsſtellen die Einhaltung der ge⸗ 
botenen Vorſichtsmaßregeln perſönlich 
zu überwachen, darf aber bei der Aus⸗ 
wahl ſeiner Stellvertreter nur ſolche 
Perſonen zu Bauleitern beſtimmen, die 
zur ſelbſtändigen Leitung u. Beaufſich⸗ 
tigung der Arbeiten geeignet u. über 
ihre damit verbundenen Obliegenheiten 
derart unterrichtet ſind, daß ſie hin⸗ 
reichende Gewähr für die Verhütung 
drohender Verkehrsunfälle bieten. Der 
verantwortliche Bauleiter iſt vermöge 
ſeines Berufes zu erhöhter Aufmerk⸗ 
ſamkeit verpflichtet u. hat für die zur 
Berufsausübung an dieſer Stelle er⸗ 
forderliche Kenntnis, Umſicht u. Er⸗ 
fahrung einzuſtehen, die eine Vermei⸗ 
dung der mit ſolcher Betätigung ver⸗ 
bundenen Gefahren ermöglichen 800 20 

98 222 II, 230 II StGB. Kaufmann, der 
mit ſeinem Kraftwagen Geſchäftskun⸗ 
den oder Lieferanten aufſucht, um mit 
ihnen Geſchäfte abzuſchließen, benutzt 
den Wagen zu Hilfs⸗ oder Nebenver⸗ 


Sachregiſter 


richtungen ſeines Gewerbebetriebs u. 
unterliegt der beſonderen Sorgfalts⸗ 
pflicht des Berufsfahrers. Benutzt er 
dagegen den Wagen nur, um von ſei⸗ 
ner Wohnung nach feinem Geſchäfts⸗ 
lokal u. von da wieder nach Hauſe zu 
gelangen, ſo unterliegt er nur der 
allgem. Sorgfaltspflicht 802 22 
88 230, 316 StGB. Der Grundſatz, daß 
für Kraftfahrer die zuläſſige Fahrge⸗ 
ſchwindigkeit von dem Maße der Über- 
ſichtlichkeit der Fahrbahn abhängt, gilt 
auch für den Fahrer eines nicht auf 
einem beſonderen Bahnkörper fahren⸗ 
den Straßenbahnzuges 81113 
§ 30 III KraftfVerkVO. Das Aufſtellen 
von Warnungstafeln bildet Strafbar⸗ 
keitsbedingung nur für die Schuldform 
der F. 813 21 
8 24 II Kraftfch. Zum Begriff der fahr- 
läſſigen Beſtellung oder Ermächtigung 
einer Perſon zum Kraftfahrzeugführer, 
die ſich nicht durch Führerſchein aus⸗ 
weiſen kann oder der der Führerſchein 
entzogen iſt. Im bloßen Dulden des 
Führens kann bedingt vorſätzliches, 
keinesfalls aber fahrläſſiges Verhalten 
liegen 81527 
88 11, 19 Nr. 4 RPreßG. Berichtigungs⸗ 
anſpruch, insbeſ. die Begriffe „Tat⸗ 
ſache“, „Beteiligter“, „F.“. Aufhebung 
wegen widerſpruchsvoller Urteilsbe⸗ 
gründung 8947 
Fahrrad 
vgl. unter Radfahrer 
Fahrrecht 
Bei Aufwertung des Anſpruchs auf die 
Gegenleiſtung f. die überlaſſung eines 
. auf Grund eines Vertrags, der 
1920 angetragen u. 1925 angenommen 
worden iſt, iſt f. die Bemeſſung der 
Aufwertungshöhe der Zeitpunkt des 
Vertragsantrags maßgebend u. ein 
heutiger höherer Marktpreis zu berück⸗ 
ſichtigen 12493 
Fälligkeit 
vgl. auch unter Verzug 
Wenn beſtimmt iſt, daß die Zahlung bei 
der Auflaſſung fällig iſt, dann iſt für 
die Leiſtung nicht eine Zeit nach dem 
Kalender beſtimmt 1052 14 
Färberei 
Leiterinnen von Annahme- u. Ausgabe- 
ſtellen einer F. u. Großwäſcherei, die 
hauptſächlich Aufträge zum Waſchen, 
Reinigen od. Färben gegen Auftrags⸗ 
beftätigung annehmen, in Auftrags⸗ 
buch u. Kundenkartei eintragen, die 
Aufträge an die Wäſcherei u. F. wei⸗ 
tergeben, die fertigen Sachen den Kun⸗ 
den zurückgeben, in das Ausgabebuch 
eintragen, die Beträge einziehen, dar⸗ 
über Kaſſenbuch führen u. monatlich 
abrechnen, daneben die mit der An⸗ 
nahme u. Ausgabe der Sachen verbun⸗ 
denen gewerblichen Arbeiten verrichten 
ſowie Laden u. Flur reinigen, ſind als 
Handlungsgehilfinnen verſicherungs⸗ 
pflichtig 2887 
Feingoldhypothek 
vgl. unter GoldHyp Abk., wertbeſtänd. 9. 
Fernmeldeanlagengeſetz 
vgl. unter Rundfunk 
Feſtnahme, vorläufige 
Die Beſtimmung des § 114 b StPO. üb. 
die für die Vorführung des auf Grund 
Haftbeſehls ergriffenen Angeſchuldigten 
vorgeſehene eintägige Friſt findet auch 
auf die Vorführung des gem. § 127 
SPD. vorläufig Feſtgenommenen An- 
wendung 935% 
Feſtſchriften 
Feſtſchrift für Max Pappenheim. Schrift⸗ 
tum 35 


35 


Feſtgabe der rechts ⸗u. ſtaatswiſſenſchaftl. 
Fakultät in Breslau für Paul Heilborn 
zum 70. Geburtstag am 6. Febr. 1931. 
Schrifttum 454 


Feſtſtellungsklage 


vgl. ferner auch Inzidenz.; F. im Ver- 
ſorgungsverfahren vgl. unter Verſor⸗ 
gungsrecht 
Bei Klage auf Feſtſtellung der Wirkſam⸗ 
keit eines Vertrags kann Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis für eine Widerklage auf 
Feſtſtellung der Nichtigkeit desſelben 
Vertrags beſtehen. Gegenüber der Klage 
auf Feſtſtellung der Unanfechtbarkeit 
einer Rechtshandlung kann der Kon⸗ 
kursverwalter die negative F. erheben, 
weil durch die Widerklage erſt die An⸗ 
fecht. der Rechtshandl. erfolgt 1652 
Der Anſpruch des durch unerlaubte Hand⸗ 
lungen Verletzten auf Feſtſtellung, daß 
ihm der Schädiger auch alle künftigen 
Schäden zu erſetzen habe, iſt auch nach 
Beſtätigung eines im Vergleichsverf. 
geſchloſſenen Vergleichs gegeben 1814 
Sind die Parteien darüber einig, daß 
Rechtsverhältnis beſtimmten Zeitpunkt 
nicht überdauert hat, ſo hat das Klage⸗ 
verlangen der Feſtſtellung der Nichtig⸗ 
keit des Pachtvertrags für die Folge⸗ 
zeit nicht das Beſtehen od. Nichtbe⸗ 
ſtehen eines Pachtverhältniſſes, zum 
Gegenſtand, ſondern nur die Bedeu⸗ 
tung, Schadensfolgen abzuwehren. In 
ſolchem Falle ift nicht § 3, ſondern 8 8 
BPO. für die Bemeſſung des Revi⸗ 
ſionsintereſſes maßgebend 1058 19 
Probleme der ſtrafprozeſſualen F. 923 
Der Klärung der ſich aus § 1542 RVO. 
ergebenden Fragen bedarf es, bevor 
Gi g od. Feſtſtellungsurteil ergeht 
Das zum Grund des Anſpruchs bzw. 
auf F. hin ergehende Urteil darf die 
Frage, ob ein Teil des Anſpruchs auf 
Verſicherungsträger übergegangen iſt 
(8 1542 RVO.) offen laffen 790 11 


Feuermelder 


Derjenige, der einen öffentlichen telegra- 
phiſchen F. in Tatigkeit ſetzt, indem 
er den Handgriff entſprechend weit 
herumdreht u. dadurch zugleich einen 
den Handgriff im Ruheſtand mit dem 
Gehäuſe des F. verbindenden u. durch 
eine mit dem Stadtwappen verſehene 
Bleiplombe geſicherten Faden zum Zer⸗ 
reißen bringt, macht ſich der vorſätzl. 
Gefährdung des Telegraphenbetriebs 
auch dann nicht ſchuldig, wenn durch 
das Betätigen der Alarmvorrichtung 
der F. bis zum Wiederaufziehen außer 
Betrieb geſetzt wird. Wohl aber macht 
er ſich des Siegelbruchs in Tateinheit 
mit Beſchädigung von Gegenſtänden 
des öffentl. Intereſſes ſchuldig 506 30 


Feuerpolizei 


Das regelmäßige Unterbringen v. Kraft⸗ 
fahrzeugen in Scheunen, zumal, wenn 
dort auch noch Feuerungsmaterial auf⸗ 
bewahrt wird, verſtößt gegen feuer⸗ 
ſicherheitspolizeiliche Beſtimmungen u. 
damit gegen 8 368 Ziff. 8 StB. Das 
Verbleiben von Benzin im Tank eines 
Kraftfahrzeugs vermag weder als Auf⸗ 
bewahren von „Materialien“ i. S. des 
8 367 Ziff. 6 StGB. noch als „Aufbe⸗ 
wahrung“ oder „Lagerung“ i. S. der 
MindlVerkPol VO. angeſehen zu mer- 
den 811 


Fiktionen 
F 


. als Hilfsmittel der Anwendung des 
Prozeßrechts 1106 


Film 
Handbuch des deutſchen Theater, F.⸗ 


Muſik⸗ u. Artiſtenrechts. Schriftt. 856 
5* 


* 36 


Die Rechtsſtellung des Drehbuchautors. 
Schrifttum 856 

8 8 III LiturhG. Der Fortbeſtand einer 
ſchuldrechtlichen Verpflichtung zur Ge⸗ 
währung des Erſtaufführungsrechts an 
einem F. iſt mit dem Erwerb eines 
abſoluten, wenn auch örtlich u. zeitlich 
beſchränkten Lizenzrechts unvereinbar. 
Der bloße, objektiv unzutreffende 
Glaube des Erwerbers eines ſolchen 
Lizenzrechts, daß ſchuldrechtl. Verpflich⸗ 
tung ſeines Vertragsgegners einem 
Dritten gegenüber beſtehe, iſt für das 
Vertragsverhältnis zwiſchen den Ver⸗ 
tragsparteien unerheblich 863 2 

88 11, 13 LiturhG. Die Schilderung Hi- 
ſtoriſcher Vorgänge kann nicht zur 
Verletzung von Urheberrechten führen. 
Der Gedanke der Herſtellung eines 
Dolomiten⸗Kriegs§. ift eine der Ge- 
ſtaltung entbehrende, zur Begründung 
von Ausſchließungsrechten nicht geeig⸗ 
nete Anregung 8971 

Das Recht zur Verfilmung eines Werkes 
erſtreckt ſich auch auf den Titel. Der 
Titelſchutz des 8 16 Unl WG. zugunſten 
eines erſchienenen literariſchen Werkes 
gegenüber einem ſpäter erſchienenen 
F. ſetzt voraus, daß der den Schutz des 
816 Beanſpruchende Inhaber des aug- 
ſchließl. Verfilmungsrechts an dem li⸗ 
terariſchen Werk iſt u. daß der redliche 
Verkehr bei gewöhnlichem Lauf der 
Dinge mit der Ausübung des Ver⸗ 
filmungsrechts rechnen kann u. muß. 
Dies iſt nur der Fall, wenn ſich das 
Schriftwerk praktiſch zur Verfilmung 
eignet, was auf ein lyriſches Gedicht 
ohne Handlung nicht zutrifft. Mit der 
Möglichkeit ſeiner Verwendung als 
Leitmotiv eines Tonfilms mit dem 
Titel des Gedichts braucht der Verkehr 
nicht zu rechnen. Der Urheber eines 
Text⸗ od. Muſikwerkes hat das aus⸗ 
ſchließliche Recht auf Wiedergabe des 
Werkes im Tony. Die Unterlaſſung 
des Widerſpruchs durch den Verletzten 
gegenüber der Ankündigung eines F. 
unter einem von ihm vorbenutzten Ti⸗ 
tel begründet in kurzer Zeit zugunſten 
des Verletzers einen Beſitzſtand, der die 
jpätere Geltendmachung entgegenſtehen⸗ 
der Rechte hindert („Lindenwirtin“⸗ 
Film) 8851 

Zur Frage des Umfangs der Urheber⸗ 
rechtsübertragung. Die bei der Ver⸗ 
filmung u. Rundfunkſendung ausgebil⸗ 
deten Rechtsregeln ſind auch für die 
Wiedergabe durch mechaniſche Muſik⸗ 
inſtrumente anwendbar 8653 

§ 91 II Nr. 2 ArbGG. F. Schauſpielerin, 
die zu einer F. Rolle für nur einen 
Aufnahmetag verpflichtet iſt u. ſich 
hierfür etwa 14 Tage lang bereit hal⸗ 
ten muß, iſt Angeſtellte 9001 

Film⸗Zeitſchrift 

Die genaue Nachahmung einer illuſtr. F. 
iſt nur dann unlauterer Wettbewerb, 
wenn die Nachahmung zu Täuſchungs⸗ 
zwecken erfolgt 8725 

Finanzamt 

Kann das F. von dem Steuerſchuldner, 
der den Offenbarungseid (8 807 BPO., 
8325 NUbgD.) geleiſtet hat, unter 
Androhung von Zwangsſtrafen Aus⸗ 
kunft über deſſen Vermögens⸗ u. Ein⸗ 
kommensverhältniſſe verlangen? 232 

Wird ein eine Steuerfeſtſetzung enthal⸗ 
tendes Urteil des FinGer, vom RJY. 
aufgehoben u. die Sache zur weiteren 
Ermittlung an das Finder. zurück⸗ 
verwieſen, ſo iſt an ſich der Steuer⸗ 
pflichtige berechtigt, die Erſtattung der 
auf das Urteil des FinGer. hin ge- 
zahlten Steuer zu verlangen. Das F. 


Sachregiſter 


kann aber im Hinblick auf die Unge⸗ 
wißheit der Entſcheidung über den noch 
in der Schwebe befindlichen Steuer⸗ 
anſpruch unter Berückſichtigung des 
derzeitigen Standes der Sache u. von 
Recht u. Billigkeit die Erſtattung vor⸗ 
läufig ablehnen od. von Sicherheits⸗ 
leiſtung abhängig machen 2614 


Finanzausgleich 


Der F. u. ſeine Bedeutung für die Fi⸗ 
nanzlage des Reichs, der Länder u. 
Gemeinden. Schrifttum 236 

Der künftige F. zwiſchen Reich, Ländern 
u. Gemeinden. Schrifttum 237 

Ankündigungsſteuern widerſprechen nicht 
dem 817 Fin Ausglß., da Reklame 
nicht zu den „Betriebsmitteln“ der 
Landwirtſchaft u. des Gewerbes ge⸗ 
hört. Ob Steuerart einer Gemeinde 
i. S. des § 3 FinAusgl®. geeignet ift, 
die Steuereinnahmen des Reiches zu 
ſchädigen, hat nicht der Verwaltungs⸗ 
richter im Abgabenſtreit, ſondern die 
Landesregierung od. die von ihr be⸗ 
auftragte Aufſichtsbehörde im Geneh⸗ 
migungsverfahren zu prüfen 902 2 

Die Vorſchrift des § 5 II PrGew StVO. 
verſtößt nicht gegen die §§ 8 II, 10 
RFin AusglG. u. ift daher rechtsgültig 
293 5 


Suspenſion der nach § 138 II 15 ALR. 
auf dem Heberecht beruhenden Chauſ⸗ 
ſeeunterhaltungspflicht wird durch den 
reichsgeſetzlich ausgeſprochenen Fort⸗ 
fall des Chauſſeegelds für Kraftfahr⸗ 
zeuge nicht mehr begründet, nachdem 
durch die PrAusfG. z. RF. G. der 
Chauſſeeunterhaltungspflicht geſetzl. eine 
Beteiligung an den Reichsübermeiſun⸗ 
gen der Kraftf Steuer geſichert u. ihnen 
ſolche Beteiligung bereits mehrere 
Jahre hindurch zugeführt iſt 2934 


Finanzbeamter 


vgl. unter B. 


Finanzrecht 


vgl. Staatsſchulden 


Firma 


88 17, 37 II HGB.; 88 1, 3, 13 UnlWG. 
Den falſchen Gebrauch der F. zu rügen, 
iſt nur derjenige Dritte berechtigt, in 
deſſen Recht damit eingegriffen wird, 
und zwar nicht ſchon lediglich durch 
Konkurrenz. Kein Zwang nach HGB. 
u. GmbHG. für eine GmbH. fih im 
Geſchäftsverkehr, außer bei Abgabe von 
verbindl. Willenserklärungen, der Ge⸗ 
ſellſchaftsbezeichnung zu bedienen. Wer⸗ 
bemale:tal gilt im Hande sverkehr nicht 
als Abgabe rechtsgeſchäftl. Erklärun⸗ 
gen, ſondern nur als allg. Aufforde⸗ 
rung zur Abgabe von Angeboten. Ge⸗ 
brauch u. Abkürzung der F. iſt nur 
dann unlauterer Wettbewerb, wenn 
damit falſcher Anſchein erweckt werden 
ſoll 730 

88 17, 37 HGB. Der frühere Geſell⸗ 
ſchafter einer OHG. ift berechtigt, der 
F. ſeines als Einzelkaufmann 15 Jahre 
ſpäter neu gegründeten Geſchäfts den 
Zuſatz „früherer Mitinhaber der F. 
Müller & Schulze“ hinzuzufügen 10232 

88 18, 37 HGB. Die Klage auf Nichtver⸗ 
wendung einer unrichtigen F. ſteht nur 
dem in ſeinem Recht Verletzten zu 
(keine Popularklage) 875° 

Der rechtsfähige Verein u. die rechts⸗ 
fähige Stiftung können im Falle des 
Erwerbs eines beſtehenden Handelsge⸗ 
ſchäfts für dieſes gem. § 22 1 HGB. 
die bisherige F. fortführen 622 

88 30, 37 HGB. Das Wort „Bauhütte“ 
als F.beſtandteil ift nur Artbezeich⸗ 
nung für das Unternehmen. Darum 
kann eine ältere F. von einer jüngeren, 
die dieſes Wort als Beſtandteil der 


F. angenommen hat, weder nach fir⸗ 
menrechtlichen noch nach namensrecht⸗ 
lichen Grundſätzen Löſchung verlangen, 
ſelbſt wenn die Gefahr einer Ver⸗ 
wechſlung beider F. beſteht 8748 

Die Streichung des Zuſatzes „und Sohn“ 
aus der bisherigen Geſellſchaftsfirma 
eines Einzelkaufmanns läßt erkennen, 
daß hier neues Geſchäft gegründet wer⸗ 
den ſoll 4810 

Deutſch⸗franz. Handelsvertrag Abſ. 1 u. 
2 des Art. 28 ſtehen im Verhältnis 
von grundlegender u. Ausführungs⸗ 
beſtimmung. Abſ. 1 beſtimmt die Gleich⸗ 
berechtigung der Augehörigen beider 
Staaten für den Schutz der F. u. des 
gewerbl. Eigentums; Abſ. 2 regelt das- 
ſelbe Verhältnis für den Fall von 
„Fabrik- oder Handelszeichen“. Für die 
Erlangung der Priorität in Deutſch⸗ 
land genügt nicht, daß die auslän⸗ 
diſche F. außerhalb Deutſchlands für 
einen ſchlagwortartigen Beſtandteil 
ihrer F. Geltung erlangt hat; dies 
muß innerhalb Deutſchlands geſchehen 
ſein. Wenn auch die Erlangung der 
Geltung eines F.beſtandteils zur Zeit 
des Gebrauchs durch die deutſche F. 
noch nicht völlig abgeſchloſſen zu ſein 
braucht, ſo muß doch hohe Wahrſchein⸗ 
lichkeit für eine volle Ausdehnung in 
nicht allzu langer Zeit beſtehen 579 2 

Schutz gegen unlauteren Wettbewerb und 
ſittenwidriges Verhalten gegenüber dem 
einem Verbandsſtaat der Pariſer Union 
angehörigen Ausländer, der ſeine F. 
zwar im Ausland früher hat regiſtrieren 
laſſen, ſie in Deutſchland aber erſt 
ſpäter als der deutſche Finhaber ge- 
braucht. Der Ausländer kann ſich auf 
die frühere Regiſtrierung im Ausland 
nicht berufen 59512 


Fiſcherei 


dgl. auch unter See. 

F.berechtigung, die mittels Fiſchwehres 
ausgeübt wird, iſt als beſchränktes F. ⸗ 
recht i. S. des 8 20 Prßiſchc. anzu- 
ſehen; ſie kann deshalb durch Rechts⸗ 
geſchäft unter Lebenden auf einen an⸗ 
dern als den Eigentümer des Ge⸗ 
wäſſers nicht übertragen werden 1063 

Zur „F.“ i. S. des 36 Gemd. gehört 
auch der Handel mit ſelbſtgefangenen 
Fiſchen in dem üblichen Umfang 107418 


„Fiſchkönig“ 


ſtimmt nicht mit „Elbkönig“ überein. 
Bedeutung von „König“ 9011 


Fluchtlinie 


81 FluchtlGö. Die Vorſchrift einer Bau- 
Pol VoO., die die Aufſtellung von Re- 
klametafeln in Vorgärten als mit dem 
Weſen der gärtneriſchen Anlagen un⸗ 
vereinbar verbietet, findet auch dann 
Anwendung, wenn die Tafel kein Bau⸗ 
werk i. S. der BaupPol VO. ift u. wenn 
ſie außerhalb des gärtneriſchen Teiles 
auf oder über Zugangswegen errichtet 
werden ſoll 1085? 

88 11, 13 Fuchtlöß. Die Auſſtellung eines 
F.plaues berechtigt die Gemeinde, mit 
den Anliegern privatrechtliche Verträge 
abzuſchließen, die den Erwerb der zur 
Straße beſtimmten Grundflächen zum 
Ziele haben u. die Einwilligung zu 
der Bauerlaubnis von Bedingungen 
wirtſchaftlichen Art abhängig zu 
machen 1040 2 F 

Hat die Gemeinde gemäß dem F geſetz 
das Recht, einen in die F. fallenden 
Umbau zu verſagen, ſo iſt es keine un⸗ 
zuläſſige Verquickung von amtlicher Ge⸗ 
nehmigung mit Ausbedingung geld⸗ 
wertiger Gegenleiſtungen, wenn ſie auf 
dieſes Verſagungsrecht verzichtet gegen 
die Verpflichtung des die Baugenehmi⸗ 


gung Nachſuchenden, feine gegen den 
FJ.plan erhobenen Einwendungen zu⸗ 
rückzunehmen u. der Gemeinde das in 
die F. fallende Gelände freihändig zu 
verkaufen. Durch RG. 128, 18 iſt § 13 
FluchtlGG. nur inſoweit für verfaſſungs⸗ 
widrig erklärt, als nicht der von einer 
Baubeſchränkung aus 887, 8, 11 
Fluchtlch. betroffene Grundſtückseigen⸗ 
tümer in der Lage iſt, eine Entſchädi⸗ 
gung nach Maßgabe des Enteigu®. 
rechtlich zu erzwingen 469 6 

Das Wort „Straße“ in 8 13 1 Nr. 1 
Fluchtl. umfaßt nicht auch Plätze. 
Die Not O. v. 5. Juni 1931 ſoll den 
Anſpruch aus Art. 153 RVerf. im Jn- 
tereſſe des Städtebaus einſchränken; 
ſte gibt einen aus der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Garantie des Eigentums flie- 


ßenden, vom Anſpruch aus dem F.⸗ 
geſetz weſensverſchiedenen Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch 645 6 

Flugblatt 


dgl. unter Not VO. v. 28. März 1931 im 
Sonderregiſter „Recht der Noten“ 
Formular 
vgl. unter Urkunde 
Forſtfiskus 
Strafantrag wegen Beleidigung des 
preuß. F. zu ſtellen, iſt Sache der Re⸗ 
gierung 9583 
Fortbildungsſchule 
Stadtgemeinde iſt mit den Einnahmen 
aus dem Betrieb einer ſtädt. Handels⸗ 
ſchule, die für kaufmänniſche Lehrlinge 
die Pflicht . erſetzt, nicht umſatzſteuer⸗ 
pflichtig 1028 1 
Fortgeſetzte Handlung 
5 370 Ziff. 5 StGB. Beſtimmte zahlen⸗ 
mäßige Augaben über Menge oder 
Wert von im Fortſetzungszuſammen⸗ 
hang gemeinſchaftlich entwendeten Ge⸗ 
genſtänden ſind zur Verneinung der 
Genußmittelentwendung nicht nötig, 
wenn feſtſteht, daß die drei Täter be⸗ 
trächtliche Mengen gefüllter Zigaretten⸗ 
ſchachteln entwendet haben. Dabei iſt 
auch nicht von einzelnem Poſten, ſon⸗ 
dern vom Geſamtbetrag der von den 
drei Mittätern fortgeſetzt entwendeten 
Zigaretten auszugehen 959 5 
Die Beſchränkung des Rechtsmittels auf 
die Verurteilung wegen des Teilaktes 
einer f. H. ift wirkungslos 60 19 
Wirkungslos iſt die Beſchränkung der 
Berufung auf die Frage, „ob f. H. 
vorliege u. auf das Strafmaß“, da 
die Frage des Verhältniſſes mehrerer 
Straftaten zueinander in das Gebiet 
der Schuldfrage gehört u. dieſe nur 
einheitlich entſchieden werden kann. — 
Die Annahme eines F.zuſammenhangs 
ſetzt vor allem voraus die Gleichwer⸗ 
tigkeit der Einzelhandlungen. An die- 
ſer fehlt es aber immer dann, wenn 
in einem Fall Täterſchaft, im an⸗ 
dern Beihilfe vorliegt, mögen auch 
beide ſich auf dasſelbe Strafgeſetz be⸗ 
ziehen 4049 
§ 852 8GB. Der ſtrafrechtliche Begriff 
der f. H. iſt für das bürgerliche Recht 
nicht anwendbar 9397 
Fragerecht, richterliches 
Hat der Kl. als bloßer Beſitzer Erſatz⸗ 
anſprüche wegen Beſchädigung der Sache 
geltend gemacht, die nicht ihm, ſondern 
dem Eigentümer zuſtehen, ſo iſt ihm 
nach 8 139 BPO. Gelegenheit zu ge⸗ 
ben, den zutreffenden Klagegrund gel⸗ 
tend zu machen 787 10 
Auch für die unter Würdigung „aller 
Umſtände“ zu treffende Entſcheidung aus 
8 287 BRD. gilt die Vorſchrift des 
§ 139 3PO., fo daß Umſtände, die das 


Sachreg'ſter 


Gericht für erheblich hält, vor ihrer 
Verwertung zu klären find 793 14 
Frankfurt a. M. 
Zur Geſchichte der Anwaltſchaft in F. 845 
§ 901 BPO. Nach der Praxis der F.er 
Gerichte hindert Vertagungsantrag des 
Schuldners oder ſelbſt des Gläubigers 
wegen ſchwebender Vergleichsverhand⸗ 
lungen nicht den Erlaß des Haftbe⸗ 
befehls. Jedoch kann in ſolchen Fällen 
der Beſchluß gefaßt werden, daß „Haft⸗ 
beſehl auf Anruf“ ergehen ſollte 206 6 
Frankreich 
vgl. auch unter Fremdenlegion 
Traité de la profession d'avocat (organi- 
sation — règles et usages — technique 
professionelle). Schrifttum 104 
Library of the Congress, Guide to the 
Law and legal Literature of France. 
Schrifttum 572 
Die Verfaſſungen Englands, Nordame⸗ 
ritas, F.s, der Schweiz, Deutſchlands. 
Schrifttum 571 
Franzöſ. Recht iſt für die Anfechtung 
eines Kaufvertrages über ein deutſches 
Grundſtück, abgeſchloſſen zwiſchen Fran⸗ 
zoſen u. in F. nicht anwendbar 6165 
Der deutſche Remittent haftet für einen 
einer italien. Bank indoſſierten, auf 
eine in F. anſäſſige Bank gezogenen 
Scheck 6021 
Der Rechtsbegriff provision im franzöf. 
u. internat. Wechſelrecht. Schriftt. 710 
Deutſch franz. Handelsvertrag. Abf. 1 u. 
2 des Art. 28 ſtehen im Verhältnis 
von grundlegender u. Ausführungs⸗ 
beſtimmung. Abſ. 1 beſtimmt die Gleich⸗ 
berechtigung der Angehörigen beider 
Staaten für den Schutz der Fa. u. des 
gewerblichen Eigentums; Abſ. 2 regelt 
dasſelbe Verhältnis für den Fall von 
„Fabrik⸗ oder Handelszeichen“. Der 
Erwerb eines Zeichenſchutzes in F. 
gibt den Franzoſen kein Vorrecht vor 
einem ſpäter in Deutſchland einge⸗ 
tragenen Zeichen, wenn die Benutzung 
durch die deutſche Fa. in Deutſchland, 
wenn auch ohne Zeichenſchutz früher 
erfolgt war. Für die Erlangung der 
Priorität in Deutſchland genügt nicht, 
daß die ausländiſche Fa. außerhalb 
Deutſchlands für ſchlagwortartigen Be⸗ 
ſtandteil ihrer Fa. Geltung erlangt hat: 
dies muß innerhalb Deutſchlands ge⸗ 
ſchehen fein 579 2 
Beleidigung durch ausländiſche Zeitung 
(franzöſ. Entſcheidung) 9041 
Zu den früheren deutſchen Knappſchafts⸗ 
vereinen i. S. des 8 78 Rͤnappſchch. 
gehören der Knappſchaftsverein der 
Burbacher Hütte u. der Röchlinger 
Knappſchaftsverein nicht; beide ſind 
vielmehr bei dem Übergang der Staats⸗ 
Hoheit über Elfaß-Lothringen an F. 
als ſelbſtändige ausländiſche Verſiche⸗ 
rungsträger beſtehen geblieben 538 2 
Freie Berufe 
vgl. auch unter Gewerbeſteuer 
Das Weſen der fog. freien wiſſenſchaft⸗ 
lichen B. Schrifttum 635 
Die wiſſenſchaftliche Tätigkeit im Dienſte 
objektiver Zwecke u. diejenige im Dienſte 
ſubjektiver Intereſſen 1115 
Ein aus f. B. hervorgegangener Beamter 
hat keinen Anſpruch auf mildere Be⸗ 
urteilung 6591 
Freiheitsſtrafe 
vgl. auch unter Gefängnis 
Die Entſtehung der modernen F. u. des 
Erziehungsſtrafvollzugs. Schriftt. 927 
$ 21 StGB. Bei der Umwandlung einer 
der Art nach ſchwereren F. in leichtere 
iſt an die Stelle eines hierbei errech⸗ 
neten halben Monats der Zeitraum 
von 14 (nicht 15) Tagen zu ſetzen 946 11 
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Freiwillige Gerichtsbarkeit 
Gef. über die Angelegenheiten der f. G. 
Schrifttum 104 
Jahrbuch für Entſcheidungen in Ange⸗ 
legenheiten der f. G. u. des Grund⸗ 
buchrechts. Schrifttum 104 
88 19 ff, 28 FOG. Beſchwerde u. weitere 
Beſchwerde in den Sachen der f. G. 
ſind nach Erledigung der Hauptſache 
wegen der Koſten des Verfahrens zu⸗ 
läſſig. Bei Widerſprüchen zwiſchen zwei 
DIG. hat das NG. auch über ſolche 
Beſchw. zu entſcheiden 7171 101710 
Art. 90 Pröchcg. Entbindung des Notars 
von der Schweigepflicht nach dem Ab⸗ 
leben eines Beteiligten 11563 
Freizügigkeitsgeſetz 
Im Wegweiſungsverfahren nach $5 Frei⸗ 
züg®. i. d. Faſſ. des 8 30 Fürſ Vo. 
ſind rechtlich beteiligt u. daher be⸗ 
ſchwerdeberechtigt lediglich die wegzu⸗ 
weiſende Perſon u. der die Wegweiſung 
beantragende Bezirksfürſorgeverband. 
Dieſer kann Einwendungen aus 8 14 
IV Fürſvo. gegen den Anſpruch auf 
übernahme oder übergabe nur im für⸗ 
ſorgerechtlichen Streitverfahren, nicht 
dagegen im Wegweiſungsverfahren gel- 
tend machen 54413 
Fremdenlegion 
Dienſt in der franzöſ. F. iſt keine Wieder⸗ 
berwendung im aktiven Militärdienſt 
i. S. der Ruhensvorſchrift des 8 611 
Nr. 1 RVerſorgG. 9702 
Friedensmiete 
Die Klauſel, daß Abmachung über die 
Höhe der F. „während der Dauer der 
Zwangswirtſchaft gelten ſolle u. daß 
nach Aufhebung der Zwangswirtſchaft, 
wenn es den Parteien notwendig er⸗ 
ſcheine, neue Vereinbarungen getrof⸗ 
fen werden follen”, ſchließt Auslegung 
dahin nicht aus, daß ſie auch nach 
Aufhebung der Zwangswirtſchaft ſo 
lange in Kraft bleiben ſolle, bis ſie 
durch eine dann mögliche andere ver⸗ 
tragliche Regelung erſetzt wird 11324 
Friedensvertrag von Verſailles 
Art. 91. Verluſt der deutſchen Staats⸗ 
angehörigkeit auf Grund der Geſetze 
b. 1. Juni 1870 u. 22. Juli 1913 und 
Recht des Beamten auf Penſionsbezug. 
Beeinfluſſung der ſich hier ergebenden 
Rechtslage durch die Beſtimmungen des 
F. betr. die polniſch gewordenen Ge⸗ 
biete u. das Wiener Abk. zwiſchen 
Deutſchland u. Polen über Staatsange⸗ 
hörigkeits⸗ u. Optionsfragen 501 26 
Art. 297 b. Beſchlagnahme des Gutha⸗ 
bens eines Deutſchen gegen neutrale 


Bank, die in Feindbundſtaat eine 
Zweigniederlaſſung unterhält, auf 
Grund des F. Hierdurch erliſcht der 


Anſpr. gegen die neutrale Bank 346 u 
Friſeurgeſchäft 
„Ortsüblich“ i. S. von § 906 BGB. iſt 
in F. die Benutzung von Haarſchneide⸗ 
maſchinen u. Heißluftduſchen. Rund⸗ 
funkſtörung durch dieſe Geräte 8972 
Friſt 
vgl. F.verſäumnis unter Wiedereinſ. in 
den vorigen Stand, ferner Nachfriſt 
nach § 326 BGB. 
Führerſchein 
8 7 Kraftfd. Daß ein zu Reinigungs- 
zwecken eines Kraftfahrzeugs beſtellter 
junger Autoſchloſſer ſich im Beſitz 
eines Anlaſſerſchlüſſels befindet und, 
auch ohne F., Schwarzfahrt unter⸗ 
nimmt, wenn er ohne Aufſicht ge⸗ 
laſſen wird, liegt nicht jenſeits aller 
Erfahrung 12514 
§ 24 II Kraftfcch. Zum Begriff der fahr⸗ 
läſſigen Beſtellung oder Ermächtigung 
einer Perſon zum Kraftwagenführer, 
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die ſich nicht durch F. ausweiſen oder 
der der F. entzogen ift 815 2 
Fünfzehnhundertmark⸗Verträge 
Die fog. F. find nach dem Anfch. anfecht⸗ 
bar 199 56 
Fürſorgeerziehung 
Scheuen. Schrifttum 388 
Fürſorgepflicht 
Die RFürſVo. mit Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen der Länder. Schrifttum 330 
Im Wegweiſungsverfahren nach § 5 Frei⸗ 
züg®. i. d. Faſſ. des § 30 FürſVO. 
ſind rechtlich beteiligt u. daher be⸗ 
ſchwerdeberechtigt lediglich die wegzu⸗ 
weiſende Perſon u. der die Wegweiſung 
beantragende Bezirksfürſorgeverband, 
Dieſer kann Einwendungen aus 8 14 
IV FürſVo. gegen den Anſpruch auf 
übernahme oder Übergabe nur im für⸗ 
ſorgerechtlichen Streitverfahren, nicht 
dagegen im Wegweiſungsverfahren gel⸗ 
tend machen 54413 
8 21 a Fürſpflso. Wie berechnet fich 
der Schaden, wenn der durch einen Un⸗ 
fall erwerbsunfähig gewordene Ver⸗ 
letzte Renten⸗ od. Verſicherungsleiſtun⸗ 
gen von einem Dritten erhält? 25 
8 21 Fürſpflxd. Der Ausſchluß der 
Pfändbarkeit eines Rentenanſpruchs 
durch Entziehung der Klagbarkeit des 
Anſpruchs wirkt nicht gegen den Für⸗ 
ſorgeverband, auf den der Anſpruch 
kraft Geſetzes übergegangen iſt 344° 
Ein dem Empfänger eines Ruhegeldes 
nach § 58 11 AngVerſcg. zu zahlen⸗ 
der Kinderzuſchuß bildet einen Teil 
ſeines Ruhegeldes. Der Erſatzanſpruch 
eines Fürſorgeverbandes aus 88 80, 
82 AngVerſch. ergreift deshalb auch 
den Kinderzuſchuß 781 
Fürſtenberg 
Vorſprecher u. Anwalt in den fürſten⸗ 
bergiſchen Gerichtsordnungen u. ver⸗ 
wandten Rechtsquellen. Schrifttum 636 
Fuſion 
Der Einfluß der Verſchmelzung (liqui⸗ 
dationsloſen F.) auf elaſtiſche Dauer- 
verpflichtungen. Schrifttum 705 
Bei liquidationsloſer Verſchmelzung von 
Geſellſchaften ift nicht § 265 II, find 
vielmehr 88 239, 246 ZPO. anzuwen⸗ 
den 17511 
Garage 
Das analoge Mietverhältnis des § 24 
II MietSch®. gilt nur für Wohnräume, 
aber nicht für gewerbliche oder ge⸗ 
ſchäftliche Räume (G.) 820 
Pol O. betr. Errichtung u. Einrichtung 
von G. Das regelmäßige Unterbrin⸗ 
gen von Kraftfahrzeugen in Scheunen, 
zumal, wenn dort auch noch Feue⸗ 
rungsmaterial aufbewahrt wird, ver⸗ 
ſtößt gegen feuerſicherheitspolizeiliche 
Beſtimmungen u. damit gegen § 368 
Ziff. 8 StGB. 8111 
Garantie 
Zuſicherung einer Eigenſchaft oder G. 
vertrag 10771 
Kaufmann, der ſich gegen den von einem 
andern veranlaßten Schein, als habe 
er für die Verpflichtungen des anderen 
eine G. übernommen, trotz Kenntnis 
dieſer Sachlage nicht ausdrücklich wehrt, 
vielmehr die täuſchende Wirkung be⸗ 
wußt fortbeſtehen läßt, tritt dadurch 
zu der getäuſchten Perſon nicht in ein 
Vertragsverhältnis. In ſolchen Fällen 
kommt nur der Tatbeſtand einer un⸗ 
erlaubten Handlung in Betracht. Be⸗ 
ſondere Umſtände können die Rechts⸗ 
pflicht zu einem aufklärenden Ein⸗ 
greifen begründen 3955 
Garderobe 
§ 823 BGB. Der RA. haftet für Ab⸗ 
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handenkommen der G. ſeiner Beſucher 
11701 
Gartenbau 
vgl. auch Kleingarten⸗ u. Kleinpachtland⸗ 
ordnung, Vorgarten 
Hat Landwirt einen geringen, abgeſon⸗ 
dert liegenden Teil ſeines Landes zu 
mehr gärtneriſcher Nutzung auf lange 
Dauer verpachtet, jo iſt zwar auch gwi- 
ſchen Verpächter u. Pächter verſtänd⸗ 
nisvolles Zuſammenarbeiten zu for⸗ 
dern. Beſtehen Streitigkeiten, ſo geben 
dieſe dem Verpächter aber nur dann 
friſtloſes Kündigungsrecht, wenn den 
Pächter erhebliche Schuld daran trifft 
10673 
Gärtnerei ift nur dann dem Gewerbe 
i. S. der Gew. hinzuzurechnen, wenn 
ſie nicht oder nicht in der Hauptſache 
auf die Hervorbringung organiſcher 
Naturprodukte, ſondern auf die Ver⸗ 
arbeitung u. Veräußerung ſolcher Pro⸗ 
dukte gerichtet ift 1076 20 
Gas 
vgl. unter Elektrizität 
Gaſſenſchank 
Grundſätzliche Erörterungen zur Frage, 
ob in Württemberg der ſog. G. zum 
Schankbetrieb gehört 668 
Gaſtſtättengeſetz 
Das G. Schrifttum 330 1037 
Rückwirkung des G. Erteilung der Brannt⸗ 
weinkleinhandelserlaubnis an Inhaber 
von Kolonialwarengeſchäften 794 
Gaſtwirtſchaft 
vgl. NotG., Schankkonzeſſion 
Gebaäudeeinſturz 
8 836 BGB. Wer anerkannt tüchtigen 
Zimmermann mit einer Zimmerarbeit 
deauftragt, wendet im allg. ſchon da⸗ 
durch die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt an. Aber auch der Laie, der eine 
für Dritte möglicherweiſe gefahrbrin⸗ 
gende Arbeit ausführen läßt, iſt ver⸗ 
pflichtet, die hergeſtellte Einrichtung 
fih daraufhin anzusehen, ob fie ord- 
nungsgemäß ausgeführt worden iſt 
1208 10 
836 BGB. Ein nicht fachkundiger Haus⸗ 
beſitzer, insbeſ. ein ortsabweſender, ge- 
nügt im allg. der ihm obliegenden 
Sorgfaltspflicht, wenn er die Sorge 
für die bauliche Unterhaltung des Ge⸗ 
bäudes einem zuverläſſigen u. in Bau- 
ſachen erfahrenen Verwalter überträgt 
u. ihn im allgemeinen beaufſichtigt. 
Ein baufachverſtändiger Hausverwal⸗ 
ter handelt fahrläſſig, wenn er ein 
Jahr lang die Unterſuchung eines an 
der Schauſeite angebrachten nicht ver⸗ 
ankerten Zierobelisken auf ſeine Stand⸗ 
feſtigkeit unterläßt 1210 1 
88 903 ff. BGB.; 8 367 Ziff. 12 StGB. 
Ordnungswidriger Zuſtand infolge Ge⸗ 
fährdung eines Wohnhauſes durch ab⸗ 
ſturzdrohenden Felsblock. Verpflichtung 
der Gemeinde als Eigentümerin des 
Felsgrundſtücks u. als Trägerin der 
Wegebaupfl. u. der Ortspolizei. Er⸗ 
ſtattungspflicht der Polizeibehörde für 
die Koſten, die dem rechtsirrtümlich 
zur Leiſtung Herangezogenen entſtan⸗ 
den ſind 54617 
Gefängnis 
47. Jahrbuch der G.geſellſchaft für die 
Provinz Sachſen u. Anhalt. Schrift⸗ 
tum 384 
Unterfuhungs®. Berlin⸗Moabit. Schrift⸗ 
tum 387 
Gefängnisſtrafe 
Nach Aufhebung des Urteils nur im 
Strafausſpruch und Zurückverweiſung 
der Sache zur Prüfung der Frage, ob 
der Strafzweck durch Geldſtrafe zu er⸗ 
reichen iſt, bleibt die Vorinſtanz an 
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die erkannten Einzelgefängnisſtrafen u. 
die von ihr ausgeſprochene Geſamt⸗ 
ſtrafe gebunden 601° 
Geldentwertung 
Eine Beachtung der G. in Vertragsab⸗ 
machungen, insbeſ. bei Erbauseinan⸗ 
derſetzungen, etwa aus verwandtſchaftl. 
Entgegenkommen, iſt nicht gleichbedeu⸗ 
tend damit, daß die Parteien den 
Rechtsanſpruch auf Berückſichtigung der 
G. erkannt haben u. ihn mit ihrer 
Vereinbarung haben umfaſſen u. er⸗ 
ledigen wollen 3354 
Rechtskraftwirkung von auf Papiermark 
lautenden, die Klage zum Teil ab- 
weiſenden, zum Teil zuſprechenden Vor⸗ 
prozeßurteilen in Enteignungsſachen. 
Rechtslage, wenn der Kl. die G. er- 
kannt u. den Anſpruch auf ihren Aus⸗ 
gleich im Vorprozeß geltend gemacht 
hatte, das ergangene Urteil aber nicht 
erkennen läßt, daß es dem Rechnung 
getragen hat 122120 
Geldentwertungsausgleichsgeſetz, Danziger 
vgl. unter Aufwertung 
Geldſtrafe 
8 27 b StGB. Da G. ſtatt der Freiheits⸗ 
ſtrafe nur dann ausgeſprochen werden 
darf, wenn „der Strafzweck“ durch 
eine G. — in demſelben Grade — er- 
reicht werden kann, hat der Richter 
von der Verhängung der G. dann ab⸗ 
zuſehen, wenn er nach der Sachlage 
Zweifel hegt, ob die G. vom Angell. 
getragen werden, alſo dieſen treffen 
würde 403 8 . 
Nach Aufhebung des Urteils nur im 
Strafausſpruch und Zurückverweiſung 
der Sache zur Prüfung der Frage, ob 
der Strafzweck durch G. zu erreichen 
ift, bleibt die Vorinſtanz an die erkann⸗ 
ten Einzelgefängnisſtrafen u. die von 
ihr ausgeſprochene Geſamtſtrafe gebun⸗ 
den 60 19 f 
Aufgabe der Spruchbehörden, die über 
Beſchwerden gegen die Feſtſetzung von 
G. wegen Verſtoßes gegen die Unfall, 
verhütungsvorſchr. zu entſcheiden ha- 
ben, ift es, die Berufsgenoſſenſchaft in 
der Durchführung ihrer Pflichten zu 
unterſtützen u. nicht, durch unbegrün⸗ 
dete Nachſicht die Durchführung der 
Unfallverhütungsvorſchriften zu er- 
ſchweren 214? 
Gemeindebeamte 
ſiehe unter Beamte; ferner auch Untreue 
von G. unter 
Gemeindebetriebe 
Zum Recht der G. Schrifttum 459 
Gemeinderecht 
vgl. auch Fluchtlinie, 
Stadtgemeinde 
Grundriß des Gemeindeverfaſſungsrechts. 
Schrifttum 459 
Bei Enteignung auf Grund des Wohn⸗ 
mang®. trifft die Entſchädigung die 
Gemeinden, nicht den Staat 468 
Zwangsetatiſierung mittelbarer Polizei⸗ 
koſten. Die Koſten der Unterbringung 
Obdachloſer ſind mittelbare Polizei⸗ 
koſten, die die Gemeinde, nicht der 
Amtsverband geſetzlich zu tragen hat. 
Der Landrat kann daher dieſe Koſten 
nicht gegen den Amtsverband zwangs⸗ 
etatiſieren 782 
Prauſtcc. Für die Klage eines Kreiſes 
gegen eine ausgeſchiedene Gemeinde 
auf Leiſtung von Beiträgen zur Stra⸗ 
ßenunterhaltung, zu denen letztere ſich 
vertraglich verpflichtet hat, ſteht der 
Rechtsweg offen 50529 
Art. 44 BaychemO. Der KompKonflG. 
erklärt den bürgerlichen Rechtsweg als 
unzuläſſig für Klagen, durch die der 
Gemeinde auf Grund Gemeingebrauchs 
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das Recht beſtritten wird, an öffentl. 
Straßen ein Sondernutzungsrecht in 
Anſpruch zu nehmen u. auf dieſer 
Grundlage für, an ſich aus dem Ge⸗ 
meingebrauch ſich ergebende, Handlun⸗ 
gen Gebühren zu erheben 142 2 

89 39, 83, 85 SächſchemO. Geſetzwidrig⸗ 
keit eines Beſchluſſes der Stadtverord⸗ 
neten, wonach dem Rate bei der Ver⸗ 
gebung von Arbeiten an eine in der 
Form einer GmbH. betriebene ſtädt. 
Baugeſellſchaft Beſchränkungen aufer⸗ 
legt werden u. weiter vorgeſchrieben 
wird, daß die ſtädt. Baugeſellſchaft be⸗ 
ſtimmte Zahlungen zum Ausgleich 
ſteuerlicher Vergünſtigungen an die 
Stadtkaſſe zu leiſten hat 54514 

Zur Frage der Pfändbarkeit der Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche v. Gemeinderats⸗ 
mitgliedern nach $ 31 II BadGemO. 
v. 5. Okt. 1921 5226 

Gemeindeſteuer 

vgl. auch im Sonderregiſter „Recht der 
NotVO.en“ unter Not O. v. 26. Juli 
1930 bez. Bürgerſteuer 

vgl. ferner PrͤommAbgch. 

Verzicht einer Gemeinde auf öffentliche 
Abgaben 1062 8 

Werden die in einem beftimmten Bezirk 
einer Gemeinde belegenen Grundſtücke 
zur Erhebung des Gemeindezuſchlags 
zur Grundvermögenſteuer in der Weiſe 
ſteuerlich begünſtigt, daß ſie zwar zu⸗ 
nächſt in voller Höhe nach dem von 
der Stadtverordnetenverſammlung be⸗ 
ſchloſſenen Zuſchlagsſatze veranlagt wer 
den, jedoch am Ende des Rechnungs⸗ 
jahres vom Magiſtrat ein im voraus 
beſtimmter Teil der Steuer durch In⸗ 
abgangſtellung gutgebracht wird, ſo iſt 
die geſamte Zuſchlagserhebung — auch 
hinſichtlich der anderen Grundſtücke — 
ungültig 54412 

Die gleichzeitige Beſteuerung der Ver⸗ 
gnügungen durch Gemeinde u. Kreis 
iſt zuläſſig. Erhebt Kreisverband Ver⸗ 
gnügungsſteuer in einem den Reichs⸗ 
ratsbeſt. v. 12. Juni 1926 entſprechenden 
Ausmaße, ſo tritt nicht etwa daneben 
noch die Steuer O. des Art. II baf. 
kraft Geſetzes in der Gemeinde als 
Ortsrecht in Geltung. Vielmehr kann 
dann eine Gemeindevergnügungsſteuer 
nur auf Grund einer von der Ge⸗ 
meinde zu beſchließenden GemStO. er- 
hoben werden 2947 

Ankündigungsſteuern widerſprechen nicht 
dem 817 Fin AusglG., da Reklame 
nicht zu den „Betriebsmitteln“ der 
Landwirtſchaft u. des Gewerbes ge⸗ 
hört. Ob Steuerart einer Gemeinde 
i. S. des $3 Fin AusglöG. geeignet iſt, 
die Steuereinnahmen des Reiches zu 
ſchädigen, hat nicht der Verwaltungs- 
richter im Abgabenſtreit, ſondern die 
Landesregierung od. die von ihr be⸗ 
auftragte Aufſichtsbehörde im Geneh⸗ 
migungsverfahren zu prüfen 902 2 

Das Erheben von Ankündigungsſteuer 
von Unternehmungen, die für von 
ihnen hergeſtellte u. vertriebene Waren 
Reklame machen, iſt keine unzuläſſige 
Reklamegewerbeſteuer 9033 

Gemeindewertzuwachsſteuer. Die Entſchei⸗ 
dung darüber, ob gemäß 8 9 Steuer⸗ 
Mild®. eine ſteuerbegünſtigte Betriebs- 
zuſammenfaſſung vorliegt, hat, unter 
Ausſchluß jeder Nachprüfung durch die 
Verwaltungsgerichte das örtlich zuſtän⸗ 
dige LFin A. u. auf Beſchwerde der 
Fin Min. zu treffen 1371 

Sind nach einer Wertzuw Sto. Aufwen⸗ 
dungen f. Bauten dem Erwerbspreiſe 
hinzuzurechnen, ſo iſt es belanglos, 
ob u. mit welchem Betrage die zur 
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Sicherung des Baukredits aufgenom⸗ 
menen Hypotheken der Aufwertung un⸗ 
terliegen 1086 4 
Gemeindewertzuwachsſteuer. Bildet die 
Abtretung der Rechte aus dem Meiſt⸗ 
gebot auf Grund einer WZuwStdO. 
einen ſteuerpflichtigen Rechtsvorgang, 
ſo liegt Erſatztatbeſtand vor, worauf 
der Meiſtbietende als Veräußerer u. die 
Abtretung der Rechte aus dem Meiſt⸗ 
gebot als das Veräußerungsgeſchäft 
zu gelten haben. Dem ſteht als Er⸗ 
werbsvorgang gegenüber die Abgabe 
des Meiſtgebots u. nicht der letzte 
dingliche Grundſtückserwerb 2901 
Gemeindewertzuwachsſteuer. Abtretung 
von Offertrechten. Iſt nach den Beſtim⸗ 
mungen einer WZuw Sto. die Über- 
tragung von Rechten aus Anträgen 
zur Schließung eines Veräußerungs⸗ 
geſchäfts, die den Veräußerer binden“, 
einem Veräußerungsgeſchäft gleichge⸗ 
ſtellt, fo wird auf Grund foler Vor- 
ſchrift die Steuerpflicht unabhängig 
von der Annahme des Angebots od. 
dem übergang des Eigentums ausge- 
löſt. Die übernahme einer derartigen, 
dem 8 5 IV Nr. 2 GrErwStc. ent- 
ſprechenden Vorſchrift in das Ortsrecht 
hat nicht ohne weiteres auch die An⸗ 
wendbarkeit des § 23 Ib Nr. 4 daf. zur 
Folge, wonach die Steuer auf Antrag 
zu erlaſſen od. zu erſtatten iſt, „wenn 
der Antrag zur Schließung eines Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfts fortgefallen iſt, 
ohne daß das Veräußerungsgeſchäft 
zuſtande gekommen iſt“, vielmehr be⸗ 
darf es hierzu einer ausdrücklichen, den 
Erlaß der Steuer beſonders regelnden 
ortsgeſetzlichen Vorſchrift 2912 
Gemeindewertzuwachsſteuer. Die in der 
Rechtſprechung des Rh. hinſichtlich 
des Begriffs u. der ſteuerlichen Be⸗ 
deutung der „Organgeſellſchaft“ für 
beſtimmte Reichsſteuergebiete aufgeſtell⸗ 
ten Grundſätze kommen für die Wert⸗ 
zuwachsſteuer nicht in Betracht 7672 
Gemeindewertzuwachsſteuer. Iſt in 
WaguwStd. eine Steuerpflicht des über- 
gangs von Rechten an dem Vermögen 
von Perſonenvereinigungen für den 
Fall vorgeſehen, daß zum Gegenſtand 
des Unternehmers die „Verwertung“ 
von Grundſtücken gehört, ſo fällt unter 
den Begriff „Verwertung“ nicht nur 
die Veräußerung des Grundſtücks, ſon⸗ 
dern auch jede Nutzbarmachung ſeiner 
Wertſteigerung, insbeſ. durch Vermie⸗ 
tung 7673 
Gemeindewahl 
vgl. unter W. 
Gemeingebrauch an Straßen 
vgl. unter St. 
Gemeingefährliche Verbrechen u. Vergehen 
vgl. unter Transportgefährdung, Wege- 
beſchädigung 
Gemiſchter Schiedsgerichtshof 
830 RAusglG. Vorausſetzung für den 
Anſpruch auf Erſtattung von Rechts⸗ 
anwaltskoſten durch das Reich, die 
durch Wahrnehmung eines Termins 
vor dem G. Sch. entſtanden find 11791 
1371 
Genoſſenſchaft 
vgl. auch landwirtſchaftl. G. unter L. 
Geſtaffelte Leiſtungspflichten im deut⸗ 
ſchen G. Recht. Schrifttum 706 
887, 19, 22 ff. GenG. Anſprüche der G. 
gegen ihre Mitglieder auf Einzahlung 
auf ihren Geſchäftsanteil ſind nicht ab⸗ 
tretbar 733 10 
5 51 Genc. Ausſchließung eines Mit- 
glieds aus der G. kann nicht endgültig 
durch Gen VerſBeſchluß erfolgen. Bei 
ausdrücklicher Angabe des Ausſchlie⸗ 
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ßungsgrunds kann neuer Grund nicht 
nachgeſchoben werden. Ob Nichtzahlung 
von 30.4 auf den Geſchäftsanteil Aus⸗ 
ſchließungsgrund iſt, muß nach der 
Bedeutung des Verſtoßes bei gleicher 
Satzungsverletzung aller Genoſſen be⸗ 
urteilt werden. Der Beweggrund des 
Vorſtands u. der Gen Verſ, von dem 
Ausſchließungsgrund Gebrauch zu ma⸗ 
chen, iſt der gerichtlichen Nachprüfung 
entzogen 1010 6 

$ 367 Ziff. 15 StGB.; 8 151 GewO. Bau- 
polizei, Bauherr, Baumeiſter, Baulei⸗ 
ter; Haftung des Geſchäftsführers einer 
G. für die Einhaltung der Bauvor⸗ 
ſchriften 958 4 

Ruhrreinhaltungsgeſetz. Als Vorteile, die 
ein Genoſſe des Ruhrverbandes gem. 
819 II des Gef. von der G. zu ermar- 
ten hat, kommen nur ſolche in Be⸗ 
tracht, für die er G. Beiträge zahlt. 
Eine Ermäßigung der kommunalen 
Entwäſſerungsgebühren für Ruhrver⸗ 
bandsgenoſſen iſt nur inſoweit nötig, 
als der Genoſſe von der Gemeinde 
wegen Abführung gewerblicher Mb- 
wäſſer herangezogen wird 54311 

Kapitalertragſteuer. Wenn G. Brauerei, 
die ihren Geſchäftsbetrieb nicht auf den 
Kreis ihrer Mitglieder beſchränkt, 
außer Dividende auch noch Waren— 
rabatte gibt, dann unterliegen letztere 
nicht dem Steuerabzug vom Kapital- 
ertrag 286 45 


Genußmittelentwendung 


88 249, 250, 251, 252 StGB. finden auf 
499 Fälle des § 370 1 Nr. 5 Anwendung 
232 


8370 Ziff. 5 StB. Beſtimmte zahlen- 
mäßige Angaben über Menge od. Wert 
von im Fortſetzungszuſammenhang ge— 
meinſchaftlich entwendeten Gegenſtän⸗ 
den ſind zur Verneinung der G. nicht 
nötig, wenn feſtſteht, daß die drei Tä⸗ 
ter beträchtliche Mengen gefüllter Zi⸗ 
garettenſchachteln entwendet haben. Da⸗ 
bei iſt auch nicht von einzelnen Poſten, 
ſondern vom Geſamtbetrag der von 
den drei Mittätern fortgeſetzt entwen⸗ 
deten Zigaretten auszugehen 9595 


Genußſchein 


Der G. im dtſch. Recht. Schriftt. 716 


Gerichtliche Medizin 


Unterſuchungsergebniſſe an Totſchlägern. 
Schrifttum 385 


Gerichtshilfe, ſoziale 


Das Thema: S. G. auf der Tagung der 
Dich. Strafrechtlichen Geſellſchaft 923 


Gerichtskoſten 


vgl, auch K.Feſtſetzung, Streitwert 

82 GROG. Der in zweiter Inſtanz ge- 
ſchloſſene Vergleich, der nicht nur den 
dort anhängigen Teil, ſondern auch 
den noch in erſter Inſtanz anhängigen 
Teil des Streitgegenſtands erledigt, 
unterliegt nicht dem Landesſtempel 
1161 21 7 

Beim Vergleich im Armenrechtsverfah⸗ 
ren handelt es ſich nicht um eine im 
Verfahren i. S. des $2 GRG. errich⸗ 
tete Urkunde. Solcher Vergleich unter⸗ 
liegt daher dem tarifmäßigen Landes⸗ 
ſtempel 1166 32 

84 GRG. Der Pflichtanwalt hat keinen 
Anſpruch auf Gebührenerſatz aus der 
Staatskaſſe für Erinnerungen gegen 
den Anſatz von G. 123 27 

Die Ermäßigung der G. bei Klagerück⸗ 
nahme (829 GRG.) 1118 

Als Klagerücknahme i. S. des 8 29 SRG. 
gilt jede Erklärung des Kl., daß eine 
gerichtliche Entſcheidung unterbleiben 
ſolle. Nach vorangegangenem Mahn⸗ 
verfahren hat der Kl. im Fall des 
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§ 29 II GRG. ½ und ½ Gebühren zu 
entrichten 120 20 

Bei Klagerücknahme nach vorausgegan⸗ 
genem Mahnverfahren umfaßt die Er⸗ 
mäßigung der Gebühr gem. 8 29 II 
GKG. die Mahngebühr nicht mit. Die 
Mahngebühr ſtellt nach h. M. eine 
ſelbſtändige Gebühr dar, die mit dem 
Erlaß des Zahlungsbefehls endgültig 
entſtanden ift 676360 

§ 29 II GRG. Anträge auf Verbindung 
mehrerer Prozeſſe u. auf Ruhen des 
Verf. find keine Sachanträge 6822 

88 30, 14 GRG. Berechnung der Prozeß⸗ 
gebühr bei teilweiſer Rücknahme der 
Berufung 675 29 

$$ 31a, 29 GKG. Wenn der Antragſteller 
im Gütetermin nicht erſcheint u. dar⸗ 
aufhin der Güteantrag durch Beſchluß 
als zurückgenommen erklärt wird, tritt 
eine Ermäßigung der Gebühr nicht 
ein 11714 

88.43, 48 GRG. Streitwertfeſtſetzung u. 
Gebührenberechnung im Vergleichs- u. 
Konkursverfahren 11718 

Zur Anwendung des 8 74 IV GKG. 11917 

§ 74 IV Ga. Die Erklärung des An- 
walts erſetzt nur das Mittel zur Glaub⸗ 
haftmachung, nicht die Darlegungs- 
pflicht 1159 44 

883 GRG. In dem Rechtsſtreit zwiſchen 
Vater u. Kind haftet der Vater für 
die G. nicht, wenn das Kind rechts⸗ 
kräftig zur Koſtentragung verurteilt 
ift 676 51 

Der Anwalt, der ſeine Bevollmächtigung 
nicht durch Vollmachturkunde nachwei⸗ 
ſen kann, haftet, ſofern die Partei die 
Erteilung der Vollmacht in Abrede 
ſtellt, der Staatskaſſe gegenüber an 
Stelle der Partei für die G. 1251 

Wegen der vor dem Arbeitsgericht ent⸗ 
ſtandenen G. iſt RA. nicht befugt, ein 
Koſtenfeſtſetzungsgeſuch zu ſtellen 6852 

88 41, 42 Miet Schcö. Gegen Entſcheidung 
des MEA, durch die die Fortſetzung 
des Verfahrens von der Zahlung eines 
Auslagenvorſchuſſes abhängig gemacht 
wird, iſt die Rechtsbeſchw. zuläſſig 1771 

PrGͤKG. Schrifttum 639 

Danziger Gerichtskoſten- u. Gebühren- 
ordnungen. Schrifttum 1128 

Zu 8 519 3 PO. 

Eine vor Setzung der Friſt gem. 8 519 
VII 3PO. erfolgte Abweiſung eines 
Armenrechtsgeſuchs ſchließt für erneu⸗ 
tes Armenrechtsgeſuch die Wirkung 
gem. 8519 VI 4 nicht aus. Seine Sorg- 
faltspflicht verletzt, wer erſt wenige 
Tage vor Ablauf der Friſt aus 8 519 
VII BPO. einen bejahrten Laienver⸗ 
treter mit der Ausarbeitung eines Ar⸗ 
menrechtsgeſuchs betraut u. ſich dann 
nicht weiter darum kümmert, ob das 
Geſuch auch rechtzeitig eingereicht wird 
649 11 

Eine Partei, die ihren Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten erſter Inſtanz mit der Ein⸗ 
reichung eines Armenrechtsgeſuchs be⸗ 
auftragt, ohne ihm zu ſagen, daß ihr 
bereits eine rift nach § 519 VI ZPO. 
gelegt ift, handelt nachläſſig 1143 1+ 

§ 519 VI ZPO. Die Aufgabe durch Poft- 
auweiſung ſteht der Zahlung nicht 
gleich. Erſt wenn das Geld durch die 
Poſt übermittelt worden iſt, iſt die 
Zahlung bewirkt. Hat der RA. das 
Geld zur Zahlung des G.Vorſchuſſes 
am Vormittag des letzten Tages der 
Nachweisfriſt in Händen, ſo wird, wenn 
das Geld erſt abends durch Poſtanwei⸗ 
ſung eingezahlt iſt, die Anwendung der 
ihm billigerweiſe zuzumutenden äußer⸗ 
ſten Sorgfalt nicht dadurch dargetan, 
daß er nachweiſt, daß er ſelbſt an dem 


Sachregiſter 


Tage durch dienſtliche Geſchäfte ſtark 
in Anſpruch genommen war 648 10 

8 519 VI BPO. Da es nicht ſelten vor⸗ 
kommt, daß die Anordnung der Friſt 
zum Nachweis der Zahlung der Pro⸗ 
zeßgebühr ſich um Wochen verſchiebt, 
bedeutet es kein Verſchulden des RA., 
wenn ihm das Fehlen einer ſolchen 
Anordnung in den Handakten trotz 
ſolchen Zeitablaufs nicht aufgefallen 
ift 1129 1 

SS 519 II, 519 b ZPO. Unwirkſamkeit der 
Setzung einer zu kurzen Friſt für den 
G. Vorſchuß 176 12 


Gerichtsſtand 


vgl. unter Zuſtändigkeit 


Gerichtsverfaſſung 


BVO. und GVG. Schrifttum 639 

Die BO. über Maßnahmen bei Auf⸗ 
hebung oder Zuſammenlegung von Ge- 
richten v. 29. Febr. 1932 911 


Gerichtsvollzieher 


Die Zuteilung eines G. im Armenrecht 
durch beſtimmtes Gericht hat nur für 
den Bezirk dieſes Gerichts Geltung. 
Wenn die Gläubigerin den Vollſtrek⸗ 
kungsauftrag dem G. eines anderen 
Bezirks als dem des zuteilenden Ge⸗ 
richts ſelbſt erteilt, iſt die Koſtenpflicht 
für ſie ſelbſt entſtanden 1275 

Bei einſtweiliger Verfügung auf vor⸗ 
läuſige Sicherſtellung von Sachen durch 
einen G. kann Erinnerung u. Be⸗ 
ſchwerde auch noch nach Wegnahme 
durch den G. eingelegt werden; durch 
die Wegnahme ift die Bmangsvoll- 
ſtreckung noch nicht beendet 205“ 

8194 BPO. Die Zuſtellung ift wirkſam, 
auch wenn in der Übergabeurkunde 
des G. deſſen Unterſchrift fehlt 115710 

8839 BGB. Rechtliche Bedeutung der 
vom G. nach Vollſtreckung beim Schuld⸗ 
ner an den Gläubiger vorgenommenen 
Zahlung. Rechtslage bei irrtümlicher 
Zahlung an einen Gläubiger, dem dieſe 
Zahlung nicht zukommt 113911 

8137 StGB. Täuſchung des G. kann als 
Mittel der Entziehung beim Arreſt⸗ 
T genügen, braucht es aber nicht 
7 


Geſamthypothek 


vgl. auch Höchſtbetrags. unter . 

Werden mehrere Grundſtücke, die mit 
G. belaſtet find, in verſchiedenen Ver- 
fahren zwangsweiſe verſteigert u. von 
der gleichen Perſon unter Übernahme 
der G. erworben, ſo können die G. 
nur in dem erſten Verfahren als über⸗ 
nommene Leiſtung i. S. von 8 13 Gr⸗ 
ErwStG. berückſichtigt werden 136° 


Geſamtſchuldner 


Alle an der notariellen Verhandlung 
durch Abgabe von Erklärungen Be⸗ 
teiligten haften für die geſamten Ge⸗ 
bühren als G. 669 16 


Geſamtſtrafe 


Nach Aufhebung des Urteils nur im 
Straſausſpruch und Zurückverweiſung 
der Sache zur Prüfung der Frage, ob 
der Strafzweck durch Geldſtrafe zu er⸗ 
reichen iſt, bleibt die Vorinſtanz an 
die erkannten Einzelgefängnisſtrafen u. 
die von ihr ausgeſprochene G. gebun⸗ 
den 6019 Prem! 

879 StGB. Der Angekl. ift nicht be- 
ſchwert, wenn der Richter die G.bil⸗ 
dung unterlaſſen hat 4311 


Geſchäfts⸗ u. Betriebsgeheimniſſe 


vgl. auch unter NokVO. v. 9. März 1932 
im Sonderxregiſter „Recht der Notver⸗ 
ordnungen“, ferner Unl WG. § 17 

Werkſpionage u. Vorſchläge zu ihrer Be⸗ 
kämpfung. Schrifttum 1003 


Geſchäftsführung ohne Auftrag 


Erſatzanſprüche bei Verfolgung von Ver⸗ 
brechern 367 


Geſchäftsübernahme 


Der rechtsfähige Verein u. die rechts⸗ 
fähige Stiftung können im Falle des 
Erwerbs eines beſtehenden Handels⸗ 
geſchäfts für dieſes gemäß 8 221 QOV. 
die bisherige Firma fortführen 622 

8 25 HGB. Kein Haftungsausſchluß für 
die Verbindlichkeiten einer mit Firma 
übernommenen u. fortgeführten Zweig⸗ 
niederlaſſung, wenn es im Handels⸗ 
regiſter nur der Hauptniederlaſſung 
vermerkt iſt; auch dann, wenn die 
Zweigniederlaſſung nicht im Handels⸗ 
regiſter eingetragen war; perſönliche 
Mitteilung an den Gläubiger unwirk⸗ 
ſam, wenn ſie zwar für die zu grün⸗ 
dende GmbH. als übernehmerin ge- 
macht, dieſe aber noch nicht gegründet 
war 489 

825 HGB. Bei Fortführung von Ge- 
ſchäft u. Firma durch Pächter oder 
nach Rückgabe des gepachteten Ge⸗ 
ſchäfts durch den Verpächter haftet 
der Übernehmer wie beim Kauf für 
die Verbindlichkeiten d. Geſchäfts 4810 

Art. 17, 18 EchRKnappſchGG., 8 240 R- 
Knappſchch. Das Fortbeſtehen eines 
Betriebs i. S. dieſer Vorſchrift kann 
nicht ſchon dadurch in Frage geſtellt 
werden, daß der Unternehmer wechſelt, 
ſei es durch Rechtsnachfolge, im Wege 
des Vertrags mit dem bisherigen Un⸗ 
ternehmer oder auf Grund Erbgangs, 
ſei es im Wege des Erwerbs aus der 
Konkursmaſſe des bisherigen Unter⸗ 
nehmers oder auf Grund Pachtver⸗ 
trags mit dem Konkursverwalter. In 
ſolchen Fällen iſt vielmehr ſtets zu 
prüfen, ob die Betriebstätigkeit des 
früheren Unternehmers noch fortge⸗ 
führt wird 5371 


Geſchmacksmuſter 


Der Übergang des Gtrechts nach 8 3 
GeſchmMuſtGG. kann im Muſterregiſter 
nicht eingetragen werden 8831 


Geſellſchaft 


vgl. auch Handels. 

Der Aufbau der G. des BGB. als 
Schuldverhältnis u. als Gemeinſchafts⸗ 
verhältnis. Schrifttum 706 


Gmbh. 


vgl. auch Terrain. . 

Die GmbH. Ihr wirkliches Weſen u. ihre 
wirtſchaftliche Geſtalt. Schrifttum 705 

Die treuhänderiſche Übertragung u. Ver⸗ 
waltung von Körperſchaftsrechten, ins⸗ 
beſondere von Aktien, Kuxen u. Gmbh. 
Anteilen. Schrifttum 1003 

Die GmbH. in der Rechtſprechung der 
deutſch. Gerichte feit 1924. Schriftt. 1002 

§ 11 GmbHG. Die von der vor Ent- 
ſtehung der Gmbh. beſtehenden bür⸗ 
gerlich⸗rechtlichen GründungsG. vorge- 
nommenen Geſchäfte berechtigen u. ver⸗ 
pflichten die GmbH. nur inſoweit, als 
fie zur Entſtehung der Gmbh. er- 
forderlich geweſen ſind. Andere Ber- 
träge bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit 
für u. gegen die Gmb. der nach⸗ 
träglichen Genehmigung 7245 

88 15, 16, 22 GmbHG. Vollmacht zur 
Abtretung von Anteilen einer Gmbh. 
bedarf der notariellen Beurkundung 
auch dann nicht, wenn ſie zur Ver⸗ 
deckung der Abtretung an den Voll⸗ 
machtnehmer erfolgt. Nur einfache 
Blankovollmachten ohne den Namen 
des Bevollmächtigten ſind unzuläſſig. 
— Wenn die Abtretung der Geſchäfts⸗ 
anteile der Beſtimmtheit der an den 
Zeſſionar zu übertragenden Anteile er⸗ 
mangelt, iſt die Abtretung ſelbſt un⸗ 


Sachregiſter zn 


Halbſ. 1 geiennzeichneten Beziehungen 
ſteht 728% 


Geſetzgebung 


wirkſam, nicht aber die möglicherweiſe 
Überblick über die G. zum Jahreswechſel: 


darin liegende Verpflichtung zur Ab⸗ 


tretung 1008 5 

8 30, 31 GmbHG. Auszahlung von 
Stammkapital an die Geſellſchafter 
einer GmbH. Die Unzuläſſigkeit ift nach 
dem Zeitpunkte der Zahlung, nicht 
der Begründung der Zahlungsverpflich⸗ 
tung zu beurteilen. Bei Gewährung 
einer gleichwertigen Gegenleiſtung iſt 
die Auszahlung zuläſſig 725 6 

58 39, 78 GmbHG. Der ausgeſchiedene 
Geſchäftsführer einer GmbH. iſt nicht 
berechtigt, beim Regiſtergericht zu be⸗ 
antragen, die G. zur Beſtellung eines 
andern Geſchäftsführers von Amts 
wegen anzuhalten, evtl. von Amts 
wegen einen neuen Geſchäftsführer zu 
beſtellen 7521 

88 45, 47 GmbHG. Die Vereinbarung 
der beiden Geſellſchafter einer GmbH., 
daß ſie für die Beſtellung einer be⸗ 
ſtimmten Perſon als Geſchäftsführer 
ſtimmen müßten, iſt unwirkſam. Ein 
dazu verurteilender Schiedsſpruch un⸗ 
terliegt der Aufhebung 7267 

Kein Haftungsaufſchluß für die Verbind⸗ 
lichkeiten einer mit Firma übernom⸗ 
menen u. fortgeführten Zweignieder⸗ 
laſſung, wenn es nur im Handels⸗ 
regiſter der Hauptniederlaſſung ver⸗ 
merkt iſt; auch dann, wenn die Zweig⸗ 
niederlaſſung nicht im Handelsregiſter 
eingetragen war; perſönliche Mittei⸗ 
lung an den Gläubiger unwirkſam, 
wenn ſie zwar für die zu gründende 
GmbH. als Übernehmerin gemacht, 
dieſe aber noch nicht gegründet war; 
der Schuldnerin iſt auch der Einwand 
der Argliſt verſchloſſen 489 

Wie beim Betrieb je eines kaufmänni⸗ 
ſchen u. eines nichtkaufmänniſchen Ge⸗ 
werbes durch ein u. dieſelbe Perſon 
unter Ausſchluß der Rechtsvermutung 
des 8344 HGB. zu prüfen iſt, in 
welches der beiden Gewerbe das ſtrei⸗ 
tige Geſchäft fällt, gilt dies auch, wenn 
es ſich um Gewerbetreibenden handelt, 
der zugleich Inhaber einer kaufmän⸗ 
niſchen Firma u. Geſchäftsführer ſowie 
Anteilseigner einer damit außer Zu⸗ 
ſammenhang ſtehend. GmbH. war 50 11 
Die bloße Tatſache, daß jemand durch 
betrügeriſche Handlung veranlaßt wor⸗ 
den ift, Anteile einer GmbH. zu er- 
werben, rechtfertigt Schadenserſatzan⸗ 
ſpruch noch nicht, wenn die GmbH. zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes noch aktiv 
war u. ihr Zuſammenbruch durch die 
allgemeine wirtſchaftliche Lage herbei⸗ 
geführt iſt. Wer nach ſolchem Erwerb 
die Geſchäfte der GmbH. nach Auf⸗ 
deckung des Sachverhalts aus freiem 
Entſchluß weiterführt, muß auch das 
fernere Riſiko auf ſich nehmen 3922 
Bei der Aufwertung gegenüber Gmbh. 
neben der wirtſchaftl. Lage der Gmbh. 
auch die Vermögensverhältniſſe ihres 
einzigen Geſellſchafters zu berückſich⸗ 
tigen, iſt grundſätzlich nicht rechtsirr⸗ 
tümlich, auch nicht, wenn er die Ge⸗ 
ſchäftsanteile der GmbH. erft nach dem 
der Aufwertung zugrunde liegenden 
Geſchäft erworben hat 1053 14 

Im Bereich der Vorſchriften des 8 221 
AufwG. ſteht eine GmbH. als Grund- 
ſtückseigentümerin den fie bildenden 
natürlichen Perſonen bei der Prü⸗ 
fung, ob die verdachtmachenden Bezie⸗ 
hungen vorliegen, gleich. Kein Unter⸗ 
ſchied, wenn der verdächtige Rechts⸗ 
erwerb nicht durch einen Geſellſchafter 
ſelbſt, ſondern ſeitens einer Perſon 
ſtattgefunden hat, die zu ſämtlichen 
Geſellſchaftern in einer der in § 221 


Kein Zwang nach HGB. u. Gmbc.⸗Geſ. 
für eine GmbH., ſich im Geſchäftsver⸗ 
kehr, außer bei der Abgabe von ver⸗ 
bindlichen Willenserklärungen, der G.⸗ 
bezeichnung zu bedienen. Gebrauch u. 
Abkürzung der Firma (Weglaſſung von 
GmbH.) ift nur dann unlauterer Wett- 
bewerb, wenn damit falſcher Anſchein 
erweckt werden ſoll 730 

Begehung unlauteren Wettbewerbs durch 
Handlungen mehrerer Perſonen im 
Zuſammenwirken, auch ſolcher, die im 
Ausland wohnen (Gmbh ., Geſchäfts⸗ 
führer, Prokuriſt, Auslandsvertreter). 
Begehung im Inland, wenn ſich der 
unlautere Wettbewerb auch nur zum 
Teil hier vollzieht 593 10 

Pfändung eines Geſchäftsanteils einer 
GmbH. umfaßt nicht die Ausübung 
der Verwaltungsrechte, insbeſ. des 
Stimmrechts des Geſellſchafters. Auch 
für ſich allein können dieſe Rechte 
nicht gepfändet werden. Auch die An⸗ 
ordnung einer Verwaltung dieſer Rechte 
iſt nicht zuläſſig 7575 

831 KO. Benachteiligungsabſicht einer 
GmbH. als Gemeinſchuldnerin, wenn 
einer ihrer beiden Geſchäftsführer, 
dem die ſchlechte Vermögenslage der 
GmbH. bekannt war, bei der Gewäh⸗ 
rung einer Sicherung an einen Gläu⸗ 
biger den andern redlichen Geſchäfts⸗ 
führer vorſchiebt, um den Verdacht 
der Benachteiligungsabſicht gegenüber 
der GmbH. auszuſchließen 1652 

8 13 KörpStG. Iſt vereinbart, daß der 
Betrieb eines Unternehmens, das von 
einer neugegründeten GmbH. fortge⸗ 
führt wird, bereits von einem vor 
der Gründung liegenden Zeitpunkt als 
für Rechnung der GmbH. geführt gel- 
ten ſoll, dann find die der Gmbh. 
daraus erwachſenden Rechte u. Pflich⸗ 
ten in der Eröffnungsbilanz zu berück⸗ 
ſichtigen 1029 

868 KapVerkStG. Dadurch, daß GmbH, 
nachdem ihre Auflöſung beſchloſſen u. 
ins Handelsregiſter eingetragen wor⸗ 
den ift, vor Beendigung der Liquida- 
tion in werbende Geſellſchaft zurück⸗ 
verwandelt wird, wird Geſellſchafts⸗ 
ſteuerpflicht nicht ausgelöſt, ſofern das 
Stammkapital noch unverſehrt geblie⸗ 
ben iſt oder ſoweit es ſchon ausgezahlt 
war, wieder hineingebracht worden iſt 
1030 5 

88 39, 83, 85 Sächſchem O. Geſetzwidrig⸗ 
keit eines Beſchluſſes der Stadtverord⸗ 
neten, wonach dem Rate bei der Ver⸗ 
gebung von Arbeiten an eine in der 
Form einer GmbH. betriebene ſtädti⸗ 
ſche Baugeſellſchaft Beſchränkungen auf⸗ 
erlegt werden u. weiter vorgeſchrieben 
wird, daß die ſtädtiſche Baugeſellſchaft 
beſtimmte Zahlungen zum Ausgleich 
ſteuerlicher Vergünſtigungen an die 
Stadtkaſſe zu leiſten hat 54514 

Geſetzentwürfe 

Dem preuß. Landtage vorliegende G. 975 
Geſetzeskonkurrenz 

vgl. unter Ideal. 
Geſetzesſammlung 

vgl. auch RGBl. 

Jägers Reichszivilgeſetze. Schrifttum 104 

Nachtrag u. Deckblätter zur G. „Deutſche 
Reichsgeſetze“. Schrifttum 163 

Das Recht der Neuzeit 1914 bis 1932. 
Schrifttum 232 

Die Zivilgeſetze der Gegenwart. Das 
Zivilrecht Englauds in Einzeldarſtel⸗ 
lungen. Schrifttum 574 

Der Reichsgeſetzſchlüſſel. Schrifttum 1196 

Sächſ. Rechtsbrevier. Schrifttum 1196 


Landmanns 


Reich 3, Preußen 3, Bayern 5, Würt⸗ 
temberg 6, Sachſen 7, Baden 9, Ham⸗ 
burg 13, Öfterrei 14 


Annalen des Deutſchen Reichs für G., 


Verwaltung u. Volkswirtſchaft. Schrift⸗ 
tum 457 


Die öſterr. Straf®. nach dem Stande 


v. 1. Sept. 1931. Schrifttum 928 


Geſetzlicher Vertreter 
Die Fälſchung der zweiten zur Vertre⸗ 


fung einer juriſtiſchen Perſon notwen⸗ 
digen Unterſchrift eines g. B. durch den 
andern iſt keine Vertretungshandlung 
u. macht die juriſtiſche Perſon auch 
97 als Deliktshandlung verbindlich 
644 


Geſtändnis 
Das G. des Reſtitutionsbekl. über das 


Vorhandenſein u. den Inhalt der neu 
geltend gemachten Urkunde kann zwar 
nicht die Wirkung äußern, die ſonſt 
dem G. nach 8 288 BRI. zukommt; 
iſt aber das Gericht auf Grund des 
G. überzeugt, daß die Angaben beider 
Parteien der Wahrheit entſprechen, ſo 
kann v. Antritt des Urkundenbeweiſes 
abgeſehen werden 1135 6 


Zuläſſig iſt, auch ſolche Erklärungen des 


Angekl. enthaltende zollamtliche Nieder⸗ 
ſchriften, die mangels Hinzuziehung 
eines Schriftführers hinſichtlich ihrer 
Verlesbarkeit richterlichen Protokollen 
nicht gleichſtehen, in der Hauptverhand⸗ 
lung zu dem Zweck zu verleſen, um 
feſtzuſtellen u. dem Angekl. vorzuhal⸗ 
ten, daß ſolche Protokolle vorhanden 
ſind, ſowie die darauf vom Angekl. 
abgegebene Erklärung, daß er die in 
den Protokollen beurkundeten G. ge⸗ 
macht habe, bei Prüfung der Schuld⸗ 
frage zu verwerten 2458 


Gewerbegericht 
Durch die Beſtellung zum Leiter des 


Wohn A., die übertragung der Tätig- 
keit des Schriftführers beim MEA. u. 
KaufmGer. u. G. werden ſtaatshoheits⸗ 
rechtliche Dienſtverrichtungen anver⸗ 
traut 494 21 


Gewerbeordnung 
Bzgl. § 105c vgl. unter Sonntagsruhe, 


ferner Lehrling, Wandergewerbeſchein 
Kommentar zur Gemd. 
Schrifttum 1037 


8 1. Eine ortspolizeiliche Vorſchrift, durch 


die der Paſteuriſierungszwang für 
Milch eingeführt wurde, verſtößt weder 
gegen den Grundſatz der Gewerbefrei⸗ 
heit noch gegen den Eigentumsſchutz 
i. S. der RVerf. 54718 


Zur „Fiſcherei“ i. S. des 8 6 gehört auch 


der Handel mit ſelbſtgefangenen Fi⸗ 
ſchen in dem üblichen Umfang 1074 18 


88 14, 16, 147 Ziff. 2, 148 Ziff. 1. Das 


Schlachten ſelbſtgezüchteten Viehes 
durch den Landwirt ſtellt nur dann 
Nebenbetrieb der Landwirtſchaft dar, 
wenn dieſe die hauptſächlichſte Grund- 
lage bleibt u. ſich die Schlachtungen 
u. die ſich anſchließende Verwertung 
des Fleiſches der Art, dem Zweck u. 
Umfang nach als in der Landwirt⸗ 
ſchaft üblich darſtellen. Schlachtet der 
Landwirt das Vieh, anſtatt es lebend 
zu verkaufen, weil die für das le⸗ 
bende Vieh zu erzielenden Preiſe die 
Zuchtkoſten nicht decken, ſo kommt Ne⸗ 
benbetrieb der Landwirtſchaft nicht in 
Frage 107419 


88 141, 1481. Verkauf von Fleiſchwaren 


durch Landwirt in Markthallen iſt 
landwirtſchaftl. Nebenbetrieb 107721 


6 


+43 


Als Vermittlung i. S. von $35 Gewd. 
gilt auch die Tätigkeit, die den Ab⸗ 
70055 eines Vertrags nur vorbereitet 

8 

88 42bI, 148 Ziff. 5. Der Photograph, 
der Perſonen auf der Straße filmt 
u. erſt hiernach an die gefilmten Per⸗ 
ſonen herantritt, ob ſie Abzüge von 
der Aufnahme beſtellen wollen, iſt 
nicht ſtrafbar 893° 

88 44, 44 a. Eine photographiſche An- 
ſichtskarte iſt nicht notwendig eine 
Ware i. S. dieſer Vorſchriften 8841 

§ 105 j. Als Verkehrsgewerbe find nicht 
nur die Gewerbe anzuſehen, die die 
Beförderung ſelbſt ausführen, ſondern 
auch die, die Beförderungsmöglichkeiten 
zur Verfügung ſtellen. Ob Perſonen 
oder Sachen befördert werden, ift 
gleichgültig; ebenſo, ob die Beförde⸗ 
rung dem öffentlichen Verkehr dient 
oder nicht 818 36 

Einem gewerblichen Arbeiter, der Mit⸗ 
glied der Betriebsvertretung iſt, kann 
ohne deren Zuſtimmung nur aus 
einem der in 8123 GewO. aufge- 
führten Gründe friſtlos gekündigt wer⸗ 
den 1313 68 

Die in 88 123, 124 GewO. beſtimmten 
„wichtigen Gründe“ für die friſtloſe 
Löſung eines Arbeitsverhältniſſes ſind 
zwingenden Rechts u. können durch 
Parteivereinbarung oder Tarifvertrag 
nicht eingeſchränkt oder beſeitigt wer- 
den 724 

Gewerbepolizei 

Leitet Handwerker, der die Meiſterprü⸗ 
fung nicht beſtanden hat, einen von 
ihm beſchäftigten Lehrling ſelbſt an 
oder unterläßt er es, ihn durch einen 
geeigneten Vertreter anleiten zu Iaf- 
ſen, ſo kann ihn die G. zur Ent⸗ 
laſſung des Lehrlings anhalten 13261 

Gewerbeſteuer 
vgl. auch Danziger Berufsſteuer unt. D. 
e der NotVO. v. 1. Dez. 


Berechnung des Gewerbeertrags und 
der St. hiervon 223 
Bedeutung des Gewerbekapitals 226, 
Berichtigung 452 

83 Ziff. 1 PrewStVoO. Das Halten 
einer Pelztierfarm ift g.pflichtiger Be- 
trieb 10863 

Die Vorſchrift des EI PrGewStVO. 
verſtößt nicht gegen die 88 811, 10 
RFin AusglG. u. ift daher rechtsgül⸗ 
tig 2935 

Das Erheben von Ankündigungsſteuer 
von Unternehmungen, die für von 
ihnen hergeſtellte u. vertriebene Wa- 
ren Reklame machen, iſt keine un⸗ 
zuläſſige Reklame. 9033 

Klage, durch die auf Grund von 8 49 
preuß. Gef. über EiſenbUntern. Ent- 
ſchädigung dafür verlangt wird, daß 
der bekl. preuß. Staat durch Geſetz 
die gewährte Befreiung von der G. 
entzogen habe, betrifft nicht die Frage 
der Abgabenpflichtigkeit, liegt vielmehr 
auf bürgerlich⸗rechtlichem Gebiet, ſo 
daß der Rechtsweg für ſie zuläſſig 
ift 2415 

RA. dürfen bei der Einkommenſteuer⸗ 
veranlagung für 1930 die noch nicht 
gezahlten, im Jahre 1930 an ſich fäl⸗ 
lig geweſenen Raten der G. abziehen 
5371 12301 

Zur Frage der Berückſichtigung des G.⸗ 
zuſchlags bei der Erſtattung der Koſten 
des Armenanwalts durch den Staat 
2541 

Die Berufstätigkeit des Anwaltsnotars 
ſtellt ſich als Ausübung eines freien 


Sachregiſter 


Berufs dar. Die thüringiſchen Notare 
unterliegen deshalb der G. 139 
Heſſchem uml. Die Filialen eines reinen 

Fabrikationsbetriebs unterliegen auch 
dann der FilialG. nicht, wenn fie als 
Handelszweigſtell. eingerichtet find 768⸗ 
8891 Nr. 4, 111 Nr. 2 KörpStG. fin- 
den auf das lippiſche Girecht keine 
Anwendung 28746 
Gewerbliche Räume 
vgl. unter Mieterſchutz 
Gewerkſchaft 
Die treuhänderiſche Übertragung u. Ber- 
waltung von Körperſchaftsrechten, ins⸗ 
beſondere von Aktien, Kuren u. Gmbh.⸗ 
Anteilen. Schrifttum 1003 
Glatteis 
vol. Streupflicht 
Glaubhaftmachung nach 8 74 IV GKG. 
vgl. unter GerK. 
Gleisanſchluß 
Hat der Pächter eines Grundſtücks, der 
auf dem Grundſtück Privatanſchluß an 
die Bahn hält, deſſen Gleiſe dem 
Eigentümer des Grundſtücks gehören, 
einem Dritten als Nebenanſchließer 
die Mitbenutzung des Anſchluſſes ge⸗ 
ſtattet, ſo kann daraus für den Grund⸗ 
ſtückseigentümer Bereicherungsanſpruch 
inſoweit entſtehen, als die Benutzung 
des Bodens u. der Gleiſe in Frage 
ſteht 10447 
Glücksſpiel 
Bei der für die Annahme eines G. ent⸗ 
ſcheidenden Frage, ob die Entſcheidung 
über Gewinn u. Verluſt weſentlich 
vom Zufall oder von der Geſchicklich⸗ 
keit abhängt, ſind die Geſchicklichkeits⸗ 
treffer nicht lediglich den Zufallstref⸗ 
fern, ſondern den geſamten auch die 
Verlierer umfaſſenden Spielergebniſſen 
gegenüberzuſtellen 41719 
Einheitliches Vergehen des gewerbs⸗ 
mäßigen G. liegt auch dann vor, wenn 
der Täter ſich an verſchiedenartigen 
Glücksspielen beteiligt u. dabei auf 
Dh ſelbſtändiger Vorſätze handelt 


Gnadenrecht 
Von 857 Ziff. 3 Gewd. kann Befrei⸗ 
ung im Gnadenwege nicht gewährt 
werden 9712 
Goldbilanz 
8 17 Gold Bil O. Herabſetzung des Grund- 
kapitals einer AktG. unter den ge- 
ſetzlichen Mindeſtbetrag bei gleichzeiti⸗ 
ger Kapitalerhöhung auf bzw. über 
den Mindeſtbetrag hinaus iſt zuläſſig 
u. bei gleichzeitiger Eintragung der 
Erhöhung eintragungsfähig 10181 
8 26 2. DurchfVO. zur Gold BilV O. Wirt- 
ſame Goldmarkumſtellung hindert nicht 
die nachträgliche Erhebung von Auf⸗ 
wertungsanſprüchen 7182 10072 s 
Goldhypothekenabkommen, deutſch⸗ſchweizer. 
Grundſätze für die Auslegung internatio- 
naler Abkommen. Welches Recht iſt der 
Auslegung des Begriffes „Entſtehung 
der Forderung“ in Art. 1 Hauptabkom⸗ 
men zugrunde zu legen, deutſches oder 
ſchweizeriſches? 243 6 
Goldmarkhypothek 
Roggen- u. G. find keine verſchiedenen 
Rechte. Die Ausnutzung des Rangvor⸗ 
behalts zugunſten einer Roggenhypo⸗ 
thek iſt durch Eintragung einer G. 
möglich; ſoweit durch die Anderung 
des Wertmeſſers die Möglichkeit einer 
über den Umfang des Rangvorbehalts 
hinausgehenden Belaſtung gegeben iſt, 
iſt die Zuſtimmung des Inhabers des 
mit dem Vorbehalt belaſteten Rechtes 
erforderlich. Auch ohne Angabe eines 
Zinsſatzes bei dem Rangvorbehalt für 
die Roggenhypothek konnte die an ihre 


Stelle eingetragene G. mit 50% Ver⸗ 
zinſung verſehen werden 121112 

Zuläſſigkeit der Hinzufügung der ſog. 
„Schwankungsklauſel“ zu eingetrage⸗ 
ner G. ohne Zuſtimmung des nachein⸗ 
getragenen Berechtigten 1215 14 

Gothaiſches Jahrbuch für Diplomatie, Ver⸗ 

waltung u. Wirtſchaft. Schrifttum 572 

Goethe 

G. u. das Recht 826 

G. als Rechtsanwalt 828 

G. als Juriſt 831 

G. u. die Todesſtrafe 842 

Zur Geſchichte der Anwaltſchaft in Frank⸗ 
furt a. M. 845 

G. u. Simſon 852 

Götz, die Frucht des Straßburger juri⸗ 
ſtiſchen Studiums G.'s 853 

Ein „Kampf ums Recht“ G.'s 854 

Schrifttum über G. u. das Recht 855f. 

Götz v. Berlichingen 

die Frucht des Straßburger juriſtiſchen 

Studiums Goethes 853 
Gratifikation 

Der G.lanſpruch des 
Schrifttum 1245 

Mag Lohnzuſchlag zunächſt nur als frei⸗ 
willige Leiſtung gewährt werden, fo 
liegt in der regelmäßigen Weiterzah⸗ 
lung für eine Reihe von Jahren, ohne 
daß die Freiwilligkeit beſonders zum 
Ausdruck kommt, ein Verhalten des 
Arbeitgebers, das die Erklärung ſeines 
Willens enthält, den Lohnzuſchlag auch 
für die Zukunft für die Dauer des be⸗ 
ſtehenden Arbeitsvertrags weiter zu 
zahlen u. das nach Treu u. Glauben 
von den Arbeitnehmern dahin ber- 
ſtanden werden muß 127511 

Weihnachts, die vom Arbeitgeber, wenn 
auch ohne rechtliche Verpflichtung, neben 
dem Gehalt während eines wirtſchaft⸗ 
lich erheblichen Zeitraums in regel⸗ 
mäßiger Wiederkehr gewährt worden 
find, ſind, ſofern nicht beſondere Um- 
ſtände für deren künftigen Fortfall 
ſprechen, gewohnheitsmäßige Bezüge 
i. S. von 82 AngVerſG. u. daher an- 
teilsmäßig bei der Berechnung des 
Beitrags zu berückſichtigen 2889 

Ein bis zur Veräußerung des Kaufgegen⸗ 
ſtands im regelmäßigen Geſchäftsver⸗ 
kehr des Käufers für den Verkäufer 
vorbehaltenes Eigentum erliſcht auch 
dann, wenn der Kaufgegenſtand einem 
Angeſtellten des Käufers als Weih⸗ 
nachtsG. zugewendet wird 20138 

Großzwaſcherei 

vgl. Färberei 
Gruchots Beiträge 

9. Jahrgang 1. Heft. Schrifttum 775 
Grund des Anſpruchs, Urteil über den 

(8304 350. A 

vgl. auch unter Verjftecht, öffentl. 

Setzt ſich der Anſpruch aus mehreren 
ſelbſtändig zu beurteilenden Einzelan⸗ 
ſprüchen zuſammen, ſo darf U. aus 
8 304 erft erlaſſen werden, wenn feft- 
ſteht, daß nach jeder Richtung dieſer 
Einzelanſprüche ein Schaden entſtanden 
iſt 7783 

Mit einem ſich gegen den G d. A. rich⸗ 
tenden Einwand kann eine Partei nach 
Erlaß eines U. gemäß 8 304 ZPO. 
nicht mehr gehört werden, auch wenn 
die Prozeßparteien vereinbart hatten, 
daß über dieſen Einwand erſt im Ver⸗ 
fahren über die Höhe entſchieden wer⸗ 
den ſolle. Denn eine zwingende Vor⸗ 
ſchrift wie die des § 304 kann nicht 
durch Vereinbarung außer Kraft geſetzt 
werden 786° 

Bereits im Zwiſchen U. nach $ 304 ift der 
Vorbehalt der zeitlichen Begrenzung 
d. Rente z. Ausdruck zu bringen 78710 


Arbeitnehmers. 
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Leiſtungsanſpruch darf nicht „im Rah⸗ Die Eintragung der durch die 4. NotVO. Grunddienſtbarkeit 


men“ des RHaftpfl®., des Kraftfc. 
oder eines ſonſtigen Geſetzes dem G. 
Aach für gerechtfertigt erklärt werden; 
bei jedem der einzelnen Anſprüche ift 
vielmehr vor Erlaß des Zwiſchen u. ge- 
nau zu prüfen, ob er mindeſtens aus 
einem der in Betracht kommenden 
Rechtsgründe einen Anſpruch in irgend⸗ 
einer Höhe, möglicherweiſe bis zu dem 
dem G. nach zuzuſprechenden Betrage 
ergibt 81012 

827 RAGebO. findet auch Anwendung, 
wenn nach einem der Klage ſtattgeben⸗ 
den U. ü. d. G. d. A. die Berufung zu⸗ 
rückgewieſen u. in dem nunmehr fort- 
geſetzten Verfahren erſter Inſtanz über 
die Höhe verhandelt u. Beweis erhoben 
wird 119 16 


Grundbuch 


Jahrbuch für Entſcheidungen in Auge- 
legenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit u. des Grechts. Schrifttum 104 
Die Verfaſſung von Geingaben. Schrift⸗ 
tum 1195 i 
Einigung, Antrag u. Eintragungsbewilli⸗ 
gung im Liegenſchaftsrecht. Schrifttum 
1196 


828 GBO. Zuläſſigkeit der Hinzufügung. 


der ſog. „Schwankungsklauſel“ zu ein⸗ 
getragener Goldmarkhypothek ohne Zu⸗ 
ſtimmung des nacheingetragenen Be⸗ 
rechtigten 121514 

Für die Klage auf Abgabe der Ver⸗ 
pfändungserklärung einer bereits ver⸗ 
pfändeten Briefhypothek in einer dem 
829 GVO. entſprechenden Form ift der 
Streitwert nicht nach 8 6, ſondern nach 
83 ZPO. feſtzuſetzen 669 15 

Nicht jede objektive Verletzung einer ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchrift begründet Geſetzes⸗ 
verletzung i. S. von § 54 11 GVO. 
Insbeſ. liegt Geſetzesverletzung nicht 
vor bei Anwendung von Geſetzen durch 
das GBA. auf unrichtig oder unvoll⸗ 
ſtändig vorliegende Tatheſtände, wenn 
die Fehler dem GBA. ohne ſein Ver⸗ 
ſchulden unbekannt geblieb. find 10645 
854 GBO. Eintragung in das G., die 
der Geführer als fertiggeſtellt anſieht, 
kann nicht mehr geändert werd. 12283 
854 GBO. Ausnutzung des Rangvor⸗ 
behalts zugunſten einer Roggenhypo⸗ 
thek durch Eintragung einer Goldmark⸗ 
hypothek möglich 121112 

59 BGO. Wenn der Beſitz der Voll- 
machturkunde zur Zeit der Abgabe der 
Erklärung durch öffentliche Urkunde 
nachgewieſen iſt, genügt zum Nachweis 
des Inhalts der Vollmacht gegenüber 
dem GBA. die Vorlegung einer be⸗ 
glaubigten Abſchrift oder die Verwei⸗ 
ſung auf ihr Vorhandenſein in andern 
Grundakten des GBA. 11532 

8823 BGB. Eigentumsverletzung ift auch 
die Verfügung über das Eigentums⸗ 
recht, insbeſ. die wirkſame Belaſtung 
eines Grundſtücks durch die Verfügung 
eines Nichtberechtigten oder nur Schein⸗ 
berechtigten unter der Einwirkung des 
öffentlichen Glaubens des G. 9572 

88 1115, 1192 BGB. Aus dem G. in 
Verbindung mit der Eintragungsbewil⸗ 
ligung muß nicht lediglich ein unter 
gewiſſen Vorausſetzungen zu entrich⸗ 
tender Höchſtzinsſatz, ſondern vor allem 
der Normalzinsſatz u. gegebenenfalls 
der Mindeſtzinsſatz erſichtlich ſein. Die 
Zinsangabe „verzinslich bis höchſtens 
10% jährlich von heute an, zahlbar 
3 Monate nach Kündigung“ iſt nicht 
eintragungsfähig 1771 

§ 1118 BGB. Zinſen nach der Höhe des 
jeweiligen Reichsbankdiskonts können 
nicht in das G. eingetragen werd. 1142 


erfolgten Zinsſenkung im G. iſt auf 
formloſen Antrag des Grundſtücks⸗ 
eigentümers zuläſſig. Der Antrag iſt 
beim GBA. zu ſtellen 1153 1 


Im Bereich der Vorſchriften des 8221 


Aufw®. ſteht eine GmbH. als Grund- 
ſtückseigentümerin den ſie bildenden 
natürlichen Perſonen bei der Prüfung, 
ob die verdachtmachenden Beziehungen 
vorliegen, gleich. Kein Unterſchied, wenn 
der verdächtige Rechtserwerb nicht 
durch einen Geſellſchafter ſelbſt, ſon⸗ 
dern ſeitens einer Perſon ſtattgefunden 
hat, die zu ſämtlichen Geſellſchaftern in 
einer der in § 221 Halbſ. 1 gekenn⸗ 
zeichneten Beziehungen ſteht. — Findet 
die Ausſchaltung des öffentlichen Glau⸗ 
bens u. der Vorſchr. des § 21 Il auch 
Anwendung auf einen Hypothekengläu⸗ 
biger, der ſein Recht vom 1. Gläubiger 
erworben hat? Und ihm gegenüber 
auch, wenn vor ſeinem Rechtserwerb 
die Aufwertungshypothek zur Eintra⸗ 
gung gelangt war? — Die Aufwertung 
einer gelöſchten Papiermarkhypothek 
wird durch 8 22 JI gegen den öffent⸗ 
lichen Glauben des G. nicht nur bis 
zur Wiedereintragung im G. über⸗ 
haupt, ſondern bis zur fachlich richti⸗ 
gen Wiedereintragung, namentlich auch 
mit richtigem Rang, geſichert 7288 


Deutſch⸗öſterr. Nachlaßabkommen. Ein 


Zeugnis der öſterr. Nachlaßbehörde 
über die Beſtätigung eines Vermächt⸗ 
nisnehmers reicht aus, um im Deut⸗ 
ſchen Reich die Eintragung des Ver⸗ 
mächtnisnehmers ins G. herbeizufüh⸗ 
ren 603 2 


Grundbuchbereinigungsgeſetz 
88 1 ff. GBBereinch. Die Beſtimmungen 


des G. ſind auf Hypothekenvormer⸗ 
kungen entſprechend anwendbar 611 


Wird der von einem Antragsberechtigten 


i. ©. der § 13 GYO., 825 GPBereinG. 
vor oder nach Inkrafttreten des GP- 
Bereinch bis zum Ablauf des 31. März 
1931 geſtellte Antrag auf Eintragung 
der Aufwertung von dem Antragſteller 
— wenn auch erſt nach Ablauf des 
31. März 1931 — formgerecht zurück⸗ 
genommen, ſo erliſcht die rechtserhal⸗ 
tende Wirkung dieſes Antrags auch zu⸗ 
gunſten der übrigen Antragsberechtig⸗ 
ten 10612 


Grund buchberichtigung 
Der Banſpruch aus 8894 BGB. kann 


nicht für ſich allein in dem Sinne 
veräußert u. auf anderen übertragen 
werden, daß der Zeſſionar, ohne In⸗ 
haber des begründenden Rechts zu 
ſein, die B. für ſich beanſpruchen 
könnte. Im Fall einer zuläſſigen Er⸗ 
mächtigung eines anderen zur Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs bleibt der Er⸗ 
mächtigende der eigentliche Gläubiger 
des Anſpruchs 12068 


Kein rechtlicher Zuſammenhang u. des⸗ 


halb kein Zurückbehaltungsrecht gegen⸗ 
über dem G.anſpruch des Grundeigen⸗ 
tümers, der das vindizierte Grundſtüück 
mit Hypotheken belaſtet findet, wegen 
eines Bereicherungsanſpruchs, den der 
Bekl. wegen der Aufgabe des Rechts 
erhebt, das Grundſtück durch rechts⸗ 
wirkſamen Vertrag zu erwerben 339 6 


Wer aus einem Wiederkaufsrecht heraus 


rechtskräftig zur Auflaſſung verurteilt 
iſt, kann nicht auf Löſchung des Wie⸗ 
derkaufsrechts klagen, mag es auch 
nicht beſtehen. Denn es fehlt an einem 
Rechtsſchutzbedürfnis, das Vorausſetzung 
einer jeden Klage ift 649 12 


Die Vorſchriften über den Überbau fin⸗ 


den keine Anwendung auf die G. 104710 


81021 BGB. Beeinfluſſung einer unter 


der Herrſchaft des PrAèL R. übernom⸗ 
menen u. als G. eingetragenen Ver⸗ 
pflichtung zur Gewährung u. Unter⸗ 
haltung eines Weges durch die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. 10414 


Grunderwerbſteuer 
GrerwStG. Schrifttum 234 
Sind ſämtliche Anteile einer Terrain⸗ 


geſellſchaft in einer Hand vereinigt 
worden, ſo daß der Veräußerer der 
letzten Anteile nicht auf Grund des 
83 GrErwStG. herangezogen werden 
kann, ſo kommt Veranlagung nach 81 
GrErwStG. i. Verb. m. 85 RAbgd. in 
Betracht 212 2 


83 GrErwStG. In den Fällen einer 


nach 8 3 ſteuerpflichtigen Anteilsver⸗ 
einigung iſt, wenn einzelne Anteile 
durch Schenkung oder Erbgang über⸗ 
gegangen ſind, nach 88 Nr. 1 ein die⸗ 
ſen Anteilen entſprechender Teil des 
Grundſtückswertes ſteuerfrei zu laſſen 
27117 


8 51 GrErwStc. Verpflichtet fidh jemand, 


einem andern das Grundſtückseigentum 
eines Dritten zu verſchaffen, oder ver⸗ 
kauft jemand einem andern das Grund⸗ 
ſtück eines Dritten, ſo wird die Steuer⸗ 
pflicht für dieſen obligatoriſchen Ver⸗ 
trag nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
der Dritte das Eigentum an ſeinem 
Grundſtücke auf den „andern“ über⸗ 
trägt 27218 


88 5, 6, 26, 29 GrErwStG. Die Abgabe 


eines nur den Verkäufer bindenden 
Verkaufsangebots iſt nicht ohne wei⸗ 
teres g.pflichtig; anders, wenn es wirt- 
ſchaftliche Übereignung bedeutet. Die 
Abtretung der Rechte aus ſolchem An⸗ 
gebot iſt wenigſtens dann für beide 
Käufer g.pflichtig, wenn fie binnen 
Jahresfriſt zum Eigentumsübergang 
führt. Daß die beabſichtigte Abtretung 
formell durch Verzicht auf das alte 
Optionsrecht und durch Einräumung 
eines neuen Optionsrechts ſeitens des 
Eigentümers erreicht wurde, ſteht der 
Steuerpflicht des erſten Käufers nicht 
entgegen. Die Höhe der St. richtet ſich 
im Falle der Abtretung nicht nur nach 
dem Abtretungsentgelt, ſondern nach 
dem geſamten Veräußerungspreis bzw. 
nach dem Wert des Grundſtücks 2499 


Gemeinde⸗Wertzuwachsſteuer. Abtretung 


von Offertrechten. Iſt nach den Be⸗ 
ſtimmungen einer WZuwStd. die „über⸗ 
tragung von Rechten aus Anträgen 
zur Schließung eines Veräußerungs⸗ 
geſchäfts, die den Veräußerer binden“, 
einem Veräußerungsgeſchäft gleichge⸗ 
ſtellt, ſo wird auf Grund ſolcher Vor⸗ 
ſchriften die St.pflicht unabhängig von 
der Annahme des Angebots oder dem 
Übergang des Eigentums ausgelöſt. Die 
übernahme einer derartigen, dem 8 5 
IV Nr. 2 GrErw StG. entſprechende Vor- 
ſchrift in das Ortsrecht hat nicht ohne 
weiteres auch die Anwendbarkeit des 
823 Ib Nr. 4 zur Folge, wonach die 
Steuer auf Antrag zu erlaſſen oder 
zu erſtatten iſt, „wenn der Antrag zur 
Schließung eines Veräußerungsgeſchäfts 
fortgefallen iſt, ohne daß das Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft zuſtande gekommen 
iſt“, vielmehr bedarf es hierzu einer 
ausdrücklichen, den Erlaß der Steuer 
beſonders regelnden ortsgeſetzlichen 
Vorſchrift 2912 


8 5 IV GrErwStch. Gemeinde⸗Wertzu⸗ 


wachsſteuer. Bildet die Abtretung der 
Rechte aus dem Meiſtgebot auf Grund 
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einer WZumStd. einen ſteuerpflichtigen 
Rechtsvorgang, fo liegt Erſatztatbeſtand 
vor, worauf der Meiſtbietende als Ver⸗ 
äußerer u. die Abtretung der Rechte 
aus dem Meiſtgebot als Veräuße⸗ 
rungsgeſchäft zu gelten haben. Dem 
ſteht als Erwerbsvorgang gegenüber 
die Abgabe des Meiſtgebots u. nicht 
der letzte dingliche Grundſtückserwerb. 
Wenn der Abtretungsempfänger ſich 
zur Übernahme der dem Meiſtbietenden 
zur Laſt fallenden G. verpflichtet, ſo iſt 
dieſe im vollen Umfang dem Veräuße⸗ 
rungspreis hinzuzurechnen 2901 

Ein ſchwebendes Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren ſchließt die Begründung 
wirtſchaftlichen Eigentums an dem Ver⸗ 
ſteigerungsgrundſtück u. Steuerpflicht 
nach § 6 GrErwStc. grundſätzlich nicht 
aus 2133 

88 11, 16 GrErwStch. Wird Grundſtück 
bei der Veräußerung auf Grund einer 
Vereinbarung zwiſchen dem Veräuße⸗ 
rer u. dem Erwerber mit einem Nieß⸗ 
brauch belaſtet, ſo iſt der Wert des 
Nießbrauchs bei Feſtſtellung des ge⸗ 
meinen Wertes nicht abzuziehen. 8 16 
GrErwStG. ſtellt nur klar, daß, im 
Gegenſatz zum RStempG., zwei Steuer- 
fälle gegeben find 27319 

Werden mehrere Grundſtücke, die mit 
Geſamthypothek belaſtet ſind, in ver⸗ 
ſchiedenen Verfahren zwangsweiſe ver⸗ 
ſteigert u. von der gleichen Perſon un⸗ 
ter übernahme der Geſamthypothek er- 
worben, ſo können die Geſamthypo⸗ 
theken nur in dem erſten Verfahren 
als übernommene Leiſtung i. S. von 
105 GrErwStsG. berückſichtigt werden 

8231 zu a Nr. 1 GrErwStG. Iſt Auf- 
laſſung nebſt Grundbuchumſchreibung 
infolge wirkſamer Anfechtung nichtig, 
ſo iſt Erlaß oder Erſtattung der G. 
nicht zu gewähren, wenn die Beteilig⸗ 
ten die Nichtigkeit nicht beachten, ſon⸗ 
dern ſich wirtſchaftlich ſo verhalten, als 
ob der Eigentumsübergang wirkſam 
wäre. Verfügt Erwerber trotz Nichtig⸗ 
keit ſeines Erwerbes über das Grund⸗ 
ſtück z. B. durch Vermietung, ſo liegt 
darin nicht notwendig die wirtſchaft⸗ 
liche Durchführung des nichtigen Ge⸗ 
ſchäfts. Nach Lage der Sache kann an⸗ 
genommen werden, daß das Rechts⸗ 
geſchäft nur aus einer Zwangslage 
heraus u. für Rechnung des Veräuße⸗ 
rers vorgenommen ift 27420 

8 286 RAbg O. 1931. In G.ſachen find bei 
Beantwortung der Frage, ob die 200- 
-Grenze erreicht ift, die Zuſchläge 
nicht zu berückſichtigen, wenn ſie nicht 
mit in Streit befangen find 1364 

Grundrechte der Reichsverfaſſung 

vgl. unter R. 


Grundſchuld 


vgl. auch Eigentümer. 

Wenn der Grundſtückseigentümer, dem 
gegen anderen ein Anſpruch darauf zu⸗ 
ſteht, daß dieſer eine das Grundſtück 
belaſtende G. zur Löſchung bringe, nach 
Setzung einer Nachfriſt nach § 326 
BGB. gegen den andern auf Zahlung 
des zur Ablöſung der G. erforderlichen 
Betrags an ſich ſelbſt klagt, damit er 
auf dieſe Weiſe die G. ſelbſt ablöſen 
könne, ſo macht er mit der Klage nicht 
jenen Anſpruch, ſondern Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung geltend. Hat je⸗ 
mand in Vergleich übernommen, G. 
abzulöſen u. ſtellt er ſich gegenüber 
einer Klage auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung auf den Standpunkt, es 
fehle an einem der Laſt entſprechenden 


Sachregiſter 


Grundſtückswert, ſo iſt es ſeine Sache, 
dieſen Standpunkt zu belegen. Der 
Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
Unterlaſſung der Ablöſung der G. wird 
nicht durch den gegenwärtigen Ver⸗ 
kaufswert oder den zu veranſchlagen⸗ 
den Steigerungserlös des Grundſtücks 
beſtimmt, vielmehr iſt die Geſamtheit 
der Vermögensintereſſen am Fortfall 
der Belaſtung heranzuziehen 1203 6 

Das Zwangsverſteigerungsverfahren be⸗ 
rückſichtigt nur die formelle Grund⸗ 
buchlage, nicht das davon abweichende, 
zum Verfahren nicht angemeldete ma⸗ 
terielle Recht. Verfahren des Verſteige⸗ 
rungsgerichts bei Nichtberichtigung des 
Bargebots. Übertragung der Forderung 
gegen den Erſteher auf ihn ſelbſt als 
den aus ſeiner früheren mit dem Zu⸗ 
ſchlag erloſchenen G. Hebungsberech⸗ 
tigten. Die durch die Übertragung der 
Forderung gegen den Erſteher einge⸗ 
tretene Wirkung der Befriedigung aus 
dem Grundſtück tritt auch dann ein, 
wenn der bei der Abtretung Begün⸗ 
ſtigte nicht der materiell Hebungsbe⸗ 
rechtigte iſt; ihm ſtehen jetzt alſo For⸗ 
derung u. Sicherungshypothek formell 
u. materiell zu; er kann darüber ver⸗ 
fügen 171.7 

Das Verfahren nach § 109 BPD. ift zu⸗ 
läſſig bei Sicherheitsleiſtung durch 
Verpfändung einer G., bei der nach 
88 1206, 1274 BGB. der ©.brief bei 
Bank niedergelegt iſt u. demgemäß 
eine Rückgabe in die alleinige Verfü- 
gung der Verpfändenden in Frage 
kommt. Berückſichtigung der wirtſchaft⸗ 
lichen Enlwicklung 115711 


Grundſteuer 


Durch Aufhebung der Standesrechte der 
Standesherren ſind nur deren perſön⸗ 
liche Vorrechte beſeitigt. Die G.freiheit 
von Grundſtücken, die einem Standes⸗ 
herrn gehören, braucht keineswegs ein 
5 dieſer Sonderſtellung zu ſein 
54 


Grundſtückserwerb juriſtiſcher Perſonen 


vgl. unter j. P. 


Grundſtückslaſt, öffentliche 


Der rechtliche Inhalt der 6. G. 449 


Grundſtücksveräußerung 


vol. auch Ausgleichsanſpruch, Auflaſſung 

Die Berechnung der Aufwertung eines 
Grundſtückkaufpreiſes muß von dieſem 
u. nicht von dem Gegenwartswert des 
Grundſtücks ausgehen. Dieſer letztere 
ift heranzuziehen, um den übermäßi⸗ 
gen oder übergeringen Kaufpreis in 
der Aufwertungsſumme zum Ausdruck 
zu bringen. Für die Aufwertung kön⸗ 
nen die Vermögensverhältniſſe des 
Schuldners nicht zur Zeit des Ur⸗ 
teils, ſondern nur zur Zeit des Ver⸗ 
zugs herangezogen werden. Die Ver⸗ 
wendung des gekauften Grundſtücks zu 
gemeinnützigen Zwecken ſpielt keine 
Rolle 3375 

Der Grundſatz, daß bei G.verträgen, die 
durch Annahme eines zeitlich zurück⸗ 
liegenden Antrags zuſtande kommen, 
der Zeitpunkt des Angebots u. nicht 
der Annahme f. die Aufwertung maß⸗ 
gebend iſt, gilt regelmäßig auch dann, 
wenn das Angebot von dem Käufer 
ausgeht. Zur Frage der Verwirkung 
iſt demjenigen, der eine große Anzahl 
Grundſtücke verkauft hat, angemeſſene 
Friſt für die Bearbeitung der Aufwer⸗ 
tungsfrage zu gewähren. Wenn auch 
im allgemeinen bei Grundſtücksverkäu⸗ 
fen u. ähnlichen Geſchäften dem Zeit⸗ 
ablauf allein, ſofern nicht Verjährung 
Platz greift, keine rechtsvernichtende 


Kraft beizulegen iſt, kann für Terrain⸗ 
geſellſchaften, die den An⸗ u. Verkauf 
von Grundſtücken gewerbsmäßig be⸗ 
treiben, andere Beurteilung in Frage 
kommen. Für die Frage, ob einem Er⸗ 
werber Aufwertung zuzumuten iſt, iſt 
weniger bedeutungsvoll, ob er mit ſol⸗ 
chem Anſpruch noch gerechnet hat, als 
vielmehr, ob er über das Grundſtück 
ſolche Verfügungen getroffen hat, daß 
ihm nach Treu u. Glauben die Zah- 
lung eines Aufwertungsbetrags nicht 
oder nur in beſt. Umfang auferlegt 
werden kann 413 

8313 BGB. Parzellierungsvertrag, durch 
den der Grundſtückseigentümer einen 
Dritten verkaufen läßt, ſich aber zur 
Erfüllung jener Verkäufe verpflichtet, 
bedarf der gerichtlichen oder notariel⸗ 
len Beurkundung 10425 

Eine für die Bezahlung des Kaufpreiſes 
eines Schwarzkaufs bzw. des im no⸗ 
tariellen Vertrag allein genannten Tei⸗ 
les des wahren Kaufpreiſes übernom⸗ 
mene Bürgſchaft wird wirkſam, wenn 
der Kaufpreis ſelbſt gem. 8313 BGB. 
wirkſam wird 3311 

8817 Satz 2 BGB. iſt nicht auch auf den 
Fall des 8 816 zu beziehen. Die Über- 
tragung des Eigentums an Grund⸗ 
ſtück auf Grund eines Kaufvertrags, 
in dem in unzuläſſiger Weiſe die Zah⸗ 
lung des Kaufpreiſes in fremder Va⸗ 
luta vereinbart wurde, ſtellt Verſtoß 
gegen ein Verbotsgeſetz i. S. von 8 817 
Satz 2 BGB. nicht dar 8571 

Kein rechtlicher Zuſammenhang u. des⸗ 
halb kein Zurückbehaltungsrecht gegen⸗ 
über dem Berichtigungsanſpruch des 
Grundeigentümers, der das vindizierte 
Grundſtück mit Hypotheken belaſtet 
findet, wegen eines Bereicherungsan⸗ 
ſpruches, den der Bekl. wegen der 
Aufgabe des Rechts erhebt, das Grund⸗ 
ſtück durch rechtswirkſamen Vertrag zu 
erwerben 3396 

Verkauft Stadtgemeinde nicht nur ge⸗ 
legentlich Grundſtücke, ſo ſind dieſe 
Verkäufe regelmäßig Ausfluß einer 
nachhaltigen gewerblichen Tätigkeit u. 
auch dann umſatzſteuerpflichtig, wenn 
einzelne Verkäufe an gemeinnützige 
Unternehmer erfolgen 10805 

Franzöſiſches Recht iſt für die Anfech⸗ 
tung eines Kaufvertrags über ein 
deutſches Grundſtück, abgeſchloſſen gwi- 
ſchen Franzoſen u. in Frankreich, nicht 
anwendbar 6165 


Grundſtücksverfügungen Minderjähriger 


vgl. unter M 


Grundvermögensſteuer 


Die durch das AbandG. des G.geſeß v. 
22. April 1927 für gewiſſe Grundſtücke 
erfolgte Anderung des Steuerſatzes 
machte zwar für die davon betroffenen 
Grundſtücke Neufeſtſetzung der St. in 
Form einer neuen Veranlagung er⸗ 
forderlich, die als ſolche Rechtsmittel⸗ 
belehrung enthalten mußte. Die Rechts⸗ 
mittel ſind aber auf die Frage der zu⸗ 
treffenden Anwendung des neuen Ge⸗ 
ſetzes gegenſtändlich beſchränkt 2141 

Werden die in einem beſtimmten Bezirk 
einer Gemeinde belegenen Grundſtücke 
zur Erhebung des Gemeindezuſchlags 
zur G. in der Weiſe ſteuerlich begün⸗ 
ſtigt, daß ſie zwar zunächſt in voller 
Höhe nach dem von der Stadtverord⸗ 
netenverſammlung beſchloſſenen Zu⸗ 
ſchlagsſatze veranlagt werden, jedoch 
am Ende des Rechnungsjahres vom 
Magiſtrat ein im voraus beſtimmter 
Teil der Steuer durch Inabgang⸗ 
ſtellung gutgebracht wird, ſo iſt die 
geſamte Zuſchlagserhebung — auch 


hinſichtlich der anderen Grundstücke — 
ungültig 54412 
Grundwaſſer 
dgl. unter Waſſerrecht 
Gutachten 
dgl. Sachverſtändiger 
Güteverfahren für Lehrlingsſtreitigkeiten 
dgl. unter L. 
Güteverfahren 

Schriftliche Widerklage im G. Rückwirkung 
bei ſpäterem übergang ins Streitver⸗ 
fahren bzgl. des Klage (Güte) Antrags 
11702 

Wenn nach Anberaumung eines Güte⸗ 
termins der Antragſteller vor dieſem 
Termin auf die Rechte aus dem voran⸗ 
gegangenen Zahlungsbefehl verzichtet, 
dann muß das AG. auf Antrag des 
Bekl. neuen Termin wegen der Koſten 
anberaumen 11715 

88 31a, 29 GKG. Wenn der Antragſteller 
im Gütetermin nicht erſcheint u. dar⸗ 
aufhin der Güteantrag durch Beſchluß 
als zurückgenommen erklärt wird, tritt 
eine Ermäßigung der Gebühren nicht 
ein 1171“ 

Gutsüberlaſſungsvertrag . 

Bei der Gutsüberlaſſung erwerben die 
nicht berückſichtigten Kinder ſelbſtändi⸗ 
gen unmittelbaren Anſpruch auf die 
Abfindung im Zweifel mit dem Tode 
des erſtverſterbenden Elternteils. Spä⸗ 
ter iſt Anderung der Abfindung ohne 
ihre Zuſtimmung nicht mehr erlaubt. 
Tragweite der Vertragsbeſtimmung. 
daß der „Üübernahmepreis in den Nach⸗ 
laß“ gezahlt werden folle 10687 

Haag 
vgl. Internat. Gerichts bof 

Haftbefehl im Offenbarung eldverfahren vgl. 
unter O., H. im Strafverfahren vgl. un⸗ 
ter Unterſuchungshaft 

Haftpflicht 

8 1 RhHaftpflö., 8 254 BGB. findet 
auch dann Anwendung, wenn die Ur⸗ 
fächlichleit der Betriebsgefahr der 
ſchuldhaften Verurſachung durch den 
Verletzten gegenüberſteht 4252 

$ 1 RHaftpfl ö., § 254 BGB. Auch wo 
das Verſchulden des Verletzten nur 
mitwirkende Urſache iſt, kann es für ſo 
überwiegend erachtet werden, u. zwar 
auch gegenüber erhöhter Betriebsge— 
fahr, daß der Erſatzanſpruch ganz zu 
verſagen iſt. Umgekehrt kann die Eiſen⸗ 
bahn infolge der beſonderen Gteiger 
rung der Betriebsgefahr zu einem Teil 
auch dann für ſchadenspflichtig erachtet 
werden, wenn der Verletzte in hohem 
Grade fahrläſſig gehandelt hat 79717 

Haftungsbeſcheid (§ 96 RADJO.) 

Auch dann, wenn Teil eines Unterneh⸗ 
mens im ganzen veräußert u. erwor- 
ben wird, kann die Haftung aus § 96 
begründet ſein, ſofern nur der Teil 
des Unternehmens ſchon in der Hand 
des Veräußerers für ſich, unabhängig 
von den andern Geſchäften des Ver⸗ 
äußerers, betrieben worden ift 2636 

Der Verpächter eines Unternehmens, an 
den das Unternehmen zurückfällt, iſt 
nicht haftbar i. S. des § 96 RAbgD., 
wenn er den Betrieb des Pächters, 
ohne ihn weiterzuführen, ſofort wei⸗ 
terverpachtet 2625 

Es liegt keine Veräußerung i. S. des 
§ 96 RAbgO. a. F. vor, wenn beim 
Pachtrückfall der Verpächter die vom 
Pächter beſchafften Betriebseinrichtun⸗ 
gen in Gemäßheit des Pachtvertrags 
gegen Entgelt übernimmt 10781 

Hamburg 

vgl. auch HanſO sch. 

Zum Jahreswechſel: überblick über Ge⸗ 
ſetzgebung u. Verwaltung 13 


Sachregiſter 


Hamburg AusfVoO. zur BO. über die Zah- 
lungsfriſt in Aufwertungsſachen vom 
10. Nov. 1931 151 

Zivilprozeßverfahren nach Hamburger 
Art 96 


§ 15 HambBerwGer®. Der Steuerpflich⸗ 
tige kann Verzinſung des von ihm zu 
Unrecht beigetriebenen Wertzuwachs⸗ 
ſteuerbetrags fordern 295° 

Hamburger Wertzuwachsſteuer bei Ent⸗ 
eignung 10871 

Handelsbrauch 

Kein H., wenn nicht ein vernünftiger 

Sinn für ihn vorliegt 5865 
Handelsbücher 

Das Recht auf Einſichtnahme in H. 

Schrifttum 716 
Handelsgeſchäft (§ 344 HGB.) 

Wie beim Betrieb je eines kaufmänn. u. 
eines nichtkaufmänn. Gewerbes durch 
ein u. dieſelbe Perſon unter Ausſchluß 
der Rechtsvermutung des § 344 HGB. 
zu prüfen iſt, in welches der beiden 
Gewerbe das ſtreitige Geſchäft fällt, 
gilt dies auch, wenn es ſich um Ge⸗ 
werbetreibenden handelt, der zugleich 
Inhaber einer käufmänn. Firma u. 
Geſchäftsführer ſowie Anteilseigner 
einer damit außer Zuſammenhang ſte⸗ 
henden GmbH. war 5011 

Handelsgeſellſchaft 

vgl. Terrain., Kredit., GmbH., Ge- 

chef DHG., MtG., Kommbei. 


Staubs Kommentar zum HGB. Nach⸗ 
trag. Schrifttum 702 
Düringer⸗Hachenburg: HGB. Schriftt. 706 
Kommentar zum HGB. ohne Seerecht. 
Bd. I: Handelsſtand u. Handelsgeſell⸗ 
ſchaften ohne Aktienrecht. Bd. II: Han⸗ 
delsgeſchäfte. Schrifttum 1000 
HGB., WO., Scheckgeſetz mit den wichtig⸗ 
ſten Ergänzungsgeſetzen. Schriftt. 1000 
Handelsgewerbe 
vgl. unter Kaufmann 
Handelskammer 
Bezirksſtellen von Induſtrie- u. H. find 
nicht Organe des Handelsſtandes i. S. 
von $ 126 FGG. 7533 
Handelskammer, internationale 
Amerikan. Schiedsgerichtsweſen u. ſeine 
Stellung zum internat. ſchiedsrichterl. 
Verfahren. Kongreß der J. H. 560 
International Chamber of Commerce. Eu- 
rope-United States. Schrifttum 573 
Handelsregiſter 
$ 15 HGB. Kein Haftungsausſchluß, für 
die Verbindlichkeiten einer mit Firma 
übernommenen u. fortgeführten Zweig- 
niederlaſſung, wenn es im H. nur der 
Hauptniederlaſſung vermerkt iſt; auch 
dann, wenn die Zweigniederlaſſung 
nicht im H. eingetragen war; perſön⸗ 
liche Mitteilung an den Gläubiger un⸗ 
wirkſam, wenn ſie zwar für die zu 
gründende GmbH. als übernehmerin 
gemacht, dieſe aber noch nicht gegrün⸗ 
det war 48° 
Der ausgeſchiedene Geſchäftsführer einer 
GmbH. ift nicht berechtigt, beim Re- 
giſtergericht zu beantragen, die Geſell⸗ 
ſchaft zur Beſtellung eines andern Ge- 
ſchäftsführers von Amts wegen anzu⸗ 
halten, eventuell von Amts wegen 
einen neuen Geſchäftsführer zu be⸗ 
ſtellen 7521 
Akt., die nach ihren Satzungen von 
einem Vorſtandsmitglied u. einem 
Prokuriſten vertreten werden kann, 
kann durch dieſe einen Prokuriſten be⸗ 
ſtellen u. die Beſtellung zum H. an⸗ 
melden 7171 101710 
Bezirksſtellen von Induſtrie⸗ u. Handels⸗ 
kammern ſind nicht Organe des Han⸗ 
delsſtandes i. S. von § 126 FGG. 7533 
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Die dem Wortlaut nach eine Vollmacht 
enthaltende Anmeldung einer Prokura⸗ 
erteilung zum H. wird als Vollmachts⸗ 
urkunde verſtempelt 2383 

Handelsſchule als Fortbildungsſchule 

vgl. unter F. 

Handelsvertrag 

mit Amerika vgl. unter A. 

mit Frankreich vgl. unter F. 

mit England vgl. unter E. 

mit Jugoſlawien vgl. unter J. 

Handelsware 
Schuldhafte Beimiſchung fremder Sub⸗ 


ſtanzen macht die Ware zu einem 
aliud 7681 
Hannover 


88 71, 74 HannStädtO. Gemeindeurkun⸗ 
den verpflichtenden Inhalts ſind inner⸗ 
halb des Geltungsbereichs der Han⸗ 
novStädted. mit Ausnahme der Ge- 
ſchäfte laufender Verwaltung von ſämt⸗ 
lichen Magiſtratsmitgliedern, nach der 
Rechtsübung mindeſtens von zwei Mit- 
gliedern zu unterzeichnen. Die Aus⸗ 
nahme zugunſten der Geſchäfte laufen⸗ 
der Verwaltung gilt nur für das 
jeweils durch die Geſchäftsverteilung 
gerade zuſtändige Verwaltungsorgan, 
nicht für den übergeordneten Magiſtrat 
bzw. den Magiſtratsdezernenten 520 4 

Hanſ Os. 

Präſidialbeſchluß des H. O. v. 25. Jan. 

1932 zur Frage der Zinsſenkung 633 
Hauptintervention 

Unter Vorſchuß des Arbeitgebers i. S. 
von $ 2241 RKnappſchcg. find tatſäch⸗ 
liche Vorleiſtungen zu verſtehen, die 
der Arbeitgeber mit Rückſicht u. in der 
Abſicht auf Anrechnung dieſer Vorlei⸗ 
ſtungen auf die Leiſtungen der Reichs⸗ 
knappſchaft gewährt. Macht die Ar⸗ 
beitgeberin eines Penſions⸗ oder Ruhe⸗ 
geldempfängers wegen einer ſolchen 
Vorleiſtung Anſpruch auf einen Teil 
der Penſion oder des Ruhegelds gel- 
tend, jo kann fie dem Rechtsſtreit zwi⸗ 
ſchen ihrem Arbeitnehmer u. der Reichs⸗ 
knappſchaft auf Zahlung der Penſion 
zwar nicht als Nebenintervenientin beis 
treten; ihr Beitritt iſt aber einer H. 
i. S. des § 64 BRD. gleichzuachten 
5383 

Hauptverhandlung 

vgl. Ausſetzung der H., Erſcheinen des 

Angekl. in der H. 
Hausangeſtellte 

Wird H. von einem Kaufmann aus- 
nahmsweiſe auch in ſeinem Laden 
als Verkäuferin beſchäftigt, ſo iſt die 
Arbeitszeit dieſer Perſon als H. von 
ihrer Tätigkeit im Gewerbebetrieb 
getrennt zu beurteilen 126210 

Hausbeſitzer 

Die Einkommenſteuer des H. Schrift 

tum 640 . 
Hausfriedensbruch 

Das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit 
entwickelt an der Lehre vom H. Schrift⸗ 
tum 384 

Haushaltliſte 
vgl. unter Einkommenſteuer 
Häuſerverwaltung 

§§ 1 u. 2 HGB. H. ift kein Handels⸗ 
gewerbe 752? 

8 836 BGB. Ein nicht fachkundiger Haus⸗ 
beſitzer, insbeſ. ortsabweſender, genügt 
im allgemeinen der ihm obliegenden 
Sorgfaltspflicht, wenn er die Sorge 
für die bauliche Unterhaltung des 
Gebäudes einem zuverläſſigen u. in 
Hausſachen erfahrenen Verwalter über- 
trägt u. ihn im allgemeinen beauffichr 
tigt. Ein baufachverſtändiger Hausver⸗ 
walter handelt fahrläſſig, wenn er 
ein Jahr lang die Unterſuchung eines 
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an der Schauſeite angebrachten, nicht 

verankerten Zierobelisken auf ſeine 

Standfeſtigkeit unterläßt 12101 
Hebamme 

Ob das gewährleiſtete Mindeſteinkommen 
einer Bezirks. pfändbar iſt, ift nach 
dem LohnbeſchlG. zu beurteilen 19731 

Hehlerei 

8 121 I BranntwMonG. ift auf das 
Vergehen der Branntiweinmonopol9. 
nicht anwendbar. Zur Berechnung der 
Strafe 2531 

Heilborn, Paul 

Feſtgabe der rechts⸗ u. ſtaatswiſſenſchaftl. 
Fakultät in Breslau für Paul Heil⸗ 
born zum 70. Geburtstag am 6. Febr. 
1931. Schrifttum 454 

Heizung 

Abgabe von Abdampf zu H.zwecken durch 
ſtädt. Elektrizitätswerk iſt umſatzſteuer⸗ 
frei. Auslegung von Befreiungsvor⸗ 
ſchriften 275 28 

Herausgabe 

Eigentumserwerb durch Zeſſion des H.⸗ 
anſpruchs vgl. unter E. 

Dem auf § 985 BGB. geſtützten 9.- 
anſpruch kann, nachdem im Verfolg 
der Friſtſetzung aus 8 326 BGB. der 
Erfüllungsanſpruch aus dem Rauf- 
vertrag weggefallen iſt, dieſer nicht 
mehr unter Berufung auf § 986 ent- 
gegengehalten werden 1205? 

Der H.anſpruch auf Grund des § 985 
BGB. unterliegt der Abtretung, ſofern 
er ſich gegen beſtimmten Beſitzer rich⸗ 
tet 12068 

über die beiden aus § 254 BPO. folgen- 
den Klageanſprüche kann nicht gleich⸗ 
zeitig entſchieden werden. Zurückver⸗ 

weiſung in die erſte Inſtanz 122019 

Auch bei einſtweiligen Verfügungen auf 

Duldung der H. muß der Schuldner 

den Offenbarungseid nach § 883 JPI. 

leiſten 205 3 

Zur Wahrung der Vollziehungsfriſt des 

8 929 II BPO. genügt bei einer einſt⸗ 

weiligen Verfügung auf H. von Sachen 

die Zuſtellung an den Schuldner 205 4 


Heſſen 

Art. 15 HeſſocgebO. f. RA. Im heſſ. Ent- 
eignungsverfahren ſtehen dem RA. 
die ſamtlichen Gebühren, einſchl. der 
Beweisgebühr dann zu, wenn irgend⸗ 
eine Beweisaufnahme, auch ohne Er⸗ 
laß eines förmlichen Beweisbeſchluſſes, 
ſtattgefunden hat 1393 

Heſſiſche Wertzuwachsſteuer 295 8 

HeſſchemumlG. Die Filialen eines reinen 
Fabrikationsbetriebs unterliegen auch 
dann der Filial⸗Gewerbeſteuer nicht, 
wenn ſie als Handelszweigſtellen ein⸗ 
gerichtet ſind 7684 

Art. 98 HeſſStädteO. Schließung eines 
Weges. Auch Belange eines Privat⸗ 
unternehmers können als „öffentliche 
Intereſſen“ angeſehen werden, beſon⸗ 
ders wenn eine Einſtellung des Be⸗ 
triebs u. eine Vermehrung der Er⸗ 
5 verhindert werden kann 

3 


Höchſtbetragshypothek N 
Sicherung eines ganzen Forderungskrei⸗ 
ſes durch H. Die zweite H.geſamthyp. 
als bloße Mehrbetragsſicherung über 
den Betrag der Vorhhp. hinaus, nicht 
zugleich bedingte Ausfallſicherungshyp. 
bez. der Vorhyp. 121817 
Höchſte Gerichtshöfe 
Die Frage des Anwaltszwanges bei den 
h. G. 97 
Hoed, Hans Wilhelm f 618 
Hofgänger 
BO. des RPräſ. zur Bekämpfung politi⸗ 
ſcher Ausſchreitungen 88 1, 2. H. als 
politiſche Verſammlungsredner 966“ 


Sachregiſter 


Holdinggeſellſchaft 
Holding⸗ und Kapitalverwaltungsgeſell⸗ 
ſchaften. Schrifttum 705 
Holland 
Der amerikaniſch⸗holländiſche Streit um 
die Inſel Palmas vor dem Ständ. 
Internat. Gerichtshof im Haag. Schrift⸗ 
tum 573 
Holmes, O. W. 
der größte amerikan. Juriſt 562 
Holzlagerplatz 
8 929 BGB. Zur übertragung des Eigen⸗ 
tums an den auf einem H. lagernden 
Brettern genügt nicht der Anſchlag der 
Bretter mit einem Hammer oder die 
Anbringung v. Eigentumstafeln 671 
Hotel 
Kühl⸗ u. Gefrieranlagen ſind nach der 
für die Anwendbarkeit der 88 93, 94 
BGB. ausſchlaggebenden allgemeinen 
Verkehrsanſchauung kein weſentlicher 
Beſtandteil eines modernen H. 12003 
Hotelportier 
H., der für die überlaſſung feines Poſtens 
Pacht bezahlen muß, im übrigen auf 
Trinkgelder als einzige Einnahme⸗ 
quelle angewieſen iſt, dem außer der 
Auskunftserteilung noch eine Reihe von 
Pflichten obliegt, bei deren Erfüllung 
er an die Weiſungen der Hotelleitung 
gebunden iſt, iſt nicht ſelbſtändiger 
Unternehmer, ſondern Angeſtellter i. S. 
von 8 11 Nr. 2 AngBerfG. 13256 
Hunde 
8 360 Ziff. 11 StGB. übermäßiges Heu- 
len von Hunden 1070 12 


Hüte 

8 9 UnlWG. Saiſonausverkauf in Herr 

ren-Haar⸗ u. Filzhüten 10245 
Hypothek 

dgl. auch Arreftd., Geſamte., Goldg., 
HöchſtbetragsH., Roggend., Sicherungs⸗ 
H. wertbeſtändige H., Zwangs. f 

88 1113, 1163, 1177 BGB. Für die 
Frage, ob Gläubigerd. oder Eigen⸗ 
tümergrundſchuld begründet ift, kommt 
es nur auf die Entſtehung, nicht auf 
die Fälligkeit der geſicherten Forderung 
an 1216 15 

88 1113, 1163 BGB. Wenn bei H. für 
den Fall des Eintritts gewiſſer Um⸗ 
ſtände höhere Verzinſung oder für den 
Fall vorzeitiger Kapitalrückzahlung 
Entſchädigung vereinbart iſt, ſo iſt die 
H. für dieſe Nebenforderungen aufſchte⸗ 
bend bedingt. Entſteht die Nebenforde⸗ 
rung nicht, ſo entſteht auch die H. 
ſelbſt nicht, ſo daß auch Eigentümer⸗ 
grundſchuld nicht in Frage kommt 
12251 

88 1115, 1192 BGB. Aus dem Grund- 
buch i. Verb. m. der Eintragungsbewil⸗ 
ligung muß nicht lediglich ein unter 
gewiſſen Vorausſetzungen zu entrich⸗ 
tender Höchſtzinsſatz, ſondern vor allem 
der Normalzinsſatz u. gebenenfalls der 
Mindeſtzinsſatz erſichtlich ſein. Die 
Zinsangabe „verzinslich bis höchſtens 
10% jährlich von heute an, zahlbar 
3 Mon. nach Kündigung“, iſt nicht ein⸗ 
tragungsfähig 1771 f 

8 1117 BGB. Bei Botenüberſendung des 
H.brief3 durch das Grundbuchamt an 
die als Gläubigerin eingetragene Ehe⸗ 
frau gilt die Aushändigung durch den 
Boten an den Ehemann als an die 
Ehefrau; ſie erwirbt alſo hierdurch die 

121716 


8 1118 BGB. Zinſen nach der Höhe des 
jeweiligen Reichsbankdiskonts können 
nicht in das Grundbuch eingetragen 
werden 1142 

8 1124 BGB. Die Zwangsverwaltung 
erfaßt die Miet⸗ u. Pachtzinsforde⸗ 
rungen auch dann, wenn ſie auf An⸗ 


trag eines nicht hypothekariſch ge⸗ 

ſicherten Gläubigers eröffnet wird 193 24 

88 1163, 1177 BGB. Die Abtretung einer 
Eigentümergrundſchuld unter Umwand⸗ 
lung in H. unterliegt demſelben Stem⸗ 
pel wie die Beſtellung einer H., nicht 
aber einem beſonderen Abtretungs⸗ 
ſtempel 1223 21 * 

Bei in ungeteilter Erbengemeinſchaft ver⸗ 
bund., als Miteigentümer im Grund- 
buch eingetragenen Perſonen ſind hin⸗ 
ſichtlich dinglicher Anſprüche — insbeſ. 
des auf den H.verzicht aus 8 1169 
BGB. —, wenn auch nur einem Teil 
von ihnen die den Anſpruch begrün⸗ 
denden Einreden zuſtehen, doch alle 
klageberechtigt 588 8 

In der mehrjährigen Zahlung der H. 
zinſen in Verbindung mit einer Ein⸗ 
forderung einer Abſchrift des Hrbrie- 
fes u. der Rückzahlung des Kapitals 
durch den Erwerber kann die Mit- 
teilung der Schuldübernahme gefunden 
werden 10436 

Grundſätze über die Eintragungsfähig⸗ 
keit der fog. Pflaſterkoſten. Unmöglich 
iſt, eine H. „zur Sicherung von Stra⸗ 
Benpflaſterkoſten“ einzutragen 10629 

Die Annahme der Rückzahlung einer H. 
in der Inflationszeit bedeutet nicht 
ein Aufgeben i. S. des 8 776 BGB. 
5823 
Für die Klage auf Abgabe der Ver⸗ 

pfändungserklärung einer bereits ver⸗ 
pfändeten Briefp. in einer dem § 29 
GHO. entſprechenden Form ift der 
Streitwert nicht nach 8 6, ſondern 
nach § 3 BPO. feſtzuſetzen 66915 

8 839 BGB. Anforderungen an die vom 
Notar vorzunehmende Perſönlichkeits⸗ 
prüfung bei Unterſchriftsbeglaubigun⸗ 
gen einer ihm nicht bekannten Perſon. 
Zum Nachweis der Perſon können 
unter beſondern Umſtänden H.briefe 
genügen 644“ 

H.prolongation ift keine Krediteinräu⸗ 
mung i. S. von § 6 Ziff, 1 Deviſ Vd. 
v. 1. Aug. 1931 7601 10272 

81 Nr. 1 des Schutzgeſ. für die durch 
die Abtretung der ehemals preuß. 
Teilgebiete Poleus betroffenen Schuld⸗ 
ner v. 27. Juni 1922. Zeitpunkt der 
Entſtehung einer H.zinsforderung 352 

Anderung des Danziger Geſetzes über die 
Eintragung von Hypotheken u. Schiffs⸗ 
pfandrechten in ausländiſcher Wäh⸗ 
rung 328 

Jagd 
Eigentumserwerb an der Jagdbeute des 

Wilderers 1036 

$ 7, 8, 10, 41 uſw. preuß. Jagd. 
Schlingenſtellen iſt in Preußen auch 
gegenüber Wildſchaden verurſachenden 
wilden Kaninchen ſtrafbar 107215 

Das badiſche Jagdrecht. Schrifttum 1038 

Zur Natur des Irechts. Überleitung 
einer Freig. in die gebundene J. der 
Jagd O. (StR.) 107317 

Jagdausübung, unberechtigte (8 292 StGB.) 
88 350, 292 StGB. Jagdangeſtellter, der 

weiſungswidrig Wild nicht filr den 
jagdberechtigten Staat erlegen will, 
macht ſich durch das Erſchießen des 
Wildes keiner Amtsunterſchlagung, ſon⸗ 
dern einer u. J. ſchuldig 10651 

Jagdpacht E. 

Zur Frage der Ermäßigung von Pat- 
zinſen bei Jagdpachten 1035 

Amtsrichter, der Itrecht in einer Zwangs⸗ 
verſteigerungsſache anmeldet, iſt in die⸗ 
ſer ausgeſchloſſen. Zieht er ſeine An⸗ 
meldung bei Beginn der Verſteigerung 
zurück, dann iſt er von der Vornahme 
der eng nicht ausgeſchloſſen 
1070 


Idealkonkurrenz 


Realkonkurrenz liegt vor, wenn der Tä⸗ 
ter die Waffe, die er unerlaubterweiſe 
fortgeſetzt mit ſich führt, bei einer Ge⸗ 
legenheit, wo er ſie dergeſtalt mit 
ſich führt, zur Begehung einer andern 
Straftat benutzt; dagegen iſt J. ge⸗ 
geben, wenn ſchon allein das bloße 
Mitführen der Waffe ohne Gebrauch⸗ 
machen von ihr mit Rückſicht auf die 
Umſtände des Mitführens die Straf⸗ 
barkeit oder höhere Strafbarkeit be⸗ 
gründet 95319 

Führt der Täter i. S. des § 251 Nr. 2 
und des § 151 Schußwaff®. ohne einen 
Waffenſchein eine Schußwaffe nur zu 
dem Zweck, um ſie zur Begehung einer 
andern ſtrafbaren Handlung, etwa 
eines ſchweren Raubes zu verwenden, 
jo trifft die andere ſtrafbare Hand- 
lung mit dem Schußwaffenvergehen in 
der Regel tateinheitlich zuſammen 40610 
Möglichkeit der J. zwiſchen Falſchbeurkun⸗ 
dung nach § 348 1 StGB. und durch 
Vorlegung unrichtiger Belege quali- 
fizierter Amtsunterſchlagung 41720 


Sachregiſter 


Inkaſſovollmacht 
Die Sicherung des Darlehnsgebers iſt 


auch in der Form zuläſſig, daß die 
Außenſtände des Schuldners an den 
Gläubiger des Darlehnsgebers abge⸗ 
treten werden. Die Wirkſamkeit des 
Abtretungsvertrags wird nicht dadurch 
berührt, daß der Schuldner und unter 
beſtimmten Umſtänden ein Dritter (hier 
der Darlehnsgeber) zur Einziehung der 
abgetretenen Forderung ermächtigt iſt 
3976 


Der Wechſelſchuldner kann dem durch ein 


Vollindoſſament legitimierten, aber im 
Innenverhältnis als Inkaſſomandatar 
auftretenden Wechſelgläubiger das Er⸗ 
löſchen des Inkaſſomandats nicht ent⸗ 
gegenhalten 74215 


Inkaſſozeſſion 
Die Abtretung einer Forderung an ver⸗ 


mögensloſe Perſon verſtößt gegen die 
guten Sitten, wenn ſie nur behufs 
Einziehung der Forderung für den 
Abtretenden und in der Abſicht ge⸗ 
ſchieht, dem Gegner im Falle ſeines 
Obſiegens die Einziehung der Koſten 
unmöglich zu machen 72063 
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deutſche Vormundſchaftsgericht zu ſol⸗ 
cher Tätigkeit berufen iſt. Für im Aus⸗ 
land wohnende Ausländer ſteht deut⸗ 
ſchen Gerichten keinerlei vormund⸗ 
ſchaftsgerichtliche Tätigkeit zu. Es gibt 
— außerhalb Art. 30 EGBGB. — 
keinen allgemeinen deutſchrechtlichen 
Grundſatz, daß die Entſcheidungen aus⸗ 
ländiſcher Behörden für die deutſchen 
Gerichte nicht bindend wären 588 6 

Franzöſiſches Recht iſt für die Anfechtung 
eines Kaufvertrags über ein deutſches 
Grundſtück, abgeſchloſſen zwiſchen Fran⸗ 
zoſen und in Frankreich, nicht an⸗ 
wendbar 6165 

§ 1 Abſ. 1 Abzch. Eine dem Geſetz wiber- 
ſprechende Abrede iſt nichtig, auch 
wenn das Vertragsverhältnis nach 
u Lohr Rechte zu beurteilen ift 

Der deutſche Remittent haftet für einen 
einer italienifhen Bank indoſſierten, 
auf eine in Frankreich anſäſſige Bauk 
gezogenen Scheck 602 1 

Die Wirkungen der Wechſelerklärungen 
im i. P. Schrifttum 709 

Der Rechtsbegriff provision im franzöſi⸗ 


88 73, 276, 348 StGB. Der Entwer⸗ 
tungsvermerk des Notars auf der 
Stempelmarke einer verſtempelten no⸗ 
tariellen Urkunde iſt öffentliche Ur⸗ 
kunde, die bezeugt, daß gerade die frag⸗ 


Innung 
vgl. unter Lehrling 
Inſtitut, wiſſenſchaftliches 
vgl. unter W. 


ſchen und internationalen Wechſelrecht. 
Schrifttum 710 
Internationales Vergleichsrecht 
Der in einem Danziger Vergleichsverfah⸗ 


liche Stempelmarke zu dem darauf ver⸗ 
merkten Zeitpunkt verwendet worden 
ſei. Setzt der Notar an die Stelle der 
entwerteten, abgelöſten und wiederver⸗ 
wendeten Stempelmarken neue Marken, 
auf denen er das Datum der Entwer⸗ 
tung der urſprünglich verwendeten 
Marken als Tag der Verwendung ver⸗ 
merkt, ſo ſteht die hierdurch begangene 
Falſchbeurkundung im Amt mit der 
gleichfalls verwirklichten Wiederver- 
wendung von Wertzeichen nicht in Ge⸗ 
ſetzeskonkurrenz 1150 21 

Im Falle von J. zwiſchen Steuerhinter⸗ 
ziehung oder einer Ordnungswidrigkeit 
mit wiſſentlicher Verwendung falſcher 
Steuerzeichen iſt jetzt gem. 8 383 II 
RAbgoO. die Strafe nach 8 73 StGB. 
zu beſtimmen 2468 

Stellen 8 533 RVO. und 8 270 Arb- 
VermG. weſensverſchiedene Tatbe⸗ 
ſtände dar oder iſt J. möglich? 12583 
1259 4 

Zur Auslegung der 88 533, 534 RVD., 
88 270, 272 ArbVermG. 12606 


Jellinek 


vgl. unter Rechtsphiloſophie 


Induſtrie⸗ und Handelskammer 


vgl. unter H. 


Inflation 


Bei den in der zeit geſchloſſenen Ver⸗ 
trägen ſind die damals beſtehenden 
Verhältniſſe und Verkehrsanſchauun⸗ 
gen für die Beurteilung, ob objektiv 
auffälliges Mißverhältnis von Wert 
und Gegenwert und ob Ausbeutung 
vorliegt, weitgehend zu berückſichtigen 
371 

Die Aufwertung ift nicht dazu beſtimmt, 
einem J.verkäufer einen J.gewinn zu 
verſchaffen oder wieder zu verſchaffen 
1053 14 

Ausgleichsanſpruch und ergänzende Ver⸗ 
tragsauslegung. Keine Zubilligung des 
Ausgleichsanſpruchs an den Aufwer⸗ 
tungsſchuldner, wenn dieſem durch die 
nachträgliche Aufwertung lediglich ein 
J.gewinn geſchmälert wird 1201 4 

Die Annahme der Rückzahlung einer 
Hypothek in der %.zeit bedeutet nicht 
5 ern i. S. des § 776 BGB. 


Internationales Arbeitsrecht 
J. A. Schrifttum 1246 
Die öffentlich⸗rechtlichen Beſtimmungen 
des Betr. gelten nicht im Ausland. 
Den Mitgliedern einer nicht kraft Betr⸗ 
RG. gewählten Betriebsvertretung kann 
der Kündigungsſchutz der Betriebsver⸗ 
tretungsmitglieder nicht im Wege der 
Vereinbarung zugeſichert werden 6041 
Internationaler Gerichtshof 
Entſcheidungen des ſtändigen J. G. in 
deutſcher überſetzung. Schrifttum 571 
Der amerikaniſch⸗holländiſche Streit um 
die Inſel Palmas vor dem Ständigen 
J. G. im Haag. Schrifttum 573 
Internat. Kriminaliſtiſche Vereinigung 
Mitteilungen der J. K. V. Schrifttum 927 
Internationales Privatrecht 
Zur Frage des renvoi 565 
Das deutſche i. P. auf Grundlage der 
Rechtſprechung dargeſtellt. Schriftt. 569 
Die Bedeutung des Parteiwillens im i. P. 
Schrifttum 569 
Die internationale juriftifche 
Schrifttum 570 
Art. 14, 27 EGBGB. Bei verſchiedener 
Staatsangehörigkeit der Ehegatten be- 
urteilt ſich das perſönliche Eherecht 
nicht nach der Staatsangehörigkeit des 
Ehemanns, ſondern nach der letzten ge⸗ 
meinſamen. Die Rückverweiſung iſt 
auch für das auf die perſönl. Rechts⸗ 
beziehungen anwendbare Recht anzu⸗ 
erkennen 5991 
Art. 17 EGBGB. Iſt die Zuſtändigkeit 
durch rechtskräftiges Zwiſchenurteil be⸗ 
jaht, jo wird fie auch im Scheidungs⸗ 
prozeß zwiſchen Ausländern nicht 
durch Veränderung der Umſtände be⸗ 
rührt. Daraus ergibt ſich auch die 
Fortgeltung des materiellen Schei⸗ 
dungsrechts 601 6 
Art. 19, 27 EGBGB. Das Rechtsverhält⸗ 
nis zwiſchen minderjährigen Auslän⸗ 
dern und ihren Eltern richtet ſich nach 
ihrem Heimatsrecht. Wenn ein aus⸗ 
ländiſches Recht bezüglich einer Ver⸗ 
fügung Minderjähriger über ein in 
Deutſchland liegendes Grundſtück die 
vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 
eines deutſchen Gerichts zuläßt, ſo kann 
eine vom deutſchen Gericht erteilte Ge- 
nehmigung nur dann Wirkſamkeit ha⸗ 
ben, wenn nach deutſchem Recht das 


Perſon. 


ren geſchloſſene Vergleich wirkt nicht 
im Deutſchen Reich 2978 


Internationales Zivilprozeßrecht 
Bemeſſung des Streitwerts nach inter⸗ 


nationalem Recht 11751 


Iſt die Zuſtändigkeit durch rechtskräftiges 


Zwiſchenurteil bejaht, ſo wird ſie auch 
im Scheidungsprozeß zwiſchen Aus- 
ländern nicht durch Veränderung der 
Umſtände berührt 6015 


Die Überprüfung der Gültigkeit einer in 


Oſterreich von einer Oſterreicherin mit 
einem Ausländer geſchloſſenen Ehe iſt 
trog der nunmehr ausländ. Staats⸗ 
angehörigkeit der Ehegattin durch ein 
öſterreichiſches Gericht vorzunehmen, 
und zwar durch jenes, das vom Ober- 
ften Gerichtshof gem. § 28 IgZuſtG. 
beſtimmt wird 6141 


Die vor deutſchen Gerichten in einem 


der deutſchen ZPO. unterliegenden Ver⸗ 
fahren vorgenommene Eideszuſchiebung 
iſt für die ausländiſche Partei ver⸗ 
bindlich 600% 


Deutſch⸗ſchweizeriſcher Vollſtreckungsver⸗ 


trag v. 2. Dez. 1929. Genfer Abkommen 
über die Vollſtreckung von Sieds- 
ſprüchen. Vollſtreckung des Urteils 
eines ſtändigen Schiedsgerichts in der 
Schweiz. Es genügt, daß der Schieds⸗ 
618 255 nach deutſchem Recht gültig iſt 
615 4 


Inzidentfeſtſtellungsklage (8 280 ZPO.) 
Die Erlaſſung eines Teilurteils ſetzt vor⸗ 


aus, daß über beſtimmten Teil des 
Klaganſpruchs entſchieden wird mit der 
Wirkung, daß die Entſcheidung von 
dem weiteren Verlauf des Streits 
unter keinen Umſtänden mehr berührt 
wird. Die Feſtſtellung eines Anſpruchs 
durch J. hat zur Vorausſetzung, daß 
das Rechtsverhältnis ein anderes ſei, 
als das der Hauptklage zugrunde lie⸗ 
gende. Wenn das BG. über einen 
durch ſelbſtändigen Antrag dem Ge⸗ 
richt unterbreiteten Anſpruch durch 
Zwiſchenfeſtſtellungs⸗Teilurteil entſchie⸗ 
den hat, ſo iſt die Reviſion zuläſſig, 
auch wenn das Urteil ſeinem Inhalt 
nach auf Zwiſchenurteil über ein ſelb⸗ 
ſtändiges Angriffs⸗ oder Verteidigungs⸗ 
mittel hinausläuft. Die Abgrenzung 
zwiſchen 88 280 und 268 3PO. hat 
mit derjenigen zwiſchen $$ 529 und 
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268 BPO. auch dann nichts zu tun, 
wenn der neu erhobene Anſpruch im 
Wege des § 280 ZPO. geltend ge- 
macht wird 65013 
Irland 
Erhöhung der Altersgrenze für Richter 
in J. 564 
Irrtum 
Kein zur Anfechtung berechtigender J., 
wenn der Anfechtende bei Abgabe ſei⸗ 
ner Willenserklärung in bewußter Un⸗ 
gewißheit über den Inhalt ſeiner Er⸗ 
klärung war und auf Klarſtellung ver⸗ 
zichtete. Rechts J. über die Anfech⸗ 
tungsmöglichkeit ſchiebt die Anfech⸗ 
tungsfriſt nicht hinaus 469 6 
Für die Entſcheidung, ob der J. über 
die Eigenſchaft als Schwerbeſchädigter 
zur Anfechtung nach § 119 BGB. 
führen kann, bedarf es jeweils der 
Prüfung, ob der Arbeitgeber bei Kennt⸗ 
nis von der Schwerbeſchädigung und 
bei verſtändiger Würdigung des Falles 
die Einſtellung nicht vorgenommen ha⸗ 
ben würde 127919 
Wenn es für die Anwendbarkeit des 
8 779 BGB. auch genügen kann, daß 
Rechts J. hineingeſpielt hat, fo darf es 
kein Rechts J. fein, der die Rechtslage, 
die der Vergleich zu einer gewiſſen 
machen will, alſo den Vergleichsgegen⸗ 
ftand ſelbſt betrifft; vielmehr kommt 
nur Rechts J. in Betracht, der ein dem 
Vergleich als feſtſtehend zugrunde ge⸗ 
legtes Rechtsverhältnis betrifft. Beim 
Vorliegen eines übereinſtimmenden J. 
über die objektive Vergleichsgrundlage 
kann aber für die Einrede der allge⸗ 
meinen Argliſt gegenüber der Beru⸗ 
fung auf den Vergleich Raum ſein 
1132 4 
Ausſchließung aus Genoſſenſchaft wegen 
Nichteinzahlung von 30% auf den Ge- 
ſchäftsanteil. Muß die Satzungsver⸗ 
letzung des Mitglieds ſchuldhaft ſein, 
ſo genügt doch bloßer J. nicht, die 
Schuld zu beſeitigen 10106 
Das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit ent⸗ 
wickelt an der Lehre vom Hausfrie⸗ 
densbruch. Schrifttum 384 
§ 59 StGB. nicht anwendbar, wenn je- 
mand über die ein Rahmengeſetz aus⸗ 
füllende Rechtsnorm im J. iſt 81115 
8 59 StGB. Irrtümlicher Glaube des 
Arbeitgebers, ſeinen Arbeitern den ver⸗ 
einbarten Lohn voll ausbezahlt und 
Beitragsteile der Arbeiter nicht ein⸗ 
behalten zu haben, iſt J. über Tatum⸗ 
ſtände 12556 
Die Zuſtimmung der geſetzlichen Betriebs⸗ 
vertretung kann durch die Zuſtimmung 
der Belegſchaft erſetzt werden. J. hier⸗ 
über fällt nicht unter § 59 StGB. 
1263 11 
J. über die Verbindlichkeit mündlicher 
Tarifvereinbarungen fällt nicht unter 
859 StGB. 12623 
J.anfechtung von Gerichtsſtandsvereinba⸗ 
rungen 6871 
8 802 StPO. Die Zurücknahme der Be⸗ 
rufung kann weder widerrufen noch 
wegen J. angefochten werden 4049 
§ 329 StPO. Der Rechts J. des Angekl., 
die Entſendung eines ſchriftlich bevoll⸗ 
mächtigten Verteidigers in die Haupt⸗ 
verhandlung genüge zur Verfolgung 
ſeiner Berufung, kann ſein Ausbleiben 
in der Hauptverhandlung entſchuldi⸗ 
gen 1152 24 
Diſziplinarverfahren. Irrtümliche Rechts⸗ 
überzeugung. Die Beamten der Reichs⸗ 
bahn ſind Reichsbeamte 516! 
Irrtumsentſchuldigungs verordnung 
Die J. findet nicht Anwendung auf die 
Arbeitszeitverordnung und die Ver⸗ 
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ordnung über die Regelung der Ar⸗ 
beitszeit der Angeſtellten 1256? 
Italien 
Der deutſche Remittent haftet für einen 
einer italieniſchen Bank indoſſierten, 
auf eine in Frankreich anſäſſige Bank 
gezogenen Scheck 6021 
Jugendgericht 
58 11, 34 Jug. Der Jugendrichter ift 
zur Entſcheidung über die nachträgliche 
Ausſetzung einer Freiheitsſtrafe auch 
zuſtändig, wenn anderes Gericht in 
1. Inſtanz erkannt hat 96216 
Jugoſflawien 
Das gerichtliche Ausgleichsverfahren mit 
Berückſichtigung der in den auswärti⸗ 
gen, insbeſ. der in den verſchiedenen 
Gebieten der ehem. öſterr.⸗ungar. Mon⸗ 
archie derzeit geltenden Geſetze. Jugo⸗ 
fam. und tſchechoſlow. Recht. Schrift⸗ 
tum 163 
Deutſch⸗jugoſlow. Handels- und Shiff- 
fahrtsvertrag. Trotz der Zuſicherung 
freien Zutritts zu den Gerichten haben 
Sugoflawen weiterhin in Deutſchland 
Rach 8 110 3PO. Sicherheit zu leiſten 
601 
Juriſtenkalender 
für das Jahr 1932. Schrifttum 25 
Juriſtiſche Perſon 
vgl. auch Verein 
Die Fälſchung der zweiten zur Vertre- 
tung einer j. P. notwendigen Unter⸗ 
ſchrift eines geſetzl. Vertreters durch 
den andern iſt keine Vertretungshand— 
lung und macht die j. P. auch nicht 
als Deliktshandlung verbindlich 6443 
Die Schutzbeſtimmung des § 811 Ziff. 5 
BPO. gilt nicht zugunſten j. P. 2081 
J. P. können, abgeſehen von Behörden, 
nicht beleidigt werden 966 26 
Der deutſch⸗engliſche Handels- u. Schiff⸗ 
fahrtsvertrag v. 2. Dez. 1924 macht für 
engliſche j. P. nicht die ſonſt für aus⸗ 
ländiſche j. P. zum Erwerb von in 
Preußen gelegenen Grundſtücken not⸗ 
wendige Genehmigung entbehrlich 5981 
Die internationale J. P. Schrifttum 570 
Juſtiz 8 
Die amerikan. J., vom Standpunkt eines 
deutſchen Juriſten 553 j 
Die deutſche J., vom Standpunkt eines 
amerikan. Juriſten 556 
Juſtizſtreik, belgiſcher 
vgl. unter B. 
Juſtizverwaltung 
vgl. unter Sparmaßnahmen 
Kaffee 
Die VO. über Inkraftſetzung der Zoll⸗ 
erhöhungen für K. u. Tee v. 20. Febr. 
1930 iſt rechtsgültig. Als Nachzollpflich⸗ 
tige können nach Art. 2 8 3 dieſer VO. 
ſowohl der unmittelbare Beſitzer wie 
der mittelbare Beſitzer in Betracht 
kommen 285 43 
Kaffee Hag 
Verwirkung des Unterlaſſungsanſpruchs 
wegen unrichtiger Reklamebehaußtun⸗ 
gen („koffeinfrei und daher völlig un⸗ 
ſchädlich“) 878 11 
Kaninchen 
8 7, 8, 10, 41 uſw. Pr Jagd. Schlin⸗ 
genſtellen iſt in Preußen auch gegen⸗ 
über Wildſchaden verurſachenden wil⸗ 
den K. ſtrafbar 107215 
Kapitalertragſteuer 
Wenn Genoſſenſchaftsbrauerei, die ihren 
Geſchäftsbetrieb nicht auf den Kreis 
ihrer Mitglieder beſchränkt, außer Di- 
vidende auch noch Warenrabatte gibt, 
dann unterliegen letztere nicht dem 
Steuerabzug vom Kapitalertrag 286 45 
Kapitalverkehrſteuer 
$ 6a KapVerkStG. Dadurch, daß GmbH., 
nachdem ihre Auflöſung beſchloſſen und 


ins Handelsregiſter eingetragen wor⸗ 
den iſt, vor Beendigung der Liquida⸗ 
tion in werbende Geſellſchaft zurück⸗ 
verwandelt wird, wird Geſellſchafts⸗ 
ſteuerpflicht nicht ausgelöſt, ſofern das 
Stammkapital noch unverſehrt geblie⸗ 
ben iſt oder ſoweit es ſchon ausge⸗ 
zahlt war, wieder hineingebracht wor⸗ 
den ift 1030 5 
88 25, 27, 84 KapVerkStcz. Iſt Inhaber⸗ 
ſchuldverſchreibung außerhalb Preu⸗ 
ßens errichtet und werden die in ihr 
enthaltenen Rechte durch eine in Preu⸗ 
ßen errichtete Urkunde ſichergeſtellt, ſo 
iſt der Sicherſtellungsſtempel der Tar⸗ 
St. 15 III Stemp&t®. fo zu berechnen, 
als ob beide Urkunden in Preußen er⸗ 
richtet worden wären. Somit iſt auch 
zu prüfen, ob der Sicherſtellungs⸗ 
ſtempel deshalb entfällt, weil bei Aus⸗ 
ſtellung der Schuldverſchreibung in 
Preußen der Schuldverſchreibungsſtem⸗ 
pel mit Rückſicht auf das K.geſetz nicht 
zur Entſtehung gelangt wäre 74718 
Die auf § 73 I u. III KapVerkStcg. be- 
ruhende Verpflichtung des Notars zur 
Überſendung von Urkundenabſchriften 
kann zum Inhalt einer beſonderen An⸗ 
ordnung i. S. von § 202 RAbg O. 1931 
u. die Frage der Rechtmäßigkeit einer 
ſolchen Anordnung im Einzelfall zum 
Gegenſtand des Beſchwerdeverfahrens 
nach § 305 RAbgO. 1931 gemacht iwer- 
den 1352 
Kapitän 
Seeſchiffer (K.) auf großer Fahrt, der 
lediglich infolge Kurzſichtigkeit ſeine 
bisherige Tätigkeit nicht mehr aus⸗ 
üben kann, kann auf Berufstätigkeiten 
an Land mit ſeemänniſchem Einſchlag 
verwieſen werden und iſt deshalb nicht 
berufsunfähig 610% 
Karlsruhe 
Kraftfahrvorſchriften für K. Schriftt. 774 
Kartell 
Die rechtliche Struktur der Quote und 
Probleme der Quotenübertragung. 
Schrifttum 715 
Das K.problem im Lichte der deutſchen 
Kliteratur. Schrifttum 715 
Das Schlichtungs K. Schrifttum 715 
88 1,9 KartVoO. Verband darf feine Mit- 
glieder verpflichten, den Geſchäftsver⸗ 
kehr mit Lieferanten zu unterlaſſen, 
die auf Fakturierung mit Wertſiche⸗ 
rungsklauſeln nicht verzichten wollen 
765 1 
Von einem K. oder Syndikat einem ein⸗ 
zelnen Kunden eingeräumte Sonder⸗ 
preiſe find nicht gebundene Preiſe i. S. 
der 4. Not VO. v. 8. Dez. 1931 700 
Kartoffeln 
In der Stellung von „Salzwagen“ zum 
K.transport liegt kein grobes Verſchul⸗ 
den der Reichsbahn. Wenn der Ver⸗ 
lader die K. nicht gegen das Salz 
durch Stroh od. dgl. ſchützt, ſo iſt darin 
weder Mangel der Verladung zu er⸗ 
blicken, noch trifft den Verlader ein 
Verſchulden. K. gehören nicht zu den 
Gütern des Art. 86 Ziff. 4 Eiſenb VO. 
Der gemeine Wert wird nach dem Ver⸗ 
kaufs⸗, nicht nach dem Einkaufswert 
berechnet 4241 
Käfe 
Vergütungsanſpruch nach § 4 UmfStG. 
ſteht dem Unternehmer nicht zu, der 
im Ausland jungen, noch der Nach⸗ 
reife bedürftigen K. erworben und die⸗ 
ſen erſt nach einer im weſentlichen in 
beſonderer Lagerung beſtehenden, die 
Nachreife bezweckenden Behandlung in 
ausgereiftem Zuſtand ins Ausland ge⸗ 
liefert hat 27726 


Kauf 

vgl. auch K. unter Eigentumsvorbehalt 
unter E., ferner Wiederkaufsrecht, Bor- 
kaufsrecht 

K. oder Pacht. übergangsfragen. Min- 
deſtjahrespacht, wenn Pachtzins nach 
Ertrag beſtimmt. Kündigungsrecht 10661 

§ 566 BGB. gilt nicht für Abreden über 
käuflich dem Mieter oder Pächter über⸗ 
laſſenes Inventar 1068 6 

Übertragung eines Unternehmens mit 
zeitlich unbegrenztem Konkurrenzver⸗ 
bot iſt K. einer Sachgeſamtheit, der 
während der Dauer des Verbots noch 
nicht erfüllt iſt und von dem ein Rück⸗ 
tritt durch 8 454 BGB. nicht ausge⸗ 
ſchloſſen ift 877 10 

§ 482 BGB. Zuſicherung einer Eigen⸗ 
ſchaft oder Garantievertrag 10771 

Der Angeſtellte eines Kliebhabers, dem 
von ſeiten des Verkäufers, mit dem er 
die Verhandlungen führen foll, Bu- 
wendungsverſprechen gemacht wird, iſt 
verpflichtet es abzulehnen, zum minde⸗ 
ſten aber, wenn er das Verſprechen 
angenommen hat, den Klliebhaber dar- 
über aufzuklären. Die Unterlaſſung 
dieſer Verpflichtung kann die Anfecht⸗ 
barkeit des K.vertrags wegen arg- 
liſtiger Täuſchung begründen 9301 

Die Befreiungsvorſchrift der Tar St. 7 IX 
Nr. 3 PrStempStG., nach der K. und 
Lieferungsverträge über Mengen von 
Sachen oder Waren ſtempelfrei ſind, 
ſofern die Sachen oder Waren im In⸗ 
land im Betrieb eines der Vertrag⸗ 
ſchließenden erzeugt oder hergeſtellt 
wurden, findet keine Anwendung, wenn 
Überbauten an der Bauſtelle zuſam⸗ 
mengefügt und danach im ganzen in 
den Boden eingefügt werden. Die mit 
dem Grund und Boden verbundenen 
überbauten find nicht als Menge ein- 
zelner Sachen, ſondern als Sachge⸗ 
ſamtheit anzuſehen 2374 

Die Tragung von Einfuhrzöllen in Lie⸗ 
ferungsverträgen nach engl. Recht 701 

Kaufmann 

88 1 und 2 HGB. Häuſerverwaltung ift 
kein Handelsgewerbe 7522 

§ 4 HGB. Bei der Abgrenzung des Be- 
triebs des Voll. vom Kleingewerbe 
ift nicht nur der Umfang, ſondern 
auch die Art des Betriebs zu berück⸗ 
ſichtigen. Um als Kleingewerbe zu gel⸗ 
ten, muß Geſchäft in jenen beiden Be⸗ 
ziehungen ſo beſchaffen ſein, daß es 
eine kaufmänniſche Einrichtung nicht 
erfordert 10202 

Bei Berechnung der Aufwertung ſind die 
Verhältniſſe der Parteien bei Urteils⸗ 
erlaß, nicht bei Erhebung der Klage 
zu berückſichtigen. Für die Aufwer⸗ 
tungsſchuld eines K. kommt auch, wenn 
ſie auf Auseinanderſetzung über das 
Geſchäftsvermögen beruht, nicht nur 
dieſes, ſondern auch ſein Privatver⸗ 
mögen in Betracht 3343 

K., der ſich gegen den von einem andern 
veranlaßten Schein, als habe er für 
die Verpflichtungen des anderen eine 
Garantie übernommen, trotz Kenntnis 
dieſer Sachlage nicht ausdrücklich wehrt, 
vielmehr die täuſchende Wirkung be⸗ 
wußt fortbeſtehen läßt, tritt dadurch 
zu der getäuſchten Perſon nicht in 
ein Vertragsverhältnis. In ſolchen 
Fällen kommt nur der Tatbeſtand 
einer unerlaubten Handlung in Be⸗ 
tracht. Beſondere Umſtände können die 
Rechtspflicht zu einem aufklärenden 
Eingreifen begründen 3955 

Pfändung eines Lieferwagens, deſſen ſich 
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ein K. zur Belieferung der Landkund⸗ 
ſchaft bedient 18514 
88 222 II, 230 II StGB. K., der mit fei- 
nem Kraftwagen Geſchäftskunden oder 
Lieferanten aufſucht, um mit ihnen 
Geſchäfte abzuſchließen, benutzt den 
Wagen zu Hilfs⸗ oder Nebenverrich⸗ 
tungen ſeines Gewerbebetriebes und 
unterliegt der beſonderen Sorgfalts⸗ 
pflicht des Berufsfahrers. Benutzt er 
dagegen den Wagen nur, um von ſei⸗ 
ner Wohnung nach ſeinem Geſchäfts⸗ 
lokal und von da wieder nach Hauſe 
zu gelangen, ſo unterliegt er nur der 
allgemeinen Sorgfaltspflicht 802 22 
Kaufmannsgericht 
vgl. unter Gewerbeger. 
Kauſalzuſammenhang 
SS 222, 230 StGB. Wird der K. zwiſchen 
dem fahrläſſigen Verhalten einer Per⸗ 
ſon u. dem hieran ſich ſchließenden 
rechtswidrigen Erfolg ſchon durch die 
bloße Möglichkeit ausgeſchloſſen, daß 
der Erfolg auch bei pflichtgemäßem 
Verhalten eingetreten wäre? 41113 
§$ 222, 230 StGB. Zur Annahme des K. 
zwiſchen einer reinen Unterlaſſung u. 
einem rechtsverletzenden Erfolg iſt aus⸗ 
reichend, aber auch erforderlich das 
Beſtehen einer an Gewißheit grenzen⸗ 
den Wahrſcheinlichkeit, daß bei pflicht⸗ 
gemäßem Verhalten d. rechtsverletzende 
Erfolg nicht eingetreten wäre 413 16 
$$ 222, 230 StGB. Denjenigen, der durch 
ſein Verhalten ſelbſt Mißverſtändnis 
veranlaßt hat, das die Gefahr eines 
ſtrafbaren Erfolgs begründet, trifft die 
Rechtspflicht, dieſem Mißverſtändnis 
mit Sicherheit vorzubeugen. Annahme 
des K. zwiſchen fahrläfliger Unterlaſ⸗ 
ſung, die in Beziehung zu vorausge⸗ 
gangenem Tun ſteht, u. dem rechts⸗ 
verletzenden Erfolg wird nicht ſchon 
durch den bloßen Zweifel daran, ſon⸗ 
dern erſt durch die an Gewißheit gren⸗ 
zende Wahrſcheinlichkeit ausgeſchloſſen, 
daß das pflichtgemäße Verhalten des 
Täters ohne Erfolg geblieben wäre 
947 16 
Kaution 4 
ſiehe unter Sicherheitsleiſtung; vgl. fer- 
ner Emigrantenkaution, Pachtkaution 
unter BI 5 
Kindesvermögen 
88 1660, 1654 BB. In dem Rechtsſtreit 
zwiſchen Vater u. Kind haftet der 
Vater f. die Gerichtskoſten nicht, wenn 
das Kind rechtskräftig zur Koſtentra⸗ 
gung verurteilt ift 676 641 
Kipp. Theodor ] 
Ein Vortrag. Schrifttum 33 
Kirche 
Art. 10 Ziff. 1, 12 Staatsgeſ. v. 8. April 
1924 betr. die K. Verfaſſung der evang. 
Landeskirchen. Grenzen des Beanſtan⸗ 
dungsrechts des RegPräſ. 5381 
Kirchenſteuer 
Für K. Forderungen älteren Rechts ift in 
Preußen der Rechtsweg zuläſſig; das 
gilt auch, wenn die Steuer zur Deckung 
von Bauausgaben erhoben wird 2404 
Klageänderung 
Die Abgrenzung zwiſchen 88 280 u. 268 
ZPO. hat mit derjenigen zwiſchen 
$8 529 u. 268 BPO. auch dann nichts 
zu tun, wenn der neu erhobene An⸗ 
ſpruch im Wege des 8 280 ZPO. gel- 
tend gemacht wird 650 13 
Klageantrag 
Der verſehentlich unrichtige K. kann noch 
in der Rev Inſt. aus dem Klagevor⸗ 
bringen ergänzt werden 7203 10073 
Klagebefugnis 
Zuläſſig iſt, daß ſämtliche Mitglieder 
eines nichtrechtsfähigen Vereius ihre 
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Anſprüche an einzelnes Vereinsmitglied 
abtreten, um dieſem die K. für den 
Verein als ſolchen zu beſchaffen 201 40 
Bei in ungeteilter Erbengemeinſchaft 
verbundenen, als Miteigentümer im 
Grundbuch eingetragenen Perſonen ſind 
hinſichtlich dinglicher Anſprüche — ins⸗ 
beſ. des auf den Hypothekenverzicht 
aus § 1169 BGB. —, wenn auch nur 
einem Teil von ihnen die den Anſpruch 
begründenden Einreden zuſtehen, doch 
alle klageberechtigt 588 6 
Klagerhebung 
3253 BPE. Die Ladung zum Termin, 
obwohl weſentlicher Beſtandteil der 
Klage, kann ſich auch ohne ausdrück⸗ 
liche Worte aus dem Inhalt ergeben 
(Verjährungsunterbrechung durch K.) 
1016 
Iſt Klage nicht ordnungsgemäß erhoben, 
ſo iſt das Urteil des erſten Richters, 
der dies nicht beachtet hat, zu ändern 
u. die Klage abzuweiſen. Bei nach § 11 
ArbGG. unzuläſſiger K. durch RA. 
kann Verzicht durch Nichtausübung des 
Rügerechts nicht wirkſam erfolgen 1314 
Klagerücknahme 
§ 271 ZPO. Wenn im Offenbarungs⸗ 
eidsverfahren, nachdem der Schuldner 
durch Hinterlegung in Gemäßheit von 
§ 713 II BPD. die Zwangsvollſtreckung 
abgewendet hat, der Gläubiger ſeinen 
Antrag zurücknimmt, ſo treffen ihn die 
Koſten 2077 
Die Ermäßigung der Gerichtskoſten bei 
K. (829 GRG.) 1118 
Dem Armenanwalt ſteht volle Prozeß⸗ 
gebühr zu, wenn er nach Beiordnung 
die Klage zurücknimmt, ohne daß er, 
von der Zurücknahme abgeſehen, einen 
Schriftſatz eingereicht hat 11711 
Als K. i. S. des § 29 GKG. gilt jede Er- 
klärung des Kl., daß eine gerichtliche 
Entſcheidung unterbleiben ſolle. Nach 
vorangegangenem Mahnverfahren hat 
der Kl. im Fall des § 29 II GRG. ½ 
und ½ Gebühren zu entrichten 12020 
Bei K. nach vorausgegangenem Mahn⸗ 
verfahren umfaßt die Ermäßigung der 
Gebühr gem. § 29 II GRG. die Mahn⸗ 
gebühr nicht mit. Die Mahngebühr 
ſtellt nach h. M. eine ſelbſtändige Ge⸗ 
bühr dar, die mit dem Erlaß des Zah⸗ 
lungsbefehls endgültig entſtanden iſt 
676 30 
Streitwertfeſtſetzung beim Arbeitsgericht 
bei teilweiſer K. 133 2 
Klauſel 
Die Klauſel „Kaſſa gegen Dokumente“ 
nötigt den Käufer dann nicht zur Vor⸗ 
leiſtung, wenn die Ware gleichzeitig 
mit den Dokumenten am Beſtimmungs⸗ 
ort eintrifft 5865 
Kleinbahnen 
vgl. unter Eiſenbahn 
Kleingarten⸗ u. Pachtlandordnung 
851 u. III. Verliert Zwiſchenpächter von 
Kleingartenland die Gemeinnützigkeit, 
ſo wird der Pachtvertrag nichtig. Wird 
nunmehr Pachtvertrag desſelben In⸗ 
halts mit neuem gemeinnützigen Zwi⸗ 
ſchenpächter vom Zentralkleingartenamt 
feſtgeſetzt, das auch den erſten Pacht⸗ 
vertrag feſtgeſetzt hatte, ſo iſt eine in⸗ 
zwiſchen von einem Bezirksamt ohne 
Kenntnis des Zentralamts verfügte 
Anderung des Pachtvertrags ohne Wir⸗ 
kung 10674 
Knappſchaft 
dennen des RKnappſchck. 
§ 26 RKnappſchG. a. F. Für die bei einem 
K. Verein des Saargebiets zurückgeleg⸗ 
ten Dieuſtjahre hat die Reichs K. einem 


— 
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Penſiouskaſſenmitglied keine Alterspen⸗ 
ſion zu gewähren 289 10 

88 28, 49 RKnappſchch. Das RKnappſchcG. 
kennt keine der RVO. u. dem Ang- 
Beri. entſprechende Vorſchrift, nach 
der die Anwartſchaft während der ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Beſchäftigung er⸗ 
liſcht, wenn nicht beſtimmte Zeiträume 
mit Beiträgen belegt find 1326 8 

Unter Betrieb i. S. von § 39 RKnappſchG. 
iſt wirtſchaftliches Unternehmen zu ver⸗ 
ſtehen 764 

Befreiung von der knappſchaftlichen Pen⸗ 
ſionsverſicherungspflicht kann nach 
8 51 RKnappſchG. i. Verb. m. 8 29 
RKnappſchö. für einen Angeſtellten 
nur dann gewährt werden, wenn die 
Vorausſetzungen der 88 12 Nr. 4, 14 
Ang VerſG. vorliegen 763 

854 RKnappſchcch. Zuſchläge, die mit 
Rückſicht auf den Familienſtand gezahlt 
werden, gehören zum Arbeitsentgelt 
289 11 

866 Rͤnappſchcß. Die Angpenſionskaſſe 
hat die den Verſicherten günſtigeren 
Leiſtungen des AngBerj®. ſtets zu ge- 
währen, ſelbſt wenn es ſich um Lei⸗ 
ſtungen handelt, die ihrer Art nach im 
RKnappſchcz. vorgeſchrieben find 289 12 

Zu den früheren deutſchen K. Vereinen 
i. S. des § 78 Rͤnappſchch. gehören 
der K. Verein der Burbacher Hütte u. 
der Röchlinger K. Verein nicht; beide 
ſind vielmehr bei dem Übergang der 
Staatshoheit über Elſaß⸗Lothr. an 
Frankreich als ſelbſtändige ausländ. 
Verſicherungsträger beſtehen geblieben 
K 2 

893 Ziff. 1 REnappihG. Ein Penſions⸗ 
empfänger, der aus dem Deutſchen 
Reich ausgewieſen iſt u. keine Einreiſe⸗ 
erlaubnis zu dauerndem Aufenthalt 
erhält, hält ſich nicht freiwillig im 
Ausland auf 538 4 

Sind bei einer Leiſtung aus der knapp⸗ 
ſchaftlichen Penſionsverſicherung Stei⸗ 
gerungsbeträge für Beiträge der In⸗ 
validenverſicherung gewährt worden, 
obwohl auch die Wartezeit in der In⸗ 
validenverſicherung erfüllt ift, jo tön- 
nen ſie im Wege der neuen Feſtſtel⸗ 
lung gem. 897 II RKnappſchcg. wieder 
abgeſetzt werden 765 

8106 Rͤnappſchc. Der Grundbetrag der 
Witwenrente aus der knappſchaftlichen 
Penſionsverſicherung ruht auch dann, 
wenn die Witwe die ihr daneben ge⸗ 
währte Rente aus der Invaliden⸗ od. 
Altersverſicherung aus eigenem Recht 
bezieht 768 

8108 Räͤnappſchc h. Bei Betrieben, für 
die Tarifverträge abgeſchloſſen worden 
ſind, ſind bei Ermittlung des Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes nicht in allen Fällen 
die tariflichen Gedingelöhne der Lohn⸗ 
ordnungen maßgebend. Dieſe kommen 
jedenfalls dann nicht in Frage, wenn 
der Tarif — wie im Ruhrgebiet — 
lediglich Mindeſtlöhne vorſieht. In ſol⸗ 
chem Fall bedarf es vielmehr ſtets der 
Feſtſtellung, welchen Lohn die in Frage 
kommende Gattung v. Arbeitern durch⸗ 
ſchnittlich tatſächlich erzielt 2145 

§ 109 II Rfnappfh®. Zu den „Beiträgen 
zur Reichs K.“ dieſer Vorſchrift gehören 
auch Beiträge zur Angeſtellten⸗ u. Ar⸗ 
beiterabteilung der Penſionskaſſe des 
Reichs K. Vereins in der Zeit v. 1. Jan. 
1924 bis 30. Juni 1926, ſowie zu den 
Beamten- od. Arbeiterabteilungen der 
früheren K. Vereine, deren Rechtsnach⸗ 
folg. d. Reichs K. geworden ift 1326 

88.114 J, 144 I Rͤnappſchc h. Sind knapp⸗ 
ſchaftliche Penſionskaſſenbeiträge in der 
irrtümlichen Annahme der Verſiche⸗ 
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rungspflicht entrichtet, ſo kann der 
Verſicherte die von ihm ſelbſt getrage⸗ 
nen Beitragsteile zurückfordern 777 

Satzungsbeſtimmungen über die Minde⸗ 
rung der Leiſtungen der Penſionsver⸗ 
ſicherung nach § 132 III RKnappſchcg. 
find? — vorbehaltlich des 8 132 IV 
RͤKnappſch. — auch dann rechtsgül⸗ 
tig, wenn bei einzelnen Leiſtungsberech⸗ 
tigten der Anſpruch auf die Penſions⸗ 
kaſſenleiſtung fortfällt 778 

Unter Vorſchuß des Arbeitgebers i. S. 
von 8 224 I RKnappſchG. find tatſäch⸗ 
liche Vorleiſtungen zu verſtehen, die der 
Arbeitgeber mit Rückſicht u. in der 
Abſicht auf Anrechnung dieſer Vor⸗ 
leiſtungen auf die Leiſtungen der 
Reichsknappſch. gewährt. Macht die Ar- 
beitgeberin eines Penſions⸗ od. Ruhe⸗ 
geldempfängers wegen einer ſolchen 
Vorleiſtung Anſpruch auf einen Teil 
der Penſion od. des Ruhegelds geltend, 
ſo kann ſie dem Rechtsſtreit zwiſchen 
ihrem Arbeitnehmer u. der Reichs. 
auf Zahlung der Penſion zwar nicht 
als Nebenintervenientin beitreten; ihr 
Beitritt iſt aber einer Hauptinterven⸗ 
s i. S. des § 64 BPI. gleichzuachten 
5383 

Art. 17, 18 RKnappſchéEinfG.; 8 240 
RKnappſchc B. Das Fortbeſtehen eines 
Betriebs i. S. dieſer Vorſchrift kann 
nicht ſchon dadurch in Frage geſtellt 
werden, daß der Unternehmer wechſelt, 
ſei es durch Rechtsnachfolge, im Wege 
des Vertrags mit dem bisherigen Un⸗ 
ternehmer od. auf Grund Erbgangs, 
ſei es im Wege des Erwerbs aus der 
Konkursmaſſe des bisherigen Unter⸗ 
nehmers od. auf Grund Pachtver⸗ 
trags mit dem Konkursverwalter. In 
ſolchen Fällen iſt vielmehr ſtets zu 
prüfen, ob die Betriebstätigkeit des 
früheren Unternehmers noch fortge- 
führt wird 5371 

8247 RKnappſchG. Sind Dedungsmittel 
zur Abkürzung der Wartezeit in der 
Angeſtelltenverſicherung entrichtet, ſo 
können, ſofern Penſionskaſſenbeiträge 
für dieſe Zeit nicht vorliegen, die hier⸗ 
durch in der Angeſtelltenverſicherung 
zurückgelegten Beitragsmonate gem. 
88 122 Nr. 6, 122 a Nr. 1 Satzung der 
Reichs K. nicht als Beitragsmonate in 
d. Angeſtelltenverſicherung nach 8247 II 
RKnappſchG. angerechnet werden 28913 

Für die Einreihung von Gruppen von 
Verſicherten eines Tarifgebiets, die dem 
Gehaltstarif nicht unterſtehen, in eine 
d. Gehaltsklaſſen des § 54 Rͤnappſchcd. 
iſt, ſoweit die Neuberechnung von Pen⸗ 
jion nach 82471 RKnappſchG. od. ihre 
Berechnung nach 82481 RKnappſchc.. 
in Frage ſteht, das durchſchnittlich von 
dieſer Gruppe im Juli 1926 bezogene 
Endgehalt maßgebend 2904 

Der für die ſonſtige Sozialverſicherung 
vom Großen Senat aufgeſtellte Grund⸗ 
ſatz, daß Streitigkeiten über Rechts⸗ 
folgen aus der Abtretung eines vor 
den Verſicherungsbehörden der RVO. 
zu verfolgenden Anſpruchs in dem 
durch dieſes Geſetz geordneten Verfah⸗ 
ren zu entſcheiden ſind, gilt auch für 
Anſprüche, die im knappſchaftl. Spruch⸗ 
verfahren zu verfolgen find 1361 

Das Abkommen zwiſchen der ReichsͤK. u. 
dem poln. K. Verein v. 29. Dez. 1925, 
nach dem die Friſt für die Zahlung der 
Anerkennungsgebühren für in Polen 
wohnende Mitglieder früherer deut⸗ 
ſcher K. Vereine gehemmt wird, ift we- 
der im Rͤnappſchcs. noch in der 
Satzung der Reichs K. begründet, auch 
bisher nicht als Reichsgeſetz verkündet 


u. ſtellt daher nur freiwillige Verein⸗ 
barung dar 2147 
Zur Auslegung des Art. 38 des dtſch.⸗ 
poln. Abk. v. 26. Aug. 1922 über die 
Teilung des Oberſchleſ. K. Vereins 6102 
Knebelungsvertrag 
Bei den in der Inflationszeit geſchloſ⸗ 
ſenen Verträgen ſind die damals be⸗ 
ſtehenden Verhältniſſe u. Verkehrsan⸗ 
ſchauungen f. die Beurteilung, ob ob⸗ 
jektiv auffälliges Mißverhältnis von 
Wert u. Gegenwert u. ob Ausbeutung 
vorliegt, weitgehend zu berückſichtigen. 
Knebelung als Grund der Nichtigkeit 
aus § 138 BGB. liegt nicht vor, wenn 
die Beſchränkung in der Willens⸗ u. 
wirtſchaftlichen Freiheit nicht der Per⸗ 
ſon auferlegt iſt, alſo nicht, wenn ſie 
etwa nur die Bindung eines einzelnen 
Vermögensſtücks aus dem Geſamtgrund⸗ 
vermögen zum Ziele hat 371 
Kohle SAN 
Die Sparprämie, die bei der Brikettfabri⸗ 
kation dem Herſteller von ſeinem Auf⸗ 
traggeber f. die Erzielung von Er⸗ 
ſparniſſen bei der Verwendung des 
ihm gelieferten Peches gezahlt wird, 
iſt Teil des umſatzſteuerpflichtigen 
Werklohns. Wird bei der Lieferung 
von K. durch die Zeche an verarbeiten⸗ 
des Werk vereinbart, daß das Werk 
auf Anfordern der Zeche bei der Ver⸗ 
arbeitung gewonnene Produkte teil⸗ 
weiſe zu im voraus feſtgeſetzten Prei⸗ 
ſen wieder an dieſe zu liefern hat, ſo 
liegen in der Lieferung der K. u. in 
der Ablieferung von Pech u. Ol zwei 
getrennte wirtſchaftl. Vorgänge, von 
denen jeder umſatzſteuerpflichtig iſt 
1028 2 
Kohler, Joſeph 
Joſeph Kohler⸗Biographie. Schriftt. 36 
Kolonialwarengeſchäft 
Rückwirkung des Gaftjtätten®. Erteilung 
der Branntweinkleinhandelserlaubnis 
an Inhaber von K. 79“ 
Kommanditgeſellſchaft 
Eine K. haftet nicht aus 8 31 BGB. für 
unerlaubte Handlungen ihres Proku⸗ 
rijten 7224 1008 
Kommiſſion 
Die Beſtimmung des § 95 BörjG. bezieht 
ſich auf Kommiſſionäre aller Art, ins⸗ 
beſ. auch auf den kaufmänniſchen Ge⸗ 
legenheitskommiſſionär i. S. v. 8 40612 
HGB. Vorausſetzung iſt freilich immer, 
daß es ſich um K.Geſchäft handelt. 
Darunter kann vor allem auch ſog. 
Konſignationsvertrag fallen 74819 
Kommunalbeamte 
vgl. unter B. 
Kompetenzkonflikt 
Die PrVVO. betr. die K. ift zur Entſchei⸗ 
dung eines Zuſtändigkeitsſtreits zwi⸗ 
ſchen einer Reichsbehörde u. den Ge⸗ 
richten nicht anwendbar. Im Verfahren 
nach der AbgeltErweit VO. find aus⸗ 
ſchließlich Behörden od. beauftragte 
Stellen des Reichs zuſtändig 1421 
Art. 44 BayGem O. Der K. GerHof erklärt 
den bürgerl. Rechtsweg als unzuläſſig, 
für Klagen, durch die der Gemeinde 
auf Grund Gemeingebrauchs das Recht 
beſtritten wird, an öffentl. Straßen ein 
Sondernutzungsrecht in Anſpruch zu 
nehmen u. auf dieſer Grundlage für 
an ſich aus dem Gemeingebrauch ſich 
ergebende Handlungen Gebühren zu er⸗ 
heben 1422 
Konkurs 4 
vol. öſterr. Ausgleichsverfahren unter A. 
Kommentar zur KO. von Jaeger 6. u. 
7. Aufl. Schrifttum 161 
Handkommentar zur KO. Schriftt. 1004 


Arbeitsrechtf. Handbuch für das Ver⸗ 
gleichs⸗ u. K.verfahren. Schrifttum 162 

Der gerichtlich beſtätigte Nachlaßvertrag 
mit Vermögensabtretung außer Kon⸗ 
kurs. Schweizer Schrifttum 1004 

88 3, 59, 212 KO. Maſſeſchuld im K. 
einer OHG. ift nicht ohne weiteres 
auch Maſſeſchuld in den Konkurſen 
ihrer Geſellſchafter 101711 

Der Rechtsſtreit über einen Unterlaj- 
ſungsanſpruch, der ſich gegen den ein⸗ 
gerichteten Gewerbebetrieb des Gemein⸗ 
ſchuldners richtet, kann vom Keverwal⸗ 
ter u. bei deſſen Weigerung vom Ge⸗ 
meinſchuldner gem. § 10 RD. aufge- 
nommen werden 87912 

§ 14 KO. Die vor der Keröffnung be- 
wirkte Pfändung einer Gehaltsforde⸗ 
rung ergreift wirkſam auch die erſt 
nach der Keröffnung fällig werdenden 
Beträge 179 R 

Lieferung von Gas, Waſſer u. Elektrizi⸗ 
tät an den K.verwalter 158 > 

§ 17 KO. Elektrizitäts⸗, Gas⸗ u. Waſſer⸗ 
werke, die eine Monopolſtellung genie⸗ 
ßen, dürfen die Weiterbelieferung nicht 
von voller Bezahlung ihrer Forderun⸗ 
gen für frühere Lieferungen abhängig 
machen 12571 

88 17, 46 KO. Beim Kauf einer Ware 
u. beim Verkauf derſelben unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt darf der Keverwalter 
das Kaufgeſchäft ablehnen, das Ver⸗ 
kaufsgeſchäft erfüllen. Dem Vorbe⸗ 
haltsverkäufer ſteht am Erlöſe kein 
Erſatzausſonderungsrecht zu, auch wenn 
dem Vorbehaltskäufer der Weiterver⸗ 
kauf nur unter der Bedingung geſtattet 
war, daß er dem Zweitkäufer einen 
Eigentumsvorbehalt zugunſten des er⸗ 
ſten Verkäufers auferlegt oder von 
deſſen Genehmigung abhängig gemacht 
hat 1641 

85 29 ff. KO. Zuläſſigkeit der K.anfech⸗ 
tung und Gläubigeranfechtung eines 
nichtigen Rechtsgeſchäfts 663 2 

§ 31 KO. Benachteiligungsabſicht einer 
GmbH. als Gemeinſchuldnerin, wenn 
einer ihrer beiden Geſchäftsführer, dem 
die ſchlechte Vermögenslage der Gmbh. 
bekannt war, bei der Gewährung einer 
Sicherung an einen Gläubiger den an⸗ 
dern redlichen Geſchäftsfuͤhrer vor- 
ſchiebt, um den Verdacht der Benach⸗ 
teiligungsabſicht gegenüber der GmbH. 
auszuſchließen. Gegenüber der Klage 
auf Feſtſtellung der Unanfechtbarkeit 
einer Rechtshandlung kann der Ker⸗ 
walter die negative Feſtſtellungsklage 
erheben, weil durch die Widerklage 
erſt die Anfechtung der Rechtshandlung 
erfolgt 1652 

Die Feſtſtellungen, die zur Anwendung 
des § 5 ArbGG. führen, ſind nicht 
entſcheidend für die Frage, ob es ſich 
um einen Dienſtlohn (Lidlohn) i. S. 
des § 61 Ziff. 1 KO. handelt. Für 
ſeine Anwendung muß Dienſtvertrag 
in Frage ſtehen; er kann nicht auf 
Werkverträge angewendet werden 2092 

Staatlich geprüfte Dentiſten genießen das 

„Vorrecht des § 61 Ziff. 4 KO. 205 1 

S 71 RO. Für das K.verfahren über das 
Privatvermögen des geſchäftsführenden 
Geſellſchafters einer OHG. ift das AG. 
zuſtändig, bei dem die OHG. ihre ge- 

„werbliche Niederlaſſung hat 2055 

Wenn Gläubiger von ſeinem Schuldner 
verlangt, daß er den Schuldbetrag auf 
Jein Konto bei einer Bank zahle, der 
Schuldner dann die Zahlung im Wege 
der Banküberweiſung tätigt u. dabei 
der Bank ſchreibt, er habe ihr durch 
eine andere Bank den Betrag zugun⸗ 
ſten des Kontos jenes Gläubigers 
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überwieſen, ſo kann in dieſem Schreiben 

unter Umſtänden ein Vertragsantrag 

des Inhalts gefunden werden, daß die 

Bank fih gegen überweiſung des Be- 

trags jenem Schuldner gegenüber ver⸗ 

pflichte, den überwieſenen Betrag an 
jenen Gläub. oder eine andere von 
ihm bezeichnete Perſon auszuzahlen. 

Die Annahme dieſes Antrags kann 

durch ſchlüſſige Handlungen, ſo durch 

entſprechende Buchung erfolgen. Der 
aus ſolchem Vertrag zugunſten des 

Gläub. fich ergebende Anſpruch kann 

ſchon vor ſeiner Entſtehung wirkſam 

an Dritten angetreten werden, ſo daß 
die Abtretung durch nachfolgendes Ver⸗ 
äußerungsverbot (8 106 KS.) nicht be- 

rührt wird 1663 739 13 

8 146 KO. Wenn während der RevInſt. 
der K. über das Vermögen des bekl. 

Schuldners eröffnet wird, ſo kann der 

Kl. im Reviſionsverfahren nicht abge⸗ 

ſonderte Befriedigung verlangen 1684 

Barzahlungsverſprechen bedeutet Aufrech⸗ 
nungsverzicht, wenn Gläub. vor dem 

K. ſteht 2161 

Streitwertfeſtſetzung u. Gebührenberech⸗ 

Sr im Vergleichs⸗ u. K.verfahren 

716 
An dem Vorhandenſein der Reviſions⸗ 
ſumme wird durch den ſpäter aus⸗ 
brechenden K. des Revi. nichts ge- 

ändert 1139 10 

Die Korreſpondenzgebühr in der Rev- 

Inſt. kann dann zugebilligt werden, 

wenn eine Korreſpondenz über Tat⸗ 

ſachen erfolgt, die nach Sachlage er⸗ 
forderlich war, insbeſ. es fih um fom- 
plizierte Fragen des Klrechtes han- 

delt 118 12 

K. u. Steuerverfahren. Schrifttum 235 
Eine dem Anwalt erteilte Vollmacht 
zur „gerichtlichen u. außergerichtlichen 

Vertretung betr. Keverfahrens des K.“ 

genießt nicht die Befreiungsvorſchrift 

der TarSt. 19 Abſ. 7 Pre Stemp StG. 

Die Höhe des Stempels iſt nach der 

vorausſichtlichen K.dividende zu bered- 

nen 65618 

Art. 17, 18 ReknappſchéEinfG.; 8 240 
RKnappſchcß. Das Fortbeſtehen eines 
Betriebs i. S. dieſer Vorſchrift kann 
nicht ſchon dadurch in Frage geſtellt 
werden, daß der Unternehmer wechſelt, 
ſei es durch Rechtsnachfolge, im Wege 
des Vertrags mit dem bisherigen Un⸗ 
ternehmer oder auf Grund Erbgangs, 
ſei es im Wege des Erwerbs aus der 
Kanaſſe des bisherigen Unternehmers 
oder auf Grund Pachtvertrags mit 
dem Keverwalter. In ſolchen Fällen ift 
vielmehr ſtets zu prüfen, ob die Be⸗ 
triebstätigkeit des früheren Unterneh⸗ 
mers noch fortgeführt wird 5371 

Kontokorrent 

Pfändung eines Anſpruchs, der dem 
Schuldner aus Klanſpruch zuſteht, ift 
zuläſſig, auch wenn zur Zeit der Pfän⸗ 
dung kein Saldo zugunſten des Kl. 
beſteht; ſie betrifft dann den zukünf⸗ 
tigen Anſpruch. Was gepfändet iſt 
(nächſter oder künftiger Saldo) muß 
aus dem Pfändungsbeſchluß ermittelt 
werden 10158 

Kontrahierungszwang 

vgl. unter RVerf. Art. 152 
Konzeſſion 

vgl. SchankK., Theater. 
Körgeſetz, bayr. 

In Bayern geſchieht die Haltung eines 
Zuchtbullens durch die Gemeinde kraft 
Geſetzes im Rahmen der den Gemein⸗ 
den obliegenden öffentl. Aufgaben u. 
ift daher umſatzſteuerfrei 10803 


951 


Körperſchaft 


vgl. unter Verein 


Körperſchaftſteuer 


§ 4 J. 5, 6 KörpStch. Bei Miteigentum 
nach Bruchteilen bilden die Eigentümer 
in der Regel keine Perſonenvereini⸗ 
gung, die k.pflichtig ift 742 

88.9 I Nr. 4, 11 1 Nr. 2 KörpStG. 
finden auf das lippiſche Gewerbeſteuer⸗ 
recht keine Anwendung 287 48 

§ 13 Körp&t®. Iſt vereinbart, daß der 
Betrieb eines Unternehmens, das von 
einer neugegründeten Gmbh. fortge⸗ 
führt wird, bereits von einem vor der 
Gründung liegenden Zeitpunkt als für 
Rechnung der GmbH. geführt gelten 
ſoll, dann find die der Gmbh. daraus 
erwachſenden Rechte u. Pflichten in der 
Eröffnungsbil. zu berückſichtigen 10294 


Körperverletzung 


K. durch Kraftfahrzeug vgl. unter Kr. 

Bezüglich § 227 StGB. vgl. unter Rauf⸗ 
handel 

§8 222, 230 StGB. Wird der Kauſal⸗ 
zuſammenhang zwiſchen dem fahrläſſ. 
Verhalten einer Perſon u. dem s hieran 
ſich ſchließenden rechtswidrigen Erfolg 
ſchon durch die bloße Möglichkeit aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Erfolg auch bei 
pflichtgemäßem Verhalten eingetreten 
wäre? 41115 

88 222, 230 StB. Zur Annahme des 
Kauſalzuſammenhangs zwiſchen einer 
reinen Unterlaſſung u. einem rechts⸗ 
verletzenden Erfolg iſt ausreichend, aber 
auch erforderlich das Beſtehen einer 
an Gewißheit grenzenden Wahrſchein⸗ 
lichkeit, daß bei pflichtgemäßem Ver⸗ 
halten der rechtsverletzende Erfolg nicht 
eingetreten wäre 41316 

88 222, 230 StGB. Denjenigen, der 
durch ſein Verhalten ſelbſt den Anlaß 
zu Mißverſtändnis geſchaffen hat, das 
die Gefahr eines ſtrafbaren Erfolgs 
begründet, trifft die Rechtspflicht, die⸗ 
ſem Mißverſtändnis mit Sicherheit 
vorzubeugen. Die Annahme des Kau⸗ 
ſalzuſammenhangs zwiſchen fahrläſſiger 
Unterlaſſung, die in Beziehung zu vor⸗ 
ausgegangenem Tun ſteht, u. dem 
rechtsverletzenden Erfolg wird nicht 
ſchon durch den bloßen Zweifel daran, 
ſondern erſt durch die an Gewißheit 
grenzende Wahrſcheinlichkeit ausgeſchloſ⸗ 
ſen, daß das pflichtgemäße Verhalten 
des Täters ohne Erfolg geblieben 
wäre 94713 

88 222, 230 StGB. Hat Bauunterneh⸗ 
mer Verpflichtung übernommen, für 
die Erfüllung der verkehrspolizeilichen 
Vorſchriften zu ſorgen, ſo braucht er 
zwar nicht jederzeit an allen Arbeits⸗ 
ſtellen die Einhaltung der gebotenen 
Vorſichtsmaßregeln zu überwachen, darf 
aber bei Auswahl ſeiner Stellvertreter 
nur ſolche Perſonen zu Bauleitern be⸗ 
ſtimmen, die zur ſelbſtändigen Leitung 
u. Beaufſichtigung der Arbeiten geeig⸗ 
net u. über ihre damit verbundenen 
Obliegenheiten derart unterrichtet ſind, 
daß ſie hinreichende Gewähr für die 
Verhütung drohender Verkehrsunfälle 
bieten. Der verantwortliche Bauleiter 
iſt vermöge ſeines Berufs zu erhöhter 
Aufmerkſamkeit verpflichtet u. hat für 
die zur Berufsausübung an dieſer 
Stelle erforderliche Kenntnis, Umſicht 
u. Erfahrung einzuſtehen, die Vermei⸗ 
dung der mit ſolcher Betätigung ver⸗ 
bundenen Gefahren ermöglicht 800 20 

85 222, 230 StGB. Wer Verkehrsgefahr 
begründet, gleichgültig, ob mit oder 
ohne Verſchulden, iſt rechtlich verpflich⸗ 
tet, ſie zu beſeitigen, wenn er dazu 
imſtande iſt. Dementſprechend muß der 
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Beſitzer eines ſtörriſchen Pferdes, das 
nicht mehr von der Stelle zu bringen 
iſt, entgegenkommende Wegebenutzer 
rechtzeitig warnen, gegebenenfalls durch 
Aufſtellung eines Poſtens 801 21 
Korreſpondenzgebühr (8 44 RAGebb.) 

Die K. in der RevInſt. kann dann zu- 
gebilligt werden, wenn eine Korreſpon⸗ 
denz über Tatſachen erfolgt, die nach 
Sachlage erforderlich war, insbeſ. es 
ſich um komplizierte Fragen des Kon⸗ 
kursrechtes handelt 118 12 

Die K. des Inſtanzanwalts für Korre⸗ 
ſpondenz mit dem RA. der RevInſt. 
iſt nur in beſonderen Fällen erſtat⸗ 
tungsfähig 67427 

Koſten 

vgl. auch Reife. des RA.; ferner bez. 
K. des Privatklageverfahrens im Soin- 
derregiſter „NotBD.en” unter Not VO. 
v. 6. Okt. 1931 

8 91 BPO. Sondergebühren für Fach⸗ 
juriſten find erſtattungsfähig 133 1 

8 91 3 PO. Die K. des Antrags auf 
Erlaß des Zahlungsbefehls ſind zur 
zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
notwendig u. daher erſtattungsfähig, 
wenn der Kl. der Auffaſſung ſein 
konnte, daß dieſer Schritt zur Unter⸗ 
brechung der Verjährung erforderlich 
war 67018 

Im Armenrechtsverfahren ift § 91 ZPO. 
anwendbar. Der abgewieſene Antrag⸗ 
ſteller hat deshalb auch die notwen⸗ 
digen K., insbeſ. die Anwalts K., des 
Gegners zu erſtatten 12121, 22. Gegen- 
anſicht 116327 1166 34 123 28 

§ 91 BPD. Bedient fih der Gegner der 
das Armenrecht für die BerInſt. be- 
antragenden Partei ſeines erſtinſtanz⸗ 
lichen RA. zur Vertretung im Armen⸗ 
rechtsverfahren der zweiten Inſtanz, 
ſo ſind im Falle des Unterliegens 
der letzteren Partei im Rechtsſtreit die 
K. des erſtinſtanzlichen RA. für die 
Vertretung im Armenrechtsverfahren 
der Ber Inſt. dem Gegner von der un⸗ 
terliegenden Partei als nicht notwen⸗ 
dig nicht zu erſtatten. Die Verkehrs⸗ 
gebühr des Inſtanzanwalts für Rorre- 
ſpondenz mit dem RA. der RevInſt. 
iſt nur in beſonderen Fällen erſtat⸗ 
tungsfähig 67427 

88 91, 92 BPO. Keverteilung bei Teil- 
verurteilung, wenn die Gebührenſtufe 
dieſelbe bleibt 6478 

Anſpruch auf Erſtattung von Detektiv⸗ 
koſten hat Kl. nicht, Ermittlungen dar⸗ 
über, ob ihm möglicherweiſe Shei- 
dungsrecht zuſteht, ſtellt keine Rechts⸗ 
verfolgung dar, ihre K. ſind alſo keine 
K. der Rechtsverfolgung i. S. von 8 91 
BPO. 116120 

§ 91 BPO. Ein vollſtreckbarer Schuld⸗ 
titel wird durch ſpätere Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand gegen 
den Ablauf der Rechtsmittelfriſt nicht 
berührt. Die Vollſtreckung aus ihm iſt 
daher ordnungsmäßig, ihre K. notwen⸗ 
dige u. feſtſetzungsfähige K., es ſei, 
daß z. Z. der Vollſtreckung die Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung in⸗ 
folge der Wiebereinf. erfolgt ift 1143 

Ein materiellrechtlicher Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung der außergerichtlichen K. einer 
angekündigten Widerklage läßt ſich 
nicht aus analoger Anwendung der 
88 91 ff. ZPO. herleiten. Er entſteht 
nur als Schadeuserſatzanſpruch wegen 
Verzugs oder im Falle der Ankün⸗ 
digung durch Aufſtellung einer un⸗ 
berechtigten Forderung, ſofern in der 
Berühmung ein Angriff auf abſolutes 
Recht oder ſonſtiges geſchütztes Recht 
liegt 1160 48 


Sachregiſter 


8 91 BPD. Wenn nach Anberaumung 
eines Gütetermins der Antragſteller 
vor dieſem Termin auf die Rechte aus 
dem vorangegangenen Zahlungsbefehl 
verzichtet, dann muß das AG. auf An⸗ 
trag des Bekl. neuen Termin wegen 
der K. anberaumen 11715 

88 91, 157 BPO. Die Gebühren nicht 
zugelaſſener Rechtskonſulenten ſind nicht 
erſtattungsfähig, wenn am Sitz des 
Gerichts genügend Rechtsanwälte vor⸗ 
handen ſind 6811 

891 BPO. Die K. ungeſchulter oder 
mindergeſchulter Rechtskonſulenten ſind 
nicht erſtattungsfähig 11752 

§ 91 BPO. Verbandsvertreter ift zur 
Vertretung vor dem LArbc. nicht zu- 
zulaſſen, wenn er für ſeine Vertre⸗ 
tungstätigkeit Entgelt verlangt. Die 
für ihn aufgewandten K. ſind auch 
dann nicht erſtattungsfähig, wenn 
durch ſeine Zuziehung die K. eines 
RA. erſpart wurden 13181 

§ 91 3PO. Die von Verbandsmitglied, 
ſei es an den Verband, ſei es an den 
Verbandsvertreter gezahlten Gebühren 
für die Prozeßvertretung vor den Ar- 
beitsgerichtsbehörden find erjtattungs- 
fähig 13192 

Bei Widerſpruchsklagen iſt die erſt nach 
der Beweisaufnahme erklärte Freigabe 
als ſofortiges Anerkenntnis i. S. von 
8 93 BPO. nicht anzuſehen 115917 

8 97 II ZPO. kann anwendbar fein, auch 
wenn der Tatbeſtand des $ 529 ZPO. 
nicht gegeben ift 944 10 

§ 99 BPO. Die zum Schein erfolgende 
Anfechtung einer Entſcheidung in der 
Hauptſache macht das für die Kent- 
ſcheidung mangels Anfechtung in der 
Hauptſache unzuläſſige Rechtsmittel 
nicht zuläſſig 1168 

Werden einem Anwalt vom Gericht gem. 
8102 BPO. für einen zurückgewieſenen 
Armenrechtsantrag zu Unrecht die K. 
auferlegt, ſo iſt der Anwalt durch 
dieſe Entſcheidung beſchwert, da es 
nicht ausgeſchloſſen ift, daß das Ge- 
richt, das zu Unrecht angenommen hat, 
der Anwalt habe K. verurſacht, nun⸗ 
mehr auf Grund ſolchen Beſchluſſes 
auch irgendwelche K. erfordert 12123 

8124 BVO. Einwirkung eines S.ver- 
gleichs auf den Übergang des Erſtat⸗ 
tungsanſpruchs 6603 

Vergleichen ſich die Parteien nach Er⸗ 
ledigung der Hauptſache über die K. 
des Rechtsſtreits, ſo iſt der Gegen⸗ 
ſtandswert des Vergleichs gleich der 
Summe der bis zur Erledigung der 
Hauptſache entſtandenen gerichtlichen u. 
außergerichtlichen K.; daß den Parteien 
das Armenrecht bewilligt ift u. fie tat- 
ſächlich keine K. aufgewendet haben, 
bleibt außer Betracht 67428 

8 271 ZPO. Wenn im Offenbarungs⸗ 
eidsverfahren, nachdem der Schuldner 
durch Hinterlegung in Gemäßheit von 
8 713 II 3PO. die Zwangsvollſtrek⸗ 
kung abgewendet hat, der Gläubiger 
ſeinen Antrag zurücknimmt, ſo treffen 
ihn die K. 2077 

Trifft hinſichtlich einer Beweisfrage die 
Beweislaſt die Kl., ſo iſt bei einem 
Beweisbeſchluß, der die Einforderung 
eines Gutachtens zum Gegenſtand hat, 
regelmäßig der ganze Auslagenvor⸗ 
ſchuß von der Kl. zu erfordern, auch 
wenn beide Parteien Beweis i. S. des 
8 403 BPO. angetreten haben 666° 

Sit Vergleich nach § 890 ZPO. zu voll- 
ſtrecken, ſo erſtreckt ſich im Zweifel die 
im Vergleich enthaltene K.regelung auch 
auf die dem Vergleich nachfolgende 
Strafandrohung 6671 


In Arreſtverfahren ift für Klentſcheidung 
kein Raum 1159 15 

Die K. für Beſchaffung einer Bürgſchaft 
zur Ermöglichung der Sicherheitslei⸗ 
ſtung zur vorläufigen Vollſtreckbar⸗ 
keit eines Urteils ſind nicht erſtat⸗ 
tungsfähig 116119 

Wird durch die BeſchwInſt. das Armen- 
recht bewilligt, ſo hat weder beſondere 
Kentſcheidung zu erfolgen, noch ift 
Streitwertfeſtſetzung zuläſſig. 1166 33 

Die Zuteilung eines Gerichtsvollziehers 
im Armenrecht durch beſtimmtes Ge⸗ 
richt hat nur für den Bezirk dieſes 
Gerichts Geltung. Wenn die Gläubi⸗ 
gerin den Vollſtreckungsauftrag dem 
Gerichtsvollzieher eines anderen Be⸗ 
zirks als dem des zuteilenden Gerichts 
ſelbſt erteilt, ift die Kepflicht für fie 
ſelbſt entſtanden 1275 

Neue Grundſätze für die Kentſcheidung 
im Entwurf einer ZPO. 629 

Standes⸗ u. K.fragen 1121 

4. NotVO. v. 8. Dez. 1931. Die nach 8 6 
IV des 3. Teils an ſich gegebene ſo⸗ 
fortige Beſchwerde iſt unzuläſſig, wenn 
inzwiſchen der Zuſchlag erteilt wor⸗ 
den iſt; alsdann ſind die Einſtellungs⸗ 
gründe nur im Wege der Beſchwerde 
gegen den Zuſchlagsbeſchluß geltend zu 
machen. K. des Beſchw Verfahrens 533 + 

In dem Rechtsſtreit zwiſchen Vater und 
Kind haftet der Vater für die Gerichts⸗ 
K. nicht, wenn das Kind rechtskräftig 
zur K.tragung verurteilt ift 6761 

Die K. eines RA. in amtsgerichtlichen 
Prozeſſen hat der Ehemann der Frau 
nur dann vorzuſchießen, wenn die An- 
nahme eines RA. aus in der Art des 
Prozeſſes u. der Perſon der vorſchuß⸗ 
berechtigten Prozeßpartei liegenden 
Gründen notwendig oder mindeſtens 
angemeſſen erſcheint 1264 

88 3, 4 BPO. Wird die Frage der K., 
die in zweiter Inſtanz Gegenſtand 
einer Anſchlußberufung war, infolge 
der prozeſſualen Lage in der RevInſt. 
wieder Nebenforderung, ſo iſt ſie bei 
Bemeſſung des Streitwerts auszuſchei⸗ 
den 175 10 

Zuläſſigkeit der Aufrechnung mit dem 
Kerſtattungsanſpruch aus Urteil, auch 
wenn die Forderung eine ſolche aus 
‚unerlaubter Handlung ift 11542 

Die Abtretung einer Forderung an ver⸗ 
mögensloſe Perſon verſtößt gegen die 
guten Sitten, wenn ſie nur behufs 
Einziehung der Forderung für den Ab⸗ 
tretenden u. in der Abſicht geſchieht, 
dem Gegner im Falle ſeines l 
die Einziehung der K. unmöglich zu 
machen 1206 8 


Beſchwerde u. weitere Beſchw. in den 
Sachen der freiwill. Gerichtsbarkeit 
ſind nach Erledigung der Hauptſache 
wegen der K. des Verfahrens zu⸗ 
läſſig. Bei Widerſprüchen zwiſchen zwei 
OLG. hat das RG. auch über ſolche 
Beſchwerden zu entſcheiden 7171 

8 15 Xerf AO. für die MEN. Hat die Be- 
ſchwerdeſtelle in der Sache ſelbſt end⸗ 
gültig entſchieden, ſo läuft die Friſt 
von einer Woche für einen Antrag auf 
K.erſtattung von der Bekanntmachung 
der Entſcheidung der Beſchwerdeſtelle 
ab. Dieſe Friſt wird auch dann, wenn 
nur die Erſtattung von K. des Ver⸗ 
fahrens vor dem MEN. beantragt iſt, 
nur durch Eingang des Antrags bei 
der Beſchwerdeſtelle gewahrt 1131 

Anwalts, die in einem von der Be- 
triebsvertretung geführten Einſpruchs⸗ 
prozeß erwachſen, ſind notwendige Ge⸗ 
ſchäftsführungsK. i. S. von $ 36 Betr- 


ROG., ſoweit fie nicht pflichtwidrig ver- 
urſacht ſind. Die Frage der Notwen⸗ 
digkeit von K., die durch die Ge- 
ſchäftsführung des Betriebsrats ent⸗ 
ſtanden ſind, iſt nur im Beſchlußver⸗ 
fahren zu entſcheiden, dagegen über 
die Keerſtattungspflicht des Arbeitge⸗ 
bers im Urteilsverfahren 1303 

88 468, 471, 473 StPO. Die Kvertei⸗ 
lung findet nur unter dem Geſichts⸗ 
punkt des Erfolgs des Strafanſpruchs 
u. der Berufung ſtatt 67937 

Trotz § 287 RAbgO. fallen die K. eines 
erfolgloſen Rechtsmittels in Landes⸗ 
ſteuerſachen nicht dem Reich, ſondern 
dem Lande zur Laſt 2163 

Soweit in einer nach dem 31. Dez. 
1930 ergehenden Rechtsmittelentſchei⸗ 
dung die K. dem Reich auferlegt wer⸗ 
den, hat der Steuerpflichtige gemäß 
§ 294 R Abg. n. F. keinen Anſpruch 
auf Erſtattung der durch Zuziehung 
eines Bevollmächtigten oder Veiſtan⸗ 
des entſtandenen K. 26712 

88 311, 313 RAbgO. Der Wert des 
Streitgegenſtands iſt in Einheitswert⸗ 
ſachen f. die Entſchädigung nach freiem 
Ermeſſen, die Zuläſſigkeit der RBeſchw. 
u. die K.berechnung grundſätzlich und 
in der Regel bis auf weiteres auf 
10 v. T. des ſtreitigen Einheitswerts⸗ 
betrages feſtzuſetzen 11782 

§ 30 RAusglG. Vorausſetzung für den 
Anſpruch auf Erſtattung von Rechts⸗ 
anwaltsK. durch das Reich, die durch 
Wahrnehmung eines Termins vor dem 
GemSchch H. entſtanden find 117911371 

Koſtenfeſtſetzung 

Das Klfeſtſetzungsverfahren und die 
deutſche Gebo. für RA. Schriftt. 102 

Der Arm Anw., der zunächſt die K. auf 
den Namen der armen Partei betreibt, 
geht zwar dadurch ſeines Rechtes, gem. 
§ 124 138PO. im eigenen Namen die 
F. zu betreiben, noch nicht verluſtig. 
Doch muß er den bis dahin geſchaf⸗ 
fenen Rechtszuſtand, z. B. Aufrechnung 
oder Zahlung der erſtattungspflich⸗ 
tigen Partei an die arme Partei, gegen 
ſich gelten laſſen 2542 

Wegen der vor dem ArbG. entſtandenen 
Gerichtskoſten iſt RA. nicht befugt, 
ein K.geſuch zu ſtellen 6852 

Koſtenweſen bei der Aufwertungsſtelle 

$ 7 Ia preuß. BO. über das K. b. d. A. 
v. 29. Aug. 1930. Ermäßigung der 
Gebühren im Falle eines Vergleichs 
im Zahlungsfriſtverfahren. Beweisge⸗ 
bühr 349 2 

$ 7 preuß. VO. über das K. b. d. A. von 
29. Aug. 1930. Die Beweisgebühr im 
Zahlungsfriſtverfahren 11521 

Kraftfahrlinie 

§ 7 KraftfLinch. Unter den in der Ge- 
nehmigung feſtgeſetzten Bedingungen 
find, abgeſehen von den wahren Be- 
dingungen der Genehmigung die Ver⸗ 
pflichtungen zu verſtehen, die dem Un⸗ 
ternehmer in beſonders gekennzeich⸗ 
neter Form in der Genehmigung- 
urkunde ſelbſt auferlegt u. an die Ge⸗ 
nehmigung geknüpft jind 8067 

Kraftfahrzeug 

Wie kaun der Kraftfahrer Unfälle ver⸗ 
hüten? Schrifttum 774 

Kraftfahrvorſchriften f. Karlsruhe. Schrift⸗ 
tum 774 


Überlandverkehr mit K. Schrifttum 775 

Weltkraftfahrrecht 769 

Das engl. Wegeverkehrsgeſetz v. 1930 771 

Das öſterr. Kraftfahrrecht. Schriftt. 775 

Wer iſt beim Mietvertrag Halter des 
K. 7 773 


Sachregiſter 


8 7I Kraftf®. Vorausſetzungen der Gi- 
genſchaft des K.halters 809? 

§ 7 Kraftfcz. Die Auffaſſung, daß „Be⸗ 
trieb“ des K. nur vorliege, ſolange 
die motoriſchen Kräfte des K. unmittel⸗ 
bar oder mittelbar auf das K. einwir⸗ 
ken, bleibt abzulehnen. Für einen bei 
dem Betrieb eingetretenen Schaden 
muß unmittelbarer örtlicher u. zeitlicher 
Zuſammenhang mit beſtimmtem Be⸗ 
triebsvorgang oder beſtimmten Be⸗ 
triebseinrichtungen beſtehen; das reicht 
aber auch aus. Nicht darf allgemein 
gefordert werden, der Unfall muſſe 
durch Gefahren verurſacht ſein, die dem 
Betrieb gerade eines K. eigentümlich 
u. mit andern Betrieben nicht verbun⸗ 
den ſind 7827 

$ 7 KraftfGc. Der Begriff „Betrieb“ iſt 
nicht in dem engeren techniſchen Sinn, 
ſondern in demſelben Sinn wie Ver⸗ 
kehr zu verſtehen. Das Abſchmoren 
eines Reifens u. deſſen Liegenbleiben 
auf der Fahrbahn find noch eine Aus- 
wirkung der Betriebsgefahr 8061 

§ 7 II Kraftfcß. Anforderungen für den 
Entlaſtungsbeweis des K.führers 8072 

Auch hinſichtlich des Abblendens verlangt 
$7 I Kraftf b. von dem Halter die 
Führung des Entlaſtungsbeweiſes 778 3 

Die erhöhte Aufmerkſamkeit, die nach 
§ 7 I Kraftfch. verlangt wird, liegt 
dem mitfahrenden Eigentümer nicht ob. 
Er iſt zu Eingreifen nicht verpflich⸗ 

tet, wenn er die Lage nicht völlig über⸗ 

ſieht u. ſein Eingreifen darum die Ge⸗ 
fahr vergrößern kann 782 6 

Gebrauchsanmaßung durch Unberufenen 
1. S. des 87 III 1 KraftfG. kann 
ſchon dann vorliegen, wenn eine an 
ſich vom Halter angeordnete Fahrt nicht 
durch den dazu beſtimmten Führer, 
ſondern entgegen ſeinem Willen und 
ohne ſein Wiſſen durch andere Per⸗ 
ſon ausgeführt wird 7761 

$ 7 Kraftf®. Die Sicherheit des Verkehrs 
geht den Belangen der K.halter vor. 
Daß ein zu Reinigung eines K. be⸗ 
ftellter junger Autoſchloſſer ſich im Be⸗ 
ſitz eines Anlaſſerſchlüſſels befindet u., 
auch ohne Führerſchein, Schwarzfahrt 
unternimmt, wenn er ohne Aufſicht 
gelaſſen wird, liegt nicht jenſeits aller 
Erfahrung 12514 

88 7, 9 Kraftfch. Sorgfaltspflicht des 
Fußgängers bei überqueren einer 
Straße vor einem an der Bordſchwelle 
ſtehenden K. 808 5 

88 7, 17 Kraft. Ob im einzelnen Fall 
der Zuſammenſtoß u. der Unfall durch 
die Betriebsgefahren beider K. ber- 
urſacht iſt, oder nur durch die des 
einen, iſt weſentlich Sache der tatſäch⸗ 
lichen Beurteilung. Beruht der Zu⸗ 
ſammenſtoß darauf, daß einem mit 
40—50 km Geſchwindigkeit auf der 
rechten Seite fahrenden K. plötzlich 
durch ein ungewöhnlich ſchnell links 
fahrendes, ins Schleudern geratenes 
K. der Weg verſperrt wird, ſo iſt es 
nicht rechtsirrig, anzunehmen, daß der 
Unfall lediglich auf das ſachwidrige 
Verhalten des letzteren K. zurückzu⸗ 
führen fei 780 4 

55 7, 18 Kraftfch. Wenn einem Kraft- 
fahrer zwei Radfahrer hintereinander 
entgegenkommen, dann muß er mit 
der Möglichkeit rechnen, daß der erſte 
dem folgenden den Ausblick nach vorn 
verdeckt oder daß der Nachfolgende 
darauf vertraut, der Voranfahrende 
werde auf die Sicherheit der Fahr⸗ 
linie achten u. daß er dann, durch un⸗ 
erwartetes Abſteigen ſeines Vorder⸗ 
mannes zum Ausbiegen gezwungen, 
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durch den plötzlichen Anblick des nahen 
K. verwirrt wird u. Fehler macht. Der 
Kraftfahrer hat in ſolchem Fall recht⸗ 
zeitig langſame Fahrt anzunehmen u. 
Signal zu geben 7772 

88 7, 18 Kraftfc. Daß jeder K.führer 
auch verpflichtet iſt, die Herbeiführung 
gefährlicher Situationen zu vermeiden 
gilt in beſonderem Maße bei der über⸗ 
holung anderer Fahrzeuge. Das Maß 
der Pflicht des mitfahrenden Eigen⸗ 
tümers eines K. zum Eingreifen in 
die Fahrweiſe des Kführers beftimmt 
fi) lediglich nach 8 276 BGB., nicht 
nach § 7 II KraftfG. 7815 

§ 8 Kraftfch. Beim Abſchleppen eines K. 
durch anderes haftet der Halter des 
abſchleppenden K. dem Inſaſſen des 
abgeſchleppten K. nicht auf Grund des 
KraftfG., ſondern nur nach allg. bür⸗ 
gerlichem Recht. Verſchuldenabwägung 
zwiſchen Führer des abſchleppenden u. 
abgeſchlepptem K. 8083 

88 8, 17 KraftfG. Der bei Zuſammenſtoß 
von Kraftfahrzeugen verletzte Halter 
oder Führer des einen K. unterfällt 
bei Inanſpruchnahme des Halters od. 
Führers des anderen auch dann der 
Ausgleichungspflicht nach 88 17, 18 
KraftfG., wenn auf feiner Seite kein 
Verſchulden vorliegt. Die Ausnahme⸗ 
vorſchrift des 88 Nr. 1 KraftfG. kommt 
dem mit dem K. ſelbſt beförderten od. 
es ſelbſt lenkenden Halter nicht zugute. 
Der gleiche Grundſatz hat auch zu gel⸗ 
ten, falls der Schaden durch K. u. eine 
Eiſenbahn verurſacht wird 7858 

§ 9 KraftfGG. Fußgänger, der eine Straße, 
zumal in Großſtadt, überqueren will, 
muß mit der Möglichkeit rechnen, daß 
ſich hinter den Fahrzeugen, die er 
ſieht, noch andere Fahrzeuge befinden, 
die er nicht wahrnehmen kann 786 

§ 17 KraftfG. greift nicht nur ein, wenn 
Haftung nach dem Kegeſetz ſtattfindet, 
ſondern überall da, wo Schadenserſatz⸗ 
pflicht „kraft Geſetzes“, alſo z. B. nach 
BGB., beſteht. Wer bei der Schadens⸗ 
verteilung nach 817 KraftfG. gel 
tend macht, daß der andere nicht ge⸗ 
hupt habe, iſt für das Nichthupen be⸗ 
weispflichtig 787 10 

§ 24 KraftfGG. Führen eines Kraftrades 
liegt auch dann vor, wenn es nicht 
durch Motorkraft fortbewegt wird 81218 

§ 24 II Kraftfch. Zum Begriff der fahr⸗ 
läſſigen Beſtellung oder Ermächtigung 
einer Perſon zum K.führer, die ſich 
nicht durch Führerſchein aus weiſen 
kann oder der der Führerſchein entzogen 
iſt. Im bloßen Dulden des Führens 
kann bedingt vorſätzliches, keinesfalls 
aber fahrläſſiges Verhalten liegen 81527 

8 25 Ziff. 1 KraftfG. Die ſtrafrechtliche 
Bedeutung des polizeil. Kennzeichens 
eines K. Das Anbringen eines ſolchen 
an einem anderen, nicht zugelaſſenen 
K. kann den Tatbeſtand der ſchweren 
Urkundenfälſchung erfüllen 81631 


88 2, 16, 48, 50 KraftfVerkVoO. Klein⸗ 


krafträder, für die behördliche Vor⸗ 
ſchrift über die zuläſſige Belaſtung 
nicht gegeben iſt, ſind auch mit Sozius 
zu befahren 81219 

$ 2 III KraftfVerkVoO. legt die Verpflich⸗ 
tung zum Übergang von einer Fahr⸗ 
bahn der Chauſſee auf die andere 
auf 816 29 

88 3, 4, 16 KraftfVerkVo. Unter „La⸗ 
dung“ iſt nicht Menſchenlaſt zu ver⸗ 
ſtehen. Die Anbringung oder Nicht⸗ 
anbringung eines Soziusſattels ift f. 
die Eigenſchaft der Verkehrsſicherheit 
ohne Belang 8031 


* 


54 


8 17 II KraftfVerkVO. Zuwiderhandlung 
liegt ſchon vor, wenn die Möglichkeit 
der Beläſtigung von Perſonen gegeben 
ijt 815 26 

88 17, 18 KraftfVerkV O. Der Kraftfah⸗ 
rer, dem bei Dunkelheit u. regne⸗ 
riſchem Wetter auf beiden Straßen⸗ 
ſeiten Fußgänger u. Radfahrer mit u. 
ohne Laternen entgegenkommen, darf 
nicht mit 30—35 km Geſchwindigkeit 
fahren. Auch hinſichtlich des Abblen⸗ 
dens verlangt § 7 II Kraft. von 
dem Halter die Führung des Ent⸗ 
laſtungsbeweiſes 7783 

88 17, 34 KraftfVerkVoO. Fußgäuger jind 
keine Wegebenutzer i. S. der K. VO. 
Auf ihre überholung iſt, anders wie bei 
Radfahrern, § 23 nicht anzuwenden 804? 

8 18 KraftfVerkVO. Bei Durchfahren v. 
Menſchenanſammlungen, zumal von 
Kindergruppen, iſt Geſchwindigkeit von 
höchſtens 4 km angemeſſen 81010 

8 18 Tu. II KraftfVerkVO. Lebhafter Ver- 
kehr auf dem Fußgängerſteig allein 
löſt die Verpflichtung des Kraftfahrers 
zum Langſamfahren nicht aus. Begriff 
der Fahrbahn. Verhältnis des 818 I 
KraftfVerks O. zu 8 21 Kraftf. 8043 

88 18, 20 KraftfVerkVO. Das Vorfahrts⸗ 
recht befreit den Vorfahrtsberechtigten 
nicht von der Pflicht zur Innehaltung 
der Vorſchriften über Mäßigung der 
Fahrgeſchwindigkeit, insbeſ. an Kreu⸗ 
zungsſtellen 79011 

88 18, 23 KraftfVerkVO. Wer vor einer 
unüberſichtlichen Straßeneinmündung 
überholt u. dabei noch ſo ſchnell fährt, 
daß er nicht auf ½ m halten kann, 
handelt ſchuldhaft 790 12 
8 18, 24 KraftfVerkVoO. Zuläſſigkeit u. 
Umfang von alternativen Feſtſtellun⸗ 
gen im Strafurteil 81528 

88 21, 23 KraftfVerkVO. regeln die Frage 
des überholens anderer Wegebenützer 
durch K. nicht erſchöpfend 813 20 

8 21g KraftfVerkVO. Schuldhaft han- 
delt, wer breiten Laſtkraftwagen ganz 
nahe an einer belebten Straßenbahn⸗ 
halteſtelle in einer Enge zwiſchen Schie⸗ 
nen u. Bordſteinen halten läßt 7827 

8 23 KraftfVerkVO. Die Einräumung 
der Benutzung eines öffentl. Weges 
für den Betrieb einer Autobuslinie 
kann von der verfügungsberechtigten 
Gemeinde zum Inhalt eines privat⸗ 
rechtlichen entgeltlichen Vertrags ge⸗ 
macht werden. Solcher Vertrag iſt nicht 
ſittenwidrig 8087 

8 23 KraftfVerkVO. Der Führer des zu 
überholenden Fahrzeugs hat nur die 
Pflicht, ſich ſoweit rechts zu halten, 
daß die Überholung nicht durch die Un⸗ 
terlaſſung ausreichenden Rechts haltens 
verhindert iſt. Er iſt nicht verpflich⸗ 
tet, ſeine Fahrgeſchwindigkeit zu er⸗ 
mäßigen, damit die Überholung vor 
einer Wegeverengung beendet ſein 
kann. — Der Kraftfahrer darf vor 
Wegeverengung zum Überholen nur 
anſetzen, wenn er ſicher ſein darf, daß 
das überholen vor der Verengung be⸗ 
endet fein wird 79113 

8 23 IV KraftfVerkVoO. Auch das Schie⸗ 
ben von Fahrrädern iſt Verkehr mit 
Fahrrädern 8044 

8 23 II KraftfVerkVO. Überholen be- 
deutet „ohne Beſchädigung oder Be⸗ 
rührung des eingeholten Fuhrwerks 
überholen“. Links Überholen bedeutet 
„ſo weit nach links fahren, daß das 
überholte Fuhrwerk nicht berührt 
wird“ 81630 

8 24 Krafti Berig. Für das Vorfahrts⸗ 
recht kommt es nicht darauf an, wer 
zuerſt den Straßenkreuzungspunkt er⸗ 
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reicht hat, ſondern darauf, daß der 
vorfahrtspflichtige Führer nur dann 
vorfahren darf, wenn er die Gewiß⸗ 
heit haben darf, daß er die Kreuzungs⸗ 
ſtelle ſchon überquert haben wird, 
wenn der andere den Schnittpunkt der 
Fahrtlinien erreicht hat 787 10 

Zur Auslegung des § 24 KraftfVerkVO. 
8 19 Bolt. Vorfahrtsrecht der Poft- 
kraftwagen 81425 

§ 24 KraftfVerkVO. Bedeutung des Vor- 
fahrtsrechts 8201 

8 26 KraftfVerkVO. Der Führer muß 
das Zeichen des Stillehaltens oder der 
Fahrtrichtungsänderung geben, wenn 
die Aufrechterhaltung der Ordnung u. 
Sicherheit auf öffentl. Wegen erheiſcht, 
daß andere Perſonen die Abſicht des 
Führers, umzuwenden, die bisher ver⸗ 
folgte Fahrtrichtung zu verlaſſen oder 
anzuhalten, zur Vermeidung von Ge⸗ 
fährdung an Leib, Leben u. Eigentum 
oder Verkehrsſtörungen rechtzeitig er⸗ 
fahren 8055 

Bm Ele ann des § 26 KraftfVerkVo. 

33 

8 27 KraftfVerkVo. 8 54 StGB. Über- 
geſetzlicher Notſtand 813 23 

§ 29 KraftfVerkVO. Begriff des Fahr⸗ 
zeugs. Zum Fahrweg gehören nicht 
Randſtreifen des Straßenkörpers, deren 
Beſtimmung für den Verkehr der Fuß⸗ 
gänger deutlich erkennbar ift 806 6 

8 30 III KraftfVerkVO. Das Aufſtellen 
von Warnungstafeln bildet Strafbar⸗ 
keitsbedingung nur für die Schuldform 
der Fahrläfligteit 813 21 

$ 41 KraftfVerkVoO. Probefahrtscharakter 
einer Zuführungsfahrt, die einen aus⸗ 
wärts wohnenden Kaufluſtigen in die 
Lage ſetzen ſoll, das K. zu beſichtigen 
u. zu erproben 813 22 

8 41 KraftfVerkVO. Der Inhaber von 
Probefahrtkennzeichen u. Zulaſſungs⸗ 
beſcheinigungen kann mit der Ausfüh⸗ 
rung beſtimmter Probefahrt auch an⸗ 
dern beauftragen u. dieſem dazu ein 
Probefahrtkennzeichen u. eine Zulaſ⸗ 
ſungsbeſcheinigung aushändigen. Bei 
Auswahl des Führers für eine Probe⸗ 
fahrt iſt er nicht auf den Kreis ſeiner 
Angeſtellten beſchränkt 81424 


8 823 BGB. Gefälligkeitsfahrthaftung 
des Führers u. Halters eines K., wenn 
dieſes mangelhaft u. nicht mehr be⸗ 
triebsſicher iſt, der Fahrgaſt die Män⸗ 
gel nicht gekannt hat, wohl aber der 
Führer, wenn ferner der Führer beim 
Fahren die Mängel nicht beachtet hat 
850 a der Schaden entſtanden iſt 
8 8 

8 823 BGB. Vorausſetzungen für Scha⸗ 
denserſatzanſpruch des K.halters gegen 
den Wegebaupflichtigen 8101 

8 823 BGB. Schuldhaft handelt, mag 
auch die Straße nicht geſperrt ſein, 
der Kraftfahrer, der anſtatt ſeine Fahrt 
kurz zu unterbrechen, in eine durch 
eine Menſchenmenge bei Gelegenheit 
einer Geſchwindigkeitsprüfung gebildete 
ſchmale Fahrtlinie hineinfährt, obwohl 
er mit dem Entgegenkommen eines 
an der Prüfung beteiligten K. rechnen 
muß 11378 

88 823 ff. BGB. K.führer kann nur dann 
wegen Überlaſſung der Führung an 
andern auf Schadenserſatz in Anſpruch 
genommen werden, wenn für ihn nicht 
nur die Möglichkeit, ſondern auch 
Rechtspflicht beſtand, den andern von 
der Lenkung auszuſchließen 7761 

8 831 BGB. Wem von Kraftwagenfabrik 
für Vorführungsfahrt mit einem Wa⸗ 
gen der Fabrik ein Kraftwagenführer 


zur Verfügung geſtellt iſt, der kann zu 
der Fabrik das Vertrauen haben, daß 
derſelbe zuverläſſig ift 7828 

§ 831 BGB. Es iſt erforderlich u. auch 
in Großſtadt für Kraftdroſchkenunter⸗ 
nehmer möglich, einen neu eingeſtell⸗ 
ten, noch nicht erprobten Führer einer 
regelmäßigen unauffälligen Kontrolle zu 
unterziehen, insbeſ. auch in Anſehung 
der Beachtung der Verkehrsvorſchrif⸗ 
ten 793 14 

8 831 BGB. Nicht nur an die Auswahl 
eines Kraftwagenführers, ſondern auch 
an ſeine dauernde Beaufſichtigung ſind 
ſtrenge Anforderungen zu ſtellen 79415 

Gefälligkeitsfahrt begründet kein Ver⸗ 
tragsverhältnis zwiſchen Fahrzeughal⸗ 
ter u. Befördertem. Nur unter beſon⸗ 
deren Umſtänden kann bei Gefällig⸗ 
keitsfahrt jede Haftung des Halters 
gegenüber dem Beförderten ausgeſchloſ⸗ 
ſen ſein. Im allgemeinen haftet der 
Halter bei Gefälligkeitsfahrten nach 
$ 831 BGB. für eine anläßlich der 
Beförderung begangene unerlaubte 
Handlung des Führers 8083 


Hat Dritter durch anfechtbare Handlung 
des Schuldners das Eigentum an 
Kraftwagen erworben, iſt er daher zur 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in 
den Kraftwagen verpflichtet, ſo kann 
der Dritte wegen der in ſeinem Inter⸗ 
eſſe nach dem Eigentumsübergang vor⸗ 
genommenen Reparaturen kein Zurück⸗ 
behaltungsrecht ausüben 1815 

Pfändung eines Lieferwagens, deſſen ſich 
ein Kaufmann zur Belieferung der 
Landkundſchaft bedient 18514 


8 222 StGB. Der Kraftfahrer muß zwar 
mit unbeſonnenem Verhalten anderer 
Wegbenutzer rechnen, nicht aber mit 
der mutwilligen Herbeiführung eines 
Zuſammenſtoßes durch fie 79919 

88 222, 230 StGB. Fahrläſſigkeit kann 
in der Nichtbeleuchtung des K. bei Dun⸗ 
kelheit liegen, auch wenn die Vorſchrif⸗ 
ten der VerkO. nicht verletzt ſind 81722 

88 222 II, 230 II StGB. Kaufmann, 
der mit ſeinem Kraftwagen Geſchäfts⸗ 
kunden oder Lieferanten aufſucht, um 
mit ihnen Geſchäfte abzuſchließen, be⸗ 
nutzt den Wagen zu Hilfs⸗ oder 
Nebenverrichtungen ſeines Gewerbe⸗ 
betriebs u. unterliegt der beſonderen 
Sorgfaltspflicht des Berufsfahrers. Be⸗ 
nutzt er dagegen das K. nur, um 
von ſeiner Wohnung nach ſeinem Ge⸗ 
ſchäftslokal u. von da wieder nach 
Hauſe zu gelangen, ſo unterliegt er 
nur der allg. Sorgfaltspflicht 802 22 

88 230, 316 StGB. Der Grundſatz, daß 
für Kraftfahrer die zuläſſige Fahr⸗ 
geſchwindigkeit von dem Maße der 
Überſichtlichkeit der Fahrbahn abhängt, 
gilt auch für den Fahrer eines nicht 
auf einem beſonderen Bahnkörper fah⸗ 
renden Straßenbahnzuges 81113 

8 263 StGB. Frage der Vermögens⸗ 
ſchädigung, wenn jemand einen Auto- 
beſitzer durch Angabe eines näheren 
Fahrtzieles veranlaßt, einen geringeren 
Vorſchuß zu nehmen, als er bei Keunt⸗ 
nis des wahren Zieles gefordert 
hätte 81116 

Das regelmäßige Unterbringen von K. 
in Scheunen, zumal, wenn dort auch 
noch Feuerungsmaterial aufbewahrt 
wird, verſtößt gegen feuerſicherheits⸗ 
polizeiliche Beſtimmungen und damit 
gegen § 368 Ziff. 8 StB. Das Ver- 
bleiben von Benzin im Tank eines 
K. vermag weder als Aufbewahren von 
„Materialien“ i. S. des 8 367 Ziff. 6 


StchB. noch als „Aufbewahrung“ oder 
„Lagerung“ i. S. der Mineralölverk⸗ 
VO. angejehen zu werden 81114 
Verſtoß gegen die allg. Pflichten des 
Kraftfahrers begründet bei Angehöri⸗ 
gen der Reichswehr regelmäßig keine 
Anwendung des 8 29 Mil StGB. 81734 


Suspenſion der nach 8 138 II 15 ALR. 
auf dem Heberecht beruhenden Chauſſee⸗ 
unterhaltungspflicht wird durch den 
reichsgefetzlich ausgeſprochenen Fort⸗ 
fall des Chauſſeegelds für K. nicht 
mehr begründet, nachdem durch die 
Pr Ausf. z. RFin AusglG. der Chauſſee⸗ 
unterhaltungspflicht geſetzlich eine Be⸗ 
teiligung an den Reichsüberweiſungen 
der K.ſteuer geſichert u. ihnen ſolche 
Beteiligung bereits mehrere Jahre hin⸗ 
durch zugeführt ift 2934 

§ 5 I Nr. 4 Verſ St. Durch die Trans- 
portmittelverſicherung können auch die 
Gefahren gedeckt ſein, denen das 
Transportmittel (z. B. K.) im Ruhe⸗ 
zuſtand in der Heimat oder unterwegs 
ausgeſetzt ift. Das gilt jedoch nicht für 
die Zeiten, während deren das Fahr⸗ 
zeug nicht als Transportmittel in Be⸗ 
tracht kommt, z. B. während der ein 
K. bei der Zulaſſungsbehörde abge⸗ 
meldet iſt 8212 

Kraftfahrzeugſteuer 

88 1, 4, 9 Kraftfcß. Wenn der Inhaber 
eines nach 8 9 verſteuerten Probez 
fahrtkennzeichens einen ihm gehörigen 
Kraftwagen mit dieſem Kennzeichen 
einem Kaufliebhaber nur zu beſtimmter 
Probefahrt überläßt, ſo entſteht Steuer⸗ 
pflicht aus SS 1, 4 ſelbſt dann nicht, 
wenn bei Ausführung der Probefahrt 
die Führung des Wagens weder von 
dem Eigentümer noch von einem ſeiner 
Angeſtellten, ſondern von dem Kauf⸗ 
liebhaber ſelbſt oder beffen Angeſtell⸗ 
ten übernommen worden iſt 8211 

Kredit 

vgl. AkzeptͤK. unter Still halteabkommen, 

vgl. ferner Pächter, 

Haben Parteien in einem Geſamtgeſchäft 
eine ſolche Verkettung eines langfriſti⸗ 
gen und eigenartigen Mietvertrags mit 
einem K.geſchäft vorgenommen, daß 
man von einer Begründung wirt⸗ 
ſchaftlichen Eigentums ſprechen könnte, 
ſo iſt das Geſchäft doch nicht aus § 306 
BGB. nichtig 371 

8 995 Ron Zur Frage der K.täufchung 


Gibt Kundenkreditgeſellſchaft, die von 
Einzelgeſchäften gegründet worden iſt, 
um den Einkauf in den der Geſell⸗ 
ſchaft angeſchloſſenen Geſchäften zu er⸗ 
leichtern, an kreditſuchende Verbraucher 
Zahlungsanweiſungen aus, die dieſe 
beim Einkauf in Zahlung geben kön⸗ 
nen, ſo iſt der Teilbetrag, den die 
Kegeſellſchaft ihren Geſellſchaftern bei 
Einlöſung der Zahlungsanweiſungen 
abzieht, umſatzſteuerpflichtig 275 22 

Kreis O. für Schleswig⸗Holſtein 
vgl. unter Sch. 
Kreisſparkaſſe 
vgl. unter Sp. 
Kreisſteuer 

Die gleichzeitige Beſteuerung der Ver⸗ 
gnügungen durch Gemeinde u. Kreis 
ift zuläſſig. Erhebt Kreisverband Ber- 
gnügungsſteuer in einem den Reichs⸗ 
ratsbeſt. v. 12. Juni 1926 entſpr. 
Ausmaße, ſo tritt nicht etwa daneben 
noch die Steuer O. des Art. II daf. kraft 
Geſetzes in der Gemeinde als Ortsrecht 
in Geltung. Vielmehr kann dann eine 
Gemeindevergnügungsſteuer nur auf 
Grund einer von der Gemeinde zu 
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beſchließenden GemStO. erhoben wer⸗ 
den 2947 
Krieg 


Der belgiſche Juſtizſtreik, insbeſ. die 
deutſchen Staatsanwaltſchaften in Bel⸗ 
gien. Schrifttum 30 f 

Kr. u. Kriminalität in Deutſchland. Schrift- 
tum 383 

Kriegsfilm 

85 11, 13 Liturhch. Die Schilderung 
hiſtoriſcher Vorgänge kann nicht zur 
Verletzung von Urheberrechten führen. 
Der Gedanke der Herſtellung eines Dolo- 
miten®. iſt eine der Geſtaltung ent⸗ 
behrende, zur Begründung von Aus⸗ 
ſchließungsrechten nicht geeignete An⸗ 
regung 8971 

Kriegsperſonenſchädengeſetz 

§ 9 II. Wer Dienſtbeſchädigung nach dem 
Aderjorg®. erlitten hat, aber erft 
infolge eines Kriegsperſonenſchadens 
Schwerbeſchädigter wird, hat keinen 
Anſpruch auf den Beamtenſchein 8231 

Kriminalität 
Krieg u. K. in Deutſchland. Schriftt. 383 
Kritiker 
vgl. Theater K. unter Th. 
Kronen, öſterr. 
dgl. unter O. 
Kühlanlagen 

Kühl⸗ u. Gefrieranlagen ſind nach der 
für die Anvendbarkeit der 88 93, 94 
BGB. ausſchlaggebenden allgem. Ver⸗ 
kehrsanſchauung kein weſentlicher Be⸗ 

„ ſtandteil eines modernen Hotels 12003 

Kündigung 

K. von Pachtvertrag vgl. unter P. 

K. von Dienſtvertrag vgl. unter D. 

K. nach 88 123, 124 Gewd. vgl. unter 
GewO. 

Art. 159 RVerf. ift nur die Vereini⸗ 
gungsfreiheit als ſolche, nicht aber 
jede gewerkſchaftliche Betätigung zu 
ſchützen beſtimmt. Auch eine ordent⸗ 
liche, im Vertrag vorgeſehene K. kann 
im Hinblick auf ihren Beweggrund, die 
Zugehörigkeit eines Arbeitnehmers zu 
beſtimmtem Verband unmöglich zu ma⸗ 
chen oder zu erſchweren, den objektiven 
Tatbeſtand einer Zuwiderhandlung ge⸗ 
gen Art. 159 erfüllen. Art. 159 hin⸗ 
dert den Arbeitgeber nicht daran, we⸗ 
gen der von ihm als unbillig empfun⸗ 
denen Höhe des Tariflohns von ſeinem 
vertraglichen Krecht Gebrauch zu ma- 
chen 4352 

Schreibt die Arbeitsordnung K. mit zwei⸗ 
wöchiger Friſt vor, die nur am Sonn⸗ 
abend ausgeſprochen werden darf, ſo 
iſt K., die mit längerer Friſt an ande⸗ 
rem Wochentag ausgeſprochen wird, 
wirkſam. Nach ſtändiger Verkehrsauf⸗ 
faſſung iſt auch bei Arbeitnehmern, die 
nicht im Monatslohn ſtehen, eine zum 
1. April ausgeſprochene K. dahin zu 
verſtehen, daß das Arbeitsverhältnis 
am 31. März ſein Ende erreichen ſoll. 
Ein derartig gekündigter Arbeitnehmer 
hat, wenn Stichtag für den Urlaub 
der 1. April iſt, keinen Anſpruch auf 
Urlaub 127918 

Der Ausſpruch der vertraglich verein⸗ 
barten K. einem Arbeitnehmer gegen⸗ 
über, der zum Reichstagsabgeordneten 
gewählt iſt, verſtößt nicht gegen Art. 
160 RVerf. Hat der Arbeitgeber den 
Arbeitnehmer durch die K. gleichzeitig 
politiſch maßregeln wollen, ſo iſt Ab⸗ 
hilfe nur auf Grund des 8 84 Betr⸗ 
RG. möglich 5341 

Kündigungsſchutz 

K. für Angeſtellte in der Faſſung der 
reichsarbeitsgerichtlichen Rechtſprechung. 
Schrifttum 1243 

$ 2 KündschG. Abſicht der Umgehung 
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des KündSchch. kann darin gefunden 
werden, daß die Beteiligten an Stelle 
eines einheitlich dauernden Dienſtver⸗ 
hältniſſes eine fortgeſetzte Kette kurz⸗ 
friſtig beſtimmter Dienſtverträge ſchlie⸗ 
ßen. Für die Beantwortung der Frage, 
ob Umgehung vorliegt, kann von Be⸗ 
deutung ſein, ob vom Standpunkt 
eines ſachlichen Beurteilers der ge⸗ 
ſamten Umſtände der Unternehmer An⸗ 
laß zu den getroffenen Maßnahmen 
hatte oder ob er ſie doch wenigſtens 
für geboten halten durfte 127817 
Künftige Forderung 

vgl. auch künftige Schäden aus unerl. 
Handlung unter U. H. 

Pfändung u. Überweiſung des Anſpruchs 
eines Schuldners gegen ſeine Bank auf 
Auszahlung des künftig aufkommenden 
Guthabens ift unzuläſſig 1849 

Pfändung eines Anſpr., der dem Schuld⸗ 
ner aus Kontokorrent zuſteht, iſt zu⸗ 
läſſig, auch wenn zur Zeit der Pfän⸗ 
dung kein Saldo zugunſten des Kl. be⸗ 
ſteht. Sie betrifft dann die k. F. 10158 

Künftige Leiſtung, Klage auf 

§ 257 BPO., 8 69 Aufw é ſchließt nicht 
aus, einen auf Verurteilung des per⸗ 
ſönlichen Aufwertungsſchuldners zur 
Zahlung eines beſtimmten Aufwer⸗ 
tungsbetrags gerichteten Rechtsſtreit 
ſchon vor der Entſcheidung der Auf⸗ 
wertungsſtelle über die Höhe der Auf⸗ 
wertung anhängig zu machen u. — 
mit der ſich aus § 77 ergebenden Maß⸗ 
gabe — durchzuführen 342 8 

In dem Widerſpruch gegen Zahlungs⸗ 
befehl, mit dem erſte Rate verlangt 
wird, liegt noch kein Beſtreiten der 
ſpäter fälligen Teile der Forderung. 
Hierin liegt kein die Klage auf k. K. 
rechtfertigendes Verhalten 11554 

Kunſtſchutz 

88 22 ff. KunſtSchch. Schutz der Perſön⸗ 
lichkeit. Schrifttum 859 

§ 23 Kunſt Sch. Der Begriff „Zeit⸗ 
geſchichte“ 891 + 

„Kunſtſeidenkurier“ 

Zum Begriff der beſondern Bezeichnung 
einer Druckſchrift i. S. v. 8 16 Unb 
WG. 873 6 

Kupferſtecher 

§ 11 Nr. 2 AngVerſch. K. in geogra- 
phiſcher Anſtalt, die nach der vom 
Kartographen angefertigten Zeichnung 
das Kartenbild genau nach Vorlage 
auf die Kupferplatte übertragen, ſind 
nicht angeſtelltenverſicherungspflichtig, 
ſondern unterliegen der Verſicherungs⸗ 
pflicht nach der RVO. 9011 

Kurzarbeit r 

Wenn bei K. länger als 8 Stunden täg- 
lich gearbeitet wird, fo find die Mehr⸗ 
ſtunden als Überſtunden zu vergüten, 
auch wenn die wöchentliche Arbeitszeit 
48 Stunden nicht erreicht 1285 27 

Zuläſſigkeit einer zwiſchen Arbeitgeber 
u. Angeſtellten getroffenen Vereinba⸗ 
rung über K. mit Gehaltsherabſetzung 
gegenüber einem Tarifvertrag 128424 

Läßt Tarifvertrag Arbeitszeitverkürzung 
u. eutſpr. Lohnkürzung nach Ablauf 
der im Betrieb üblichen Kündigungs⸗ 
friſt zu, ſo gilt dieſe Beſtimmung auch 
gegenüber Schwerbeſchädigten 1280 20 

Der Schwerbeſchädigte iſt auch ſolchen 
Betriebs vereinbarungen u. Arbeitsord⸗ 
nungen unterworfen, die erſt nach ſei⸗ 
ner Einſtellung in Kraft getreten ſind. 
Es kann daher auch für ihn die K 
auf dem Wege der Betriebsverein⸗ 
barungen eingeführt werden 1284 28 

Ladung 

Die L. zum Termin, obwohl weſentlicher 

Beſtandteil der Klage, kann ſich auch 
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ohne ausdrückliche Worte aus dem 
Inhalt ergeben (Verjährungsunterbre⸗ 
chung durch Klagerhebung) 1016? 
Erſcheint der verſehentlich nicht geladene 
Angeklagte im Hauptverhandlungster⸗ 
min u. wird er von dem Vorſitzenden 
zur Teilnahme an der gegen ihn ge⸗ 
richteten Hauptverhandlung aufgefor⸗ 
dert, ſo iſt der Mangel der in der L. 
enthaltenen Aufforderung geheilt, u. 
der Angekl. kann nur noch wegen 
Nichteinhaltung der geſetzlichen L.frift 
gem. § 217 I StPO. die Ausſetzung 
der Hauptverhandlung verlangen 96112 
§ 329 StPO. Auch bei Wahrung der 
L.friſt kann insbeſ. bei weiten Entfer⸗ 
nungen zwiſchen dem Aufenthalt des 
Angekl., dem Wohnort des Verteidigers 
u. dem Sitz des Gerichts Mangel an 
Zeit vorliegen, der das Ausbleiben 
des Angell. entſchuldigt 1151222 
§ 357 BPO. L. einer Partei zu aus- 
wärtigem Beweistermin zum Zwecke 
der Erledigung eines vor längerer Zeit 
erlaſſenen Beweisbeſchluſſes der Be⸗ 
rufungsinſtanz iſt rechtzeitig genug, 
wenn ſie zwei Tage vor dem Termin 
dem RA. zugeht. Er muß für ſolchen 
Fall vorher das Erforderliche beran- 
laſſen 11378 
Lagerſchein 
vgl. VO. über Order. v. 16. Dez. 1931 
im Sonderregiſter „Recht der Not- 
verordnungen“ 
Laienvertreter 
Seine Sorgfaltspflicht verletzt, wer erſt 
wenige Tage vor Ablauf der Friſt aus 
8 519 IV S. 1 BPO. einen bejahrten 
L. mit der Ausarbeitung eines Armen⸗ 
rechtsgeſuchs betraut u. ſich daun nicht 
weiter darum kümmert, ob das Geſuch 
auch rechtzeitig eingereicht wird 64911 
Landesarbeitsgericht 
Entſcheidungen des RArbG. u. der L. 
Schrifttum 1242 
Der Prozeß vor dem L. Schrifttum 1245 
Iſt zweifelhaft, ob ein vor dem L. auf⸗ 
tretender Verbandsvertreter zu dieſem 
Auftreten kraft Vollmacht befugt iſt, 
ſo kann das L. ihn in entſpr. Anwen⸗ 
dung des § 89 ZPO. einſtweilen zu- 
laſſen 1318 60 
Ein Verbandsvertreter iſt zur Vertre⸗ 
tung vor dem L. nicht zuzulaſſen, wenn 
er für ſeine Vertretungstätigkeit ein 
Entgelt verlangt. Erſtattungsfähigkeit 
der für ihn aufgewandten Koſten? 
13181 13192 
Vorabentſcheidung über die vorläufige 
Vollſtreckbarkeit gemäß § 718 ZPO. 
im Verfahren vor dem L. 13213 
Landeskultur 
Wenn aus der Reichs VO. v. 13. Febr. 
1924 über die Vereinfachung der Ge⸗ 
noſſenſchaftsbildung u. Förderung der 
Odlanderſchließung Verpflichtung der 
Grundſtückseigentümer zu entnehmen 
fein ſollte, im Fall des Art. I 8 2 
die Koſten der Kultivierung zu erſtatten, 
ſo würde eine Streitigkeit darüber 
der Entſcheidung der ordentlichen Ge⸗ 
richte entzogen fein 1048 11 
Landesverrat 
Einzelne, die Kriegsmacht benachteili⸗ 
gende Handlungen können als L. i. S. 
des § 89 StGB. nur angeſehen mwer- 
den, wenn ſie ſich als Teile eines 
Geſamtverhaltens darſtellen, das auf 
Abwendung eines größeren Nachteils 
gerichtet iſt 40811 
Land gemeinde 
8 88 PreGemO. Die L. haften für einen 
von dem Gemeindevorſteher als Dar⸗ 
lehn in ihrem Namen aufgenommenen, 
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aber im eigenen Intereſſe verbrauchten 
Betrag 5192 

8 88 PrechemO. Formvorſchriften für 
d. Anſtellungsvertrag eines Gemeinde⸗ 
angeſtellten 5352 

Die Verfaſſung der rheiniſch⸗weſtfäl. L. 
u. Amter. Schrifttum 458 

Landgericht 

8 71 II Ziff. 1 GVG. findet auch auf 
Anſprüche eines Landesbeamten gegen 
das Reich aus zuſätzlicher Penſions⸗ 
regelung auf Grund des Penſions⸗ 
ergänzungsgeſetzes v. 21. Dez. 1920 
Anwendung 48315 

8 7 Teil 6 Kap! I der Not VO. v. 6. Okt. 
1931. Das LG. iſt zur Einſtellung des 
Privatklageverfahrens nicht zuſtändig, 
wenn es nur über eine Beſchwerde 
andern Inhalts zu entſcheiden hat 
967 28 

Landgerichtspräſidium 

8 244 StPO. Von einem Beſchluß des 
P. kann nicht die Rede ſein, ſolange 
nicht ſämtliche an der Abſtimmung zu 
beteiligenden Mitglieder ihre Stimmen 
abgegeben haben 95423 

Landrecht (Art. 13 Verf.) 

Die Frage, ob ein an ſich nicht der 
Reviſion zugängliches LBeſold. mit 
Art. 129 RVerf. in Widerſpruch ſteht, 
iſt reviſibel. Die auf Grund der Be⸗ 
fold®G. erworbenen Gehaltsanſprüche 
ſind wohlerworbene Rechte i. S. von 
Art. 129. Das uneingeſchränkt ge- 
währte Gehalt ſtellt als einmal erwor⸗ 
bener, ſubjektiv öffentlich⸗-rechtlicher 
Anſpruch in voller Höhe ein wohler⸗ 
worbenes R. dar. Aber Art. 129 be⸗ 
ſtimmt nicht den Inhalt der Beamten⸗ 
rechte, ſondern hält ſie nur aufrecht 
in dem Umfange, in dem fie erworben. 
ſind; alſo nur mit der etwa in dem 
Landesgeſetz enthaltenen Beſchräukung 
der Abänderungsmöglichkeit durch ein⸗ 
fache Geſetze 501? 

Landſchafts O., Oſtpreuß. 
vgl. unter Oſtpr. 


Landtag 
vgl. auch L.wahl unter W. 
Dem preuß. L. vorliegende Geſetzent⸗ 
würfe 975 


Hinſichtlich der Auskünfte, die die Be- 
hörden der Reichsfinanzverwaltung 
über Einkommens⸗ u. Vermögensver⸗ 
hältniſſe von Steuerpflichtigen an die 
ſächſ. Finanzbehörden erteilt haben, 
insbeſ. auch hinſichtlich der Abſchriften 
von Buchprüfungsberichten, find die 
Amtsträger der ſächſ. Behörden zur 
Wahrung des Steuergeheimniſſes nach 
§ 10 RAbgD. i. d. Faſſ. der Not VO. 
v. 1. Dez. 1930 verpflichtet. Die Ver⸗ 
pflichtung beſteht insbeſ. auch gegen⸗ 
über dem Unterſuchungsausſchuß des 
Sächſ. L., wenn der RJ M. Widerſpruch 
dagegen erhoben hat, daß die Aus⸗ 
künfte dem Unterſuchungsausſchuß vor⸗ 
gelegt werden 1341 

Landwirtſchaft 

vgl. auch Gutsüberlaſſung, Pacht. Vgl. 
ferner im Sonderregiſter „Recht der 
Notverordnungen“ unter Noi®D. vom 
17. Nov. 1931 (Oſthilfe) und Not VO. 
v. 23. Jan. 1932. 

L.recht. Schrifttum 1036 

Maſtſchweine, die zur Zeit einer Grund⸗ 
ſtücksbeſchlagnahme noch nicht zwei 
Zentner wiegen, ſind Grundſtückszu⸗ 
behör 19426 

Rundfunkgerät eines Landwirts iſt pfänd⸗ 
bar 18615 

Anwendbarkeit des Reichstarifvertrags 
auf Neu⸗ u. Erweiterungsbauten an 
Abzugsgräben, die keinen rein land⸗ 
wirtſchaftlichen Zweck verfolgen 10781 


Gewerbliche Arbeiter ſind auch dann der 
Arb Zeit BO. unterworfen, wenn fie ge- 
legentlich im landwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieb beſchäftigt werden 12629 

Das Schlachten ſelbſtgezüchteten Viehes 
durch den Landwirt ſtellt nur dann 
Nebenbetrieb der L. dar, wenn dieſe 
die hauptſächliche Grundlage bleibt u. 
ſich die Schlachtungen u. die ſich an⸗ 
ſchließende Verwertung des Fleiſches 
der Art, dem Zweck u. Umfang nach 
als in der L. üblich darſtellen. Schlach⸗ 
tet der Landwirt das Vieh, anſtatt es 
lebend zu verkaufen, weil die für das 
lebende Vieh zu erzielenden Preiſe die 
Zuchtkoſten nicht decken, ſo kommt Ne⸗ 
benbetrieb der L. nicht in Frage 107419 

Verkauf von Fleiſchwaren durch Land⸗ 
wirt in Markthallen iſt landwirtſchaft⸗ 
licher Nebenbetrieb 107721 

88 11, 28 RBewG. Ob landwirtſchaftl. 
Brennerei ein Nebenbetrieb der L. 
oder ſelbſtändiger gewerblicher Betrieb 
iſt, hängt davon ab, in welchem Um⸗ 
fang das Unternehmen rein gewerb⸗ 
lich aufgezogen iſt, z. B. durch Hinzu⸗ 
kauf fremder Rohſtoffe, Verarbeitung 
von Sprit zu Trinkbranntwein, durch 
Hinzukauf fremden Sprits, durch Ein⸗ 
tragung im Handelsregiſter, durch 
Teilnahme am Wirtſchaftsleben als 
ſelbſtändiges gewerbliches Unternehmen 
mit eigner Fabrikmarke uſw. 10823 

88 26, 28, 46 EinkStG. Iſt Landwirt nach 
Durchſchnittsſätzen zu veranlagen, ſo 
bilden zunächſt nur dieſe, nicht aber 
auch Teilaufzeichnungen des Steuer⸗ 
pflichtigen die Grundlage der Schät⸗ 
zung. Will der Pflichtige eine abwei⸗ 
chende Schätzung herbeiführen, ſo müſ⸗ 
ſen bez. der Angaben u. Belege, mit 
denen der Pflichtige die auf den Durch⸗ 
ſchnittsſätzen aufgebaute Schätzung an⸗ 
greifen will, ſtrenge Anforderungen 
geſtellt werden 27016 

88 6, 12, 26 EinkStc h. Zur Frage, ob 
Wertpapiere, die ehemals als Pacht⸗ 
kaution dienten, zum landwirtſchaftlich. 
Betriebsvermögen gehören 10792 

Umſatzſteuer. Wenn Eierverwertungsgenoſ⸗ 
ſenſchaft Eier, die ſie von ihren Mit⸗ 
gliedern bezieht, vor der Weiterliefe⸗ 
rung an ihren Abnehmer ſortiert, 
durchleuchtet, nach Farbe u. Gewicht zu⸗ 
ſammenſtellt u. verpackt, ſo gehen dieſe 
Handlungen über den Rahmen der 
Beförderung hinaus 1080“ 

g 937 RVO. regelt für die landwirt⸗ 
ſchaftliche Unfallverſicherung, ſoweit 
es ſich um nach Durchſchnittsſätzen 
feſtgeſtellte Jahresarbeitsverdienſte han⸗ 
delt, die Art der Berechnung des 
Jahresarbeitsverdienſtes bei der Ren⸗ 
tenbemeſſung abſchließend; 8 599 a 
RVO. ift zur Ergänzung nicht ent- 
ſprechend anzuwenden 10831 

Latein 

Der „Taſchen⸗Heinichen“, lateiniſch⸗deut⸗ 

ſches Wörterbuch. Schrifttum 861 
Lebensretten 

Die Vorſchrift des § 553a u. die des 
§ 627 RVO., ſoweit fie fih auf Un- 
fälle beim L. beziehen, kommen nur 
hilfsweiſe dann in Betracht, wenn der 
Unfall beim L. nicht bereits als Un⸗ 
fall bei einem verſicherten Betriebe 
oder einer verſicherten Tätigkeit an⸗ 
zuſehen iſt 2883 

Ledigenſteuer 

vgl. im Sonderregiſter „Recht der Not- 
verordnungen“ unter NotVOo. vom 
26. Juli 1930 

Lehrer 

Durch die ſtaatliche Genehmigung der 

von einer Gemeinde einem L. gegebe⸗ 


nen Zuſicherung beſonderer Feſtſetzung 
d. Beſoldungsdienſtalters wird zwiſchen 
L. u. Staat kein öffentlich⸗ rechtliches 
Band geknüpft u. kein Anſpruch des 
L. gegen den Staat begründet 4632 

Feſtſetzung des ruhegehaltsfähig. Dienſt⸗ 
alters für L.; Anrechnung der von 
dem Ruhegehaltsempfänger nach der 
Zurruheſetzung geleiſteten Dienſte. Ber- 
hältnis der 88 19, 20 Volksſchuls⸗ 
Beni®. v. 17. Dez. 1920 zu dem Volks⸗ 
ſchulLAltRuhe. v. 17. Dez. 1920; 
deſſen Inhalt u. Tragweite. Für die 
Frage der Ruhegehaltsberechnung iſt 
— anders wie bei der Feſtſetzung des 
Beſoldungsdienſtalters — der Rechts⸗ 
weg zuläſſig 503 27 

Lehrling 

Die Ermächtigung des Vergleichsrich⸗ 
ters zur Kündigung von Lehrverträ⸗ 
gen 1233 

Volontärverhältnis iſt auch bei Arbeitern 
möglich. Bei Schloſſers., der feine 
Lehre noch nicht beendet hat u. in 
Spezialbetrieb der Metallbranche ein⸗ 
tritt, bedarf es jedoch ganz beſonderer 
Umſtände, für die Annahme, daß Vo⸗ 
lontärvertrag geſchloſſen werden ſoll 
127716 

98 81a, 83, 91b GewO. Das Verfahren 
vor dem Innungsausſchuß iſt notwen⸗ 
dige Prozeßvorausſetzung des Streit⸗ 
verfahrens. Das Recht der Innungen, 
auf L.ſtreitigkeiten Einfluß zu nehmen, 
kann durch tarifvertragliche Regelung 
nicht beſeitigt werden. Ein tarifver⸗ 
tragliches zweites obligatoriſches Güte⸗ 
verfahren für L.ſtreitigkeiten kann ne- 
ben dem Verfahren der Gemd. nicht 
als zuläſſ. Gütevertrag gelten 129738 

Die in § 91b II Gewo. beſtimmte Zwei⸗ 
wochenfriſt iſt Ausſchlußfriſt in dem 
Sinne, daß der Anſprüche erhebende 
Teil bei Verſäumung der Friſt ſein 
Klagerecht verliert 11751 

Unter „Auflöſung des Lehrverhältniſſes“ 
i. S. des 8 127 Gew. ift die Be- 
endigung des zwiſchen Lehrherrn u. 
L. beſtehenden Rechtsverhältniſſes, alſo 
die rechtliche Aufhebung des Lehrver⸗ 
hältniſſes zu verſtehen. Dadurch, daß 
der L. nicht mehr auf Erfüllung des 
Lehrvertrags beſteht, ſondern Scha⸗ 
denserſatz wegen Nichterfüllung gel⸗ 
tend macht, wird das Lehrverhältnis 
nicht zum Erlöſchen gebracht; es be⸗ 
ſteht weiter mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle der urſprünglichen Ver⸗ 
tragspflicht beider Teile eine einſei⸗ 
tige Geldforderung des L. tritt 1298 39 

$ 129 Gew. L. im Sinne der Gewd. 
1266 17 

§§ 129, 144a GewO. Begr. der L.hal⸗ 
tung u. ausbildung im Handwerk 
13272 

88 130 a, 129 GewO. Eine Beſtimmung 
des Lehrvertrags, die dem L. die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt, durch Krankheit 
verlorene Arbeitswochen durch Fort⸗ 
ſetzung der Lehrzeit nachzuholen, iſt 
unwirkſam. Dies gilt auch, wenn die 
Lehrzeit in einem dem Gewerbe ange⸗ 
hörenden Großbetrieb zurückgelegt 
wird 1299 40 

Leitet Handwerker, der die Meiſterprü⸗ 
fung nicht beſtanden hat, einen von 
ihm beſchäftigten L. ſelbſt an oder 
unterläßt er es, ihn durch einen ge⸗ 
eigneten Vertreter anleiten zu laſ⸗ 
ſen, ſo kann ihn die Gewerbepolizei 
zur Entlaſſung des L. anhalten 13261 

Tarifliche Feftfegung der Levergütung 
ſchließt die Vereinbarung eines beſon⸗ 
dern, vom Vater des L. an den Ar⸗ 
beitgeber zu zahlenden Lehrgeldes nicht 
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aus. Unwirkſam iſt die Lehrgeldver⸗ 
einbarung, wenn ſie den Zweck hat, 
die unabdingbare Lvergütung zu um- 
gehen 12737 

§ 544 RVO. Ein in Betrieb beſchäftigter 
L. iſt auch bei ſolchen Verrichtungen 
als Arbeiter anzuſehen, die er vor⸗ 
nimmt, nicht um eine ihm vertraglich 
obliegende Verpflichtung zu erfüllen, 
ſondern um ſich ſelbſt durch ſie zur 
einſtigen Wahrnehmung ähnlicher Ge⸗ 
ſchäfſte zu befähigen. Deshalb ift auch 
die Geſellenprüfung dem Betrieb gu- 
zurechnen, ſoweit ſie ſich als Betriebs⸗ 
tätigkeit darſtellt oder unter Inan⸗ 
ſpruchnahme der Betriebsmittel des 
Arbeitgebers erfolgt 13253 

Stadtgemeinde iſt mit den Einnahmen 
aus dem Betrieb einer ſtädt. Handels⸗ 
ſchule, die für kaufmänn. L. die Pflicht⸗ 
fortbildungsſchule erſetzt, nicht umſatz⸗ 
ſteuerpflichtig 10281 

Leuchtmittelſteuer 
7 IV Leuchtmittel sth. Bei Leucht⸗ 
mitteln, die in den Geltungsbereich 
des Gef. eingeführt werden, gehören 
die Verſandkoſten, die bis zur Über⸗ 
führung der Leuchtmittel in den freien 
Verkehr entſtanden ſind, zum Steuer⸗ 
wert 28034 
Lexikon 
Juriſtiſch. Konverſationss. Schrifttum 639 


Liber Augustal:s 


Der L. A. Kaiſer Friedrichs II. 855 
Lichtbilder 
gl. unter Photographie 
Lieferungsvertrag 
vgl. auch unter Kauf, Sukzeſſivs. 
Das Recht der Verpackung bei Liefe⸗ 
rungsgeſchäften. Schrifttum 775 
Lieferwagen 
vgl. unter Kraftfahrzeug 
„Lindenwirtin“⸗Tonfilm⸗Entſcheidung 8851 
Lindſey 
vgl. unter Amerika 
Lippe 
88 I I Nr. 4, 11 I Nr. 2 KörpStG. 
finden auf das lippeſche Gewerbe⸗ 
ſteuerrecht keine Anwendung 28748 
Liquidationstreuhandvergleich 
vgl. unter Treuhand 
Litauen 
Eine in L. begangene Straftat gilt im 
Memelgebiet nicht als im Ausland 
begangene Straftat, obgleich im Me⸗ 
melgebiet das deutſche StGB. gilt 4391 
Literar. Urheberrecht 
Handbuch des deutſchen Theater⸗, Film⸗, 
Muſik⸗ u. Artiſtenrechts. Schriftt. 856 
88 1, 2, 9, 13, 41 LitUch®. Der urheber⸗ 
rechtliche Schutz des Titels als ſolchen 
unabhängig von dem urheberrechtlich 
geſchützten Werk wird grundſätzlich ab⸗ 
gelehnt. Der Titel genießt urheber⸗ 
rechtlichen Schutz nur als Teil des 
Werkes nach allgem. Grundſätzen. — 
Der Urheber eines Text⸗ oder Muſik⸗ 
werkes hat das ausſchließliche — we⸗ 
der durch die Zwangslizenz aus 8 22 
Lit UrhG. noch durch die Aufführungs⸗ 
freiheit des § 22 a LiturhG. einge- 
ſchränkte — Recht auf Wiedergabe des 
Werkes im Tonfilm (Lindenwirtin⸗Ton⸗ 
film) 8851 
$ 8 III LiturhG. Der Fortbeſtand einer 
ſchuldrechtlichen Verpflichtung zur Ge⸗ 
währung des Erſtaufführungsrechts an 
einem Film iſt mit dem Erwerb eines 
abſoluten, wenn auch örtlich u. zeitlich 
beſchränkten Lizenzrechts unvereinbar. 
Der bloße, objektiv unzutreffende 
Glaube des Erwerbers eines ſolchen 
Lizenzrechts, daß ſchuldrechtliche Ver⸗ 
pflichtung ſeines Vertragsgegners einem 
Dritten gegenüber beſtehe, iſt für das 
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Vertragsverhältnis zwiſchen den Ver- 
tragsparteien unerheblich 8632 
88 11, 13 Liturhch. Die Schilderung 
hiſtoriſcher Vorgänge kann nicht zur 
Verletzung von Urheberrechten führen. 
Der Gedanke der Herſtellung eines 
Dolomiten⸗Kriegsfilms iſt eine der Ge⸗ 
ſtaltung entbehrende, zur Begründung 
von Ausſchließungsrechten nicht geeig⸗ 
nete Anregung 8971 
22 Lit UrhB. Zur Frage des Umfangs 
der U übertragung. Die bei der Ber- 
filmung u. Rundfunkſendung ausgebil⸗ 
deten Rechtsregeln ſind auch für die 
Wiedergabe durch mechaniſche Muſik⸗ 
inſtrumente anwendbar. Hiernach iſt 
im einzelnen Falle zu prüfen, inwie⸗ 
weit ſich der Urheber unter Beachtung 
aller Umſtände (beſ. des Inhalts, 
Zweckes u. der Entſtehungszeit des 
Vertrages ſeines Rechts entäußern 
wollte 8653 
Für die Auslegung des Gef. ift in erſter 
Linie der Wortlaut, nicht ein etwa in 
der Begründung zum Ausdruck kom⸗ 
mender entgegenſtehender Wille des 
Geſetzgebers entſcheidend. Das Mün⸗ 
chener Oktoberfeſt iſt Volksfeſt i. S. 
von § 271 Nr. 1 Liturhch. Die Mu- 
ſikaufführungen in den auf dem Feſt⸗ 
platz errichteten Bierhallen ſind als 
weſentliche Beſtandteile des Feſtes ab⸗ 
gabefrei. Muſikaufführungen ſind bei 
Volksfeſten ohne Einwilligung des Be⸗ 
rechtigten auch dann zuläſſig, wenn die 
Geltendmachung des Aufführungsrechts 
ohne erhebliche Beläſtigung erfolgen 
kann 8903 
Lizenz 
vgl. unter Patent, Warenzeichen, Lite⸗ 
rariſches Urheberrecht 
Lockerungs O., preuß. 
$ 10 der 7. L. v. 26. Okt. 1931 iſt gültig 
3502 
$ 10 der 7. pr. L. v. 26. Okt. 1931 iſt 
im Verf. auf die Rechtsbeſchwerde auch 
dann anzuwenden, wenn die Entſchei⸗ 
dung des MEA. vorhergegangen ift 
3501 
Lohnbeſchlagnahme 
Die Arbeitsloſenunterſtützung als Lohn⸗ 


(vsa) 


pfändungsgrenze für Unterhaltsbei⸗ 
träge 153 
Ob das gewährleiſtete Mindeſteinkom⸗ 


men einer Bezirkshebamme pfändbar 
ift, ift nach dem L.geſetz zu beurteilen 
197 31 


Lohnſteuerabzug 

Reichen die vorhandenen Mittel zur Zah⸗ 
lung des vollen Lohnes — einſchl. des 
einzubehaltenden Steuerbetrages —- 
nicht aus, ſo muß der Lohn entſpre⸗ 
chend gekürzt u. von dem herabgeſetz⸗ 
ten Betrag die dieſem entſprechende 
Steuer abgezogen u. an die Steuer⸗ 
behörde abgeführt werden. Zum Vor⸗ 
jag der Lohnſteuerhinterziehung gehört 
das Bewußtſein des Täters, daß durch 
ſein Verhalten (Auszahlung des vollen 
Lohnes) die Steuern verkürzt werden 
41721 

Wiederverwendung bereits verwendeter 
Lohnſteuermarken dadurch, daß ſie vom 
Meiſter in die Steuerkarte des Geſel⸗ 
len eingeklebt u. unter Abänderung 
des alten mit einem neuen Datum ver⸗ 
ſehen werden, ſtellt keine Urkunden⸗ 
fälſchung dar 9671 

Lotterieeinnehmer 

Die Vergütung, die ein ſtaatlicher L. 
der Preuß. ⸗Süddeutſchen Staatslotterie 
bezieht, iſt als Einkommen aus öffent⸗ 
lichen Mitteln i. S. des Art. 2 IV 
i. Verb. m. Art. 11 der 9. Ergänzung 
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des BeſoldGG. v. 18. Juni 1923 anzu⸗ 
ſehen 5384 
„Löwenbrän“⸗Entſcheidung 
688752 15 WbzG., 88 1, 3, 16 Unl WG.) 


Luftraum 
8 905 II BGB. Der Eigentümer einer 
Straße braucht elektriſche Leitungen 
über der Straße nicht zu dulden, wenn 
er einem anderen Unternehmer gegen 
Vergütung die Straße überquerende 
Leitungen verſtatten will u. jene Lei⸗ 
tungen für dieſe ſtörend ſind 457 
Made in Germany 
Unlauterer Wettbewerb durch Hervor- 
rufung des Eindrucks, daß eine Ware 
ausländiſcher Herkunft fei 59411 
Mahnverfahren 
In dem Widerſpruch gegen Zahlungs- 
befehl, mit dem erſte Rate verlangt 
wird, liegt noch kein Beſtreiten der 
ſpäter fälligen Teile der Forderung. 
Hierin liegt kein die Klage auf künftige 
7 rechtfertigendes Verhalten 
1155 4 


Als Klagrücknahme i. S. des § 29 GKG. 
gilt jede Erklärung des Klägers, daß 
eine gerichtliche Entſcheidung unter⸗ 
bleiben ſolle. Nach vorangegangenem 
M. hat der Kläger im Fall des § 29 II 
GKG. 1½ u. ½ Gebühren zu entrich⸗ 
ten 120 20 

Bei Klagrücknahme nach vorausgegange⸗ 
nem M. umfaßt die Ermäßigung der 
Gebühren gem. 8 29 IT GRG. die 
Mahngebühr nicht mit. Die Mahn⸗ 
gebühr ſtellt nach h. M. eine ſelbſtän⸗ 
dige Gebühr dar, die mit dem Erlaß 
des Zahlungsbefehls endgültig ent⸗ 
ſtanden ift 676 80 

§ 38 RAGebO. Die Koſten des Antrags 
auf Erlaß des Zahlungsbefehls ſind 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfol⸗ 
gung notwendig u. daher erſtattungs⸗ 
fähig, wenn der Kläger der Auffaſſung 
ſein konnte, daß dieſer Schritt zur 
Unterbrechung der Verjährung erfor⸗ 
derlich war 67018 

Zur Auslegung des § 11 II Teil 6 Kap. 1 
der NotVO. v. 6. Okt. 1931. Die 
Rechtsverfolgung iſt „mutwillig“, wenn 
anzunehmen iſt, daß der Bekl. den 
Klaganſpruch nicht beſtreiten werde u. 
wenn Kläger beim LG. klagen will, 
ſtatt den Weg des M. zu wählen 6611 

Manon⸗Warenzeichen⸗Entſcheidung 5792 
Maſchinen 

M. können mit einer ganzen Leitungs⸗ 

anlage u. dadurch mit dem geſamten 
Grundſtück Einheit, die nicht getrennt 
werden kann, bilden 11972 

Maß⸗ u. Gewichts O. 

Zur Anwendbarkeit der 88 6 u. 11 
Mağ- u. GewO. mit BrotG. v. 17. Juli 
1930. Das Abwägen des Teiges für 
Einzelbrote von 500 g u. mehr in den 
Backſtuben des Bäckereigewerbes gehört 
im ganzen Reiche zum eichpflichtigen 
Verkehr 352 4 

Zu übergangsbeſt. für die Eichung von 
Meßgeräten in Verfolg des $ 19 III 
Makd. 256 4 

Maſtſchwein 
vgl. unter Landwirtſchaft 
Mecklenburg⸗Strelitz 

Die Not Vo. des Mecklenburg⸗Strelitz⸗ 
ſchen Staatsminiſteriums v. 10. Sept. 
1931 iſt rechtsgültig 5142 

Medizin 
vgl. gerichtliche M. 
Meineid 

§ 159 StB. Wegen Verleitung zum 
M. iſt auch derjenige ſtrafbar, der es 
unternimmt, einen wegen Unzurech⸗ 


Sachregiſter 


nungsfähigkeit ſtraffrei Bleibenden zur 
Begehung eines M. zu verleiten 1128 

8 154 StGB. Die Frage der Eides ver⸗ 
letzung beſtimmt ſich beim richterlichen 
Eid nur nach dem Wortlaut des Eides⸗ 
ſatzes. Unerheblich iſt, ob die darin 
erwähnten Tatſachen beweisbedürftig 
waren oder nicht 116939 

88 185, 193 StGB. Strafloſigkeit bei 
puani „Ihr meineidigen Schufte!“ 


Meiſtbegünſtigung 

Ausnahmen von der M. Schrifttum 576 
Memelgebiet 

Eine in Litauen begangene Straftat 


gilt im M. nicht als im Ausland be⸗ 
gangene Straftat, obgleich im M. das 
deutſche StGB. gilt 4391 


Menſur 
§ 205 StGB. BeſtimmungsM. Zwei⸗ 
kampf 4288 
Meſſer 


vgl. unter Taſchen M. 
Meta 


vgl. unter Bank 
Miete 

vgl. auch das Mietrecht nach der Not⸗ 
VO. v. 8. Dez. 1931 im Sonderregiſter 
„Recht der Notverordnungen“ 

Grundſtücksmiete. Schrifttum 163 

Unterſchied zwiſchen M. u. Pacht. In 
der Bezeichnung des Vertrags als 
M.vertrag iſt regelmäßig nicht d. Ver⸗ 
einbarung zu erblicken, daß die Mie⸗ 
terſchutzvorſchriften entſprechende An- 
wendung finden ſollen 10675 

Erfolgt die überlaſſung eines ganzen 
Grundſtücks im weſentl. zu Wohn ru. 
zu gewerblichen Zwecken des über⸗ 
nehmers, dann liegt M., nicht Pacht 
vor, auch wenn ſich in dem Grund⸗ 
ſtück noch andere vermietete Wohnun⸗ 
gen befinden. Die Nichtigkeit eines 
dem Mieter eingeräumten Vorkaufs⸗ 
rechts berührt die Gültigkeit des Ver⸗ 
trags im übrigen nicht, wenn der 
Mieter trotz Nichtigkeit beim Vertrag 
beharren will. Enge Auslegung bei 
Erweiterung des Kündigungsrechtes 
über § 554 BGB. hinaus 6646 

§ 550 BGB. Anbringung von Wahi- 
propagandaſchildern durch Wohnungs⸗ 
mieter an der Außenwand des M.- 
hauſes ſtellt vertragswidrigen Gebrauch 
der M.jache dar 10771 

§ 566 BGB. gilt nicht für Abreden 
über käuflich dem Mieter oder Päch⸗ 
ter überlaſſenes Inventar 10688 

Aus $ 141 II BGB. kann nicht herge⸗ 
leitet werden, daß die formloſe Be⸗ 
ſtätigung eines formbedürftigen u. da⸗ 
her i. S. v. § 566 BGB. minder wirk⸗ 
ſamen Vertrags den Formmangel heilt 
u. dem beſtätigten Vertrag Vollwirk⸗ 
ſamkeit gibt 1104 

Haben Parteien in Geſamtgeſchäft eine 
ſolche Verkettung eines langfriſtigen 
u. eigenartigen Mietvertrags mit einem 
Kreditgeſchäft vorgenommen, daß man 
von Begründung wirtſchaftl. Eigen⸗ 
tums ſprechen könnte, ſo iſt das Ge⸗ 
ſchäft doch nicht aus § 306 BGB. nich⸗ 
tig. — Wird M.vertrag auf 30 Jahre 
mit der Klauſel geſchloſſen, daß der 
einen Partei ein Optionsrecht auf 
Verlängerung zuſtehen ſoll, ſo iſt 
8 567 BGB. maßgeblich, jo daß der 
Vertrag in ſeiner Geltung durch die 
Klauſel nicht berührt wird 371 

Der Vermieter hat bei Lagerung recht⸗ 
mäßig ausgeräumter Sachen des Mie⸗ 
ters nur die verkehrsübliche Sorgfalt 
zu üben, auch wenn er ſelbſt bei der 
Lagerung ſeiner eignen Sachen noch 
ſorgfältiger verfährt 424 


Aufrechterhaltung des Pfäudungspfand⸗ 
rechts nach Auszug des Mieters ent⸗ 
hält zugleich Geltendmachung des Ver⸗ 
mieterpfandrechts 1263 

Die Verjährung des Rechts des Mieters 
auf Wegnahme von Einrichtungen 
wird nicht dadurch gehemmt, daß der 
Vermieter ſein Pfandrecht an den Ein⸗ 
richtungen geltend gemacht 6634 

Die Zwangsverwaltung erfaßt die M.- 
u. Pachtforderungen auch dann, wenn 
ſie auf Antrag eines nicht hypotheka⸗ 
riſch geſicherten Gläubigers eröffnet 
wird 193 24 

Rundfunkempfang bildet nur dann ſchutz⸗ 
würdige Ausübung der tatſächlichen 
Gewalt über eine Mietwohnung, wenn 
fehlerfreie, nach Möglichkeit nicht ſtör⸗ 
anfällige Empfangsanlage verwendet 
wird 8972 

Kommt M.bertrag zwar mündlich zu- 
ſtande, wird er aber durch Brieſwech⸗ 
ſel beſtätigt, ohne daß dabei auf das 
mündliche Zuſtandekommen hingewieſen 
ift, fo gilt der M.vertrag als „durch 
Briefwechſel zuſtande gekommen“ u. iſt 
deshalb ſtempelpflichtig 56 15 

Gefahr im polizeirechtlichen Sinne. Ohne 
beſondere in Polizei VO. gegebene recht⸗ 
liche Grundlage darf die Polizei nicht 
dem Hauseigentümer aufgeben, ſeinem 
Mieter einen im M.vertrag nicht aus⸗ 
bedungenen Vorratsraum zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen 3591 

Wer ift beim M.vertrag Halter des 
Kraftfahrzeugs? 773 

Mieteinigungsamt 

§ 15 Verfahrensanordnung für die ME. 
Hat die Beſchwerdeſtelle in der Sache 
ſelbſt endgültig enſchieden, ſo läuft die 
Friſt von einer Woche für einen An⸗ 
trag auf Koſtenerſtattung von der 
Bekanntmachung der Entſcheidung der 
Beſchwerdeſtelle ab. Dieſe Friſt wird 
auch dann, wenn nur die Erſtattung 
von Koſten des Verfahrens vor dem 
MEN. beantragt ift, nur durch Ein⸗ 
gang des Antrags bei der Beſchwerde⸗ 
ſtelle gewahrt 1131 

Durch die Beſtellung zum Leiter des 
Wohnungsamts, die Übertragung der 
Tätigkeit des Schriftführers beim MEN. 
u. Kaufmannsgericht u. Gewerbegericht 
werden ſtaatshoheitsrechtliche Dienſt⸗ 
verrichtungen anvertraut. Die Dauer 
der Miet ShVD. u. des Wohn Mang. 
hat nicht von Anfang an als befriſtet 
zu gelten u. läßt ſich auch heute noch 
nicht überſehen 494 21 

Ein RA., der neben dieſem Beruf zwölf 
Jahre lang Vorſitzender des MEN. 
einer preuß. Stadt war, erlangt durch 
dieſe Tätigkeit weder die Stellung 
noch den feſten Gehalts⸗ u. Penſions⸗ 
anſpruch eines auf Lebenszeit ange⸗ 
ſtellten Beamten der Stadt 5258 

Mieterſchutz 

Bez. $ 49a vgl. unter Mietwucher 

Der M. in Preußen 1931—1936. Schrift⸗ 
tum 640 

Anwaltsgebühren für das Verfahren we⸗ 
gen Gewährung einer Nachfriſt nach 
85 IV Miete. 11737 

Das analoge Mietverhältnis des § 24 II 
Miet Sch. gilt nur für Wohnräume, 
aber nicht für gewerbliche oder ge⸗ 
ſchäftliche Räume (Garagen) 8201 

8 8 Wohn Mang. findet auf den Woh- 
nungstauſch keine Anwendung, wenn 
eine der zu tauſchenden Wohnungen 
der Vorſchrift des $ 32 I Miet Sch. 
unterliegt u. als Dienſtwohnung über⸗ 
laſſen, dieſes Dienſtverhältnis aber be⸗ 
endet iſt 6601 


§ 331 MietSchch. Gewerbliche Neubau⸗ 
räume genießen keinen M., auch wenn 
ſie mit Altbauräumen im wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammenhang ſtehen 6648 

88 41, 42 Miet SchG. Gegen Entſchei⸗ 
dung des MEN., durch die die Fort- 
ſetzung des Verfahrens von der Zah⸗ 
lung eines Auslagenvorſchuſſes abhän⸗ 
gig gemacht wird, iſt die Rechtsbe⸗ 
ſchwerde zuläſſig 1771 

Mietwucher (§ 49a Miet Sch.) 

M. Schrifttum 329 

Fordern von Abſtand nicht grundſätz⸗ 
lich M. Wird Abſtand ohne Gegen⸗ 
leiſtung gefordert, ſo ſtellt er Erhöhung 
des Mietzinſes dar. Iſt dieſer erhöhte 
Mietzins nicht unangemeſſen, ſo iſt 
das Fordern des Abſtands nicht M., 
auch wenn es der Vermieter mit Miet⸗ 
ausfall bei einem früheren Mieter be⸗ 
gründet hat 642 

Milch 

M.geſetz. Schrifttum 1037 

Eine ortspolizeiliche Vorſchrift, durch die 
der Paſteuriſierungszwang für M. ein⸗ 
geführt wurde, verſtößt weder gegen 
den Grundſatz der Gewerbefreiheit noch 
gegen den Eigentumsſchutz i. S. der 
RVerf. 54718 


Milderes Geſetz ( 2 II StB.) 


§ 36942 RAbg OO. ift gegenüber 8 66 
TabStG. als das m. G. anzuſehen 
2514 


Verhältnis der nach dem Gef. zur Ande⸗ 
rung des TabStG. v. 22. Dez. 1929 
in Betracht kommenden Strafvorſchrif⸗ 
ten zu den entſpr. Vorſchriften des 
Tab Stch. a. F.: 8 369 a NAbgO. ift 
gegenüber § 66 TabStG. a. F. das 
m. G., ſoweit er nicht auch den be⸗ 
ſtraft, der ſich falſche Steuerzeichen 
verſchafft, um ſie als echte zu ver⸗ 
wenden. § 56 TabStG. a. F. ift milder 
als § 359 RAbgO. Handelt es ſich um 
eine unter der Herrſchaft des Tab⸗ 
GtG. v. 1919/25 begangene Tat, für 
die nach $ 70 I 2 TabStG. bei — 
noch heute zuläſſiger — Widerlegung 
des Hinterziehungsvorſatzes nur Ord⸗ 
nungsſtrafe verhängt werden konnte, 
fo bedeutet das Gef. v. 22. Dez. 1929 
deshalb das härtere Gef, weil es die 
Möglichkeit einer Beſtrafung wegen 
fahrläſſiger Steuerverkürzung gemäß 
§ 367 RAbg0O. eröffnet 2458 

Zu den Begriffen der „Einziehung“ i. S. 
von 88 365, 370 R Abg. ſowie 8 80 
TabStG. u. „im Handel“ 2553 

Mildernde Umſtände 

In dem Antrag des Verteidigers auf 
mildere Beſtrafung u. „Wegfall des 
Ehrverluſtes“, des Angekl. auf milde 
u en liegt ebenſowenig Antrag 
auf Zubilligung m. U. wie in der 
Beſchränkung der Berufung auf das 
Strafmaß 4049 

Militäranwärter 

Einfluß der Nichtbeachtung der Grund⸗ 
ſätze über die Anſtellung von M., An⸗ 
ſtellungsſcheininhabern auf die Anſtel⸗ 
lung eines Beamten auf Grund des 
Geſetzes v. 21. Juli 1892 u. der An⸗ 
ſtellungsgrundſätze v. 26. Juli 1922 
496 22 a 


Militärſtrafrecht 
Verſtoß gegen die allgemeinen Pflichten 
des Kraftfahrers begründet bei An- 
gehörigen der Reichswehr regelmäßig 
keine Anwendung des § 29 MilStchB. 
81734 
Minderjährige 
Das Rechtsverhältnis zwiſchen m. Auz- 
ländern u. ihren Eltern richtet ſich 


Sachregiſter 


nach ihrem Heimatsrecht. Wenn ein 
ausländiſches Recht bezüglich einer 
Verfügung v. M. über ein in Deutſch⸗ 
land liegendes Grundſtück die vor- 
mundſchaftsgerichtliche Genehmigung 
eines deutſchen Gerichts zuläßt, ſo 
kann eine vom deutſchen Gericht er⸗ 
teilte Genehmigung nur dann Wirk⸗ 
ſamkeit haben, wenn nach deutſchem 
Recht das deutſche Vormundſchafts⸗ 
gericht zu ſolcher Tätigkeit berufen iſt. 
Für im Ausland wohnende Ausländer 
ſteht deutſchen Gerichten keinerlei vor⸗ 
mundſchaftsgerichtl. Tätigkeit zu 588 6 
Mineralöl 

Die Übertragung des dem Eigentümer 
zuſtehenden Recht auf Ausbeutung 
eines M.vorkommens ift als Veräuße⸗ 
rung eines Gegenſtands anzuſehen. Es 
iſt aber zu prüfen, ob die Begründung 
eines ſolchen Rechts nicht in Wahrheit 
die pachtmäßige überlaſſung des Grund- 
ſtücks ſelbſt u. die Beſtellung einer 
Dienſtbarkeit für den Berechtigten nur 
die dingliche Sicherung des rein ſchuld⸗ 
rechtl. Verhältniſſes bedeutet 1059 21 

Das Verbleiben von Benzin im Tank 
eines Kraftfahrzeugs vermag weder 
als Aufbewahren von „Materialien“ 
i. S. des 8 367 Ziff. 6 StGB. noch 
als „Aufbewahrung“ oder „Lagerung“ 
i. S. der MVerkpolVO. angeſehen 
werden 81114 

Die Vorſchriften über bie Verſteuerungs⸗ 
pflicht des Bezugsberechtigten in 88 12 
u. 14 Mt DurchfBeſt. find rechtsgül⸗ 
tig, Die Steuerſchuld des Bezugsbe⸗ 
rechtigten, die bei ordnungsgemäßem 
Bezug von ſteuerfreiem inländiſchen 
M. unter auflöſender Bedingung ent⸗ 
ſteht, wird endgültig, wenn das M. 
2855 ordnungsmäßig verwendet wird 


Mineralwaſſerſtener 
8 5 UI MG. Wird die Lieferungsanzeige 
nicht rechtzeitig überſandt, ſo wird die 
bedingt entſtandene Steuerſchuld auch 
dann zu einer unbedingten, wenn die 
Erzeugniſſe in den Betrieb des Be⸗ 
zugsberechtigten eingehen 28137 
Mißbrauch von Formen u. Geſtaltungen 
des bürgerlichen Rechts (85 RADJO.) 
Sind ſämtliche Anteile einer Terrain⸗ 
geſellſchaft in einer Hand vereinigt 
worden, ſo daß der Veräußerer der 
letzten Anteile nicht auf Grund des 
83 Gr&rwöt®. herangezogen werden 
kann, ſo kommt Veranlagung nach 81 
GrErwStch. i. Verb. m. 85 RAbgo. in 
Betracht 2122 
Mitangeklagte 
Die an fih unzuläſſige Verweiſung auf 
die Feſtſtellungen eines gegen andere 
Angeklagte ergangenen früheren Ur⸗ 
teils iſt dann erlaubt, wenn nur zwecks 
Erſparung von Wiederholungen auf 
allgemeine Ausführungen jener frü⸗ 
heren Entſch. verwieſen wird u. das 
in Bezug genommene Urteil als An⸗ 
lage des ſpäteren behandelt u. ihm 
als ſolche beigefügt wird. Zuläſſigkeit 
der Vernehmung eines M. als Zeuge, 
wenn er durch Abtrennung des Ver⸗ 
fahrens gegen ihn als Angekl. aus⸗ 
geſchieden iſt 4049 
Miterben 
Eine Beachtung der Geldentwertung in 
Vertragsabmachungen, insbeſ. bei Erb- 
auseinanderſetzungen, etwa aus ver⸗ 
wandtſchaftlichem Entgegenkommen, iſt 
nicht gleichbedeutend damit, daß die 
Parteien den Rechtsanſpruch auf Be⸗ 
rückſichtigung der Geldentwertung er⸗ 
kannt haben u. ihn mit ihrer Verein⸗ 


*59 


barung haben umfaſſen und erledigen 
wollen 335 

Bei in ungeteilter Erbengemeinſchaft ver⸗ 
bundenen, als Miteigentümer im 
Grundbuch eingetragenen Perſonen 
ſind hinſichtlich dinglicher Anſprüche 
— insbeſ. des auf den Hypotheken⸗ 
verzicht aus 81169 BGB. —, wenn 
auch nur einem Teil von ihnen die 
den Anſpruch begründenden »Einreden 
zuſtehen, doch alle klageberechtigt 588 6 

883, 9, 26 RBewG. a. F. Eigentümer 
einer wirtſchaftlichen Einheit kann nur 
eine ſteuerlich rechtsfähige Perſon ſein. 
Erbengemeinſchaft ijt keine „ſteuerlich 
rechtsfähige Perſon“; ſie iſt ſteuer⸗ 
rechtlich einer DOG. gleichzuſtellen, 
wenn die Erbauseinanderſetzung hin⸗ 
ſichtlich des von ihr betriebenen Unter⸗ 
nehmens für lange Zeit ausgeſchloſſen 
iſt u. das Unternehmen nach Art u. 
Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe 
eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert 
2671 

Mittäter 

Untreue der Beamten u. Angeſtellten 
einer Gemeinde durch Anweiſung von 
Reiſekoſtenvorſchüſſen u. ſpäteren Ver⸗ 
brauch der als Vorſchuß entnommenen 
Beträge zu perſönlichen Zwecken. Ha⸗ 
ben mehrere Beauftragte der Gemeinde 
gemeinſchaftlich ſo gehandelt, ſo kann 
der eine ſich dadurch, daß er die der 
Gemeinde gegen ſeine M. zuſtehenden 
Rückforderungsanſprüche unerſichtlich 
macht, auch wegen Betruges ſtrafbar 
machen 50731 

5370 Ziff. 5 StGB. Beſtimmte zahlen- 
mäßige Angaben über Menge oder 
Wert von im Fortſetzungszuſammen⸗ 
hang gemeinſchaftlich entwendeten Ge⸗ 
genſtänden ſind zur Verneinung der 
Genußmittelentwendung nicht nötig, 
wenn feſtſteht, daß die drei M. be⸗ 
trächtliche Mengen gefüllter Zigaretten⸗ 
ſchachteln entwendet haben. Dabei iſt 
auch nicht von einzelnen Poſten, ſon⸗ 
dern vom Geſamtbetrag der von den 
drei M. fortgeſetzt entwendeten Zi⸗ 
garetten auszugehen 9595 

Steht die Aburteilung des flüchtigen 
Haupttäters noch aus u. könnte in 
dieſem Verfahren wegen Hinterziehung 
der Branntweinmonopoleinnahme auf 
Einziehung des fraglichen Sprits noch 
erkannt werden, fo ſteht dem ſogen. 
objektiven Verfahren mit dem Ziel 
der Einziehung nicht entgegen, daß 
der Ausſpruch der Einziehung in dem 
rechtskräftig entſchiedenen Verfahren 
gegen die M. unterlaſſen worden iſt 
251 10 

Mittelſtand 

Das M.problem aus der Nachkriegszeit 
u. ſeine ſtatiſtiſche Erfaſſung. Schrift⸗ 
tum 637 


Mitverſchulden (8 254 BGB.) 

Wenn die Anwendung des 8254 BGB. 
auch nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen 
ift, wenn der Täter vorſäßlich den 
Schaden herbeigeführt u. der Geſchä⸗ 
digte ſeinerſeits bei der Entſtehung 
des Schadens nur fahrläſſig mitge⸗ 
wirkt hat, ſo wird doch regelmäßig 
in derartigen Fällen von einer Min⸗ 
derung der Haftung abgeſehen; jeden⸗ 
falls kann ſich grundſäßlich der Arg⸗ 
liſtige nicht auf ein Verſchulden des 
Geſchädigten berufen, das nur in zu 
großem Vertrauen auf die Worte des 
Schädigers ſelbſt beſteht 7224 1008 

Bei Anwendung des 8 254 BGB. ift in 
erſter Linie das urſächliche Verhalten 
der Beteiligten ins Auge zu faſſen u. 
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zu den dabei zu beachtenden Umſtänden 
gehört das Verſchulden als ſolches 7783 

SI NRHaftpil®. § 254 BGB. findet auch 
dann Anwendung, wenn die Urſächlich⸗ 
keit der Betriebsgefahr der ſchuldhaften 
Verurſachung durch den Verletzten 
gegenüberſteht 4252 

§ 1 NHaftpfl®. § 254 BGB. Auch wo 
das Verſchulden des Verletzten nur 
mitwirkende Urſache iſt, kann es für ſo 
überwiegend erachtet werden, u. zwar 
auch gegenüber erhöhter Betriebsge⸗ 
fahr, daß der Erſatzanſpruch ganz zu 
verſagen iſt. Umgekehrt kann die Eiſen⸗ 
bahn infolge der beſonderen Steige⸗ 
rung der Betriebsgefahr zu einem Teil 
auch dann für ſchadenspflichtig erach⸗ 
tet werden, wenn der Verletzte in 
n Grade fahrläſſig gehandelt hat 

7 

Abſchleppen eines Kraftfahrzeugs durch 
anderes. Das überwiegende V. bei un⸗ 
zureichender Vorſorge für die erforder⸗ 
liche Verſländigungsmöglichkeit zwiſchen 
den Führern des ſchleppenden u. des 
geſchleppten Fahrzeugs trifft den Füh⸗ 
rer des abgeſchleppten Fahrzeugs. Bei 
der Verſchuldensabwägung iſt der Um⸗ 
ſtand zu berückſichtigen, daß der Füh⸗ 
rer des einen Kraftfahrzeugs die grö- 
ßere Erfahrung im Abſchleppen beſaß 
uu. daher die Gefährlichkeit des Ab- 
ſchleppeus in erſter Linie erkennen 
mußte 8083 

Fußgänger, der eine Straße, zumal in 
Großſtadt, überqueren will, muß mit 
der Möglichkeit rechnen, das ſich hinter 
den Fahrzeugen, die er ſieht, noch an- 
dere Fahrzeuge befinden, die er nicht 
wahrnehmen kann 7869 

Sorgfaltspflicht des Fußgängers bei 
Überqueren einer Straße vor einem 
an der Bordſchwelle ſtehenden Kraft- 
wagen 808 5 

Streupflicht der Stadtgemeinde bei Eis⸗ 
bildung an öffentlichem Brunnen. Wer 
bei trockenem Wetter einen Fahrdamm 
überſchreitet, braucht ohne beſonderen 
Anlaß nicht mit Glatteisbildung zu 
rechnen 3933 

Moabit 

Unterſuchungsgefängnis Berlin-M. Shrift- 

tum 387 
Möbel 

8 932 II BGB. Nachforſchungspflicht des 
Käufers aus Privathand beim Einkauf 
von wertvollen M. 631 

Monopol 

vgl. auch Branntwein M. 

817 KO. Elektrizitäts⸗, Gas⸗ u. Waſſer⸗ 
werke, die eine M.ftellung genießen, 
dürfen die Weiterbelieferung nicht von 
voller Bezahlung ihrer Forderungen 
für frühere Lieferungen abhängig 
machen 12571 

Motorrad 

Auf dem Lande ſind an die Arbeitgeber 
der Kutſcher von Pferdegeſpannen nicht 
ſo ſtrenge Anforderungen bezügl. Aus⸗ 
wahl u. Beaufſichtigung zu ſtellen wie 
in der Stadt. Das gilt auch, wenn die 
Kutſcher gelegentlich eine von Kraft- 
fahrzeugen u. M. benutzte Chauſſee 
befahren müſſen. M. haben die Pflicht, 
auf Chauſſeen gegenüber den Kutſchern 
von ländlichen Geſpaunen beſonders 
große Vorſicht obwalten zu laſſen 808 4 

Kleinkrafträder, für die behördliche Vor⸗ 
ſchrift über die zuläſſige Belaſtung 
nicht gegeben iſt, ſind auch mit Sozius 
zu befahren 81219 . 

Führen eines M. liegt auch vor, wenn 
es nicht durch Motorkraft fortbewegt 
wird 81218 


Sachregiſter 


Müllabfuhr 

Art. 1 Nr. 2 PrAusfG. z. ZwVerſtG. Die 
Berliner Straßenreinigungsbeiträge ge⸗ 
hören zu den gemeinen Laſten i. S. 
dieſer Beſtimmung, nicht dagegen die 
Berliner M.gebühren 3551 

Münchner Oktoberfeſt 

Das M. O. ift Volksfeſt i. S. von 8271 
Nr. 1 LUNG. Die Muſikaufführungen 
in den auf dem Feſtplatz errichteten 
Bierhallen ſind als weſentliche Be⸗ 
ſtandteile des Feſtes abgabefrei 8903 

Mundraub (8 370 Ziff. 5 StGB.) 
vgl. unter Genußmittelentwendung 
Muſikurheberrecht 
vgl. unter Liter. Urheberrecht 
Nachbarrecht 
vgl. unter überbau 
Nacherbe 
vgl. unter Vorerbe 
Nachfriſt (8326 BGB.) 

Wenn der Grundſtückseigentümer, dem 
gegen anderen ein Anſpruch darauf 
zuſteht, daß dieſer eine das Grund⸗ 
ſtück belaſtende Grundſchuld zur Lö⸗ 
ſchung bringe, nach Setzung einer N. 
nach 8326 BGB. gegen den andern 
auf Zahlung des zur Ablöſung der 
Grundſchuld erforderlichen Betrags an 
ſich ſelbſt klagt, damit er auf dieſe 
Weiſe die Grundſchuld ſelbſt ablöſen 
könne, ſo macht er mit der Klage 
nicht jenen Anſpruch, ſondern Scha⸗ 
denserſatz wegen Nichterfüllung gel⸗ 
tend. Hat jemand in Vergleich über⸗ 
nommen, Grundſchuld abzulöſen u. 
ſtellt er ſich gegenüber einer Klage 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfül⸗ 
lung auf den Standpunkt, es fehle an 
einem der Laſt entſprechenden Grund⸗ 
ſtückswert, ſo iſt es ſeine Sache, dieſen 
Standpunkt zu belegen. Der Auſpruch 
auf Schadenserſatz wegen Unterlaſſung 
der Ablöſung der Grundſchuld wird 
nicht durch den gegenwärtigen Ver⸗ 
kaufswert oder den zu veranſchlagen⸗ 
den Steigerungserlös des Grundſtücks 
beſtimmt, vielmehr iſt die Geſamtheit 
der Vermögensintereſſen am Fortfall 
der Belaſtung heranzuziehen 1203 6 

Kann zwar die bei Setzung der N. oder 
nach ihrem fruchtloſen Ablauf gege- 
bene Erklärung des vertragstreuen 
Teiles, er trete vom Vertrag zurück 
u. verlange Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung, dahin aufgefaßt wer⸗ 
den, daß er die Leiſtung des Schuld⸗ 
ners ablehne u. Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung verlange, ſo muß doch 
ſolche Auslegung jedenfalls dann als 
ausgeſchloſſen gelten, wenn der Gläu⸗ 
biger durch ſeinen rechtskundigen Ver⸗ 
treter ausſchließl. ſeinen Rücktritt vom 
Vertrag erklärt. Der übergang vom 
Anſpruch auf Schadeuserſatz wegen 
Nichterfüllung zum Rücktritt vom Ver⸗ 
trag iſt möglich. Rücktr. u. Schadens⸗ 
erſatz ſchließen ſich begriffsmäßig 
gegenſeitig aus. Dem auf § 985 BGB. 
geſtützten Herausgabeanſpruch kann, 
nachdem im Verfolg der Niſetzung nach 
8326 BGB. der Erfüllungsanſpruch 
aus dem Kaufvertrag weggefallen iſt, 
dieſer nicht mehr unter Berufung auf 
§ 986 entgegengehalten werden. Als 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
nach 8 326 kann der Kaufgegenſtand 
nicht herausverlangt werden; ſolches 
Verlangen iſt nur auf Grund des 
Rücktritts vom Vertrag möglich 12047 

Nachlaßabkommen mit Ofterreid) 

vgl. unter O. 

Namensrecht * 

812 BGB. Das Wort „Bauhütte“ als 
Firmenbeſtandteil iſt nur Artbezeich⸗ 


nung für das Unternehmen. Darum 
kann eine ältere Firma von einer 
jüngeren, die dieſes Wort als Be⸗ 
ſtandteil der Firma angenommen hat, 
weder nach firmenrechtlichen noch nach 
namensrechtlichen Grundſätzen Lö⸗ 
ſchung verlangen, ſelbſt wenn die Ge⸗ 
fahr einer Verwechflung beider Firmen 
beſteht 8748 
812 BGB. Der frühere Geſellſchafter 
einer OHG. iſt berechtigt, der Firma 
ſeines als Einzelkaufmann 15 Jahre 
ſpäter neu gegründeten Geſchäfts den 
Zuſatz „früherer Mitinhaber der Firma 
Müller u. Schulze“ hinzuzufügen 10232 
Der Rechtsweg iſt unzuläſſig für Klage, 
die gegen den Staat auf Berichtigung 
einer in einer Einbürgerungsurkunde 
angewandten Namensform des Kl. er⸗ 
hoben iſt. Auch gegen Störungen des 
N. im amtlichen Verkehr durch Be⸗ 
hörden kann zwar mit Klage auf 
Grund des 8 12 BGB. vorgegangen 
werden, indeſſen iſt der Rechtsweg 
hierfür verſchloſſen, wenn die angeb⸗ 
liche Störungshandlung von der Be- 
hörde ausſchließlich innerhalb ihrer 
öffentlich⸗rechtlichen Befugniſſe vorge⸗ 
nommen ift 903 1 
Nebenintervention 
Unter Vorſchuß des Arbeitgebers i. S. 
von § 2241 RKnappG. ſind tatſächliche 
Vorleiſtungen zu verſtehen, die der 
Arbeitgeber mit Rückſicht u. in der 
Abſicht auf Anrechnung dieſer Vor⸗ 
leiſtungen auf die Leiſtungen der 
Reichsknappſchaft gewährt. Macht die 
Arbeitgeberin eines Penſions⸗ oder 
Ruhegeldempfängers wegen einer fof- 
chen Vorleiſtung Anſpruch auf einen 
Teil der Penſion oder des Ruhegelds 
geltend, ſo kann ſie dem Rechtsſtreit 
zwar ihrem Arbeitnehmer u. der 
Reichsknappſchaft auf Zahlung der 
Penſion zwar nicht als Nebeninter⸗ 
venientin beitreten; ihr Beitritt iſt 
aber einer Hauptintervention i. S. des 
864 BPO. gleichzuachten 5383 
Nebenklüger 
8397 StPO. Der N. hat auch dann das 
Recht, der Hauptverhandlung beizu⸗ 
wohnen, wenn er als Zeuge geladen 
worden iſt 96419 
8399 StPO. Nebenklageberechtigter kann, 
wenn die Rechtsmittelfriſt der Staats⸗ 
anwaltſchaft noch nicht verſtrichen iſt, 
auch dann noch ſich der öffentlichen 
Klage als N. anſchließen u. Rechts⸗ 
mittel einlegen, wenn die Staatsan- 
waltſchaft auf Rechtsmittel verzichtet 
hat 964 20 
8401 StPO. Der N. darf bei ſelbſtän⸗ 
digem Gebrauch von Rechtsmitteln Be⸗ 
ſchwerdegründe nur im Rahmen der 
ihm geſetzlich eingeräumten Auſchluß⸗ 
berechtigung geltend machen 669 
8403 StPO. Die Nebenklage ift in der 
Berufungsinſtanz zuläſſig 68139. 
Rechtsanwaltsgebühren für Vertretung 
des N. bei einer Zeugenvernehmung 
127 6 
Neubauten 
Gewerbliche N.räume genießen keinen 
Mieterſchutz, auch wenn ſie mit Altbau⸗ 
räumen im wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hang ſtehen 664° 
Nichtigkeit 
Bez. 8 117 BGB. dgl. unter Shein- 


geſchäft 

Bez. § 138 BGB. tal. unter Sitten⸗ 
widrigkeit 

Anwendbarkeit der in 88 134, 138 BGB. 
enthaltenen allgemeinen Rechtsgedan⸗ 
ken für das öffentliche Recht 3891 

Sit ein Teil eines Geſetzes nichtig, dann 


iſt für die Frage, ob das ganze Geſetz 
nichtig iſt, der Rechtsgedanke des § 139 
BGB. verwertbar 5012 

Die in den Gründen eines Urteils ent⸗ 
haltene Feſtſtellung, die Parteien hät⸗ 
ten den nichtigen Vertrag beſtätigt, 
ſchafft nicht für andern Rechtsſtreit 
Rechtskraft in Anſehung der Frage, 
ob wirkſamer Vertrag vorliegt. Aus 
§ 141 JI BGB. kann nicht hergeleitet 
werden, daß die formloſe Beſtätigung 
eines formbedürftigen u. daher i. S. 
von 8566 BGB. minder wirkſamen 
Vertrags den Formmangel heilt u. 
dem beſtätigten Vertrag Vollwirkſam⸗ 
keit gibt 1104 

Haben Parteien in Geſamtgeſchäft eine 
ſolche Verkettung eines langfriſtigen 
und eigenartigen Mietvertrags mit 
einem Kreditgeſchäft vorgenommen, daß 
man von Begründung wirtſchaftlichen 
Eigentums ſprechen könnte, ſo iſt das 
Geſchäft doch nicht aus § 306 BGB. 
nichtig 371 

Die N. eines dem Mieter eingeräumten 
Vorkaufsrechts berührt die Gültigkeit 
des Vertrags im übrigen nicht, wenn 
der Mieter trotz N. beim Vertrag 
beharren will 6646 

Für den Fall des Rücktritts vereinbarte 
Vertragsſtrafen kommen bei N. des 
Vertrags ebenfalls in Wegfall, auch 
wenn ſie ſelbſt für den Fall des be⸗ 
rechtigten Rücktritts vereinbart ſind 
10425 

Eine Vereinbarung, in Zukunft regel- 
mäßig Erlaßverträge über den ver⸗ 
dienten Tariflohn abzuſchließen, iſt 
nichtig. Der Arbeitnehmer kaun aber 
am Schluß einer Lohnperiode wirk⸗ 
ſam auf den verdienten Tariflohn 
verzichten 4331 

Der Ausſchluß von Anwälten aus be⸗ 
ſtimmten Verfahrensarten verletzt das 
Verfaſſungsrecht der Gleichheit vor 
dem Geſetze. So zuſtande gekommene 
Entſcheidungen ſind nichtig 1431 

8 1 Abſ. 1 ANbzG. Eine dem Geſetz wider⸗ 
ſprechende Abrede iſt nichtig, auch wenn 
das Vertragsverhältnis nach auslän⸗ 
diſchem Recht zu beurteilen iſt 5918 

Iſt Auflaſſung nebſt Grundbuchumſchrei⸗ 
bung infolge wirkſamer Anfechtung 
nichtig, ſo iſt Erlaß oder Erſtattung 
der Grunderwerbſteuer nicht zu ge⸗ 
währen, wenn die Beteiligten die N. 
nicht beachten, ſondern ſich wirtſchaft⸗ 
lich ſo verhalten, als ob der Eigen⸗ 
tumsübergang wirkſam wäre. Verfügt 
Erwerber trotz N. ſeines Erwerbes 
über das Grundſtück z. B. durch Ver⸗ 
mietung, ſo liegt darin nicht notwen⸗ 
dig die wirtſchaftliche Durchführung des 
nichtigen Geſchäfts. Nach Lage der 
Sache kann angenommen werden, daß 
das Rechtsgeſchäft nur aus einer 
Zwangslage heraus u. für Rechnung 
des Veräuß. vorgenommen ift 27420 

883, 14 ErbſchStcc. Die Steuerpflicht 
einer nichtigen, aber ansgeführten 
Schenkung bleibt ſo lange beſtehen, als 
die nichtige Schenkung in ihren äußern 
Rechtsfolgen nicht rückgängig gemacht 
iſt 9701 

Nießbrauch 

GrErwStc c. Wird Grundſtück bei der 
Veräußerung auf Grund einer Ver⸗ 
einbarung zwiſchen dem Veräußerer u. 
dem Erwerber mit einem N. belaſtet, 
ſo iſt der Wert des N. bei Feſtſtellung 
des gemeinen Wertes nicht abzuziehen. 
§ 16 GrErwStG. ſtellt nur klar, daß, 
im Gegenſatz zum RStempG., zwei 
Steuerfälle gegeben ſind 27319 


Sachregiſter 


Nietzſche 


N., der Geſetzgeber. Schrifttum 33 


Nikaragua 


Nikaraguaner ſind zur Sicherheitsleiſtung 
für die Prozeßkoſten als Kl. vor deut⸗ 
ſchen Gerichten nicht verpflichtet 600° 


Notar 


vgl. auch notarielle Beurkundung unt. B. 

Merkbuch für den preuß. N. Schrift⸗ 
tum 103 

8 839 BGB. Anforderungen au die vom 
N. vorzunehmende Perſönlichkeitsprü⸗ 
fung bei Unterſchriftsbeglaubigungen 
einer ihm nicht bekannten Perſon. Zum 
Nachweis der Perſon können unter 
beſonderen Umſtänden Hypothekenbriefe 
genügen 6444 

§ 839 BGB. Den mit Zwangsverſteige⸗ 
rung betrauten N. trifft Verſchulden, 
wenn er ſeinem Kanzleiperſonal die 
Erteilung von Rechtsauskünften an 
die Beteiligt. nicht unterſagt hat 1781 

§ 839 BGB. Mitteilungspflicht der N. 
hinſichtlich ſteuerpflichtiger Rechtsvor⸗ 
gänge an die Zuwachsſteuerämter auf 
Grund des RZuwStG. v. 14. Febr. 
1911 6412 11313 

N.gebührenſchuldner ift jeder, der Er⸗ 
klärung vor dem N. abgegeben hat. 
Die notarielle Verhandlung iſt dabei 
als einheitliche aufzufaſſen. Alle an 
der notariellen Verhandlung durch 
Abgabe von Erklärungen Beteiligten 
haften für die geſamten Gebühren als 
Geſamtſchuldner. Dies gilt auch für 
die Koſten für Empfangnahme u. Ab⸗ 
lieferung von Geldern im Zuſammen⸗ 
hang mit dem Geſchäft. Verwirkung 
von N.gebühren findet regelmäßig 
nicht ſtatt. Die Pflicht des N., für 
Sicherheit zu ſorgen, darf nicht durch 
Rückſicht auf die Koſten beeinträchtigt 
werden 669 16 

Tabelle zur neueſten Gebührenabgabe 
der N. 1124 

Art. 90 Pry GG. Entbindung des N. von 
der Schweigepflicht nach dem Ableben 
eines Beteiligten 11569 

88 73, 276, 348 StGB. Der Entwer⸗ 
tungsvermerk des N. auf der Stempel⸗ 
marke einer verſtempelten notariellen 
Urkunde iſt öffentliche Urkunde, die 
bezeugt, daß gerade die fragliche Stem⸗ 
pelmarke zu dem darauf vermerkten 
Zeitpunkt verwendet worden ſei. Setzt 
der N. an die Stelle der entwerteten, 
abgelöſten u. wiederverwendeten Stem⸗ 
pelmarken neue Marken, auf denen er 
das Datum der Entwertung der ur⸗ 
ſprünglich verwendeten Marken als 
Tag der Verwendung vermerkt, ſo ſteht 
die hierdurch begangene Falſchbeurkun⸗ 
dung im Amt mit der gleichfalls ver⸗ 
wirklichten Wiederverwendung von 
Wertzeichen nicht in Geſetzeskonkurrenz 
1150 21 


Steuerfragen 


Die auf § 731 u. III KapVerkStc. be- 
ruhende Verpflichtung des N. zur 
überjendung von Urkundenabſchriften 
kann zum Inhalt einer beſonderen 
Anordnung i. S. von 8202 RAbgD. 
1931 u. die Frage der Rechtmäßigkeit 
einer ſolchen Anordnung im Einzel⸗ 
fall zum Gegenſtand des Beſchwerde⸗ 
verfahrens nach 8 305 RAbg O. 1931 
gemacht werden. Gegen N. ſind 
Zwangsmittel zur Durchſetzung dieſer 
Verpflichtung nicht zuläſſig 1352 

§1 Nr. 1 UmjSt®. Beglaubigt preuß. N. 
die Unterſchrift unter dem zu dieſem 
Zweck von ihm ſelbſt gefertigten Ent⸗ 
wurf einer Urkunde, ſo iſt er nur 
ſteuerpflichtig, ſoweit er hierfür mehr 


*61 


als die für die Beglaubigung be- 
ſtimmte Gebühr erhebt 686 2 

Die Berufstätigkeit des Anwalts N. ſtellt 
ſich als Ausübung eines freien Berufs 
dar. Die thüringiſchen N. unterliegen 
deshalb der Gewerbeſteuer 1394 

Berufsſteuer der RA. u. N. in Danzig. 
Bei miteinander verbundenen RA. u. 
N. wird das Einkommen der Anwalts- 
ſozietät einheitlich u. werden die Ein⸗ 
kommen aus den Notariaten geſon⸗ 
dert beſteuert 11821 


Notgeſetz v. 24. Febr. 1923 


Art. 1 88 2, 4. Auch weiteres Verweilen 
der Gäſte nach Eintritt der Polizei⸗ 
ſtunde in Nichtunterbrechung des Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebs, wenn auch ohne Be⸗ 
wirtung, ift ſtrafbar 96111 


Nötigung von Beamten (8 114 StGB.) 


vgl. unter Beamten N. 


Notſtand 


N. u. PutativN. Schrifttum 925 

Schlachten ſelbſtgezüchteten Viehes durch 
den Landwirt als Nebenbetrieb der 
Landwirtſchaft (Gew.). Schlachtet der 
Landwirt das Vieh, anſtatt es lebend 
zu verkaufen, weil die für das lebende 
Vieh zu erzielenden Preiſe die Zucht⸗ 
koſten nicht decken, ſo kommt Neben⸗ 
betrieb der Landwirtſchaft nicht in 
Frage. Ebenſo kann von N. nicht die 
Rede fein 107419 

827 KraftfBerf®d., § 54 StGB. Über- 
geſetzlicher N. 813 23 


Notſtandsarbeiten 


§81 UmſStch. Wenn Gewerbetreibender 
N. i. S. von 85 der Heft. v. 30. April 
1925 für Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts als Unternehmer aus⸗ 
führt, ſo ſind bei ihm die Arbeits⸗ 
löhne, die er von der vereinnahmten 
Vergütung an Erwerbsloſe zahlt, nicht 
durchlaufende Poſten 7642 

Auslegung des Beſchluſſes des Verwal⸗ 
tungsausſchuſſes des Landesarbeits⸗ 
amts, durch den die in Betracht kom⸗ 
menden Arbeiten als N. anerkannt 
worden ſind, u. zwar mit der Maß⸗ 
gabe, daß die Entlohnung nach dem 
Tiefbauarbeitertarif zu erfolgen hat. 
Berückſichtigung einer Auskunft des 
Präſidenten des Landesarbeitsamts 
über den bei Erlaß des Beſchluſſes 
maßgebenden Willen des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes 3561 

Die Feſtſetzung einer „oberen Grenze“ 
für die Entlohnung der Notſtands⸗ 
arbeiter bedeutet nur das Höchſtmuß 
deſſen, was der Unternehmer dem Not⸗ 
ſtandsarbeiter zu gewähren hat, nicht 
aber eine feſte, jede Lohnvereinbarung 
ausſchließende, alſo zugleich das Min⸗ 
deſtmaß darſtell. Lohnfeſtſetzung 1292 33 

§ 96 BetrRG. Der Arbeitsvertrag eines 
Notſtandsarbeiters im Rahmen der 
wertſchaffenden Erwerbsloſenfürſorge 
gilt grundſätzlich als auf 3 Monate 
geſchloſſen. Mit Ablauf dieſer Friſt 
kann ſolcher Arbeiter, auch wenn er 
Betriebsratsmitglied iſt, ohne Zuſtim⸗ 
mung der Betriebsvertretung entlaſſen 
werden; auch wenn Verlängerung des 
Beſchäftigungsverhältniſſes durch die 
Förderungsbehörde zugelaſſen wird 
1310 &2 


Notweg 


8917 BGB. Das Nirecht umfaßt nicht 
nur die Benutzung des Weges zum 
Gehen u. Fahren. Es kann auch das 
Recht in ſich ſchließen, den N. zur 
Zuführung von elektriſchem Strom, 
Gas, Waſſer uſw. zu benutzen 1069 8 


Notwehr 


8 321 StGB. Das Einrammen von Pfäh⸗ 
len in einen Weg erfüllt den Tat- 


“62 


beftand, auch wenn die herausragen⸗ 
den Teile der Pfähle abgeſägt wurden. 
Vermeintliche N. 107113 
Notzucht 
vgl. unter Sittlichkeitsdelikte 
Obdachloſe 
Zwangsetatiſierung mittelbarer Polizei- 
koſten. Die Koſten der Unterbringung 
O. ſind mittelbare Polizeikoſten, die 
die Gemeinde, nicht der Amtsverband 
geſetzlich zu tragen hat. Der Landrat 
kaun daher dieſe Koſten nicht gegen 
d. Amtsverband zwangsetatiſieren 782 
Oberlandesgericht 
vgl. auch Hanfd. 
Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft beim 
OLG. 624 1108 
Beſchwerde u. weitere Beſchwerde in den 
Sachen der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit ſind nach Erledigung der Haupt⸗ 
ſache wegen der Koſten des Verfah⸗ 
rens zuläſſig. Bei Widerſprüchen zwi⸗ 
ſchen zwei O. hat das RG. auch über 
ſolche Beſchwerde zu entſcheiden 7172 
1017 10 
Den Anforderungen der 88 62, 117 GVG. 
ift genügt, wenn der SenPräſ. von 
je rund 4—5 öffentlichen Sitzungen 
des Senats im Monat mindeſtens in 
einer den Vorſitz führt u. er die Ver⸗ 
teilung der einzelnen Spruchſachen an 
die Berichterſtatter ſelbſt vornimmt, 
dies zumal unter beſonderen weiteren 
Umſtänden 114213 
Oberſchleſien 
vgl. Polen 
Objektives Verfahren 
vgl. unter Einziehung 
Odlanderſchließung 
vgl. unter Landeskultur 
Offenbarungseid 
§ 512 a BPO. ift im Beſchwerdeverfahren, 
auch in dem Verfahren betr. Leiſtung 
des O., entſprechend anzuwenden 182° 
6669 20139 
Auch bei einſtweiligen Verfügungen auf 
Duldung der Herausgabe muß der 
Schuldner den O. nach 8 883 3PO. 
leiſten 2053 
88 899, 903, 915 ZPO. O., der im Gin- 
verſtändnis des Gläubigers vor ört⸗ 
lich unzuſtändigem Gericht geleiſtet iſt, 
um die Eintragung in das Verzeich⸗ 
nis bei dem zuſtändigen Gericht zu 
umgehen, befreit nicht von der Pflicht 
zu wiederholter Eidesleiſtung 18410 
8900 BPO. Beſchwerde gegen Zurück⸗ 
weiſung eines Widerſpruchs gegen die 
Verpflichtung zur Leiſtung des O. kann 
auch auf andere Gründe geſtützt wer⸗ 
den, als auf die zur Rechtfertigung 
des Widerſpruchs im Eidesleiſtungs⸗ 
termin vorgebrachten Gründe 18414 
8901 BPO. Nach der Praxis der Frank⸗ 
furter Gerichte hindert Vertagungs⸗ 
antrag des Schuldners oder ſelbſt des 
Gläubigers wegen ſchwebender Ver⸗ 
gleichsverhandlungen nicht den Erlaß 
des Haftbefehls. Jedoch kann in ſolchen 
Fällen der Beſchluß gefaßt werden, 
daß „Haftbefehl auf Anruf“ ergehen 
ſollte 2066 
§ 929 II BBO. Zur Innehaltung der 
Friſt genügt es, wenn nach fruchtlos 
verſuchter Zwangsvollſtreckung der 
Gläubiger noch innerhalb der Friſt 
den Antrag auf Ladung des Schuld⸗ 
ners zur Leiſtung des O. ſtellt 18512 
Wenn im O verfahren, nachdem der 
Schuldner durch Hinterlegung in Ge⸗ 
mäßheit von 8 713 II ZPO. die Zwangs⸗ 
vollſtreckung abgewendet hat, der Gläu⸗ 
biger ſeinen Antrag zurücknimmt, ſo 
treffen ihn die Koſten 207? 


Sachregiſter 


Kann das Fin A. von dem Steuerſchuld⸗ 
ner, der den O. (8 807 3PO., 8 325 
RAbgdO.) geleiſtet hat, unter Andro- 
hung von Zwangsſtrafen Auskunft 
über deſſen Vermögens⸗ u. Einkom⸗ 
mensverhältniſſe verlangen? 232 

Offene Handelsgeſellſchaft 

Der frühere Geſellſchafter einer o. H. iſt 
berechtigt, der Firma ſeines als Ein⸗ 
zelkaufmann 15 Jahre ſpäter neu ge⸗ 
gründeten Geſchäfts den Zuſatz „frühe⸗ 
rer Mitinhaber der Firma Müller u. 
Schulze“ hinzuzufügen 1023 2 

Die Übernahme einer o. H. fällt unter 
8419 BGB. nur, wenn das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen das ganze Vermögen 
der Geſellſchaft iſt 1141 

Für das Konkursverfahren über das 
Privatvermögen des geſchäftsführenden 
Geſellſchafters einer o. H. ift das AG. 
zuſtändig, bei dem die o. H. ihre ge⸗ 
werbliche Niederlaſſung hat 205 5 

Maſſeſchuld im Konkurſe einer o. H. iſt 
nicht ohne weiteres auch Maſſeſchuld 
in den Konkurſen ihrer Geſellſchafter 
1017 14 

Offenkundige Tatſachen 

Die Verwertung von o. T. durch das Ge⸗ 
richt bedarf keiner Begründung im 
Urteil (ZR.) 878 11 

8261 StPO. Widerſpruch tatſächlicher 
Feſtſtellungen mit o. T. macht als in 
ſich widerſpruchsvolle Schuldfeſtſtellung 
das Urteil unhaltbar 42024 

Offentliches Recht 

Die Grundlagen des ö. R. Schriftt. 453 

Auf das Dienſtverhältnis bezügliche Er⸗ 
klärungen zwiſchen Behörde u. Beam⸗ 
ten ſind nicht privatrechtlicher, ſondern 
öffentlich⸗rechtlicher Natur. Seltenes 
Vorkommen ſtillſchweigender Willens⸗ 
erklärungen im 5. R. Anwendbarkeit 
der in §§ 134, 138 BGB. enthaltenen 
allgemeinen Rechtsgedanken für das 
6. R. Anfechtung öffentlich⸗rechtlicher 
Willenserklärungen wegen widerrecht⸗ 
licher Drohung 3891 

Eine unvordenkliche Verjährung beſteht 
für das 5. R. auch dann, wenn fie 
durch landesrechtliche Beſtimmungen 
für das bürgerl. R. beſeitigt ift 549 10 

Offentlichkeit der Verhandlung 

81741 Satz 2 GVG. Die Notwendigkeit 
der öffentlichen Verkündung des die 
O. für die Vernehmung eines Zeugen 
ausſchließenden Beſchluſſes gilt auch 
für den weiteren Beſchluß, der die O. 
auch für die Gegenüberſtellung dieſes 
Zeugen mit bereits vernommenen Zeu⸗ 
gen ausſchließt 20445 67935 

Offizierspenſion 

Im Verfahren über Umpenſionierung 
nach dem O.geſetz kann über die Höhe 
der dem Offizier bisher nach dem 
O.geſetz zuſtehenden Gebührniſſe nicht 
entſchieden werden 785 

Ein kriegsbeſchädigter Oberleutnant, der 
erſt nach der Demobilmachung zum 
Hauptmann befördert worden iſt, fällt 
mit dieſem Dienſtgrad, auch wenn die 
Beförderung wegen unverſchuldeter 
Kriegsgefangenſchaft ſtatt während des 
Kriegs erſt nach dem Kriege unter 
Verleihung eines in die Kriegszeit zu⸗ 
rückdatierten Patents erfolgt iſt, nicht 
unter 8 10 JI OffPenſch. u. hat infolge- 
deſſen auch keinen Anſpruch auf Ruhe⸗ 
gehalt nach der Beſoldungsgruppe AX 
Stufe 5 Beſold O. v. 30. April 1920 781 

War Oberſt bereits als Oberſtleutnant 
mit einer Regimentskommandeurſtelle 
beliehen, ſo iſt dieſe Beleihung bei 
Feſtſtellung ſeines Ruhegehalts aus 
Gruppe A XIII mit zu berückſichtigen 786 


Die Dienſtzeit in der militärkichen Mb- 
wicklung kann nicht als ruhegehalts⸗ 
fähige Dienſtzeit nach dem O.geſetz an- 
gerechnet werden, auch nicht zu einer 
Steigerung der Penſion gemäß 8 8 
OffPenſch. führen 2151 

„Zahlbar“ i. S. von 8 24 III 2 OffPenſch. 
ſind Zuſchläge, auf die ein Anſpruch 
beſteht, ohne Rückſicht darauf, ob ſie 
tatſächlich gezahlt werden 784 

Hat Offizier zu ſeinem Ruhegehalt einen 
Zuſchuß (Kannbezug) erhalten, ſo kann, 
wenn das Ruhegehalt nachträglich mit 
rückwirkender Kraft erhöht wird, der 
entſprechende Teil des Zuſchuſſes auf 
das Ruhegehalt angerechnet werden. 
Der Einwand der nicht mehr vor⸗ 
liegenden Bereicherung kommt hier 
nicht in Betracht 9701 

Offiziere des alten Heeres, die nach dem 
1. April 1920 prabſchiedet wurden, find, 
ſoweit ihre Penſion auf Grund der 
Beleihung mit einer höheren Kriegs⸗ 
ſtelle feſtzuſtellen ift, Altpenſionare 3601 

Die grundſätzliche Enti., wonach die 
Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters 
eines nach dem 1. April 1920 penſio⸗ 
nierten Offiziers durch die zuſtändige 
Verwaltungsbehörde gemäß § 11 II 
RBeſoldG. v. 30. April 1920 der Nat- 
prüfung durch die Gerichte entzogen 
ift, gilt nicht für Altpenſionäre 803 

Oktoberfeſt, Münchner 

vgl. unter M. 

Omnibus 

Die Einräumung der Benutzung eines 
öffentlichen Weges für den Betrieb 
einer Kraft Oelinie kann von der ver- 
fügungsberechtigten Gemeinde zum In⸗ 


halt eines privatrechtlichen entgelt⸗ 
lichen Vertrags gemacht werden 8087 
Orderlagerſcheine 
vgl. unter & 
Oſterreich 


Zum Jahreswechſel: Überblick über Ge⸗ 
ſetzgebung u. Verwaltung 14 

80 Jahre Oberſter Gerichtshof. Schrift⸗ 
tum 575 

Da öſterr. Gerichtsentlaſtungsnovelle 

5 

Das gerichtliche Ausgleichsverfahren mit 
Berückſichtigung der in den auswär⸗ 
tigen, insbeſ. der in den verſchiedenen 
Gebieten der ehemaligen öſterr.⸗ungar. 
Monarchie derzeit geltenden Geſetze. 
Jugoſlawiſches und tſchechoflowakiſches 
Recht. Schrifttum 163 

Bei der Aufwertung eines in öſterr. 
Kronenwährung zahlbaren Anſpruchs 
kommt 865 AufwG. nur im Rahmen 
des § 242 BGB. in Betracht 104812 

Die überprüfung der Gültigkeit einer in 
O. von einer Öfterreicherin mit einem 
Ausländer geſchloſſenen Ehe iſt trotz 
der nunmehr ausländiſchen Staatsan⸗ 
gehörigkeit der Ehegattin durch ein 
öſterr. Gericht vorzunehmen, u. zwar 
durch jenes, das vom Oberſten Ge⸗ 
richtshof gemäß § 28 FZuft®. beſtimmt 
wird 6141 

Deutſch⸗öſterr. Nachlaßabkommen. Ein 
Zeugnis der öſterr. Nachlaßbehörde 
über die Beſtätigung eines Vermächt⸗ 
nisnehmers reicht aus, um im Deut- 
ſchen Reich die Eintragung des Ver⸗ 
mächtnisnehmers ins Grundbuch her⸗ 
beizuführen 6032 

Das öſterr. Kraftfahrrecht. Schrifttum 775 

Kommentar zum öſterr. Strafrecht. 
Schrifttum 929 

Die öſterr. Strafgeſetzgebung nach dem 
Stande vom 1. Sept. 1931. Schrift⸗ 
tum 928 

Rechtsangleichung. Schrifttum 637 


Oſthilfe 
vgl. im Sonderregiſter „Recht der Not- 
BD.en“ unter Not VO. v. 17. Nov. 1931 
Oſtpreußiſche Landſchaft 
8 10 Ziff. 3 ZwVerſtcz. Die landſchaft⸗ 
liche Generalgarantie der O. LO. iſt 
me öffentliche Haft 107010 
acht 


vgl. auch Jagdpacht, Kleingarten⸗ u. 
RIPI. 


Erfolgt die Überlaſſung eines ganzen 
Grundſtücks im weſentlichen zu Wohn⸗ 
u. zu gewerblichen Zwecken des Über⸗ 
nehmers, dann liegt Miete, nicht P. 
vor, auch wenn ſich in dem Grundſtück 
noch andere vermietete Wohnungen be⸗ 
finden 6646 

Unterſchied zwiſchen Miete u. Pacht. In 
der Bezeichnung des Vertrags als 
Mietvertrag iſt regelmäßig nicht die 
Vereinbarung zu erblicken, daß die 
Mieterſchutzvorſchriften entſpr. Anwen⸗ 
dung finden ſollen 10675 

Kauf oder P. übergangsfragen. Mindeſt⸗ 
jahres P., wenn P.zins nach Ertrag be- 
ſtimmt. Kündigungsrecht 10661 

8 566 BGB. gilt nicht für Abreden über 
käuflich dem Mieter oder Pächter über⸗ 
laſſenes Inventar 1068 6 ; 

8581 BGB. Hat Landwirt einen gerin- 
gen, abgeſondert liegenden Teil ſeines 
Landes zu mehr gärtneriſcher Nutzung 
auf lange Dauer verpachtet, ſo iſt zwar 
auch zwiſchen Verpächter u. Pächter 
verſtändnisvolles Zuſammenarbeiten zu 
fordern. Beſtehen Streitigkeiten, ſo ge⸗ 
ben dieſe dem Verpächter aber nur 
dann friſtloſes Kündigungsrecht, wenn 
den Pächter erhebliche Schuld daran 
trifft. 10673 

8585 BGB. Entſprechende Anwendung 
des 8 1281 BGB. auf das geſetzliche 
Verpächterpfandrecht, ſoweit dieſes die 
Unterpachtforderungen des Pächters er⸗ 
greift, ift nicht möglich 1066 2 

88 36, 45 PrPSchO. Eines Nachweiſes 
der Vollmacht für die Rechtsbeſchwerde 
oder Berufung bedarf es nicht, wenn 
der Bevollmächtigte ſeine Vollmacht 
für das Verfahren vor dem PEin A. 
bereits zu den Akten nachgewieſen hat, 
es ſei denn, daß ſeine Befugnis zur 
Einlegung des Rechtsmittels ausdrück⸗ 
lich ausgeſchloſſen iſt 1142 

854 PrpScho. Gegen die Streitwert- 
feſtſetzung des LG. als Berufungsſtelle 
in P.ſchutzſachen ift Rechtsmittel nicht 
gegeben 1159 16 

3242 BGB. Der Verpächter, der längere 
Zeit unbeanſtandend verſpätete Pacht⸗ 
zahlungen entgegennimmt, muß, wenn 
er von einem ihm bei Zahlungsver⸗ 
ſpätungen zuſtehenden Kündigungsrecht 
Gebrauch machen will, den Pächter 

hierauf aufmerkſam machen 10413 

Hat der Pächter eines Grundſtücks, der 
auf dem Grundſtück Privatanſchluß an 
die Bahn hält, deſſen Gleiſe dem Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks gehören, einem 
Dritten als Nebenanſchließer die Mit⸗ 
benutzung des Anſchluſſes geſtattet, ſo 
kann daraus für den Grundſtückseigen⸗ 
tümer Bereicherungsanſpruch inſoweit 
entſtehen, als die Benutzung des Bo⸗ 
dens u. der Gleiſe in Frage ſteht 
1044 8 

Bei Fortführung von Geſchäft u. Firma 
durch Pächter oder nach Rückgabe des 
gepachteten Geſchäfts durch den Ver⸗ 
pächter haftet der übernehmer wie beim 
Kauf für die Verbindlichkeiten des Ge⸗ 
ſchäfts 4810 

Sind die Parteien darüber einig, daß 
Rechtsverhältnis einen beſtimmten geit⸗ 
punkt nicht überdauert hat, ſo hat das 
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Klageverlangen der Feſtſtellung der 
Nichtigkeit des P.vertragd für die 
Folgezeit nicht das Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen eines P.verhältniſſes zum 
Gegenſtand, ſondern nur die Bedeu⸗ 
tung, Schadensfolgen abzuwehren. In 
ſolchem Falle ift nicht 8 3, ſondern § 8 
ZPO. für die Bemeſſung des Reviſions⸗ 
intereſſes maßgebend. Dem Pächter ne⸗ 
ben dem reinen P.zins obliegende Qei- 
ſtungen an Feuerverſicherungsprämien, 
Rentenbankzins, Inſtandſetzungskoſten, 
Steuern, ſind nicht Zins i. S. des 88 
3PO. 1058 19 

Die Zwangsverwaltung erfaßt die Miet⸗ 
u. P. forderungen auch dann, wenn fie 
auf Antrag eines nicht hypothekariſch 
geſicherten Gläubigers eröffnet wird 
193 24 

Ob in der Verpachtung der Betriebs⸗ 
räume nebſt Einrichtung an Dritten 
eine Stillegung des Betriebes durch 
den bisherigen Inhaber liegt, iſt Tat⸗ 
frage. Aus der bloßen Tatſache der 
Verpachtung folgt noch nicht die Pflicht 
des bisherigen oder neuen Inhabers 
zur Fortzahlung des Lohns an die 
Betriebsratsmitglieder 1311 52 

Art. 17, 18 EGRKnappſchcs. § 240 N- 
Knappſchcg. Das Fortbeſtehen eines 
Betriebs i. S. dieſer Vorſchrift kann 
nicht ſchon dadurch in Frage geſtellt 
werden, daß der Unternehmer wechſelt, 
ſei es durch Rechtsnachfolge, im Wege 
des Vertrags mit dem bisherigen Un⸗ 
ternehmer oder auf Grund Erbgangs, 
ſei es im Wege des Erwerbs aus der 
Konkursmaſſe des bisherigen Unter⸗ 
nehmers oder auf Grund P.vertrags 
mit dem Konkursverwalter. In ſolchen 
Fällen iſt vielmehr ſtets zu prüfen, 
ob die Betriebstätigkeit des früheren 
e noch fortgeführt wird 
> 


Steuerrecht 

Der Verpächter eines Unternehmens, an 
den das Unternehmen zurückfällt, ift 
nicht haftbar i. S. des 896 RAbgO., 
wenn er den Betrieb des Pächters, 
ohne ihn weiterzuführen, ſofort weiter⸗ 
verpachtet 262 5 

Es liegt keine Veräußerung i. S. des 
§ 96 RAbgD. a. F. vor, wenn beim 
P.rückfall der Verpächter die vom 
Pächter beſchafften Betriebseinrichtun⸗ 
gen in Gemäßheit des P.vertrags gegen 
Entgelt übernimmt 10781 

Der Verpächter von Räumen, in denen 
ſteuerpflichtige Veranſtaltungen ſtattge⸗ 
funden haben, kann nicht ſchon daun 
als geſamtſchuldneriſch haftender ver⸗ 
fügungsberechtigter Inhaber i. S. des 
8 12 BerlVerguStO. angeſehen tver- 
den, wenn er ſich lediglich Beſitz⸗ u. 
Hausrecht an den Räumen vorbehal⸗ 
ten hat. Vielmehr muß hinzukommen, 
daß er ſich entweder das ausſchließ⸗ 
liche Verfügungsrecht eines für die 
Veranſtaltung nötigen Teils der Räume 
oder ſolche Aufſicht über den Betrieb 
geſichert hat, die ihn ermächtigt, die 
Veranſtaltung von ſeiner Genehmigung 
abhängig zu machen od. zu verbieten 9021 

88 6, 12, 26 EinkStch. Zur Frage, ob 
Wertpapiere, die ehemals als Pacht⸗ 
kaution dienten, zum landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebsvermögen gehören 1079 2 

Das jährliche Entgelt, das bei Verpach⸗ 
tung von Domänen der Pächter für 
die Überlaſſung des „eiſernen Inven⸗ 
tars“ zu zahlen hat, iſt auch dann 
umſatzſteuerpflichtig, wenn im P.ver- 
trag das „eiſerne Inventar“ mit be⸗ 
ſtimmtem Kapitalbetrag angeſetzt u. 
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das Entgelt als Zins von dieſem Ka⸗ 
pitalbetrag berechnet worden ift 108186 

PrStempStG. Die Übertragung des dem 
Eigentümer zuſtehenden Rechts auf 
Ausbeutung eines Mineralölvorkom⸗ 
mens iſt als Veräußerung eines Gegen⸗ 
ſtands anzuſehen. Es iſt aber zu prü⸗ 
fen, ob die Begründung eines ſolchen 
Rechts nicht in Wahrheit die pacht⸗ 
mäßige überlaffung des Grundſtücks 
ſelbſt u. die Beſtellung einer Dienſt⸗ 
barkeit nur die dingliche Sicherung 
des rein ſchuldrechtlichen Verhältniſſes 

bedeutet 1059 21 

Pächterkreditgeſetz 

Das P. v. 1. Juli 1926. Schrifttum 1037 

Die Auseinanderſetzung zwiſchen Verpäch⸗ 
ter u. Kreditinſtitut nach dem P. 1033 

Palmas 

Der amerikaniſch⸗holländiſche Streit um 
die Inſel P. vor dem Ständ. Gerichts⸗ 
hof im Haag. Schrifttum 573 

Pappenheim, Max 
Feſtſchrift für M. P. Schrifttum 35 
Pariſer Unionsvertrag 

Art. 2, 8. Schutz gegen unlauteren Wett⸗ 
bewerb u. ſittenwidriges Verhalten ge- 
genüber dem einem Verbandsſtaat der 
P. U. angehörigen Ausländer, der ſeine 
Firma zwar im Ausland früher hat 
regiſtrieren laſſen, ſie in Deutſchland 
aber erſt ſpäter als der deutſche Fir⸗ 
meninhaber gebraucht. Der Ausländer 
kann ſich auf die frühere Regiſtrierung 
im Ausland nicht berufen 595 12 

Partei, politiſche 

Das Glaubensbekenntnis eines Richters 
oder ſeine Zugehörigkeit zu einer be⸗ 
ſtimmten P. iſt kein Ablehnungsgrund 
658 20 

Parteieid 

vgl. auch bedingtes Endurteil 

Die vor deutſchen Gerichten in einem 
der deutſchen ZPO. unterliegenden Ver⸗ 
fahren vorgenommene Eideszuſchiebung 
iſt für die ausländiſche Partei verbind⸗ 
lich 6004 

Parteifähigkeit 
vgl. unter Klagebefugnis 
Parzellierung 

§ 313 BGB. Pvertrag, durch den der 
Grundſtückseigentümer einen Dritten 
verkaufen läßt, ſich aber zur Erfüllung 
jener Verkäufe verpflichtet, bedarf der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkun⸗ 
dung 1042 5 

Patent 

Der Rechtsſtreit über einen Unterlaſ⸗ 
ſungsanſpruch, der ſich gegen den ein⸗ 
gerichteten Gewerbebetrieb des Ge⸗ 
meinſchuldners richtet, kann vom fon- 
kursverwalter u. bei deſſen Weigerung 
vom Gemeinſchuldner gemäß 8 10 KO. 
aufgenommen werden 87912 

Räumt Ausländer auf Grund ihm er⸗ 
teilter deutſcher Patente Inländern Li⸗ 
zenzen i. S. eines quaſi dinglichen Be⸗ 
nutzungsrechtes ein, ſo iſt er mit den 
aus dem Inland bezogenen Lizenz⸗ 
gebühren nach 83 JI Nr. 3 EinfSt®. 
i. Verb. m. § 381 Nr. 3 EinkStcz. in 
Deutſchland beſchränkt ſteuerpfl. 6073 

Praktiſches Handbuch des amerikaniſchen 
P.rechts. Schrifttum 572 

Pelztierfarm 8 

Das Halten einer P. iſt gewerbeſteuer⸗ 

pflichtiger Betrieb 1086 
Penſion 

P. des Beamten vgl. unter Beſoldung: 
vgl. ferner Offizier P. 

Wird langjährigem Angeſtellten beim 
Abgang eine Unterſtützung „bis auf 
weiteres“ zugeſichert, ſo liegt hierin 
noch kein Verzicht auf den freien 
Widerruf 10271 
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§ 36 EinfSt®. Leiſtet Arbeitgeber zugun⸗ 
ſten der Geſamtheit ſeiner Arbeitneh⸗ 
mer Pauſchalzahlungen an Pekaſſe, de- 
ren Höhe innerhalb eines Mindeſt⸗ u. 
Höchſtſatzes vom Vorſitzenden des Auf⸗ 
ſichtsrats u., ſoweit ſie den Höchſtſatz 
überſchreiten, vom geſamten Aufſichts⸗ 
rat nach freiem Ermeſſen beſtimmt 
wird, ſo ſind dieſe Zahlungen kein 
Arbeitslohn der einzelnen Arbeitneh⸗ 
mer 1324 2 

8 697 RVO. Beſtimmt eine DO., daß 
für die Bemeſſung des Ruhegehalts 
neben der DD. die Vorſchriften des 
RBeamtG. i. d. Faſſ. des Geſetzes 
über Einſtellung des PerſAbb. und 
Anderung der PerſabbVoO. v. 4. Aug. 
1925 anzuwenden ſind, ſo iſt einem 
Angeſtellten, der nach dem 31. März 
1926 in den dauernden Ruheſtand ver⸗ 
ſetzt wird, die Zeit des Warteſtands 
als Dienſtzeit anzurechnen, auch wenn 
er während dieſer Zeit im Dienſte der 
Berufsgenoſſenſchaft nicht verwendet 
worden iſt 11801 

Unter Vorſchuß des Arbeitgebers i. S. 
von 8 2241 RͤnappſchG. find tatſäch⸗ 
liche Vorleiſtungen zu verſtehen, die 
der Arbeitgeber mit Rückſicht u. in der 
Abſicht auf Anrechnung dieſer Vor⸗ 
leiſtungen auf die Leiſtungen der 
Reichsknappſchaft gewährt. Macht die 
Arbeitgeberin eines P. oder Ruhe- 
gehaltsempfängers wegen einer ſolchen 
Vorleiſtung Anſpruch auf einen Teil 
der P. oder des Ruhegelds geltend, ſo 
kann ſie dem Rechtsſtreit zwiſchen ihrem 
Arbeitnehmer u. der Reichsknappſchaft 
auf Zahlung der P. zwar nicht als 
Nebenintervenientin beitreten; ihr Bei⸗ 
tritt iſt aber einer Hauptintervention 
5885 des § 64 BPO. gleichzuachten 

Perſonalabbau 

Art. 1 PerſAbbVO. v. 27. Okt. 1923. 
Dienſtzeit iſt die Zeit, während der der 
Beamte — mag er Dienſt tun oder 
nicht — in dem Beamtenverhältnis 
ſteht. Deſſen Dauer iſt der penſions⸗ 
fähigen Dienſtzeit zugrunde zu legen. 
Das gilt auch für die in den einſt⸗ 
weiligen Ruheſtand verſetzten Beamten. 
An dieſer ſich für Reichsbeamte aus 
846 I 1 RBG. ergebenden Rechtslage 
iſt durch die P.geſetzgebung nur vor⸗ 
übergehend Anderung eingetreten. Seit 
dem 1. Febr. 1929 gilt 8 46 1 1 
RBG. wieder in feiner urſprünglichen, 
die volle Anrechnung der Warteſtands⸗ 
zeit vorſchreibenden Faſſung 47610 

Art. 21 IV PerſAbb Vo. v. 27. Okt. 1923 
beſchränkt in ſeinem Verbot der Nach⸗ 
zahlung für die Zeit vor dem 1. Jan. 
1923 nur die Anſprüche aus den Ver⸗ 
ſorgungsgeſetzen, bezieht ſich dagegen 
nicht auf d. Beamtenruhegehälter 481 14 

Art. 21 IV PerſAbb VO. v. 27. Okt. 1923 
gilt für die Verſorgungsanſprüche im 
weiteren Sinne u. ſchließt alle Pen⸗ 
ſionsanſprüche für die Zeit vor dem 
. Jau. 1923 aus. 8 71 II Ziff. 1 
GVG. findet auch auf Anſprüche eines 
Landesbeamten gegen das Reich aus 
zuſätzlicher Penſionsregelung auf Grund 
des PenſErgch. v. 21. Dez. 1920 An- 
wendung 482 15 

Schadenserſatzanſpruch des durch eine 
ſchuldhafte Amtspflichtverletzung abge⸗ 
bauten Beamten. Wann liegt ſolche 
Amtspflichtverletzung vor? Das ordent⸗ 
liche Gericht kann die von der Verwal⸗ 
tungsbehörde für vorliegend erachteten 
einzelnen dienſtlichen Gründe nicht auf 
ihre Richtigkeit, Vollſtändigkeit, Sach⸗ 
gemäßheit nachprüfen. Sinn u. Zweck 
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der P.VO.; im Vordergrund ſteht das 
Intereſſe des Reichs, nicht das der 
Beamten. Für die Auswahl der ab- 
zubauenden Beamten iſt der Wert 
ihrer dienſtlichen Leiſtungen maßge⸗ 
bend 48416 

8 697 RVO. Beſtimmt eine DO., daß für 
die Bemeſſung des Ruhegehalts neben 
der DO. die Vorſchr. des RBG. i. d. 
Faſſ. des Geſetzes über Einſtellung des 
P. u. Anderung der P. VO. v. 4. Aug. 
1925 anzuwenden ſind, jo iſt einem 
Angeſtellten, der nach dem 31. März 
1926 in den dauernden Ruheſtand ver⸗ 
ſetzt wird, die Zeit des Warteſtands 
als Dienſtzeit anzurechnen, auch wenn 
er während dieſer Zeit im Dienſte der 
Berufsgenoſſenſchaft nicht verwendet 
worden iſt 11801 


Pfandrecht 


§§ 1225, 1247, 1249 BGB. Sind mehrere 
Sachen verſchiedener Dritteigentümer 
zum Pfand gegeben u. iſt eine dieſer 
Sachen auf Grund eines vom Schuld⸗ 
ner (Verpfänder) erteilten Verſteige⸗ 
rungsauftrags verſteigert u. damit der 
Pfandgläubiger befriedigt worden, ſo 
hat der Eigentümer dieſer verſteiger⸗ 
ten Sache gegen die Eigentümer der 
andern mitverpfändet geweſenen Sachen 
einen Ausgleichsanſpruch 200 37 
8 1253, 1257 BGB. Das Werkmeiſter⸗ 
Pf. an Schiffe erliſcht mit der freiwill. 
Herausgabe an den Eigner 1208 

88 1274, 1280 BGB. Die Geſtattung i. ©. 
des § 181 BGB. kann auch aus ftill- 
ſchweigendem Verhalten entnommen 
werden. So kann die Ermächtigung, die 
zur Entftehung des Pſandrechts an 
Forderungen erforderlichen Mitteilun⸗ 
gen an die Drittſchuldner im Namen 
des Ermächtigenden abzugeben, auch 
als Ermächtigung zum Abſchluß des 
Abtretungsvertrags mit ſich ſelbſt aus⸗ 
gelegt werden 392 

Entſprechende Anwendung des $ 1281 
BGB. auf das geſetzliche Verpächter P., 
ſoweit dieſes die Unterpachtforderungen 
des Pächters ergreift, iſt nicht möglich 
1066 2 

Aufrechterhaltung des PfändungsP. nach 
Auszug des Mieters enthält zugleich 
Geltendmachung des Vermieter P. 1263 

Die Verjährung des Rechts des Mieters 
auf Wegnahme von Einrichtungen wird 
nicht dadurch gehemmt, daß der Ver⸗ 
mieter ſein P. an den Einrichtungen 
geltend gemacht 663 * 

Das P. an landwirtſchaftlichen Früchten 
nach der VO. des RPräſ. zur Sicherung 
der Frühjahrsdüngung u. Saatgutver⸗ 
ſorgung v. 23. Jan. 1932. Schrift⸗ 
tum 1036 

Das Verfahren nach § 109 BRD. ift zu- 
läſſig bei Sicherheitsleiſtung durch Ber- 
pfändung einer Grundſchuld, bei der 
nach 88 1206, 1274 BGB. der Grund- 
ſchuldbrief bei der Bank niedergelegt 
iſt u. demgemäß eine Rückgabe in die 
alleinige Verfügung der Verpfänden⸗ 
den in Frage kommt. Berückſichtigung 
der wirtſchaftlichen Entwicklung 11571 


Pfändung 


8 805 BPD. Hat Dritter durch anfecht⸗ 
bare Handlung des Schuldners das 
Eigentum an Kraftwagen erworben, 
iſt er daher zur Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in den Wagen verpflich⸗ 
tet, ſo kann der Dritte wegen der in 
ſeinem Intereſſe nach dem Eigentums⸗ 
übergang vorgenommenen Reparaturen 
kein Zurückbehaltungs recht ausüben 1815 

8 811 Ziff. 4 BPO. Rundfunkgerät eines 
Landwirts ift pfändbar 186 15 


§ 811 Ziff. 4 ZPO. Pfändbarkeit von 
Bienenſtöcken 1070 11 

8811 Ziff. 5 3PO. P. eines Lieferwagens, 
deſſen ſich ein Kaufmann zur Beliefe⸗ 
rung der Landkundſchaft bedient 18514 

Die Schutzbeſtimmung des § 811 Ziff. 5 
BBO. gilt nicht zugunſten juriſtiſcher 
Perſonen 2081 

88 811 Nr. 8, 850 Nr. 8 ZPD. Pfänd⸗ 
barkeit der Poſtſcheckguthaben, auch 
wenn dieſe aus der Überweiſung von 
Beträgen unpfändbarer Forderungen 
entſtanden ſind 1835 

ss 811 Ziff. 8, 850 3 PO. Das Gehalt 
eines Beamten bleibt auch dann nur 
im Rahmen der pfändungsbeſchränken⸗ 
den Vorſchriften pfändbar, wenn es 
auf Wunſch des Beamten auf Bank⸗ 
konto überwieſen iſt 205° 

8829 BPD. P. von künftigen Pro- 
viſionsanſprüchen der Agenten, d. h. 
der Anſprüche auf Proviſion aus ſol⸗ 
chen Geſchäften, die zur Zeit der P. 
noch nicht geſchloſſen u. noch nicht 
ausgeführt jind, ift nicht zuläſſig 758 ë 

8 829 BPO. P. eines Anſpruchs, der 
dem Schuldner aus Kontokorrentan⸗ 
ſpruch zuſteht, iſt zuläſſig, auch wenn 
zur Zeit der P. kein Saldo zugunſten 
des Kl. beſteht; ſie betrifft dann den 
zukünftigen Anſpruch. Was gepfändet 
iſt (nächſter oder künftiger Saldo), muß 
aus dem Pöbeſchluß ermittelt mwer- 
den 10158 . 

8 829 BPO. Gegen einen im Ausland 
wohnenden Drittſchuldner darf zwar 
P.beſchluß erlaſſen werden, derſelbe 
äußert ſeine Wirkung aber nur dann, 
wenn der Drittſchuldner auf deutſchem 
Gebiet Zuſtellungsempfänger wird. Die 
Unzuläſſigkeit der Zustellung des P.⸗ 
beſchluſſes im Ausland iſt unverzicht⸗ 
barer Mangel 6673 

88 829, 851 ZPO. P. u. Überweiſung 
des Anſpruchs eines Schuldners gegen 
ſeine Bank auf Auszahlung des künf⸗ 
tig aufkommenden Guthabens iſt unzu⸗ 
läſſig 184° 

98 850 ff. BPO. Der Ausſchluß der 
Pfändbarkeit eines Rentenanſpruchs 
durch Entziehung der Klagbarkeit des 
Anſpruchs wirkt nicht gegen den Für⸗ 
ſorgeverband, auf den der Anſpruch 
kraft Geſetzes übergegangen iſt 344° 

88 850, 851 BPO. Wendet der Bekl. ein, 
der Kl. könne die Klageforderung nicht 
geltend machen, weil ſie von einem 
Dritten gepfändet ſei, ſo muß er das 
Vorliegen der Pf. beweiſen. Soweit 
Forderungen nicht abtretbar u. nicht 
pfändbar ſind, darf einem Antrag des 
Forderungsberechtigten, den Schuldner 
zur Zahlung an den Zeſſionar bzw. 
den Pf. Gläubiger zu verurteilen nicht 
ſtattgegeben werden 78710 

8857 BPO. Pf. eines Geſchäftsanteils 
einer GmbH. umfaßt nicht die Aus» 
übung der Verwaltungsrechte, insbeſ. 
des Stimmrechts des Geſellſchafters. 
Auch für ſich allein können dieſe Rechte 
nicht gepfändet werden. Auch die An⸗ 
ordnung einer Verwaltung dieſer Rechte 
iſt nicht zuläſſig 7575 

Der im Ausland wohnhafte Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner kann nicht zur Auskunftertei⸗ 
lung über die gepfändete Foroerung 
angehalten werden (Schweizer Ent⸗ 
ſcheidung) 1184! 

Für die Klage auf Abgabe der Verpfän⸗ 
dungserklärung einer bereits verpfän⸗ 
deten Briefhypothek in einer dem 8 29 
GBO. entſprechenden Form iſt der 
Streitwert nicht nach 86, ſondern nach 
83 BPD. feſtzuſetzen 669 15 


Zur Pf. der unter Eigentumsvorbehalt 
gelief. Sache durch den Verkäufer 151 

Aufrechterhaltung des Pf. Pfandrechts 
nach Auszug des Mieters enthält zu⸗ 
gleich Geltendmachung des Vermieter⸗ 
pfandrechts 1263 

Die vor der Konkurseröffnung bewirkte 
Pf. einer Gehaltsforderung ergreift 
wirkſam auch die erſt nach der Kon⸗ 
kurseröffnung fällig werdenden Be⸗ 
träge 1791 

Pfändbarkeit von Anſprüchen des Tabak⸗ 
verarbeiters gegen den Reichsſteuer⸗ 
fiskus auf Grund der Not VO. v. 1. Dez. 
1930 19732 352 2 

Zur Frage der Pfändbarkeit der Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche von Gemeinde⸗ 
ratsmitgliedern nach § 31 II Badem. 
v. 5. Okt. 1921 522 6 

Pferd 

8 831 BGB. Auf dem Lande find an 
die Arbeitgeber der Kutſcher v. Pf.⸗ 
Geſpannen nicht ſo ſtrenge Anforde⸗ 
rungen bez. Auswahl u. Beauſfſichti⸗ 
gung zu ſtellen wie in der Stadt. Das 
gilt auch, wenn die Kutſcher gelegent⸗ 
lich eine von Kraftfahrzeugen u. Mo⸗ 
torrädern benutzte Chauſſee befahren 
müſſen 808 4 

58 222, 230 StGB. Wer Verkehrsgefahr 
begründet, gleichgültig, ob mit od. 
ohne Verſchulden, iſt rechtlich verpflich⸗ 
tet, ſie zu beſeitigen, wenn er dazu 
imſtande iſt. Dementſprechend muß der 
Beſitzer eines ſtörriſch gewordenen Pf., 
das nicht mehr von der Stelle zu brin⸗ 
gen iſt, entgegenkommende Wegebenutzer 
rechtzeitig warnen, gegebenenfalls durch 
Aufſtellung eines Poſtens 801 21 

„Pflaſterkoſtenhypothek“ 

vgl. unter 9. 

Photographie 

Lichtbilder können, gleichgültig in wel⸗ 
cher Geſtalt ſie vorgelegt werden u. 
ob es der Anwendung eines Vergrö⸗ 
ßerungsmittels bedarf, herbeigeſchaffte 
Beweismittel i. S. von 8 245 1 StED. 
ſein 5818 

88 42 b I, 148 Ziff. 5 Gewo. Der Photo- 
graph, der Perſonen auf der Straße 
filmt u. erſt hiernach an die gefilmten 
Perſonen mit der Frage herantritt, 
ob ſie Abzüge von der Aufnahme be⸗ 
ſtellen wollen, ift nicht ſtrafbar 893 6 

88 44, 44a Gew. Eine photographiſche 
Anſichtskarte iſt nicht notwendig eine 

Ware i. S. dieſer Vorſchriften 8841 
Plakat 


vgl. unter Not BO. v. 28. März 1931 im 

Sonderregiſter „Recht der NotVolen“ 

Pienarentſcheidung 

Erwerb der Beamteneigenſchaft ohne Aus⸗ 
händigung einer Anſtellungsurkunde 
durch übertragung der Ausübung ho⸗ 
heits rechtlicher Funktionen. Herbeifüh⸗ 
rung einer P. hierüber iſt trotz der 
Rechtſprechung der Strafſenate nicht 
erforderlich, da deren Entſcheidungen 
den Begriff des Beamten i. S. des 
Strafrechts betreffen u. da ihre Rechts⸗ 
anſicht nicht die weſentliche Grundlage 

der Entſcheidungen bildet 49421 

Polen 

Das deutſch⸗polniſche Aufwertungsabkom⸗ 

men v. 5. Juli 1929 912 

Die Rechtſprechung zum poln. Aufwer⸗ 
tungsrecht. Schrifttum 928 
as deutſch⸗polniſche Aufwertungsabkom⸗ 
men v. 17. Juli 1929 iſt ungeachtet ſei⸗ 
ner Verkündung im RGBl. noch nicht 
im Kraft getreten, weil die Ratifika⸗ 
tionsurkunden noch nicht ausgetauſcht 
lind. Die Aufwertung der einem In⸗ 
länder zustehenden perſönlichen Forde⸗ 
rung aus der Bürgſchaft für eine im 
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ſpäter polniſch gewordenen Teil Ober⸗ 
ſchleſiens beſtellte Hypothek richtet ſich 
nach deutſchem Recht 5823 

Anwendung des deutſch⸗polniſchen Auf⸗ 
wertungsabkommens in der RerInſt., 
auch wenn das angefochtene Urteil 
ſchon vor deſſen Inkrafttreten verkün⸗ 
det war. Zum Begriff der hypotheka⸗ 
riſch geſicherten perſönlichen Forderung 
i. S. des Abkommens. Hypothekariſch 
geſicherte Forderungen unterliegen dem 
deutſchen Recht, perſönliche, wenn das 
belaſtete Grundſtück im Reichsgebiet 
liegt u. der Schuldner daſelbſt bei der 
Begründung des Schuldverhältniſſes 
ſeinen Wohnſitz hatte, auch wenn er 
zur Zeit der Klagerhebung in P. wohnt 
9408 

$1 Nr. 1 des Schutzgeſ. f. die durch die 
Abtretung der ehem. preuß. Teilgebiete 
Polens betroffenen Schuldner v. 
27. Juni 1922. Zeitpunkt der Entſte⸗ 
hung einer Hypzginsforderung 3521 

Poin. Vo. über das Wechſelrecht v. 
14. Nov. 1924. Erforderniſſe eines 
Wechſels nach poln. Recht 7541 

Verluſt der deutſchen Staatsangehörig⸗ 
keit auf Grund der Geſetze v. 1. Juni 
1870 u. 22. Juli 1913 u. Recht des 
Beamten auf Penſionsbezug. Beein⸗ 
fluſſung der ſich hiernach ergeb. 
Rechtslage durch die Beſtimmungen 
des Friedensvertrags betr. die pol⸗ 
niſch gewordenen Gebiete u. das Wie⸗ 
ner Abkommen zwiſchen Deutſchland 
u. P. über Staatsangehörigkeits⸗ u. 
Optionsfragen 501 26 

Ein durch Zahlung einer Emigranten⸗ 
kaution an die polniſchen Behörden 
geſchädigter Auswanderer deutſcher 
Staatsangehörigkeit hat unter Um⸗ 
ſtänden gegen das Deutſche Reich einen 
Entſchädigungsanſpruch 6111 

Das Arbeitsrecht Polens. Schriftt. 1246 

8 12801 RVO. Nach dem übergang der 
Staatshoheit über den abgetretenen 
Teil Oberſchleſiens auf P. konnte eine 
rechtswirkſame Quittungskarte v. einer 
diſch. Landesverſicherungsanſtalt nicht 
mehr ausgeſtellt werden 2144 

Das Abkommen zwiſchen der Reichs⸗ 
knappſchaft u. dem poln. Knappſch⸗ 
Verein v. 29. Dez. 1925, nach dem die 
Friſt für die Zahlung der Anerken⸗ 
nungsgebühren für in P. wohnende 
Mitglieder früherer deutſcher Knapp⸗ 
ſchaftsvereine gehemmt wird, iſt weder 
im RͤnappſchG. noch in der Satzung 
der Reichsknappſchaft begründet, auch 
bisher nicht als Reichsgeſetz verkündet 
u. ſtellt daher nur freiwillige Verein⸗ 
barung dar 2147 

Zur Auslegung des Art. 38 des deutſch⸗ 
poln. Abk. v. 26. Aug. 1922 über die 
Teilung des Oberſchleſiſchen Knapp⸗ 
ſchaftsvereins 6102 


Polier 


vgl. unter Bauhandwerk 


Politiſche Ausſchreitungen 


vgl. im Sonderregiſter „Recht der Not⸗ 
BD.en” unter Not VO. v. 28. März 1931 


Polizei 


vgl. auch Bürgermeiſter, Bau., Feuer P., 
Gewerbe p. 

Erfordernifje einer PVO. 63 2 

PVO. ift rechtsgültig, die wegen der 
Gefahr für Leben u. Geſundheit u. für 
die bauliche Beſchaffenheit der Räume 
eine mißbräuchliche Wohnungsbenutzung 
durch Lagern von ftinfenden u. leicht 
brennbaren Stoffen u. Halten v. Klein⸗ 
vieh innerh. der Wohn. verbietet 65 

Gefahr im polizeirechtlichen Sinne. Ohne 
beſondere in PVO. gegebene rechtliche 
Grundlage darf die P. nicht dem Haus⸗ 
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eigentümer aufgeben, feinem Mieter 
einen im Mietvertrag nicht ausbedun⸗ 
genen Vorratsraum zur Verfügung zu 
ſtellen 3591 

Gültigkeit einer PRD., die „alles unge- 
bührliche Benehmen ſeitens Zurecht⸗ 
gewieſener oder Dritter gegen P. Be⸗ 
amte“ unter Strafe ſtellt 81835 

Ungültigkeit einer PRO., die zum Schutz 
der Rundfunkempfänger vorſätzl. od. 
fahrfäffige Störungen durch Anwen- 
dung ſtromverbrauchender Apparate 
unter Strafe ſtellt 8925 

Die Ausübung des dem Straßenanlieger 
nach Art. 681 Rhein BGB. zuſtehenden 
Rechts, ſein Dachwaſſer auf die öffent⸗ 
liche Straße zu leiten, kann die P. 
regeln, aber nicht gänzlich verbieten. 
Eine zu dieſem Zweck exlaſſene PVO. 
muß beſtimmt vorſchreiben, wie die 
Ableitung des Waſſers zu geſchehen 
hat oder nicht erfolgen darf 5439 

8 10 II 17 Pr ALR. PVO. kann nicht mit 
rechtswirkſamer Strafandrohung vor⸗ 
ſchreiben, daß in Ställen die Stand⸗ 
breite für jede Kuh mindeſtens 1,25 m 
betragen muß 1073 16 

8 10 I 17 PrALR. Befugnis des P. Be⸗ 
amten, nicht nur den Täter feſtzuneh⸗ 
men, ſondern auch die weitere Fort⸗ 
ſetzung der begonnenen ſtrafb. Hand⸗ 
lung — hier das Fahren bei Dunkel⸗ 
heit auf unbeleuchtetem Rade — durch 
Anhalten zu verhüten. Fällt dabei der 
Radfahrer, ſo hat er keinen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch 468 5 

Die Rechtmäßigkeit von P. Verfügungen 
Unterliegt der Nachprüfung im ordent⸗ 
lichen Rechtswege. Iſt durch Entſchei⸗ 
dung des OVG. die Inanſpruchnahme 
eines Landes für den öffentlichen Ver⸗ 
kehr durch polizeiliche Verfügung für 
unrechtmäßig erklärt worden, ſo iſt 
die P. grundſätzlich nicht gehindert, 
gegen Verkehrsgefährdung auf Grund 
des § 10 II 17 Pra R. einzuſchreiten. 
Die P. iſt nicht verpflichtet nachzuprü⸗ 
fen, ob eines von mehreren geeigneten 
Mitteln den Betroffenen weniger be⸗ 
laſtet 529 11 

810 II 17 ALR. In der durch die P. 
mittels unmittelbaren Zwanges durch⸗ 
geführten Landesverweiſung eines aus⸗ 
ländiſchen Arbeiters liegt eine polizei⸗ 
liche Verfügung an dieſen, nicht an den 
Arbeitgeber. Zur Frage, ob der Ar⸗ 
beitgeber zu den Koſten der Auswei⸗ 
ſung herangezogen werden kann 6131 

Eine ortspolizeiliche Vorſchrift, durch die 
der Paſteuriſierungszwang für Milch 
eingeführt wurde, verſtößt weder gegen 
den Grundſatz der Gewerbefreiheit noch 
gegen den Eigentumsſchutz i. S. der 
RVerf. 54718 

Die Koſten der Unterbringung Obdach⸗ 
loſer ſind mittelbare P. Koſten, die die 
Gemeinde, nicht der Amtsverband ge⸗ 
ſetzlich zu tragen hat. Der Landrat 
kann daher dieſe Koſten nicht gegen 
den Amtsverb. zwangsetatiſieren 782 

Das PrpPVerwG. v. 1. Juni 1931. 445. 
Schrifttum 32 458 

Die Verfahrensvorſchriften des Prp- 
Verw. finden ſofort auch auf die 
beim Inkrafttreten des Gef. am 1. Okt. 
1931 ſchwebenden Rechtsmittelverfahren 
Anwendung. Für die materiellrecht⸗ 
lichen Vorſchriften des PVerwcg. gilt 
der allgemeine Grundſatz von der 
Nicht⸗Rückwirkung der Geſetze 4391 

Die beſonderen Rechtsmittelverfahren, die 
nach dem Zuſatz in 8127 Pr Verw. 
„ſoweit das Geſetz nicht ausdrücklich 
anderes beſtimmt“, für gewiſſe Arten 
polizeilicher Verfügungen vorgeſchrie⸗ 
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ben find, z. B. auch das Verfahren 
nach 856 PrzguſtG., find durch das 
PVerwG. v. 1. Juni 1931 unberührt 
geblieben. Unter „SonderP.⸗Behörden“ 
i. S. des 88 PVerwG. find ſolche zu 
verſtehen, die beſondere Zweige der P. 
(3. B. Bahn, Berg⸗, Waſſerſchutz⸗ uſw. 
Polizei) verwalten 8231 
Zum Inhalt u. Aufbau des Prpol⸗ 
BeamtG.; kündbare u. unkündbare 
Rechtsſtellung der P. Beamten; Rechts⸗ 
ſtellung der Schutz- u. der Gemeinde⸗ 
polizeibeamten 49723 
Nach Komm Beamta. ſchließt fih an die 
Beendigung der Probezeit, ſofern der 
Beamte nicht entlaſſen wird, ohne wei⸗ 
teres ſeine lebenslängliche Anſtellung. 
Die Ernennung als P. Beamter durch 
die Gemeinde iſt bis zur Beſtätigung 
durch den Regpräſ. rechtsunwirkſam. 
Möglichkeit zeitlicher Begrenzung der 
Beſtätigung. Jedoch darf die Begren⸗ 
zung nicht mit dem KommBeamtG. 
in Widerſpruch ſtehen; daher kann 
wach Beendigung der Probezeit der 
RegPräſ. die Beſtätigung nur ganz 
ablehnen od. für lebenslänglich er⸗ 
teilen 499 24 
PrPolBeamtcch. Zum Begriff des P.⸗ 
Vollzugsbeamten. Die Abfindung aus 
844 Pol BeamtG. ſteht dem P. Voll⸗ 
zugsbeamten bei vollendetem 60. Le⸗ 
bensjahr zu ohne Unterſchied, ob er 
alsdann in den Ruheſtand tritt od. 
ſein Penſionierungsalter hinausgeſcho⸗ 
ben wird 53012 
Polizeiliche Strafverfügung 
Zum Erfordernis der Angabe des Straf⸗ 
geſetzes in einer p. St. 820 38 
Die Ordnungsmäßigkeit von p. St. iſt 
als Prozeßvorausſetzung von Amts 
wegen zu prüfen. Die St. iſt nichtig, 
wenn die ihr als Unterlage dienende 
Übertretung von der Polizei nicht mit 
Strafe bedroht werden konnte 8925 
Pol StGB., Bad. 
ogl. unter B. 
PolStéGB., Bayr. 
vgl. unter Bayeen 
Polizeiſtunde 
Art. 1 85 2, 4 NotG. v. 24. Febr. 1923. 
Auch weiteres Verweilen der Gäſte 
nach Eintritt der P. in Nichtunter⸗ 
brechung des Wirtſchaftsbetriebs, wenn 
auch ohne Bewirtg,, ift ſtrafbar 96111 


Poſt 
8 350, 354 StGB. Verletzung des Brief- 
geheimniſſes durch Eröffnen eines 
„Fangbriefes“. Strafbaren Verſuch der 
Amtsunterſchlagung begeht der P. Be⸗ 
amte, der die im eröffneten Umſchlage 
vorgefundenen Geldſcheine ſich nicht 
aneignet, weil er Entdeckung fürchtet 
510 30 
Zur Auslegung des 8 24 KraftfVerkVO.; 
819 Poſtch. Vorfahrtsrecht der P.⸗ 
Kraftwagen 81425 
Die Deutſche Reichs P. kann als Zoll⸗ 
ſchuldnerin nach 8 13 2Zoll®. für 
Briefſendungen mit zollpflicht. Inhalt 
im Rohgewicht unter 250 g, die ohne 
Vorführung bei der zuſtändigen Zoll⸗ 
ſtelle unmittelbar dem Empfänger aus⸗ 
gehändigt werden, in Anſpruch genom- 
men werden 6095 
Poſtanweiſung 
8519 VI BPO. Die Aufgabe durch P. 
ſteht der Zahlung nicht gleich. Erſt 
wenn das Geld durch die Poſt über⸗ 
mittelt worden iſt, iſt die Zahlung 
bewirkt 64810 
Poſtſcheck 
Pfändbarkeit der P. Guthaben, auch wenn 
dieſe aus der überweiſung von Be⸗ 
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trägen unpfändbarer Forderungen ent⸗ 
ſtanden ſind 1838 
Präſidium des Landgerichts 
vgl. unter L. 
Prävarikation 
Der Parteiverrat des 
Schrifttum 1126 
Preſſe 
vgl. auch unter Zeitung 
RPreßGG. v. 7. Mai 1874. Schriftt. 859 
Die in § 2 PreßG. für eine Druckſchrift 
gegebene Begriffsbeſtimmung findet 
auch f. § 16 UnlWG. Anwendung 8892 
88 11, 19 Nr. 4 RPreßG. Berichtigungs⸗ 
anſpruch, insbeſ. die Begriffe „Tat⸗ 
ſache“, „Beteiligte“, „Fahrläſſigkeit“. 
Aufhebung wegen widerſpruchsvoller 
Urteilsbegründung 8947 
Wie verhält ſich das Recht der P. zur 
Berichterſtattung über ſtrafbare Hand⸗ 
lungen zu dem in § 186 StGB. ent- 
haltenen Verbot des Verbreitens von 
nicht erweislich wahren ehrenrührigen 
Tatſachen? 41114 
Verſchärfung des Ehrenſchutzes u. Siche⸗ 
rung der verantwortungsbewußten 
Preſſe. Strafrechtsreform 905 
Preußen 
vgl. auch unter Anerbenrecht, Anwalts⸗ 
gebühren, Auflöſung, Diſziplinarver⸗ 
fahren, Fluchtlinien, Forſtfiskus, Ge⸗ 
richtskoſten, Grundvermögenſteuer, 
Kirchenſteuer, Kompetenzkonflikt, Ko⸗ 
ſtenweſen bei den AufmwöStellen, 
LGem O., Landtag, LockerungsVO., N- 
tar, Polizei, Rechtspfleger, Richter⸗ 
verein, preuß., Staatsanwaltſchaft, 
Stadtgemeinde, Stempelſteuer, Ver⸗ 
unſtalt g., Wahl, Wandergewerbeſteuer, 
Waſſerrecht, WohnGeſ. 
Zum Jahreswechſel: Überblick über Ge⸗ 
ſetzgebung u. Verwaltung 3 
Staats⸗ u. Verwaltungsrecht in Über- 
ſichten. Deutſches Staats⸗ u. Verwal⸗ 
tungsrecht. Preuß. Staats⸗ u. Verwal- 
tungsrecht 455 
Lehrbuch des deutſchen u. preuß. Ver⸗ 
waltungsrechts. Schrifttum 457 
Klage, durch die auf Grund von § 49 
PrGeſ. über Eiſenbahnuntern. Cut- 
ſchädigung dafür verlangt wird, daß 
der bekl. preuß. Staat durch Geſetz 
die gewährte Befreiung von der Ge⸗ 
werbeſteuer entzogen habe, betrifft 
nicht die Frage der Abgabenpflichtig⸗ 
keit, liegt vielmehr auf bürgerlich⸗ 
rechtlichem Gebiet, ſo daß der Rechts⸗ 
weg für fie zuläſſig ift 241° 
Die Mietſenkung nach der 4. Not VO. : 
Reich u. P. 306 
Der Mieterſchutz in P. 1931—1936. 
Schrifttum 640 
Prima-facie-Beweis 
vgl. unter Beweislaſt 
Privatklage 
vgl. auch im Sonderregiſter „Not Voten“ 
unter NotVO. v. 6. Okt. 1931; ferner 
gl. unter Sühnetermin 
P. Sachen. Merkblatt nach der Rechtſpr. 
des RG. u. des früheren 4. StrSen. 
des KG. 370 
8388 SIND. Wenn P. Verfahren wegen 
Verſtreichens der Dreimonatsfriſt ein⸗ 
geſtellt werden muß, dann iſt auch die 
nach Ablauf der Dreimonatsfriſt erho⸗ 
bene Widerklage unzuläſſig 962 14 
Ein die Widerklage zurückweiſender Be⸗ 
ſchluß iſt nicht mit Beſchwerde anfecht⸗ 
bar. Zuſammenhang i. S. von 8 388 
StPO. ift auch dann gegeben, wenn 
zwiſchen beiden Taten urſächlicher Zu⸗ 
ſammenhang beſteht. Der Schuldſpruch 
zur P. wird nicht berührt, wenn in⸗ 
folge Verfahrensfehlers die Zuläſſig⸗ 
keit der Widerklage verneint wird u. 
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deshalb Aufhebung des Urteils erfol⸗ 
gen muß 962 16 

85 383, 388 StPO. Mit dem Wegfall der 
P. aus verfahrensrechtlichen Gründen 
verliert die Widerklage ihre Grundlage 
966 28 

§ 391 H StPO. ift nicht anwendbar, wenn 
der Privatkläger zwar im Termin er⸗ 
ſcheint, aber während der Verhand⸗ 
lung ſich wieder entfernt 67938 

88 468, 471, 473 StPO. Die Koſtenver⸗ 
teilung findet nur unter dem Geſichts⸗ 
punkt des Erfolgs des Strafanſpruchs 
u. der Berufung ſtatt 67937 

Privatweg 
e ! des 8368 Ziff. 9 StGB. 


Privileg 
Auch nach heutiger Rechtsauffaſſung iſt 
der Anſpruch auf Entſchädigung wegen 
Entziehung eines P. auch dann bürger⸗ 
lich-rechtlicher i. S. von 813 GVG. 
wenn das P. durch Geſetz entzogen 
wird 2415 
Probefahrt mit Kraftfahrzeug 
vgl. unter KraftfVerkVO. 8 41 u. Kraftf⸗ 
Steuer 
Prokura 
Eine Kommanditgeſellſchaft haftet nicht 
aus 831 BGB. für unerlaubte Hand- 
lungen ihres Prokuriſten 7224 1008 4 
AG, die nach ihren Satzungen von 
einem Vorſtandsmitglied u. einem Pro⸗ 
kuriſten vertreten werden kann, kann 
durch dieſe einen Prokuriſten beſtellen 
u. die Beſtellung zum Regiſter an⸗ 
melden 7171 101710 
Die dem Wortlaut nach eine Vollmacht 
enthaltende Anmeldung einer P. Ertei⸗ 
lung zum Handelsregiſter wird als 
Vollmachtsurkunde verſtempelt 2383 
Proſtitution 
Zur Frage, ob Mehrheit von Räumen 
ſich als eine Wohnung i. S. des 8 361 
Ziff. 6a StGB. darſtellt 955 2 
Protokoll 
vgl. auch SitzungsP., P. des ArbG. un- 
ter A. 


Berichtigung des VerſteigerungsP. dann 
unzuläſſig, wenn dadurch erſt ein Tat⸗ 
beſtand hergeſtellt wird, der aus dem 
P. nicht herausgeleſen werden kann 
188 20 

8273 StPO. Ob u. inwieweit Zeugen⸗ 
ausſage niederzuſchreiben iſt, liegt le⸗ 
diglich im Ermeſſen des Gerichts, das 
der Nachprüfung durch das Rev. ent- 
zogen ift 433 13 

8274 StPO. Ergibt ſich mit Hilfe der 
Auslegung ein klarer u. eindeutiger, 
vom Wortlaut abweichender Sinn des 
P., ſo iſt dieſer u. nicht der Wortlaut 
zugrunde zu legen 421 25 

Zuläſſig ift, auch ſolche Erklärungen des 
Angekl. enthaltende zollamtliche Nie⸗ 
derſchriften, die mangels Hinzuziehung 
eines Schriftführers hinſichtlich ihrer 
Verlesbarkeit richterlichen Protokollen 
nicht gleichſtehen, in der Hauptverh. 
zu dem Zwecke zu verleſen, um feſt⸗ 
zuſtellen u. dem Angekl. vorzuhalten, 
daß ſolche Protokolle vorhanden ſind, 
ſowie die darauf vom Angekl. abge⸗ 
gebene Erklärung, daß er die in den 
Protokollen beurkundeten Geſtändniſſe 
gemacht habe, bei Prüfung der Schuld⸗ 
frage zu verwerten 2458 

Proviſion des Agenten 

vgl. unter A. 

Prozeſſuale Willenserklärung 

Für Willenserklärungen im gerichtlichen 
Verfahren wird die im bürgerlichen 
Recht f. ſolche Rechtsgeſchäfte vorge⸗ 
ſchriebene Form durch Abgabe im Rah⸗ 
men des Prozeſſes nur dann erſetzt, 


wenn fie Beſtandteile eines prozuſſua⸗ 
len Rechtsgeſchäfts ſind u. deſſen im 
Verfahrensrecht vorgeſchriebene Form 
wahren 110 
Erklärung d. Zurücknahme d. Berufung. 
Für den Fall, daß der Empfänger 
einer p. W. die Unrichtigkeit einer kla⸗ 
ren Erklärung erkennen muß, iſt ſogar 
eine nachträgliche Richtigſtellung für 
zuläſſig zu erachten 65214 
rozeßverſtoß 
88 554 III Ziff. 2 b, 558 BPO. Die Rüge 
eines P. ift auch mit der Sprungrev. 
zuläſſig, wenn die Verletzung der pro⸗ 
zeſſualen Regel Vorausſetzung eines 
materiellen Rechtsirrtums ift 1016 
Prozeß vollmacht 
dgl. unter Anwalt, Laienvertreter, Ber- 
bandsvertreter 
Quittung 
œ DIL unter Ausgleichsquittung 
Rabatt 
Kapitalertragſteuer. Wenn Genoſſenſchafts⸗ 
brauerei, die ihren Geſchäftsbetrieb 
nicht auf den Kreis ihrer Mitglieder 
beſchränkt, außer Dividende auch noch 
Waren. gibt, dann unterliegen letz⸗ 
tere nicht dem Steuerabzug vom Ka⸗ 
pitalertrag 286 45 
Radfahrer 
Wenn einem Kraftfahrer zwei R. hinter⸗ 
einander entgegenkommen, dann muß 
er mit der Möglichkeit rechnen, daß 
der erſte dem folgenden den Ausblick 
nach vorn verdeckt od. daß der Nach⸗ 
folgende darauf vertraut, der Voran⸗ 
fahrende werde auf die Sicherheit der 
Fahrlinie achten u. daß er dann, durch 
unerwartetes Abſteigen ſeines Vorder⸗ 
mannes zum Ausbiegen gezwungen, 
durch den plötzlichen Anblick des nahen 
Kraftfahrzeugs verwirrt wird u. Feh⸗ 
ler macht. Der Kraftfahrer hat in ſol⸗ 
chem Fall rechtzeitig langſame Fahrt 
anzunehmen u. Signal zu geben 7772 
Der Kraftfahrer, dem bei Dunkelheit u. 
regneriſchem Wetter auf beiden Stra⸗ 
ßenſeiten Fußgänger u. R. mit u. ohne 
Laternen entgegenkommen, darf nicht 
e km Geſchwindigkeit fahren 
18 
Fußgänger find keine Wegebenutzer i. S. 
der KraftfVerkVoO. Auf ihre Überho⸗ 
lung ift, anders wie bei R., 823 nicht 
anzuwenden 804 2 
8 23 IV Kraftf Verk. Auch das Schie⸗ 
ben von Fahrradern iſt Verkehr mit 
Fahrrädern 8044 
38 VOI. des Rpräſ. gegen politiſche 
Ausſchreitungen v. 28. März 1931. Wer 
Wimpel mit Parteiabzeichen an ſeinem 
Fahrrad anbringt, „trägt“ dieſes Ab⸗ 
zeichen 5182 
Befugnis des Polizeibeamten, nicht nur 
den Täter feſtzunehmen, ſondern auch 
die weitere Fortſetzung der begon⸗ 
nenen ſtrafbaren Handlung — hier 
das Fahren bei Dunkelheit auf un⸗ 
beleuchtetem Rade — durch Anhalten 
zu verhüten. Fällt dabei der R., ſo 
erer feinen Schadenserſatzanſpruch 


Rangſtelle 
del. ameg AufwG. § 7; ferner unter 
Gol g i 

Raten markhypothek 


Es verſtößt nicht gegen die Grundſätze 

des 8 242 BGB, wenn jemand es 
vorgezogen hat, die Frage der Muf- 
wertung von R. Zahlungen vom Sept. 
1922 zuſammen mit der Aufwertung 
einer Zahlung v. 17. Juli 1922 ir 
einem Prozeß der gerichtlichen Entſchei⸗ 
dung zu unterbreiten u. dieſerhall 
zunächſt zu warten, bis die Rechtſpr. 


Sachregiſter 
die Frage der Aufwertbarkeit vor 
Mitte Auguſt 1922 geleiſteter Zah⸗ 


lungen endgültig geklärt hatte, was 
erſt durch die Urt. v. 20. Nov. 1926 
u. 16. Febr. 1927 geſchehen ift 105214 

In dem Widerſpruch gegen Zahlungs⸗ 
befehl, mit dem erſte Rate verlangt 
wird, liegt noch kein Beſtreiten der 
ſpäter fälligen Teile der Forderung. 
Hierin liegt kein die Klage auf künf⸗ 
tige Leiſtung rechtfertigendes Verhal⸗ 
ten 11554 

8125 ZPO. Es iſt zuläſſig, in einem 
Nachzahlungsbeſchluß dem Nachzah⸗ 
lungs verpflichteten R. Zahlungen aufzu⸗ 
erlegen 122 24 

Wird nach Teilanerkenntnisurteil ein 
Vergleich geſchloſſen, in dem auch für 
den bereits durch das Teilanerkennt⸗ 
nisurt. erledigten Teil des Klagean⸗ 
ſpruchs R. Zahlungen vereinbart wer- 
den, ſo iſt der Streitwert bez. des 
Vergleichs unter Einſchluß des Teil⸗ 
anſpruchs nach dem geſamten Klage⸗ 
anſpruch zu bemeſſen 1161 22 

Raub 

88 249, 250, 251, 252 StGB, finden auf 
die Fälle des 8 370 I Nr. 5 Anwen- 
dung 4232 

Raufhandel (8 227 StGB.) 

Einheit der Schlägerei kann erhalten 
bleiben, auch wenn ſie ſich in ver⸗ 
ſchiedenen zeitlich u. örtlich getrennten 
Einzelvorgängen abſpielt. Artet ein 
von mehreren unternommener Angriff 
unmittelbar in Schlägerei aus, ſo kön⸗ 
nen u. werden regelmäßig beide gu- 
ſammen Einheit bilden. — Zur An⸗ 
nahme der Veteiligung an Schlägerei 
genügen alle auf Fortſetzung od. För⸗ 
derung des Streits abzielenden Hand⸗ 
lungen, wie Ergreifen od. Hochheben 
eines Gegenſtands zum Wurf oder 
Schlag, die Ermunterung der andern 
zum angriffsweiſen Zuſchlagen, ſelbſt 
das freiwill. Verbleiben in der Menge, 
verbunden mit dem Willen, die eigene 
Partei durch das Dabeiſein zu ſtützen 
u. im rechtswidrigen Handeln zu be⸗ 
ſtärken od. die Gegenpartei zu ſchwächen 
oder einzuſchüchtern 948 14 

Realkonkurrenz 

vgl. auch unter Geſamtſtrafe r 

R. liegt vor, wenn der Täter bie Waffe, 
die er unerlaubterweiſe fortgeſetzt mit 
ſich führt, bei einer Gelegenheit, wo 
er ſie dergeſtalt mit ſich führt, zur 
Begehung einer anderen Straftat be- 
nutzt; dagegen iſt Idealkonkurrenz ge⸗ 
geben, wenn ſchon allein das bloße 
Mitführen der Waffe ohne Gebrauch⸗ 
machen von ihr mit Rückſicht auf die 
Umſtände des Mitführens die Straf⸗ 
barkeit oder höhere Strafbarkeit be⸗ 
gründet 953 19 

Reallaſt j 

Bei Veräußerung eines mit privatrecht⸗ 
licher R. belaſteten Grundſtücks bildet 
der Kapitalwert der R. einen Beſtand⸗ 
teil des umſatzſteuerpflichtigen Entgelts. 
Als Zeitpunkt der Vereinnahmung die⸗ 
ſes Entgelts iſt der übergang des 
Eigentums an dem belaſteten Grund⸗ 
ſtück anzuſehen 10817 

Rechnungslegung 

über die beiden aus § 254 BPO. folgen- 
den Klageanſprüche kann nicht gleich⸗ 
zeitig entſchieden werden. Zurückver⸗ 
weiſung in die erſte Inſtanz 1220 19 

Rechtsangleichung ; 
vgl. unter Hſterreich 
Rechtsfälle 5 

Prüfe dein Wiſſen. R. aus dem Straf⸗ 
recht. Schrifttum 387 

R. aus dem Völkerrecht. Schrifttum 568 


67 
Rechtsgeſchüft, prozeſſuales 
vgl. unter p. R. 
Rechtsgeſchichte 


Das Gericht als Ausdruck deutſcher Kul⸗ 
turentwicklung im Mittelalter. Schrift⸗ 
tum 30 

Vorſprecher u. Anwalt in den fürſten⸗ 
bergiſchen Gerichtsordnungen u. ver⸗ 
wandten Rechtsquellen. Schrifttum 636 

Rechtshängigkeit 

Bei liquidationsloſer Verſchmelzung von 
Geſellſchaften ift nicht § 265 II, jind 
vielmehr 88 239, 246 BPO. anzuwen⸗ 
den 175 11 

Der Begriff der Veräußerung oder Ab⸗ 
tretung i. S. des 8 265 BPO. ift weit 
aufzufaſſen. Er umfaßt jede übertra⸗ 
gung der Sache oder des Rechts auf 
andere Perſon, ſofern ſie die Sach⸗ 
legitimation des Veräußerers berührt, 
alſo auch den Erwerb im Wege der 
Zwangsvollſtreckung od. kraft Geſetzes, 
ſo auch die durch die Begründung oder 
das Erlöſchen des ehemännlichen Ver⸗ 
waltungs⸗ u. Nutzungsrechts bedingte 
Anderung der Klagebefugnis. Die Wir⸗ 
kung des Urteils gegen die Frau tritt 
im Fall des § 1380 BGB. auch daun 
ein, wenn ſie der Prozeßführung des 
Ehemanns zugeſtimmt hat, u. dieſem 
Fall iſt es gleichzuſtellen, wenn der 
klagende Ehemann Leiſtung an ſeine 
Frau beantragt hat (§ 265 III) 121918 

Rechtskonſulent 

vgl. auch unter Laienvertreter 

Zur Frage der geſetzgeberiſchen Behand⸗ 
lung des Rechtskonſulententums 1097 

Wer geſchäftsmäßig oder gewerbsmäßig 
bei Gericht auftritt, muß ſich gefallen 
laſſen, daß die RA. durch Aufnahme 
ſeines Namens in Liſten, die dem AG. 
vorgelegt werden, das Gericht bei Aus⸗ 
übung der Befugnis aus § 157 IBPS. 
unterſtützen 11751 

88 91, 157 BPO, Die Gebühren nicht 
zugelaſſener R. ſind nicht erſtattungs⸗ 
fähig, wenn am Sitz des Gerichts ge⸗ 
nügend RA. vorhanden ſind 6811 

§ 91 BPO. Die Koſten ungeſchulter oder 
mindergeſchulter R. ſind nicht erſtat⸗ 
tungsfähig 11752 

Dem R. ſteht Beſchwerderecht auf Er⸗ 
höhung des Streitwerts nicht zu 11814 

8 7 Teil 6 Kap. 1 Not O. b. 6. Okt. 
1931. Die Koſten eines R. im Privat⸗ 
klageverfahren ſind nicht erſtattungs⸗ 
fähig, wenn der Partei hinreichende 
Auswahl von RA. am Orte zur Ver⸗ 
fügung ſteht 1174 10 

Rechtskraft h 
$ 322 BPO. R.wirkung von auf Papier- 
mark lautenden, die Klage zum Teil 
abweiſenden, zum Teil zuſprechenden 
Vorprozeßurteilen in Enteignungs⸗ 
ſachen. Rechtslage, wenn der Kl. die 
Geldentwertung erkannt u. den An⸗ 
ſpruch auf ihren Ausgleich im Vor⸗ 
prozeß geltend gemacht hatte, das er⸗ 
gangene Urteil aber nicht erkennen 
läßt, daß es dem Rechnung getragen 
hat 1221 20 
322 BVD. Die in den Gründen eines 
Urteils enthaltene Feſtſtellung, die Par⸗ 
teien hätten den nichtigen Vertrag be⸗ 
ſtätigt, ſchafft nicht für anderen Recht⸗ 
ſtreit R. in Anſehung der Frage, ob 
wirkſamer Vertrag vorliegt 1104 
§ 322 BPO. Iſt ein Urteil u. feine R. 
zum Gegenſtand der mündl. Verhand⸗ 
lung gemacht, ſo darf das Gericht 
feine Entſcheidung auf die R. ſtützen, 
auch wenn darauf kein Einwand ge⸗ 
ſtützt worden iſt. Ein Urteil, das einen 
aus einem Wiederkaufsrecht fließenden 
Anſpruch feſtgeſtellt hat, begründet 


9* 


un 
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nicht R. dahin, daß das Wiederkaufs⸗ 
recht beſtehe 64912 

8 323 3 PO. Der neuen Erhebung eines 
ſchon durch rechtskräftiges Urteil zu⸗ 
geſprochenen Anſpruchs ſteht nicht der 
Einwand der R., ſondern der des man- 
gelnden Rechtsſchutzintereſſes entgegen 
878 11 

§ 325 ZPO. Die Wirkung des Urteils 
gegen die Frau tritt im Foll des 
8 1380 BGB. auch dann ein, wenn 
ſie der Prozeßführung des Ehemanns 
zugeſtimmt hat, u. dieſem Fall iſt es 
gleichzuſtellen, wenn der klagende Ehe⸗ 
mann Leiſtung an feine Frau be- 
antragt hat 121918 

Das Rechtsſchutzbedürfnis für die Klage 
aus 8 731 3 O. gegen den Rechts⸗ 
nachfolger des im Urteil bezeichneten 
Schuldners, gegenüber dem das Urteil 
wirkſam ift ($ 325 ZPO.), beſteht ſchon 
dann, wenn der Gläubiger die nach 
§ 727 vorzulegenden Urkunden nicht 
ohne Schwierigkeiten beſchaffen kann. 
Die R. des Urteils i. S. von $ 325 
BPO. wirkt gegenüber dem Rechtsnach⸗ 
folger, wenn er die Zweifelhaftigkeit 
der materiellen Rechtslage beim Rechts⸗ 
erwerb kannte od. kennen mußte 19122 

Einrede der rechtskräftig entſchiedenen 
Sache im Schiedsgerichtsverfahren. 
Nachprüfung im Vollſtreckbarkeitsver⸗ 
fahren. Verſtoß gegen die öffentliche 
Ordnung 18513 

Wahrheit u. R. im Strafprozeß. Schrift⸗ 
tum 383 

Die R. in Steuerſachen. Schrifttum 235 

Hat die Verwaltungsbehörde in einem 
nach 8 71 Verf. erteilten Beſcheid 
auf die R. einer früheren Entſcheidung 
nur von beſtimmtem Zeitpunkt ab ver- 
zichtet, ſo ſind die Spruchbehörden an 
dieſen Verzicht gebunden. Gewährt das 
VerſorgGer. trotzdem für einen vor 
dem Verzicht auf die R. liegenden 
Zeitraum Verſorgung, ſo hat es über 
eine Frage entſchieden, die ſeiner Ge⸗ 
richtsbarkeit nicht unterliegt. Der Re⸗ 
kurs des Fiskus iſt in ſolchen Fällen 
zuläſſig 11821 

Der Widerruf der in rechtskräftigem Be⸗ 
ſcheid enthaltenen, an der R. nicht teil⸗ 
nehmenden Anerkennung von DB. un⸗ 
terliegt im Laufe eines Spruchverfah⸗ 
rens den gleichen Beſchränkungen wie 
115 „ nach § 65 II Verf. 
1 


Rechtsmittel 


vgl. auch Beſchränkung des R., Berufung, 
Beſchwerde, Reviſion 

Die zum Schein erfolgende Anfechtung 
einer Entſcheidung in der Hauptſache 
macht das für die Koſtenentſcheidung 
mangels Anfechtung in der Hauptſache 
unzuläſſige R. nicht zuläſſig. Anfecht⸗ 
barkeit einer Entſcheidung u. Art des 
zuläſſigen R. beſtimmen ſich nach dem 
der Entſcheidung vom Vorderrichter 
erkennbar beigelegten Charakter (ZR.) 
1168 s 

§ 232 BPO. Eigene Sorgfaltspflichten, 
Organiſationseinrichtungen des RA. zur 
Wahrung eines abſichtlich erſt am letz⸗ 
ten Friſttag einzureichenden R. 647° 

88 36, 45 Prpachtſchd. Eines Nachweiſes 
der Vollmacht für die RBeſchw. oder 
Berufung bedarf es nicht, wenn der 
Bevollmächtigte ſeine Vollmacht für 
das Verfahren vor dem PEN. bereits 
zu den Akten nachgewieſen hat, es ſei 
denn, daß ſeine Befugnis zur Ein⸗ 
legung des R. ausdrücklich ausgeſchloſ⸗ 
ſen iſt 1142 

8 401 StPO. Der Nebenkl. darf bei ſelb⸗ 
ſtändigem Gebrauch von R. Beſchwer⸗ 


Sachregiſter 


degründe nur im Rahmen der ihm ge⸗ 
ſetzlich eingeräumten Anſchlußberechti⸗ 
gung geltend machen 66° 

§ 399 StPO. Nebenklageberechtigter kann, 
wenn die R.friſt der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft noch nicht verſtrichen iſt, auch 
dann noch ſich der öffentl. Klage als 
Nebenkl. anſchließen u. R. einlegen, 
wenn die Staatsanwaltſchaft auf R. 
verzichtet hat 964 20 

$ 178 ArbVermG. Im Spruchverfahren 
der Arbeitsloſenverſicherung iſt die R.- 
friſt auch dann gewahrt, wenn das 
R. rechtzeitig bei einem Organ der 
Verſicherungsträger eingegangen ift 1374 

Die Verfahrensvorſchriften des PrPol⸗ 
Verw. finden ſofort auch auf die beim 
Inkrafttreten des Geſ. am 1. Okt. 1931 
ſchwebenden R.verfahren Anwendung. 
Für die materiellrechtlichen Vorſchrif⸗ 
ten des PolVerwG. gilt der allg. 
Grundſatz von der Nicht-Rückwirkung 
der Geſetze 4391 

Die beſonderen Rverfahren, die nach 
dem Zuſatz in $ 127 PrLVerwG. „ſo⸗ 
weit das Geſetz nicht ausdrücklich an⸗ 
deres beſtimmt“, für gewiſſe Arten 
polizeilicher Verfügungen vorgeſchrie⸗ 
ben ſind, z. B. auch das Verfahren 
nach § 56 Prauft®., find durch das 
Pol Verw. v. 1. Juni 1931 unberührt 
geblieben 823 1 


Steuerrecht 


Die Anwendung des $ 212 III RAbgD. 
a. F. wird nicht durch eine Rentſchei⸗ 
dung ausgeſchloſſen, die nicht über das 
Beſtehen des Steueranſpruchs ſelbſt, 
ſondern nur über die formelle Zu⸗ 
läſſigkeit der Neuveranlagung wegen 
des Anſpruchs entſchieden hat 4371 

Trotz $ 287 R Abg. fallen die Koſten 
eines erfolgloſen R. in Landesſteuer⸗ 
ſachen nicht dem Reich, ſondern dem 
Lande zur Laſt 2163 

Soweit in einer nach dem 31. Dez. 1930 
ergehenden Rentſcheidung die Koſten 
dem Reich auferlegt werden, hat der 
Steuerpflichtige gem. § 294 RAID. 
n. F. keinen Anſpruch auf Erſtattung 
der durch Zuziehung eines Vevoll⸗ 
mächtigten oder Beiſtandes entſtan⸗ 
denen Koſten 26712 

Das gegen den Vermögensfeſtſtellungs⸗ 
u. Vermögensſteuerbeſcheid gerichtete R. 
iſt, ſoweit es ſich gegen die Höhe des 
Betriebsvermögens oder gegen die Ent⸗ 
ſcheidung über die Inhaberſchaft rich⸗ 
tet, als R. gegen die Feſtſtellung des 
Einheitswerts für das Betriebsver⸗ 
mögen anzuſehen 268 14 

R.verfahren in Steueramneſtieſachen 222 


Rechtsmittelbelehrung 


§ 9 IV ArbGG. ift nur Sollvorſchr. 6841 

Die durch das AbändG. des GrVerm⸗ 
StG. v. 22. April 1927 für gewiſſe 
Grundſtücke erfolgte Anderung des 
Steuerſatzes machte zwar für die da⸗ 
von betroffenen Grundſtücke Neufeſt⸗ 
ſetzung der Steuer in Form einer neuen 
Veranlagung erforderlich, die als ſolche 
R. enthalten mußte. Die Rechtsmittel 
ſind aber auf die Frage der zutreffen⸗ 
den Anwendung des neuen Geſetzes 
gegenſtändlich beſchränkt 214! 

Für den Beſcheid, durch den das LFin A. 
den Antrag auf Erteilung einer Be⸗ 
ſcheinigung nach § 2 Nr. 3 der Vor- 
ſchriften über die Reichsfluchtſteuer ab⸗ 
lehnt, iſt keine R. geſetzlich vorgeſchrie⸗ 
ben 7611 


Rechtsnachfolger 


Bez. § 265 BPI. vgl. unter R.hängigkeit 
Das Rechtsſchutzbedürfnis für die Klage 
aus § 731 BPD. gegen den R. des im 
Urteil bezeichneten Schuldners, gegen⸗ 


über dem das Urteil wirkſam iſt, be⸗ 
ſteht ſchon dann, wenn der Gläubiger 
die nach § 727 vorzulegenden Urkun⸗ 
den nicht ohne Schwierigkeiten beſchaf⸗ 
fen kann. Die Rechtskraft des Urteils 
i. S. von § 325 ZPO. wirkt gegenüber 
dem R., wenn er die Zweifelhaftig⸗ 
keit der materiellen Rechtslage beim 
Rechtserwerb kannte oder kennen 
mußte 19122 


Rechtspflege, Sparmaßnahmen in der 


vgl. unter Sp. 


Rechtspfleger 


Die Strafvollſtreckung durch den preuß. 
R. Schrifttum 387 


Rechtsphiloſophie 


Beiſpiel, Exempel, Fall u. das Verhält⸗ 
nis des Rechtsfalles z. Geſetz. Schrift⸗ 
tum 27 

Die Rechtsnöte unſerer Tage u. das 
chriſtliche Gewiſſen. Schrifttum 27 

Erlebte Wandlungen in Wiſſenſchaften 
u. Lehre. Schrifttum 27 

Die neue Wiſſenſchaft vom Recht. Schrift⸗ 
tum 29 

Georg Jellineks anorganiſche Lehre in 
ihren Grundzügen als Rechtsſyſtem dar⸗ 
geſtellt. Schrifttum 29 

Zeitſchrift für R. in Lehre u. Praxis. 
Schrifttum 29 

Die Grundlegung des öffentl. Rechts. 
Schrifttum 453 


ts bedürfnis 
Aoh ſchutzbedürfni 


53 BPO. Wer aus einem Wieder⸗ 
kaufsrecht heraus rechtskräftig zur Auf⸗ 
laſſung verurteilt iſt, kann nicht auf 
Löſchung des Wiederkaufsrechts klagen, 
mag es auch nicht beſtehen. Denn es 
fehlt an einem R., das Vorausſetzung 
einer jeden Klage ift 64912 

3 323 3PO. Der neuen Erhebung eines 
ſchon durch rechtskräftiges Urteil zu⸗ 
geſprochenen Anſpruchs ſteht nicht der 
Einwand der Rechtskraft, ſondern der 
des mangelnden Rechtsſchutzintereſſes 
entgegen 878 1 


Rechtſprechung 


vgl. unter Entſcheidungsſammlungen 


Rechts vergleichung 


Neue Methoden der R. an der Columbia 
Univerſität 563 

II Codice Rocco e le recenti codificazioni 
penali. Schrifttum 930 


Rechtsverordnungen 


Preuß. Geſ. über die Verkündung von 
R. Etwaige Verkündungsmängel früher 
erlaſſener R. werden durch § 4 mit 
rückwirkender Kraft geheilt 8523 


Rechtsweg 


vgl. auch unter Kompetenzkonflikt 

Klage, durch die auf Grund von 8 49 
preuß. Gej. über Eiſenbahnuntern. Cnt- 
ſchädigung dafür verlangt wird, daß 
der bekl. preuß. Staat durch Geſetz die 
gewährte Befreiung von der Gemerbe- 
ſteuer entzogen habe, betrifft nicht die 
Frage der Abgabenpflichtigkeit, liegt 
vielmehr auf bürgerlich⸗rechtlichem Ge- 
biet, ſo daß der R. für ſie zuläſſig iſt. 
Als bürgerl. Rechtsſtreitigkeit i. S. von 
§ 13 GVG. ift das anzuſehen, was 
nach der Rechtsauffaſſung zur Zeit des 
Erlaſſes des GVG. durch die ordentl. 
Gerichte zu entſcheiden war. Dazu ge⸗ 
hören Anſprüche aus obigem 8 49. 
Auch nach heutiger Rechtsauffaſſung 
iſt der Anſpruch auf Entſchädigung 
wegen Entziehung eines Privilegs auch 
dann bürgerlich- rechtlicher, wenn das 
Privileg durch Geſetz entzogen wird 2415 

8 6 Prͤlein BG. Anwendbarkeit des 8 242 
BGB. auf den mietsähnlichen Beſtand⸗ 
teil des Zuſtimmungsvertrags. Zuläſ⸗ 
ſigkeit des R. hierfür. Art u. Weiſe 
der Anwendung des § 242 BGB. 5227 


Für die Frage der Zuläſſigkeit des R. 
ſind die tatſächlichen Behauptungen, 
aus denen der Klageanſpruch hergelei⸗ 
tet wird, maßgebend. Entſcheidend für 
bie Rechtsnatur des erhobenen Mn- 
ſpruchs iſt, ob die Parteien ſich als 
Einzelperſonen gleichberechtigt gegen⸗ 
überſtehen oder ob der bekl. Staat 
dem einzelnen auf dem Wege des Ge⸗ 
bots oder Verbots gegenübertritt. Die 
Zuläſſigkeit des R. vor den bürgerl. 
Gerichten kann nicht deswegen begrün⸗ 
det ſein, weil reichsverwaltungsrecht⸗ 
liches Verfahren bisher fehlt 795 10 

Der R. iſt unzuläſſig für Klage, die 
gegen den Staat auf Berichtigung 
einer in einer Einbürgerungsurkunde 
angewandten Namensform des Kl. er⸗ 
hoben iſt. Auch gegen Störungen des 
Namensrechts im amtl. Verkehr durch 
Behörden kann zwar mit Klage auf 
Grund des 812 BG. vorgegangen 
werden, indeſſen iſt der R. hierfür 
verſchloſſen, wenn die angebliche Stö⸗ 
rungshandlung von der Behörde aus⸗ 
schließlich innerhalb ihrer öffentl.⸗rechtl. 
Befugniſſe vorgenommen iſt 9031 

Die Anrufung der Gerichte gegen den 
Ausſchluß aus nichteingetragenem Ver⸗ 
ein iſt erſt zuläſſig, wenn der ſatzungs⸗ 
mäßig vorgeſehene Inſtanzenzug er⸗ 
ſchöpft iſt. Die hierdurch bewirkte wei⸗ 
tere Hinausſchiebung des Spruches der 
oberſten Vereinsinſtanz ſchafft nicht 
ohne weiteres Einwand der Argliſt 

„gegenüber dem Verein 11971 

Die Verfolgung der vermögensrechtlichen 
Anſprüche der Beamten im ordentlichen 

R. Schrifttum 460 

Zuläſſigkeit des R. für Anſprüche aus 
Zuſicherung beſonderer Berechnung des 
Beſoldungsdienſtalters 463 2 

Feſtſetzung des ruhegehaltsfähigen Dienſt⸗ 
alters für Lehrer. Für die Frage der 
Ruhegehaltsberechnung iſt — anders 
wie bei der Feſtſetzung des Beſoldungs⸗ 

„dienſtalters — der R. zuläſſig 503 27 

Die Kündigung eines Beamten iſt bei 
deſſen Dienſtunfähigkeit als Verſetzung 
in den Ruheſtand aufzufaſſen. Die 
Entſcheidung über die Dienſtunfähig⸗ 
keit iſt durch das ordentliche Gericht 
nicht nachzuprüfen 528 10 
ür Kirchenſteuerforderungen älteren 
Rechts iſt in Preußen der R. zuläſſig; 
das gilt auch, wenn die Steuer zur 
Deckung von Bauausgaben erhoben 
wird 240 

Die Rechtmäßigkeit von Polizeiverfügun⸗ 
gen unterliegt der Nachprüfung im 
ordentlichen R. Iſt durch Entſcheidung 
des OVG. die Inanſpruchnahme eines 
Landes für den öffentlichen Verkehr 
durch polizeiliche Verfügung für un⸗ 
rechtmäßig erklärt worden, fo ift die 
Polizei grundſätzlich nicht gehindert, 
gegen Verkehrsgefährdung auf Grund 
des 810 II 17 PrALR. einzuſchrei⸗ 
ten 529 11 

Wenn aus der Rd. v. 13. Febr. 1924 
über die Vereinfachung der Genoſſen⸗ 
ſchaftsbildung u. Förderung der Öd- 
landerſchließung Verpflichtung der 
Grundſtückseigentümer zu entnehmen 
lein ſollte, im Fall des Art. 1 § 2 die 
Kojten der Kultivierung zu erſtatten, 
ſo würde eine Streitigkeit darüber der 
Entſch. der ordentlichen Gerichte ent⸗ 
zogen ſein 1048 11 

Art. 44 BayckemO. Der KomponflcßH. 
erklärt den bürgerlichen R. als unzu⸗ 
läſſig für Klagen, durch die der Ge⸗ 
bene auf Grund Gemeingebrauchs 
a Recht beſtritten wird, an öffentl. 
Straßen ein Sondernutzungsrecht in 


Sachregiſter 


Auſpruch zu nehmen u. auf dieſer 
Grundlage für an ſich aus dem Ge⸗ 
meingebrauch ſich ergebende Handlun⸗ 
gen Gebühren zu erheben 1422 : 

$ 2 Präuftb. Für die Klage eines Krei⸗ 
ſes gegen eine ausgeſchiedene Gemeinde 
auf Leiſtung von Beiträgen zur Stra⸗ 
ßenunterhaltung, zu denen letztere ſich 
vertraglich verpflichtet hat, ſteht der 
R. offen 5052 

Reeder 

$ 485 HGB. Die Haftung des R. wird 
durch 8 64 Nr. 4 SeemStrd. nicht 
aufgehoben 590? 

Referendar 

HeſſLGGebO. f. RA. Die Tatigkeit eines 
R. als Parteibevollmächtigter kann 
nicht mit einer Entſchädigung für Zeit⸗ 
verſäumnis abgegolten werden. Es 
ſteht ihm jedoch nur die Hälfte der 
Anwaltsgebühren zu 1393 

Reformatio in pejus 

5 358 II StPO. Nach Aufhebung des 
Urteils nur im Strafausſpruch u. Bu- 
rückverweiſung der Sache zur Prüfung 
der Frage, ob der Strafzweck durch 
Geldſtrafe zu erreichen iſt, bleibt die 
Vorinſtanz an die erkannten Einzel⸗ 
gefängnisſtrafen u. die von ihr aus⸗ 
geſprochene Geſamtſtrafe gebund. 6019 

Regatta 
dgl. unter Segelſport 
Reichsabgabenordnung 

Bez. § 5 vgl. unter Mißbrauch von 
Formen u. Geſtaltungen des bürger⸗ 
lichen Rechts; § 10 unter Steuerge⸗ 
heimnis; $ 96 unter Haftungsbeſcheid 

RAID. i. d. Faſſ. v. 22. Mai 1931. 
Schrifttum 233 

Nebengeſetze u. Verordnungen zur Recht⸗ 
ſprechung. Schrifttum 233 

§ 82 RADJO. Wird ein eine Steuerfeſt⸗ 
ſetzung enthaltendes Urteil des Finanz⸗ 
gerichts vom RFO. aufgehoben u. die 
Sache zur weiteren Ermittlung an das 
FinGker. zurückverwieſen, fo iſt an ſich 
der Steuerpflichtige berechtigt, die Er⸗ 
ſtattung der auf das Urteil des Fin⸗ 
Ger. hin gezahlten Steuer zu ver⸗ 
langen. Das Fin A. kann aber im Qin- 
blick auf die Ungewißheit der Entſchei⸗ 
ſcheidung über den noch in der Schwebe 
befindlichen Steueranſpruch unter Be⸗ 
rückſichtigung des derzeitigen Standes 
der Sache u. von Recht u. Billigkeit 
die Erſtattung vorläufig ablehnen oder 
von Sicherheitsleiſtung abhängig ma⸗ 
chen 2614 

§ 104 RAbgO. Verzugszinſen für ver- 
ſpätet entrichtete Vorauszahlungen auf 
die Einkommenſteuer ſind auch dann 
zu entrichten, wenn ſpäter der endgül⸗ 
tige Einkommenſteuerbeſcheid die Steuer 
auf einen niedrigeren Betrag als die 
Summe der einjährigen Vorauszah⸗ 
lungen feſtſetzt u. daher der Unter⸗ 
ſchiedsbetrag dem Steuerpflichtigen zu 
erſtatten iſt 2647 

„Verzugszinſen, die auf Grund des 8 104 
RAbgO. .. geſchuldet werden“, im 
Art. 18 § 2 ber 2. Steuer Not VD. u. 
in Art. II § 1 der 5. VO. zur dnde- 
rung der StginſVoO. v. 21. Jan. 1927 
hat keinen neuen von § 104 KUbgD. 
abweich. Zinſenbegriff eingeführt 2648 

Auch im Arreſtverfahren dürfen auf 
Grund von § 109 RAbgO. n. F. Er- 
ſatzanſprüche nur mit Zuſtimmung des 
Landesfinanzamts geltend gemacht wer⸗ 
den 6861 ' 

Durch § 2 III ErbjhSt&. 1922 wird die 
Anwendbarkeit der Vorſchrift des 8 145 
III RAbg O. nicht eingeſchränkt 27931 

88 147 ff. RAbgO. Gelangt der RFG. 
auf Anſchlußbeſchwerde des Fin A. zur 
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Aufhebung der Vorentſcheidung, ſo iſt 
er, wenn er ſelbſt in der Sache ent⸗ 
ſcheidet, an die Anträge des Fin A. in 
der Anſchlußbeſchwerde grundſätzlich 
nicht gebunden 3572 

Der Abgabengläubiger iſt verpflichtet, 
dem Abgabenſchuldner die zuviel er⸗ 
hobenen Abgabenbeträge vom Zah⸗ 
lungstage ab mit 5% zu verzinſen, 
ohne daß Einſchränkungen gem. § 155 
RAbgdO. ſtattfindet 54515 

Bei einer nach dem 1. Jan. 1931 vor⸗ 
genommenen Buch⸗ u. Betriebsprü⸗ 
fung kann nach § 193 n. F. RUbgD. 
die Vorlage auch der vor dieſem Zeit⸗ 
punkt geführten Bücher verlangt wer⸗ 
den 2659 10293 

Die auf § 79 I u. III KapVerkStG. be- 
ruhende Verpflichtung des Notars zur 
überjendung von Urkundenabſchriften 
kann zum Inhalt einer beſondern An⸗ 
ordnung i. S. v. § 202 R Abg. 1931 
u. die Frage der Rechtmäßigkeit einer 
ſolchen Anordnung im Einzelfall zum 
Gegenſtand des Beſchwerdeverfahrens 
nach § 305 RAbgO. 1931 gemacht 
werden 1352 

§ 210 RAbgO. Iſt Landwirt nach Durch⸗ 
ſchnittsſätzen zu veranlagen, ſo bilden 
zunächſt nur dieſe, nicht aber auch 
Teilaufzeichnungen des Steuerpflichti⸗ 
gen die Grundlage der Schätzung. Will 
der Pflichtige eine abweichende Schät⸗ 
zung herbeiführen, ſo müſſen bez. der 
Angaben u. Belege, mit denen der 
Pflichtige die auf den Durchſchnitts⸗ 
ſätzen aufgebaute Schätzung angreifen 
will, ſtrenge Anforderungen geſtellt 
werden 27016 

Die Anwendung des § 212 II RAbgd. 
a. F. unterſteht dem Grundſatz von 
§ 6 RAbgO. 1353 

Die Anwendung des § 212 III RAbgD. 
a. F. wird nicht durch eine Rechts⸗ 
mittelentſcheidung ausgeſchloſſen, die 
nicht über das Beſtehen des Steuer⸗ 
anſpruchs ſelbſt, ſondern nur über die 
formelle Zuläſſigkeit der Neuveran⸗ 
lagung wegen des Anſpruchs entſchie⸗ 
den hat 4371 

88 222 1 Nr. 2, 99 RAbgO. n. F. Von 
wann ab iſt die Berichtigungsveranla⸗ 
gung nach neuem Recht zuläſſig? 
26610 11771 

8 265, 286, 311, 313 RAbgO. Der Wert 
des Streitgegenſtands iſt in Einheits⸗ 
wertſachen für die Entſcheidung nach 
freiem Ermeſſen, die Zuläſſigkeit der 
Rechtsbeſchwerde u. die Koſtenberech⸗ 
nung grundſätzlich u. in der Regel bis 
auf weiteres auf 10 vom Tauſend des 
ſtreitigen Einheitwertbetrages feſtzu⸗ 
ſetzen 11782 

Not VO. v. 8. Dez. 1931. Gegen den Pe- 
ſcheid des Line., mit dem der An- 
trag auf Erteilung einer Beſcheinigung 
nach § 2 Nr. 3 der Vorſchriften über 
die NFISt. abgelehnt wird, kann der 
Antragſteller auf Grund des § 235 
Nr. 4 RAbgO. 1931 eine Entſcheidung 
des RFH. im Berufungsverfahren her- 
beiführen. Das Berufungsverfahren 
wird durch Antrag bei dem örtlich zu⸗ 
ſtändigen Fin A. eingeleitet, der auf 
Feſtſtellung dahin geht, daß Steuer⸗ 
freiheit nach 8 2 Nr. 3 der RFlSt.⸗ 
Vorſchriften gegeben ift 7611 

8 253 RAbgO. n. Faſſ. Iſt die Rechts⸗ 
beſchwerde des Herangezogenen ebenso 
wie ſeine Berufung erfolglos geblie⸗ 
ben, iſt aber das Urteil des FinGer. 
auf die zur Erzielung einer Verböſe⸗ 
rung eingelegte Anſchluß⸗Rechtsbeſchw. 
des Fin A. aufgehoben und die Sache 
an das Finßer. zurückverwieſen, ſo 
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iſt die Rücknahme der Berufung unzu⸗ 
läſſig 26611 

§ 286 RAbgO. 1931. In GrundErwSt⸗ 
Sachen ſind bei Beantwortung der 
Frage, ob die 200, Grenze erreicht 
iſt, die Zuſchläge nicht zu berückſich⸗ 
tigen, wenn ſie nicht mit in Streit be⸗ 
fangen find 1364 

Trotz § 287 fallen die Koſten eines er⸗ 
ene Rechtsmittels in Landes⸗ 
ſteuerſachen nicht dem Reich, ſondern 
dem Lande zur Laſt 2163 

Soweit in einer nach dem 31. Dez. 1930 
ergehenden Rechtsmittelentſcheidung die 
Koſten dem Reich auferlegt werden, 
hat der Steuerpflichtige gem. § 294 
R Abg. n. Faſſ. keinen Anſpruch auf 
Erſtattung der durch Zuziehung eines 
Bevollmächtigten oder Beiſtandes ent⸗ 
ſtandenen Koſten 26712 

Kann das Fin A. von dem Steuerſchuld⸗ 
ner, der den Offenbarungseid ($ 807 
BRO., § 325 RAbgd0 .) geleiſtet hat, 
unter Androhung von Zwangsſtrafen 
Auskunft über deffen Vermögens- und 
Einkommensverhältniſſe verlangen 7 232 

Zu den Begriffen „Einziehung i. S. von 
88 365, 370 RAbgO. ſowie § 80 Tab- 
StG. und „im Handel“ 2553 

8673 TabStG. n. F. bezieht fih nur 
auf echte Steuerzeichen, während auf 
unechte Steuerzeichen 8 66 TabStG. 
a. F. anwendbar war und jetzt 8 369 a 
NAD. anwendbar ift. § 369 a N- 
Abg. ift gegenüber $ 66 TabStG. 
a. F. das mildere Geſetz, ſoweit er nicht 
auch den beſtraft, der ſich falſche 
Steuerzeichen verſchafft, um ſie als 
echte zu verwenden. § 56 Tab&tG. 
ift milder als 8 359 RAID. — Im 
Falle von Tateinheit zwiſchen Steuer⸗ 
hinterziehung oder einer Ordnungs⸗ 
widrigkeit mit wiſſentlicher Verwen⸗ 
dung falſcher Steuerzeichen iſt jetzt 
gem. 8 383 JI RAbgD. die Strafe nach 
873 StGB. zu beſtimmen. — Die 
Tabſteuer einſchl. der Materialſteuer 
ſind als Verbrauchsabgaben i. S. der 
9 des 8 359 I S. 2 anzuſehen 
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§ 369 a NNbgD. ift gegenüber § 66 Tab- 
StG. als das mildere Geſetz anzuſehen 
25111 
KReichsarbeitsgericjt 
Entfcheidungen des R. und der Land⸗ 
ArbG. Schrifttum 1242 
Tarifrecht auf der Grundlage der Recht⸗ 
ſprechung des R. Schrifttum 1242 
Kündigungsſchutz für Angeſtellte in der 
Faſſung der reichsarbeitsgerichtlichen 
Rechtſprechung. Schrifttum 1243 
R.⸗Rechtſprechung zum BetrͤcG. Schrift⸗ 
tum 1243 
Die Rechtſprechung des R. zum Schwer⸗ 
beſchädigtengeſetz. Schrifttum 1243 
Reichsbank 
Die R. nach dem Neuen Plan. Schrift⸗ 
tum 1002 
Reichsbankdiskont 
8 1118 BGB. Zinſen nach der Höhe des 
jeweiligen R. können nicht in das 
Grundbuch eingetragen werden 1142 
Reichsbewertungsgeſetz 
vgl. unter B. 
Reichsfinanzhof 
überficht über die Rechtſprechung des R. 
1930. Schrifttum 233 
Leitſatzkartei der Rechtſprechung des R. 
aus Steuer u. Wirtſchaft. Schriftt. 235 
Gelangt der R. auf Anſchlußbeſchwerde 
des Fin A. zur Aufhebung der Vor- 
entſcheidung, ſo iſt er, wenn er ſelbſt 
in der Sache entſcheidet, an die An⸗ 
träge des Fin A. in der Anſchlußbe⸗ 


Sochregiſter 
ſchwerde grundſätzlich nicht gebunden 
3572 


Reichsfluchtſteuer 
vgl. unter NotVO. v. 8. Dez. 1931 im 
Sonderregiſter „Recht der NotBD.en” 
Reichsgericht 
vgl. auch Plenarentſcheidung 
Die Grundrechte der Weimarer Verfaſ⸗ 
ſung in der Rechtſprechung des R. 
Schrifttum 30 - 
Beſchleunigung der Rechtspflege beim 
R. 1185 
Beſchwerde und weitere Beſchwerde in 
den Sachen der freiwilligen Gerichts- 
barkeit ſind nach Erledigung der Haupt⸗ 
jahe wegen der Koſten des Verfah⸗ 
rens zuläſſig. Bei Widerſprüchen zwi⸗ 
ſchen zwei OLG. hat das RG. auch 
über ſolche Beſchwerden zu entſcheiden 
7171 101710 
Reichsgeſetzblatt 
Syſtematiſche überſicht über das RGBl. 
1867—1931 und die Not Olen des 
RPräſ. Schrifttum 640 
Der Reichsgeſetzſchlüſſel. Schriftt. 1196 
Reichspräſident 
vgl. auch NotVOen des R. im Sonder- 
regiſter 
Die Wahl des R. Schrifttum 1000 
Reichsreform 
Grundgedanken der R. Schrifttum 453 
Reichstag 
Der Ausſpruch der vertraglich verein- 
barten Kündigung einem Arbeitneh⸗ 
mer gegenüber, der zum Reichstags⸗ 
abgeordneten gewählt iſt, verſtößt nicht 
gegen Art. 160 RVerf. Hat der Ar- 
beitgeber den Arbeitnehmer durch die 
Kündigung gleichzeitig politiſch maß⸗ 
regeln wollen, ſo iſt Abhilfe nur auf 
Grund des 8 84 Betr. möglich 5341 
Reichsverfaſſung 
vgl. auch bez. Art. 13 unter Landrecht 
bez. Art. 48 unter NotVO. 
bez. Art. 129 unter Beſoldung und Be⸗ 
amter 
bez. Art. 131 unter Amtspflichtverletzung 
bez. Art. 153 unter Enteignung 
bez. Art. 159 unter Vereinigungsfreiheit 
Handkommentar zur R. Schrifttum 457 
Verfaſſungsrechtl. Nebengeſetze und Ver⸗ 
ordnungen des Dtſch. Reiches. Schrift⸗ 
tum 455 
Grundrechte u. politiſche Weltanſchauung. 
Schrifttum 456 
Die Grundrechte der Weimarer Verfaſ⸗ 
ſung in der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts. Schrifttum 30 
Art. 17. Der Staatsgerichtshof darf und 
muß auch die Verfaſſungsmäßigkeit 
915 Reichsverordnungen nachprüfen 
142 
Art. 19. Die verfaſſungsrechtlichen Strei⸗ 
tigkeiten vor dem Staatsgerichtshof 
für das Deutſche Reich. Schriftt. 456 
Ein Beſchluß der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung einer kreisangehörigen Stadt, 
die in § 29 SſtlStädte O. geſetzlich feft- 
gelegte Amtsbezeichnung „Bürgermei⸗ 
ſter“ in „Oberbürgermeiſter“ umzu⸗ 
wandeln, verletzt den Art. 109 RVerf.; 
-er ift mit Recht zu beanſtanden 5403 
Art. 136 RVerf. 8 37 IV EinkSt Ausf Beſt. 
Religionsangabe in der Haushaltungs⸗ 
liſte 5372 
Art. 152. Kontrahierungszwang der Thea⸗ 
terunternehmungen beſteht nicht, auch 
nicht bei aus öffentl. Mitteln unter⸗ 
ſtützten Theatern; es ſei denn, daß die 
Konzeſſionserteilung entſprechende Auf⸗ 
lage enthält, oder daß durch die Wei⸗ 
gerung die Folgen des § 826 BGB. 
erfüllt werden 8621 


Der Ausſpruch der vertraglich vereinbar⸗ 
ten Kündigung einem Arbeitnehmer 
gegenüber, der zum Reichstagsabgeor⸗ 
neten gewählt iſt, verſtößt nicht gegen 
Art. 160 RVerf. Hat der Arbeitgeber 
den Arbeitnehmer durch die Kündi⸗ 
gung gleichzeitig politiſch maßregeln 
wollen, ſo iſt Abhilfe nur auf Grund 
des § 84 BetrRG. möglich 5341 

Art. 163. Schließung eines Weges. Auch 
Belange eines Privatunternehmers 
können als „öffentliche Intereſſen“ an⸗ 
geſehen werden, beſonders wenn eine 
Einſtellung des Betriebs und eine Ver⸗ 
mehrung der Erwerbsloſigkeit verhin⸗ 
dert werden kann 793 

Reichswirtſchaftsrat 

Der R. in ſeiner jetzigen und künftigen 

Ausgeſtaltung. Schrifttum 31 
Reiſekoſten des Rechtsanwalts 

Erſtattungsfähigkeit der R. f. die Wahr⸗ 
nehmung eines auswärtigen Beweis⸗ 
termins in 2. Inſtanz 12018 

Ob R. für Wahrnehmung auswärtiger 
Beweistermine erforderlich ſind und 
dem Armenanwalt aus der Staats⸗ 
kaſſe zu erſtatten ſind, hängt von Um⸗ 
fang und Bedeutung der Beweisauf⸗ 
nahme ab 673 26 

ts R. find nicht erftattungsfähig 
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Die Höhe der Tage- und Übernachtung» 
gelder der Rechtsanwälte 1124 
Zur Erſtattungsfähigkeit der Koſten der 
Reiſe des Prozeßbevollmächtigten zum 
Beweistermin 1162 28 
Im Eheſcheidungsprozeß ſind dem Ar⸗ 
menanwalt die R. zur Wahrnehmung 
eines auswärtigen Beweistermins zu 
erſtatten, wenn Ehebruchszeugin ver⸗ 
nommen werden ſoll 1163 26 
Reiſekoſtenvorſchüſſe 
für Dienſtreiſen v. Beamten vgl. unter D. 
Reiſende 
Der TarVertr. für den Groß-Berliner 
Einzelhandel erfaßt auch ſolche Ange⸗ 
ſtellte, die nicht in offenen Verkaufs⸗ 
5615 beſchäftigt find, insbeſ. alfo R. 
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Nichtigkeit von Gerichtsſtandvereinbarun⸗ 
gen mit R. nach ſchweizer. Recht 564 
Reklame 
vgl. auch unter Ankündigungsſteuer, Unl⸗ 
Wettbew., VerunſtaltungsG.; ferner im 
Sonderregiſter „Recht der NotVoOlen“ 
unter Not VO. v. 28. März 1931 
Art. 4 § 1 Ziff. 4 PrWohncg. Unter Um- 
ſtänden wird die einheitliche Geſtaltung 
des Straßenbildes durch neue R. — 
mag dieſe ſelbſt an und für ſich ver⸗ 
unſtaltend ſein — dann nicht geſtört, 
wenn in deren unmittelbarer Nähe ſich 
andere genehmigte Reklamen ſchon be⸗ 
finden. In ſolchem Fall kann ſich die 
neue R. in das Straßenbild einfügen, 
das durch die beſtehenden R. ſchon be⸗ 
ſtimmte Prägung erhalten hat 10321 
Religion 
§ 24 StPO. Das Glaubensbekenntnis 
eines Richters oder ſeine Zugehörig⸗ 
keit zu einer beſtimmten Partei iſt kein 
Ablehnungsgrund 65820 
Art. 136 RVerf. § 37 IV EinkStelusfBeſt. 
R.angabe in d. Haushaltungsliſte 5372 
Rente 
vgl. auch Verſicherungsrecht, öffentl. 
Der nach 88 842, 843 BOB. wegen 
Minderung der Erwerbsfähigkeit zu 
erſetzende Schaden iſt nicht zu ermit⸗ 
teln auf der Grundlage der abſtrakten 
Erwerbsfähigkeit des Arbeitskapitals, 
ſondern auf der Grundlage des nach 
Lage des Einzelfalls ſich ergebenden 
Verdienſtausfalles 12492 


8 843 BUY. Der Berechnung des Ber- 
dienſtausfalls iſt der Bruttolohn des 
Verletzten zugrunde zu legen 808 
88 843 ff. BGB. Wie berechnet ſich der 
Schaden, wenn der durch einen Unfall 
erwerbsunfähig gewordene Verletzte 
Renten⸗ oder Verſicherungsleiſtungen 

von einem Dritten erhält? 25 
Der Ausſchluß der Pfändbarkeit eines 
Rianſpruchs durch Entziehung der 
Klagbarkeit des Anſpruchs wirkt nicht 
gegen den Fürſorgeverband, auf den 
der Anſpruch kraft Geſetzes übergegan⸗ 
gen iſt 3449 
Der Schadenserſatzanſpruch im Falle des 
$ 1542 RVO. 772 
Materiellrechtlicher Verſtoß, wenn das 
Gericht ohne nähere Begründung eine 
R. über die gewöhnliche Dauer der 
Erwerbsfähigkeit hinaus zuſpricht. Be⸗ 
reits im Zwiſchenurteil nach 8 304 
BPO. ift der Vorbehalt der zeitlichen 
Begrenzung der R. zum Ausdruck zu 
bringen 787 10 
$ 308 ZPO. Hat Kl. die Zuerkennung 
einer R. in beſtimmter Höhe begehrt 
für den Fall, daß er Arbeitsverdienſt 
in dieſer Höhe nicht habe, ſo darf das 
Gericht ihm nicht eine, wenn auch ge⸗ 
tingere R. zuſprechen, die nicht ab- 
hängig gemacht iſt von dem Nachweis, 
daß er einen Arbeitsverdienſt in Höhe 
der R. nicht habe 1208 10 
Für den Erlaß einer einſtweil. Verfü⸗ 
gung auf Einbehaltung fälliger Lei⸗ 
ſtungen bis zur Entſcheidung über 
Klage aus 8 323 IV BBO. ift das Ge- 
richt zuſtändig, bei dem die Klage an⸗ 
i geſtrengt werden muß 11567 
Republik, Schutz der 
„ PH. unter Sch. 
Akbiſion 
gf. auch reformatio in pejus, Beſchrän⸗ 
kung des Rechtsmittels 
dgl. ferner R. in Privatklageſachen im 
Sonderregiſter „Recht der Not Voten“ 
a, unter Not VO. b. 6. Okt. 1931. 
Jivilſachen 
$ 546 ZPO. Sinkt bei einer auf Zahlung 
von engl. Pfunden gerichteten Klage 
der Wert des Beſchwerdegegenſtandes 
infolge des Kursrückganges des Pfun⸗ 
des während der RevInſt. unter die 
R.grenze, fo ift die R. als unzuläſſig 
zu verwerfen 5513 
8 546 BRO. Sind die Parteien darüber 
einig, daß Rechtsverhältnis beſtimmten 
Zeitpunkt nicht überdauert hat, ſo hat 
das Klagverlangen der Feſtſtellung der 
Nichtigkeit des Pachtvertrags für die 
Folgezeit nicht das Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen eines Pachtverhältniſſes 
zum Gegenſtand, ſondern nur die Be⸗ 
deutung, Schadensfolgen abzuwehren. 
Ju ſolchem Falle ift nicht 8 3, ſondern 
3 8 BPD. für die Bemeſſung des R.⸗ 
Intereſſes maßgebend 105819 
8 546 BPO. An dem Vorhandenſein der 
%.jumme wird durch den ſpäter aus⸗ 
brechenden Konkurs des NL. nichts 
geändert. Weiſt das BG. neues Bor- 
bringen in der Ber Inſt. als verſpätet 
zurück, ſo hat das R.gericht nachzu⸗ 
prüfen, ob die Verſpätung aus grober 
Nachläſſigkeit erfolgt iſt 1139 10 
Der verſehentlich unrichtige Klagantrag 
tann noch in der Rev Inſt. aus dem 
100) evorbringen ergänzt werden 7203 


Die Auslegung von Vorſchriften, die im 
ganzen Deutſchen Reich zur Anwen⸗ 
dung kommen und für eine unbe⸗ 
chränkte Zahl von Fällen beſtimmt 
Ind, iſt der R. zugänglich, ſo die der 
„Vorſchriften für die Errichtung und 
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den Betrieb elektriſcher Starkſtrom⸗ 
anlagen“ 74517 

Die Frage, ob ein an ſich nicht der R. 
zugängliches Landesbeſoldungsgeſetz mit 
Art. 129 RVerf. in Widerſpruch ſteht, 
iſt reviſibel 5012 

88 515, 519 3 PO. Ber Entſcheidung der 
Frage über den Umfang der Zurück⸗ 
nahme der Berufung und über ihre 
Bedeutung handelt es ſich um die Aus⸗ 
legung einer Prozeßhandlung, die der 
freien Nachprüfung in der Revanſt. 
unterliegt 65214 

5 529 ZPO. Wenn das BG. über einen 
durch ſelbſtändigen Antrag dem Ge⸗ 
richt unterbreiteten Anſpruch durch 
Zwiſchenfeſtſtellungs⸗Teilurteil entſchie⸗ 
den hat, ſo iſt die R. zuläſſig, auch 
wenn das Urteil ſeinem Inhalt nach 
auf Zwiſchenurteil über ein ſelbſtän⸗ 
biges Angriffs- oder Verteidigungs⸗ 
mittel hinausläuft 65013 

81 Mhpaftpflß. Wenn das BG. das 
Maß der gefahrerhöhenden Umſtände 
dem Verſchulden des Verletzten gleich 
gewürdigt hat, ſo liegt das im we⸗ 
ſentl. auf tatſächlichem Gebiete 79717 

8 550 3 PO. Der Umſtand allein, daß 
dem abgeſchloſſenen Vertrag von der 
einen Vertragspartei ein Formular 
zugrunde gelegt worden iſt, begründet 
nicht die Annahme des Vorliegens 
einer reviſiblen Norm. Das iſt nur 
daun der Fall, wenn der andere Teil 
weiß, daß er ſich durch den Vertrag 
Beſtimmungen unterwirft, die als all⸗ 
gemeine Norm feſtgeſtellt ſind und in 
gleichem Sinne eine Vielheit anderer 
bereits beſtehender oder künftiger Ver⸗ 
tragsverhaältniſſe beherrſchen oder be⸗ 
herrſchen werden 17511 

8 551 BPO. über die beiden aus 8 254 
BPO. folgenden Klageanſprüche kann 
Seher e oaa werden. 
urückverweiſung in die 1. Inſtan 
122019 z 9 

§ 561 BPO. Wenn während der Rev Inſt. 
der Konkurs über das Vermögen des 
bekl. Schuldners eröffnet wird, ſo 
kann der Kl. im M.verfahren nicht ab⸗ 
geſonderte Befriedigung verlangen 168 4 

§ 566a BPO. Die Rüge eines Prozeß⸗ 
verſtoßes iſt auch mit der Sprung. 
zuläſſig, wenn die Verletzung der pro⸗ 
zeſſualen Regel Vorausſetzung eines 
materiellen Rechtsirrtums iſt 10169 

Das R. verfahren im 3PO.⸗Entwurf 1190 

Anwendung des deutſch⸗poln. Aufwer⸗ 
tungsabkommens in der Revanſt., auch 
wenn das angefochtene Urteil ſchon 
vor deſſen Inkrafttreten verkündet war 
9408 


58 3, 4 BPO. Wird die Frage der Ro- 
ften, die in der BerInſt. Gegenſtand, 
einer Anſchlußberufung war, infolge 
der prozeſſualen Lage in der Revznſt. 
wieder Nebenforderung, ſo iſt ſie bei 
Bemeſſung des Streitwerts auszuſchei⸗ 
den 175 10 

Die Korreſpondenzgebühr in der RevInſt. 
kann dann zugebilligt werden, wenn 
eine Korreſpondenz über Tatſachen er⸗ 
folgt, die nach Sachlage erforderlich 
war, insbeſ. es fih um komplizierte 
Fragen des Konkursrechts handelt 
118 12a 

Die Korreſpondenzgebühr des Inſtanz⸗ 
anwalts für Korreſpondenz mit dem 
Rechtsanwalt der RevInſt. ift nur in 
bejond. Fällen erſtattungsfähig 67427 

Arbeitsgericht 

§ 73 ArbGG. Die Frage, mit welchen 
Kündigungsbedingungen ein TarVertr. 
geſchloſſen iſt, fällt zuſammen mit der 
Frage, welche zeitliche Herrſchaft den 
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Arbeitsnormen des TarVertr. zus 
kommt; ſie betrifft demnach die Rege⸗ 
lung der einzelnen Arbeitsverträge und 
unterliegt der Nachprüfung in der 
RevInſt. 131759 

Die Tatſachen, auf Grund deren der 
Berg. im arbeitsgerichtl. Verfahren 
feſtſtellt, daß ein verſpätetes Vorbrin⸗ 
gen nicht auf Verſchulden der Partei 
beruht, unterliegen der Nachprüfung 
durch das R.gericht 11773 

Der Spruch der Hauptfürſorgeſtelle für 
Schwerbeſchadigte und des Schwerbe⸗ 
ſchädigtenausſchuſſes ſind als behörd⸗ 
liche Entſcheidungen von dem R.gericht 
frei auszulegen 128121 

In der Auslegung von Ausgleichs quit- 
tungen, als Urkunden typiſchen In⸗ 
halts, ift die RevInſt. frei 4331 

Straffaden 

Das R.gericht kann nicht auf Grund des 
§ 153 III StPO. einſtellen 813 28 

§ 313 StPO. ſtellt eine auch vom R. 
gericht zu prüfende Urteilsvoraus⸗ 
ſetzung auf 9552 

§ 74 StPO. Zurückweiſung der Ableh⸗ 
nung eines Sachverſtändigen wegen 
Beſorgnis der Befangenheit. Nachprü⸗ 
fung durch das R.gericht 965 21 

Ob und inwieweit Zeugenausſage nieder⸗ 
zuſchreiben iſt, liegt lediglich im Er⸗ 
meſſen des Gerichts, das der Nach⸗ 
prüfung durch das R.gericht entzogen 
iſt 43313 

Wird in der Berufungsverhandlung der 
weſentliche Inhalt des erſten Urteils 
dem der deutfchen Sprache nicht mäch⸗ 
tigen Angekl. nicht überſetzt, ſo liegt 
trotzdem ein R.grund nicht vor, wenn 
der Angekl. bereits früher von dem 
Inhalt des ergangenen Urteils unter⸗ 
richtet worden war 602? 

§ 329 StPO. Die Frage, ob das Aus⸗ 
bleiben des Angekl. in der Hauptver⸗ 
handlung genügend entſchuldigt iſt, 
Unterliegt nicht nach der tatſächlichen 
Seite, ſondern nur inſoweit der Prü⸗ 
fung des Ragerichts, als der Begriff 
der genügenden Entſchuldigung in Be⸗ 
tracht kommt 51135 


§ 337 StPO. Tatſächliche Annahmen, die 
der Lebenserfahrung widerſprechen, 
find für das N.gericht nicht bindend 
422 27 

$ 337 StPO. Die Auslegung einer Er- 
klärung, die auf Sprach⸗ und Denk⸗ 
geſetzen der allgemeinen Lebenserfah⸗ 
rung beruht, iſt der R. unterworfen 
1026 7 


§ 338 Ziff. 5 StPO. Unzuläſſigkeit der 
Wiederholung einer Augenſcheinsein⸗ 
nahme am Tatorte durch das Gericht 
während der Beratung 659 21 

§ 338 Ziff. 6 StPO. Ablehnung eines 
Augenſcheinseinnahmeantrags als R.⸗ 
grund 20445 679 35 

$8 341, 345 StPO. Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand gegenüber einem 
Urteil des R.gerichts 124 30 

$ 341 StPO. Die Friſt zur Einlegung 
einer bei dem LG. II Berlin anzu- 
bringenden R. wird nicht dadurch ge⸗ 
wahrt, daß die R. innerhalb der Friſt 
bei der gemeinſchaftl. Briefannahme⸗ 
ſtelle des Lch. Berlin und des AG. 
Berlin⸗Mitte eingeht 679 36 

8 347 SPD. Für Anfertigung einer 
ſchriftlichen Gegenerklärung auf die 
a erhält der Rechtsanwalt 2 % 

6 
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§ 1715 II RVO. Hat in R.verfahren das 
zuſtändige LVerſAnſt. das angefochtene 
Urteil aufgehoben und die Sache an 
das OVerſA. zurückverwieſen, jo ift 
dieſes an die der Aufhebung zugrunde 
liegende rechtliche Beurteilung des L⸗ 
VerſA. gebunden, auch dann, wenn fie 
von einer amtlich veröffentl. grund⸗ 


ſätzlichen Entſcheidung des RVerſA. 
oder eines LVerſA. abweicht 11813 
Rheinland 


Die Verfaſſung der rhein.⸗weſtfäl. Land⸗ 
gemeinden und Amter. Schriftt. 458 
Der Stadtrentmeiſter einer rheiniſchen 
Stadt haftet gegenüber der Körper- 
ſchaft, in deren Dienſten er ſteht 5333 
Die Ausübung des dem Straßenanlieger 
nach Art. 681 Rhein. BGB. zuſtehenden 
Rechtes, ſein Dachwaſſer auf die öf⸗ 
fentliche Straße zu leiten, kann die 
Polizei regeln, aber nicht gänzlich ver⸗ 
bieten. Eine zu dieſem Zweck erlaſſene 
Polizei VO. muß beſtimmt vorſchreiben, 
wie die Ableitung des Waſſers zu ge⸗ 
ſchehen hat oder nicht erfolgen darf 
543 9 
Richter 
vgl. auch Altersgrenze, Ablehnung des R. 
Das Recht des internat. R., nach Billig⸗ 
keit zu entſcheiden. Schriffttum 25 
Richterlicher Eid 
vgl. unter Meineid 
Richterverein, preußiſcher 
Sparmaßnahmen in der Rechtspflege. 
Vorſchläge des pr. R. und Stellung⸗ 
19 des Deutſchen Anwaltvereins 
6 
Roggenhypothek 
R.⸗ und Goldmarkhyp. find keine ver- 
ſchiedenen Rechte. Die Ausnutzung des 
Rangvorbehalts zugunſten einer R. iſt 
durch Eintragung einer Goldmarkhyp. 
möglich; ſoweit durch die Anderung 
des Wertmeſſers die Möglichkeit einer 
über den Umfang des Rangvorbehalts 
hinausgehenden Belaſtung gegeben iſt, 
iſt die Zuſtimmung des Inhabers des 
mit dem Vorbehalt belaſteten Rechts er⸗ 
forderlich. Auch ohne Angabe eines Zins⸗ 
ſatzes bei dem Rangvorbehalt für die 
R. konnte die an ihre Stelle einge⸗ 
tragene Goldmarkhyp. mit 5% Ver- 
zinſung verſehen werden 121112 
Rohſtoffe 
Der Umſtand, daß Ungewißheit über die 
Höhe der geſchuldeten Aufwertung des 
Kaufpreiſes für die R. (hier Ziegelei⸗ 
erde) zuverläſſige Berechnung der Ein⸗ 
ſtandspreiſe für den Poſten des R. un⸗ 
möglich macht, kann dazu führen, daß 
dem Abnahmeverpflichteten für die 
Dauer jener Ungewißheit die Erfül⸗ 
lung des Vertrags nicht zuzumuten iſt 
10051 
Römiſches Recht g 
Zur Lehre vom Zwiſchenurteil (pronun- 
tiatio) bei den fog. actiones arbitrariae. 
Schrifttum 36 
Roßzhaarſpinnereien 5 
Zum Begriff „Bearbeitung“ in der Be⸗ 
kanntmachung betr. die Einrichtung 
und den Betrieb der R., Haar⸗ und 
Borſtenzurichtereien ſowie der Bürſten⸗ 
und Pinſelmachereien v. 22. Okt. 1902 
41115 
Rückfall r 
Bei R.verbrehen muß das Urteil die 
pei R. begründenden Daten enthalten 
Rücktritt vom Verſuch 
Befürchtete bei einem Betrugs V. der 
Täter nur, daß der Betroffene im 
Laufe der weiteren Verhandlungen 
ſeine betrügeriſche Handlungsweiſe er⸗ 
kennen werde, ſo würde das die Frei⸗ 
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willigkeit des R. nicht ohne weiteres 
ausgeſchloſſen haben. Das wäre nur 
dann der Fall, wenn der Täter be⸗ 
fürchtet hätte, daß der Betroffene im 
weiteren Verfolg ſeine Abſichten durch⸗ 
ſchauen u. Anſtalten zu ſeiner Ergrei⸗ 
fung treffen werde 41517 

Der freiwillige R. des Täters vom Not⸗ 
zuchtsV. läßt die ſchon eingetretene 
Strafbarkeit nach § 176 Ziff. 1 StGB. 
unberührt 94712 

Rücktritt vom Vertrag 

nach Nachfriſtſetzung (§ 326 BGB.) vgl. 
unter N. 

Für den Fall des R. vereinbarte V.⸗ 
ſtrafen kommen bei Nichtigkeit des V. 
ebenfalls in Wegfall, auch wenn ſie 
ſelbſt für den Fall des berechtigten R. 
vereinbart find 1042 5 

übertragung eines Unternehmens mit 
zeitlich unbegrenztem Konkurrenzver⸗ 
bot iſt Kauf einer Sachgeſamtheit, der 
während der Dauer des Verbots noch 
nicht erfüllt it u. von dem ein R. 
durch 8 454 BGB. nicht ausgeſchloſſen 
iſt 87710 

Rirecht und Vergleichsverfahren, insbeſ. 
beim Kauf unt. Eigentums vorbehalt 146 

Ruhen des Verfahrens 

8 29 II GRG. Anträge auf Verbindung 
mehrerer Prozeſſe u. auf R. d. V. ſind 
feine Sachanträge 6822 

Dem als Wahlanwalt tätig gemefenen 
RA. ſteht nach ſeiner Beſtellung zum 
Armenanwalt, wenn danach das Ver⸗ 
fahren ruht u. er keine weitere Tätig⸗ 
keit entwickelt, gegenüber der Staats⸗ 
kaſſe nur 5/,, der Prozeßgebühren zu 
1165 30 

Ruheſtörender Lärm 

8 360 Ziff. 11 StB. Übermäßiges Heu 

len von Hunden 107012 i 
Ruhrgebiet 

8 108 RRnappihG. Bei Betrieben, für 
die Tarifverträge abgeſchloſſen wor⸗ 
den ſind, ſind bei Ermittlung des 
Jahresarbeitsverdienſtes nicht in allen 
Fällen die tariflichen Gedingelöhne der 
Lohnordnungen maßgebend. Dieſe kom⸗ 
men jedenfalls dann nicht in Frage, 
wenn der Tarif — wie im R. — 
lediglich Mindeſtlöhne vorſieht. In 
ſolchem Fall bedarf es vielmehr ſtets 
der Feſtſtellung, welchen Lohn die in 
Frage kommende Gattung von Arbei⸗ 
tern durchſchnittl. tatſächl. erzielt 214 5 

Ruhrreinhaltungsgeſetz. Als Vorteile, die 
ein Genoſſe des Ruhrverbands gem. 
8 19 II des Gef. von der Genoſſenſchaft 
zu erwarten hat, kommen nur ſolche 
in Betracht, für die er Genoſſenſchafts⸗ 
beiträge zahlt. Eine Ermäßigung der 
kommunalen Entwäſſerungsgebühren 
für Ruhrverbandsgenoſſen iſt nur in⸗ 
ſoweit nötig, als der Genoſſe von der 
Gemeinde wegen Abführung gewerbl. 
Abwäſſer herangezogen wird 54311 

v. Rümelin 

Zum Gedächtnis von Max v. R. Schrift⸗ 

tum 33 
Rundfunk r 

Der Schutz gegen R.ftörungen im Lichte 
der deutſchen Rechtſprechung 849 

Rechtsſchutz gegen Störungen des R. 
Schrifttum 858 

Hörerrecht. Schrifttum 858 

$8 1, 19 Fernm Anl. Ungültigkeit einer 
Polo., die zum Schutze der Remp⸗ 
fänger vorſätzliche oder fahrläſſige Stö⸗ 
rungen durch Anwendung ſtromver⸗ 
brauchender Apparate unter Strafe 
ſtellt 892 5 

§ 23 FernmAnlG. findet auf R.ſtörun⸗ 
gen Anwendung u. regelt auch den Fall, 
daß die jüngere Anlage geſtört iſt. — 


Beſitzſtörung. Der Rempfang bildet nur 
dann ſchutzwürdige Ausübung der tat⸗ 
ſächlichen Gewalt über eine Mietwoh⸗ 
nung, wenn fehlerfreie, nach Möglich⸗ 
keit nicht ſtöranfällige Empfangsanlage 
verwendet wird. „Ortsüblich“ i. S. v. 
§ 906 BGB. it in Friſeurgeſchäft die 
Benutzung von Haarſchneidemaſchinen 
u. Heißluftduſchen. Die Anbringung 
eines Entſtörungsmittels kann nicht 
zugemutet werden, wenn die Koſten 
nicht in angemeſſenem Verhältnis zum 
Preis des zu entſtörenden Gerätes 
ſtehen 8972 
Der Rempfangsapparat ift elektriſche 
Anlage i. S. v. 8 23 FernmAnlG. Stö⸗ 
rung i. S. v. 8 23 liegt nur vor, wenn 
die Beeinfluſſung nicht auf techniſche 
Mängel der geſtörten Anlage zurück⸗ 
zuführen ift 8993 
§ 23 Fernm Anl. findet auf R.ftörungen 
Anwendung. Er iſt Sondergeſetz u. 
ſchließt die Anwendungen der allgem. 
Vorſchriften des BGB. über Beſitz u. 
Eigentum daneben aus. § 23 ſetzt 
einen an ſich ordnungsgemäßen Be⸗ 
trieb der ſtörenden Anlage voraus. 
Starkſtromtechniſche Mängel ſind ſtets 
durch d. Inhaber der ſtörenden Stark⸗ 
ſtromanlage auf eigene Koſten zu be⸗ 
ſeitigen 8994 
Zur Frage des Umfangs der Urheber⸗ 
rechtsübertragung. Die bei der Ver 
filmung u. Riſendung ausgebildeten 
Rechtsregeln ſind auch für die Wieder⸗ 
gabe durch mechaniſche Muſikinſtru⸗ 
mente anwendbar 8653 
R.gerät eines Landwirts iſt pfändbar 
186 15 
Saargebiet i 
Für die bei einem Knappſchaftsverein 
des S. zurückgelegten Dienſtjahre hat 
die Reichsknappſchaft einem Penſions⸗ 
kaſſenmitglied keine Alterspenſion zu 
gewähren 289 10 
Sachbeſchädigung 
$ 304. StB. Derjenige, der einen 
öffentlichen telegraphiſchen Feuermel⸗ 
der in Tätigkeit ſetzt, indem er den 
Handgriff entſprechend weit herum⸗ 
dreht u. dadurch zugleich einen den 
Handgriff im Ruhezuſtand mit dem 
Gehäuſe des Feuermelders berbinden- 
den u. durch eine mit dem Stadtwap⸗ 
pen verſehene Bleiplombe geſicherten 
Faden zum Zerreißen bringt, macht 
ſich der vorſätzlichen Gefährdung des 
Telegraphenbetriebs auch dann nicht 
ſchuldig, wenn durch das Betätigen der 
Alarmvorrichtung der Feuermelder bis 
zum Wiederaufziehen außer Betrieb 
geſetzt wird. Wohl aber macht er ſich 
des Siegelbruchs in Tateinheit mit 
Beſchädigung von Gegenſtänden des 
öffentlichen Intereſſes ſchuldig 506 30 
Sachenrecht 
Plancks Kommentar zum BGB. nebſt 
Einf. Sachenrecht. Schrifttum 1194 
Sachſen 
Zum Jahreswechſel: überblick über Geſetz⸗ 
gebung u. Verwaltung 7 
Sächſiſches Staatshaushaltsrecht. Schrift⸗ 
tum 459 
Sächſ. Rechtsbrevier. Schrifttum 1196 
Ausf- u. Durchf Beſt. zur 4. Not VO. 311 
Hinſichtlich der Auskünfte, die die Behör⸗ 
den der Reichsfinanzverwaltung über 
Einkommens⸗ u. Vermögensverhält⸗ 
nijfe von Steuerpflichtigen an die ſächſ. 
Finanzbehörden erteilt haben, insbeſ. 
auch hinſichtlich der Abſchriften von 
Buchprüfungsberichten, ſind die Amts⸗ 
träger der ſächſ. Behörden zur Wah⸗ 
rung des Steuergeheimniſſes nach § 10 
RAbgO. i. d. Faſſ. der NotVO. v. 


1. Dez. 1930 verpflichtet. Die Ver⸗ 
pflichtung beſteht insbeſ. auch gegen⸗ 
über dem Unterſuchungsausſchuß des 
Sächſ. Landtags, wenn der RF M. 
Widerſpruch dagegen erhoben hat, daß 
die Auskünfte dem Unterſuchungsaus⸗ 
ſchuß vorgelegt werden 1341 

Gewerbsmäßig handelt auch der, der die 
betr. Erwerbstätigkeit nur unter ge⸗ 
wiſſen Vorausſetzungen u. nicht auf 
unbegrenzte Dauer ausüben will. 8 15 
Sächſ Ausf VO. z. SchlachtſteuerG. ſetzt 
nicht Vorliegen eines der GewO. ent- 
fallenden Gewerbes voraus 10741 

88 39, 83, 85 Sächſchem O. Geſetzwidrig⸗ 
keit eines Beſchluſſes der Stadtverord⸗ 
neten, wonach dem Rate bei der Ver⸗ 
gebung von Arbeiten an eine in der 
Form einer GmbH. betriebene ſtädt. 
Baugeſellſchaft Beſchränkungen aufer⸗ 
legt werden u. weiter vorgeſchrieben 
wird, daß die ſtädt. Baugeſellſchaft 
beſtimmte Zahlungen zum Ausgleich 
ſteuerlicher Vergünſtigungen an die 
Stadtkaſſe zu leiſten hat 54514 

Sachverſtändiger 

vgl. Gebühren des Se unter Zeugen- 
Gebo. 

Der S. Schrifttum 1128 5 

Trifft hinſichtlich einer Beweisfrage die 
Beweislaſt die Klägerin, ſo iſt bei 
einem Beweisbeſchluß, der die Ein⸗ 
forderung eines Gutachtens zum Ge⸗ 
genſtand hat, regelmäßig der ganze 
Auslagenvorſchuß von der Klägerin zu 
erfordern, auch wenn beide Parteien 
Beweis i. S. des § 403 ZPO. ange- 
treten haben 6668 

§ 74 StPO. Zurückweiſung der Ableh⸗ 
nung eines S. wegen Beſorgnis der 
Befangenheit. Nachprüfung durch das 
Reviſionsgericht 965% 

Salz 

In der Stellung von „S.wagen“ zum 
Kartoffeltransport liegt kein grobes 
Verſchulden der Reichsbahn. Wenn der 
Verlader die Kartoffeln nicht gegen 
das S. durch Stroh oder dgl. ſchützt, 
ſo iſt darin weder Mangel der Ver⸗ 
ladung zu erblicken, noch trifft den 
Verlader ein Verſchulden. Kartoffeln 
gehören nicht zu den Gütern des 
Art. 86 Ziff. 4 EiſenbVO. Der ge- 
meine Wert wird nach dem Verkaufs-, 
nicht nach dem Einkaufswert berech⸗ 
net 4241 

Sammeldepot 
vgl. unter Depot 
Schadenserſatz 

bei Verzug vgl. unter V.; bei Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung vgl. unter U. 

bgr. auch Nachfriſt (§ 326 BGB.) 

3 249 BGB. Führt die Veruntreuung 
der Anzahlung auf die beabſichtigte 
Beſtellung einer Maſchine im End⸗ 
ergebnis dazu, daß der Anzahlende 
die Maſchine im Wege der Zwangs⸗ 
verſteigerung zu einem Schleuderpreis 
erwirbt, ſo iſt der Wert, den der 
Erwerb einer ſolchen Maſchine in 
Zwangsverſteigerungsverfahren für ihn 
bietet, bei Bemeſſung des durch die 
Veruntreuung verurſachten Schadens 
nach den Grundſätzen der Vorteilsaus⸗ 
gleichung zu berückſichtigen 43 5 

§ 249 BGB. Der Umſtand, daß Un⸗ 
gewißheit über die Höhe der geſchul⸗ 
deten Aufw. des Kaufpreiſes für die 
Rohſtoffe (hier Ziegelei⸗Erde) zuver⸗ 
läſſige Berechnung der Einſtandspreiſe 
für den Poſten des Rohſtoffes unmög⸗ 
lich macht, kann dazu führen, daß dem 
Abnahmeverpflichteten für die Dauer 
jener Ungewißheit die Erfüllung des 
Vertrags nicht zuzumuten ift 1005 1 


Sachregiſter 


§ 249 BGB. Die bloße Tatſache, daß 
jemand durch betrügeriſche Handlung 
veranlaßt worden iſt, Anteile einer 
GmbH. zu erwerben, die in der Folge 
zuſammengebrochen ift, rechtfertigt Sch. 
anſpruch noch nicht, wenn die GrabH. 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes noch 
aktiv war u. ihr Zuſammenbruch durch 
die allgem. wirtſchaftliche Lage herbei⸗ 
geführt iſt. Bei Prüfung der Scha⸗ 
denshöhe ſind die Vorteile zu beachten, 
die die Fortführung der GmbH. ge- 
bracht hat, andrerſeits ſind in Be⸗ 
tracht zu ziehen die Nutzungen, die 
man aus ſeinem Kapital anderweit 
hätte ziehen können 392 2 

$ 249 BGB. Für die Frage, ob durch 
das Verhalten einer Perſon Schaden 
entſtanden iſt, iſt ſtets lediglich davon 
auszugehen, wie die Lage ſich geſtal⸗ 
tet haben würde, wenn dieſes ſchaden⸗ 
ſtiftende Verhalten nicht ſtattgefunden 
hätte 7224 1008 & 

Schadensſtreit (8 287 BPO.) 

$ 287 ZPO. Der genauen Angabe der 
Tatſachen, die zwingenden Schluß auf 
das Vorhandenſein u. den Umfang 
des Schadens zulaſſen, ſoll der Scha⸗ 
denserſatzberechtigte ebenſo überhoben 
ſein, wie die Vorſchrift das Gericht 
über das von den Parteien vorge⸗ 
brachte Material ſtellen will. Dabei 
hat das Gericht freilich auch die von 
den Klägern gebrachten Tatſachen zu 
würdigen 11377 

Auch für die unter Würdigung „aller 
Umſtände“ zu treffende Entſcheidung 
aus § 287 ZVD. gilt die Vorſchrift 
des § 139 8O., ſo daß Umſtände, 
die das Gericht für erheblich hält, vor 
ihrer Verwertung zu klären find 793 14 

Schankbetrieb 
vgl. unter Gaſſenſchank 
Schankkonzeſſion 

Rückwirkung des Gaftjtätten®. Erteilung 
der Branntweinkleinhandelserlaubnis 
an Inhaber von Koloniakwarengeſchäf⸗ 
ten 794 

Schaumburg-Lippe 

Schaumburg⸗lipp. Landtagswahlgeſ. Ein 
Anwärter, der ſeinen Wohnſitz an 
einen nicht ſchaumburg⸗lippeſchen Ort 
verlegt, verliert hierdurch endgültig 
fein Recht, bei Wegfall der Vorder- 
männer in d. Landtag einzutreten 5501 

Schaumweinſteuer 

8 8 Ziff. 2 SchaumwStG. Die Erſtat⸗ 
tung der St. iſt davon abhängig, daß 
der Lieferer hinſichtlich der St. keinen 
Anſpruch auf Entgelt oder Entſchädi⸗ 
gung hat. Darauf, ob Anſpruch auf 
Erſatz des Wertes der Ware beſteht, 
kommt es nicht an 28035 

Scheck 7 

Wechſel u. Sch. in Europa u. Überſee. 
Ihr Recht, ihre Uſancen u. ihre Ver⸗ 
ſteuerung. Schrifttum 708 


Scheidung 

vgl. auch unter Eheſachen 

Unterhaltsverträge während des Sch.⸗ 
verfahrens ſind nicht ſtets nichtig. Ver⸗ 
einbarung über die Auswahl unter 
mehreren Schegründen u. über den 
Gang des Verfahrens verſtößt nicht 
gegen die guten Sitten 6003 

Iſt die Zuſtändigkeit durch rechtskräftig. 
Zwiſchenurteil bejaht, ſo wird ſie auch 
im Sch.prozeß zwiſchen Ausländern 
nicht durch Veränderung der Umſtände 
berührt. Daraus ergibt ſich auch die 


* 73 
Fortgeltung des materiellen Scherechts 
6018 


Anſpruch auf Erſtattung von Detektiv⸗ 
koſten hat Kl. nicht. Ermittlungen dar⸗ 
über, ob ihm möglicherweiſe Sch.recht 
zuſteht, ſtellt keine Rechtsverfolgung 
dar, ihre Koſten find alfo keine Koſten 
der Rechtsverfolgung i. S. v. 8 91 
BPO. 116120 

In Eheſcheidungsprozeß ſind dem Ar⸗ 
menanwalt die Reiſekoſten zur Wahr⸗ 
nehmung eines auswärtigen Beweis⸗ 
termins zu erſtatten, wenn Ehebruchs⸗ 
zeugin vernommen werden ſoll 1168 28 

Scheingeſchäft 

§ 117 BGB. Begebung eines Wechſel⸗ 
blanketts. Kenntnis, böſer Glaube u. 
Argliſt eines einzelnen Vertreters ſteht 
der Kenntnis uſw. des Vertretenen 
gleich. Wer mit dem Vertreter kollu⸗ 
diert hat, kann ſich auf die Schein⸗ 
natur d. Geſchäfts nicht berufen 74014 

Scheuerfrauen 

Kurzzeitig beſchäftigte Arbeitnehmer, wie 
3.8. Sch., haben das aktive Wahlrecht 
zur Betriebsvertretung nur, wenn ſie 
wenigſtens durch regelmäßige u. weder 
für ſie noch für den Betrieb gering⸗ 
fügige Arbeit mit dem Betrieb zuſam⸗ 
menhängen. Von beſtimmtem Mindeſt⸗ 
maß der täglichen Arbeitsleiſtung im 
Betrieb iſt jedoch das Wahlrecht nicht 
abhängig 1300 41 

Scheune 
vgl. unter Garage 
Schiebung 

vgl. auch Fünfzehnhundertmark⸗Vertrag 

Vertrag, durch den ein verſchuldeter Ehe⸗ 
mann ſich für ſeine Tätigkeit im Ge⸗ 
ſchäft ſeiner Frau eine geringere als 
die ſonſt übliche Vergütung verſprechen 
läßt, iſt nur unter beſonderen Un⸗ 
ſtänden ſittenwidrig; er unterliegt nicht 
der Anfechtung wegen Gläubigerbenach⸗ 
teiligung 2081 

Schiedsrichterliches Verfahren 

Schiedsrecht. Schrifttum 1126 

§ 1029 ZPO. In dem Verfahren zwecks 
Benennung eines Schiedsrichters hat 
das Gericht die Wirkſamkeit des 
Schiedsvertrags u. deſſen Grenzen zu 
prüfen. In Sachprüfung hat es dabei 
nicht einzutreten, ſondern davon aus⸗ 
zugehen, ob die Behauptungen der 
Klage die Zuſtändigkeit des Schieds⸗ 
gerichts ergeben 115712 

81041 Ziff. 2 BPO. Einrede der rechts⸗ 
kräftig entſchiedenen Sache im Sch.⸗ 
verfahren. Nachprüfung im Vollſtreck⸗ 
barkeitsverfahren. Verſtoß gegen die 
öffentliche Ordnung 185% 

§ 1041 Ziff. 2 ZPO. Die Vereinbarung 
der beiden Geſellſchafter einer GmbH., 
daß ſie für die Beſtellung einer be⸗ 
ſtimmten Perſon als Geſchäftsführer 
ſtimmen müßten, ift unwirkſam. Ein 
dazu verurteilender Schiedsſpruch 
unterliegt der Aufhebung 726? 

8 1044 a BPO. Dritter tritt durch mider- 
ſpruchsloſe Einlaſſung auf die ſachliche 
Verhandlung vor dem Schiedsgericht 
u. die Unterſchrift des Vergleichs dem 
ſch. Vergleich einſchließlich der Unter⸗ 
werfung unter die ſofortige Zwangs⸗ 
vollſtreckung bei 1154 

8 91 11 Nr. 2 ArbGerch. Filmſchauſpiele⸗ 
rin, die zu einer Filmrolle für nur 
einen Aufnahmetag verpflichtet iſt u. 
ſich hierfür etwa 14 Tage lang bereit 
halten muß, iſt Angeſtellte. Als „un⸗ 
parteiiſch“ i. S. von 893 Arbcherch. 
iſt der Obmann eines Schiedsgerichts 
auch anzuſehen, wenn er auf Grund 
des Schiedsvertrags von einem Ver⸗ 
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bande ernannt iſt, dem eine der Ver⸗ 
tragsparteien angehört 9001 
Amerikaniſches Schiedsgerichtsweſen u. 
ſeine Stellung zum internationalen ſch. 
560 


Post-War Treatis for the Pacific Settle- 
ment of International Disputes. Schrift⸗ 
tum 575 

Deutſch⸗ſchweizer. Vollſtreckungsvertrag 
v. 2. Dez. 1929. Genfer Abkommen 
über die Vollſtreckung von Schieds⸗ 
ſprüchen. Vollſtreckung des Urteils 
eines ſtändigen Schiedsgerichts in der 
Schweiz. Es genügt, daß der Schieds⸗ 
vertrag nach deutſchem Recht gültig 
ift 6154 

Schiffer, Eugen 

Beſprechung von Sch.s „Sturm über 

Deutſchland“ 618 
Schiffspfandrecht 

Das Werkmeiſterßf. an einem Schiffe 
erliſcht mit der freiwilligen Heraus⸗ 
gabe an den Eigner 1208 

Anderung des Danziger Geſetzes über 
die Eintragung von Hypotheken u. Sch. 
in ausländiſcher Währung 328 

Schlachtſteuer 

Gewerbsmäßig handelt auch der, der die 
betreffende Erwerbstätigkeit nur unter 
gewiſſen Vorausſetzungen u. nicht auf 
unbegrenzte Dauer ausüben will. § 15 
SächſAusfVO. z. SchlachtStch. ſetzt 
nicht Vorliegen eines der GewO. ent- 
fallenden Gewerbes voraus 107419 

Schlägerei (8 367 Ziff. 10 StGB.) 

Bez. 8227 StGB. vgl. unter Rauf- 
handel 

Zur Annahme einer „Sch.“ iſt Beteili⸗ 
gung von mindeſtens drei Perſonen 
nötig 667 

Schleswig⸗Holſtein 

Kreis O. für die Provinz Sch.⸗H. Kreis⸗ 
tagsbeſchlüſſe über die Aufnahme von 
Anleihen bedürfen einer / Mehrheit, 
wenn die Aufnahme der Anleihe auf 
keiner geſetzlichen Verpflichtung beruht 
u. die Anleihe ſelbſt eine neue Be⸗ 
laſtung der Kreisangehörigen bewirkt. 
Das gleiche gilt für Anleihen, die zur 
Erweiterung von Kreisveranſtaltungen 
aufgenommen werden 5415 

Schlichtungsweſen 

Die amtliche Schlichtung u. die ſtaatliche 
Lohnfeſtſetzung in England. Schrift⸗ 
tum 575 

Schlingenſtellen 
vgl. unter Jagd 
Schloſſer 

Volontärverhältnis iſt auch bei Arbeitern 
möglich. Bei Schelehrling, der feine 
Lehre noch nicht beendet hat u. in 
Spezialbetrieb der Metallbranche ein⸗ 
tritt, bedarf es jedoch ganz beſonderer 
Umſtände, für die Annahme, daß Vo⸗ 
lontärvertrag geſchloſſen werden ſoll 
127716 

Schmiergelder 

Der Angeſtellte eines Kaufliebhabers, 
dem von ſeiten des Verkäufers, mit 
dem er die Verhandlungen führen ſoll, 
Zuwendungsverſprechen gemacht wird, 
iſt verpflichtet, es abzulehnen, zum 
mindeſten aber, wenn er das Ver⸗ 
ſprechen angenommen hat, den Kauf⸗ 
liebhaber darüber aufzuklären. Die 
Unterlaſſung dieſer Verpflichtung kann 
die Anfechtbarkeit des Kaufvertrags 
wegen argliſtiger Täuſchung begrün⸗ 
den. Nach der Lebenserfahrung ver⸗ 
zichten ehrliche anſtändige Menſchen 
im allgemeinen auf die Eingehung 
vertraglicher Beziehungen zu den Leu⸗ 
ten, von denen ſie erfahren, daß ſie 
für den Fall des Zuſtandekommens 
des Vertrags dem Angeſtellten und 


Sachregiſter 


Unterhändler der Gegenpartei Zuwen⸗ 
dung verſprochen haben. Wenn ſolches 
Verſprechen erfolgt iſt, iſt die Frage 
zu prüfen, ob nicht der Verſprechende 
beweispflichtig dafür iſt, daß der an⸗ 
dere Teil auch bei Kenntnis der Sach⸗ 
lage den Vertrag ſo abgeſchloſſen haben 
würde 9301 


Schriftform 


Haben bei gewillkürter Sch. die Par⸗ 
teien zugleich mündliche Abredeu ge⸗ 
troffen, ſo liegt die Annahme nahe, 
daß die rechtsgeſchäftliche Ordnung der 
Sch. für das Gebiet der mündlich ge⸗ 
troffenen Abrede eingeſchränkt oder 
aufgehoben wird 371 


Schriftvergleichung 


Die Verwendung von Vengleichsſtücken 
für Sch. hat, zur Vorausſetzung, daß 
ſie zum Gegenſtand der mündlichen 
Verhandlung gemacht worden ſind. Die 
Bezugnahme auf Schriftſtücke, die ſich 
in anderen Akten befinden, kann nur 
genügen, wenn im Urteil kenntlich ge⸗ 
macht wird, welche Schriftſtücke zum 
Gegenſtand der mündlichen Verhand- 
lung gemacht worden ſind. Unter Um⸗ 
ſtänden verſteht ſich von ſelbſt, daß 
nicht die geſamten Schriftſtücke eines 
umfangreichen Aktenbandes vorgetragen 
worden find (ZR.) 944 10 


Schuldanerkenntnis 


Eine öffentlich ⸗ rechtliche Verpflichtung 
wird durch ihre Anerkennung zu einer 
privatrechtlichen nur dann, wenn der 
Schuldner damit einen neuen ſelb⸗ 
ſtänd. Schuldgrund ſchaffen will 1048 11 


Schuldnerſchutz 


51 Nr. 1 des SchutzGeſ. für die durch 
die Abtretung der ehemaligen preußi⸗ 
ſchen Teilgebiete Polens betroffenen 
Schuldner v. 27. Juni 1922. Zeitpunkt 
der Entſtehung einer Hypothekenzins⸗ 
forderung 3521 


Schuldnerverzeichnis nach 8915 ZPO. 


vgl. unter Offenbarungseid 


Schuldrecht 


Grundriß des deutjch-bürgerlichen Rechts: 
Sch. Schrifttum 103 


Schuldübernahme 


Dem § 415 BGB. ift genügt, wenn nur 
die letzte Sch. dem Gläubiger mitgeteilt 
u. von ihm genehmigt iſt; an dem Er⸗ 
fordernis, daß geſchloſſene Reihe von 
Sch. vorliegen muß, iſt feſtzuhalten 
1739 
415 III BGB. In der mehrjährigen 
Zahlung der Hypothekenzinſen in Ver⸗ 
bindung mit einer Einforderung einer 
Abſchrift des Hypothekenbriefes u. der 
Rückzahlung des Kapitals durch den 
Erwerber kann die Mitteilung der Sch. 
gefunden werden 10436 

866 AufwG. gilt nur zugunſten des 
Bankgewerbes, verſagt daher, wenn 
vor Inkrafttreten des Aufm®. infolge 
Sch. an die Stelle der Bank ein nicht 
privilegierter Schuldner getreten ift. 
Auf die für die Sch. erforderliche Ge⸗ 
nehmigung des Gläubigers findet die 
Rückwirkung aus § 184 BOB. Anwen- 
dung 73411 


Schuldverſchreibung 


vgl. auch im Aufwertungsregiſter unter 
Anleiheablöſung 

Die Unterwerfung unter die Zwangs⸗ 
vollſtreckung iſt dann als Sch. ſtempel⸗ 
pflichtig, wenn darin die Zahlungs⸗ 
verpflichtung in einer zur Begrün⸗ 
dung der Klage ausreichenden Form 
übernommen wird 1115 

Iſt Inhaber Sch. außerhalb Preußens er- 
richtet u. werden die in ihr enthal⸗ 
tenen Rechte durch eine in Preußen 
errichtete Urkunde ſichergeſtellt, ſo iſt 


der Sicherſtellungsſtempel der TarSt. 
15 III StempStG. jo zu berechnen, als 
ob beide Urkunden in Preußen errich⸗ 
tet worden wären. Somit iſt auch zu 
prüfen, ob der Sicherſtellungsſtempel 
deshalb entfällt, weil bei Ausſtellung 
der Sch. in Preußen der Sch.ſtempel 
mit Rückſicht auf das KapVerkStch. 
nicht z. Entſtehung gelangt wäre 74718 


Schußwaffe 


vgl. unter Waffe 


Schutz der Republik 


Das nach 83 RepSchch. ausgeſprochene 
Verbot einer periodiſchen Druckſchrift 
erſtreckt ſich nicht auf die vor dem 
Verhot erſchienenen Nummern 8958 


Schwarzkauf 


Eine für die Bezahlung des Kaufpreiſes 
eines Sch. bzw. des im notariellen 
Vertrag allein genannten Teiles des 
wahren Kaufpreiſes übernommene 
Bürgſchaft wird wirkſam, wenn der 
Kaufpreis ſelbſt gemäß 8313 BGB. 
wirkſam wird 3311 

Die durch Sch. geſchaffene Sach⸗ und 
Rechtslage kann von den Beteiligten 
trotz formeller Rückübertragung des 
Grundſtücks auf den Verkaufer wirt⸗ 
ſchaftlich in der Weiſe aufrechterhalten 
werden, daß die Weiterveräußerung 
des Grundſtücks für Rechnung des 
Schwarzkäufers erfolgt. In dieſem Fall 
ift der Tatbeſtand des 82b Berl W⸗ 
ZuwSto. von 1924/26 erfüllt, ſofern 
die formelle Weiterveräußerung durch 
den Schwarzkäufer zu dem Zweck er⸗ 
folgt iſt, die in Betracht kommende 
Wertzuwachsſteuer zu umgehen 2923 


Schweigen als Zuſtimmung 


vgl. unter 8. 


Schweigepflicht 


Art. 90 Prießchch. Entbindung des Notars 
von der Sch. nach dem Ableben eines 
Beteiligten 11569 


Schweiz 


vgl. auch Goldhypothekenabkommen 

Todesbeurkundung oder Verſchollenerklä⸗ 
rung nach Schweizer Recht 6153 

Deutſch⸗ſchweiz. Vollſtreckungsvertrag v. 
2. Dez. 1929. Genfer Abkommen über 
die Vollſtreckung von Schiedsſprüchen. 
Vollſtreckung des Urteils eines ſtän⸗ 
digen Schiedsgerichts in der Sch. Es 
genügt, daß der Schiedsvertrag nach 
deutſchem Recht gültig iſt 615“ 

Nichtigkeit von Gerichtsſtandvereinbarun⸗ 
gen mit Reiſenden nach ſchweiz. Recht 
564 

Für Klagen auf Geldzahlung aus Ver⸗ 
trägen gegen Schuldner, die in der 
Sch. ihren Wohnſitz haben, iſt — ab⸗ 
geſehen von Fällen beſonderer an⸗ 
derweitiger Regelung — das deutſche 
Gericht zuſtändig, in deſſen Sprengel 
der Wohnſitz des Gläubigers liegt 6043 

Der gerichtlich beſtätigte Nachlaßvertrag 
mit Vermögensabtretung außer Kon⸗ 
kurs. Schweizer Schrifttum 1004 

Der im Ausland wohnhafte Vollſtrek⸗ 
kungsſchuldner kann nicht zur Aus⸗ 
kunfterteilung über die gepfändete 
Forderung angehalten werden (Schwei⸗ 
zer Entſcheidung) 11841 

Der Wohnungsbegriff im Doppelbeſteue⸗ 
rungsvertrag mit der Sch. 6061 

Die Verfaſſungen Englands, Nordameri⸗ 
kas, Frankreichs, der Sch., Deutſch⸗ 
lands. Schrifttum 571 


Schwerbeſchädigter 


Das Geſetz über die Beſchäftigung von 
Sch. mit den einſchlägigen Vorſchriften. 
Schrifttum 1243 

Der Einfluß der Wirtſchaftskriſe auf die 
Durchführung d. SchGeſ. Schriftt. 1243 


Die Rechtſprechung des RArbG. zum 

” Sch&ej. Schrifttum 1243 

581, 5, 7, 18 SchwVeih®. Zuläſſigkeit 
von Rechtsmitteln im Bußverfahren. 
Keine Befriſtung des Bußantrags. Un⸗ 
abhängigkeit der Buße vom Zwangs⸗ 
einweiſungsverfahren 116837 

§§ 7, 10, 12, 13 Schwgeſchch. Der freie 
Vertrag, den der Arbeitgeber mit Sch. 
ſchließt, mag er ſeine Einſtellungs⸗ 
pflicht ſchon erfüllt haben oder nicht, 
bleibt dem allgemeinen Vertragsrecht 
grundſätzlich unterworfen. — Die Are 
erkennung als Sch. i. S. des Gef. gibt 
der Perſon nach der Verkehrsauffaſ⸗ 
ſung ein dauerndes u. typiſches Merk⸗ 
mal, haftet der Perſon alſo als Eigen⸗ 
ſchaft an. — Für die Entſcheidung, ob 
der Irrtum über dieſe Eigenſchaft zur 
Anfechtung nach 8119 BGB. führen 
kann, bedarf es jeweils der Prüfung, 
ob der Arbeitgeber bei Kenntnis von 
der Schwerbeſchädigung u. bei ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Falles die 
Einſtellung nicht vorgenommen haben 
würde 127919 

88 7, 13 Schwseſchcz. Der Sch. ift auch 
ſolchen Betriebsvereinbarungen u. Ar⸗ 
beitsordnungen unterworfen, die erſt 
nach ſeiner Einſtellung in Kraft ge⸗ 
treten ſind. Es kann daher auch für 
ihn die Kurzarbeit auf dem Wege der 
Betriebs vereinbarungen eingeführt mer- 
den 1284 23 

8 13 SchwBeſchcß. Das Recht des Sch. 
auf Wiedereinſtellung beſteht auch nach 
einem politiſchen Streik 9681 

88 13, 16 SchwBeſchcö. Läßt Tarifvertrag 
Arbeitszeitverkürzung u. entſprechende 
Lohnkürzung nach Ablauf der im Be⸗ 
trieb üblichen Kündigungsfriſt zu, ſo 
gilt dieſe Beſtimmung auch gegenüber 
Sch. 1280 20 

88 13, 31 SchwBeſchcß. Die Zuſtimmung 
des Schlausſchuſſes zur Kündigung 
eines Sch. hat rückwirkende Kraft 
1283 22 

88 14, 21 SchwBeſchch. Der Spruch der 
Hauptfürſorgeſtelle und des Schlaus⸗ 
ſchuſſes ſind als behördliche Entſchei⸗ 
dungen von dem Rev. frei auszu⸗ 
legen. — Daß dem Rechtsmittel gegen 
die Entſcheidung der Hauptfürſorge⸗ 
ſtelle aufſchiebende Wirkung nicht zu⸗ 
kommt, hat die Bedeutung, daß die 
von der Hauptfürſorgeſtelle angeord⸗ 
nete Maßnahme durchgeführt wird, bis 
die etwa abändernde Entſcheidung der 
höheren Inſtanz ergangen iſt. Der 
Spruch der Hauptfürſorgeſtelle bleibt 
aber nach dem Erlaß der abändernden 
Beſchwerdeentſcheidung für die rück⸗ 
liegende Zeit nicht noch maßgeblich. 
Die Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe 
kaun nur einheitlich getroffen wer⸗ 
den u. nicht für die Zeit bis zur 
Beſchwerdeentſcheidung i. S. der Vil⸗ 
ligung der Kündigung, für die ſpätere 

„geit im Gegenſinne ergehen 1281 21 

Seefiſcherei 

Die Zollfreiheit der Fangergebniſſe der 
deutſchen S. iſt nach der S.ordnung 
ſtets davon abhängig, daß die Gin- 
fuhr ſeewärts erfolgt 609 

Seerecht 

3485 HGB. Die Haftung des Reeders 
wird durch 8 64 Nr. 4 SeewStro. nicht 
aufgehoben 590° 

88 513, 559 HGB. Aus bedingung der 
Haftung des Reeders u. Verfrachters 
durch das Konoſſement. Der Kapitän 
{ft kein leitender Angeſtellter 743 16 

Schiffsgläubigerforderungen nach 8 754 
Ziff. 6 HGH. entſtehen nicht durch Lie⸗ 
ferungen, die der Schiffer eines Fiſche⸗ 


Sachregiſter 


reifahrzeuges in der Nähe ſeines Hei⸗ 
mathafens beſtellt, um zu neuen Fang⸗ 
fahrten ausfahren zu können, anſtatt 
ſeinen Heimathafen aufzuſuchen, da in 
ſolchen Fällen die Lieferungen nicht 
zur „Ausführung der Reiſe“ erfolgt 
ſind. Kreditgeſchäft außerhalb des Hei⸗ 
mathafens liegt dann nicht vor, wenn 
das Schiff zwar nicht im Heimathafen, 
ſondern in benachbartem Hafen liegt, 
der Schiffer aber ſeinen perſönlichen 
Kredit im Heimathafen in Anſpruch 
nimmt, um Lieferungen für das Schiff 
zu erwirken 7552 
Segelſport 

Ein Sportſegler, der für andern Sport⸗ 
kameraden das dieſem gehörige Segel⸗ 
boot in einer Segelregatta ſteuert, 
gilt als Beauftragter des Bootseig⸗ 
ners. Dieſem ſteht der Entlaſtungs⸗ 
beweis gemäß 8 831 BGB. zu. 3 
e iſt hier nicht anwendbar 
81 


Selbſthilfe der Anwaltſchaft 
dgl. unter A. 

Selbſtkontrahieren des Vertreters (8 181 
BGB.) 


vgl. unter V. 
Shakeſpeare 
Der Sh.⸗Dichter, ein Juriſt. Schriftt. 860 
Sh. and his legal Problems. Schriftt. 860 
Sicherheitsleiſtung 

Das Verfahren nach 8 109 BPD. ift bei 
S. durch Bürgſchaft zuläſſig, um ſo mehr, 
als die durch die wirtſchaftliche Ent⸗ 
wicklung bedingte Häufigkeit der S. 
durch Bürgſchaft es beſonders wichtig 
macht, den Beteiligten die Verfügung 
über ſtillgelegte Vermögenswerte raſch 
u. billig wiederzugeben. Die gleichen 
Gründe ſprechen für die Anwendung 
des 8109 ZPO. bei S. durch Ver- 
pfändung einer Grundſchuld, bei der 
nach 88 1206, 1274 BGB. der Grund- 
ſchuldbrief bei Bank niedergelegt iſt u. 
demgemäß Rückgabe in die alleinige 
Verfügung der Verpfändenden in Frage 
kommt 115711 

8110 BPO. Nikaraguaner find zur S. 
für die Prozeßkoſten als Kl. vor deut⸗ 
ſchen Gerichten nicht verpflichtet 6003 

Trotz der Zuſicherung freien Zutritts zu 
den Gerichten haben Jugoflawen wei⸗ 
terhin in Deutſchland nach § 110 ZPO. 
Sicherheit zu leiſten 6015 

Die Koſten für die Beſchaffung einer 
Bürgſchaft zur Ermöglichung der S. 
zur vorläufigen Vollſtreckbarkeit eines 
Urt. find nicht erſtattungsfähig 116119 

§ 710 3 PO. ©. kann auch durch Bei⸗ 
bringung der ſelbſtſchuldneriſchen Bürg⸗ 
ſchaft der Danathank erfolgen 1837 

Wenn im Offenbarungseidsverfahren, 
nachdem der Schuldner durch Hinter⸗ 
legung in Gemäßheit von 8 713 I ZPO. 
die Zwangsvollſtreckung abgewendet 
hat, der Gläubiger feinen Antrag zu- 
rücknimmt, ſo treffen ihn die Koſten 
2077 

8717 ZPO. Wer eine vollſtreckbare Aus- 
fertigung der unterlegenen Partei zu⸗ 
ſtellt, erweckt den äußeren Anſchein, 
daß er zu vollſtrecken beabſichtige. Das 
gilt auch, wenn die S., von der die 
Zuläſſigkeit der Vollſtreckung abhängig 
gemacht ift, noch nicht geftellt ift. Wer 
vermeiden will, daß der Schuldner 
daraufhin Schritte zur Abwendung der 
Vollſtreckung ergreife, muß das Gegen⸗ 
teil erklären 65416 

8725 BRD. Im Fall der glatten Zu⸗ 
rückweiſung der Berufung gegen ein 
Urteil, das gegen S. für vorläufig 
vollſtreckbar erklärt worden war, iſt 
die Erteilung einer vollſtreckbaren Aus⸗ 
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fertigung des BerUrt. zur Durchführung 
der Zwangsvollſtreckung deswegen ent⸗ 
behrlich, weil dann für das in An⸗ 
ſpruch genommene Vollſtreckungsorgan 
aus der einfachen Ausfertigung des 
BerUrt. ohne weiteres erſichtlich ift, 
daß das landgerichtliche Urt. nunmehr 
ohne S. vollſtreckt werden kann 11568 


Sicherungshypothek 


Klage auf Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in ein Grundſtück gegen den 
Nacherben wegen einer vom Vorerben 
aufgenommenen entgeltlichen S. 1718 


Sicherungsübereignung 


Mala fides superveniens bei S. 100 

98 765, 771 RVO. Eigentümer der Be⸗ 
triebsmittel iſt auch derjenige, dem 
das Eigentum nur zum Zwecke der 
Sicherung einer Forderung übertragen 
ift 10311 


Siegelbruch (§ 136 StGB.) 


Derjenige, der einen öffentlichen tele⸗ 
graphiſchen Feuermelder in Tätigkeit 
ſetzt, indem er den Handgriff ent⸗ 
ſprechend weit herumdreht u. dadurch 
zugleich einen den Handgriff im Ruhe⸗ 
zuſtand mit dem Gehäuſe des Feuer⸗ 
melders verbindenden u. durch eine 
mit dem Stadtwappen verſehene Blei⸗ 
plombe geſicherten Faden zum Zer⸗ 
reißen bringt, macht ſich der vorſätz⸗ 
lichen Gefährdung des Telegraphen⸗ 
betriebs auch dann nicht ſchuldig, wenn 
durch das Betätigen der Alarmvorrich⸗ 
tung der Feuermelder bis zum Wieder⸗ 
aufziehen außer Betrieb geſetzt wird. 
Wohl aber macht er ſich des S. in 
Tateinheit mit Beſchädigung von Gegen⸗ 
ſtänden des öffentlichen Intereſſes 
ſchuldig 506 30 


Simſon, Eduard von 


Goethe u. Simſon 852 


Sittenwidrigkeit 


Anfechtbarkeit eines Generalverſamm⸗ 
lungs⸗Bilanzgenehmigungs⸗Beſchluſſes 
einer AktG. als ſittenwidrig, wenn in 
der Bilanz eine beſondere Vergütung 
der Aufſichtsratsmitglieder enthalten 
iſt, die in der Satzung nicht vor⸗ 
geſehen u. auch ſonſt nicht begründet 
iſt. Der Vorſtand kann ſie nicht be⸗ 
gründen, weil er die MtG. nur nach 
außen, nicht aber gegenüber ihren Or⸗ 
ganen vertreten kann, die Generalver- 
ſammlung nicht ohne entſprechenden 
Antrag u. feine Ankündigung in der 
Tagesordnung. Trotzdem iſt die An⸗ 
fechtung wegen S. nur dann zuläſſig, 
wenn der Beſchluß unter Mißbrauch 
der Mehrheit zum Nachteil der Min⸗ 
derheit gefaßt ift 720° 10073 

Anwendbarkeit der in 88 134, 138 BGB. 
enthaltenen allgemeinen Rechtsgedan⸗ 
ken für das öffentliche Recht 3891 

88 134, 138 BGB. Die Einräumung der 
Benutzung eines öffentlichen Weges 
für den Betrieb einer Autobuslinie 
kann von der verfügungsberechtigten 
Gemeinde zum Inhalt eines privat- 
rechtlichen entgeltlichen Vertrags ge⸗ 
macht werden. Solcher Vertrag iſt nicht 
ſittenwidrig 8087 

§ 138 BOB. Unterhaltsverträge während 
des Scheidungsverfahrens ſind nicht 
ſtets nichtig. Vereinbarung über die 
Auswahl unter mehreren Scheidungs⸗ 
gründen u. über den Gang des Ver⸗ 
fahrens verſtößt nicht gegen die guten 
Sitten 6003 

8138 BGB. Zuläſſigkeit der Konkurs⸗ 
anfechtung und Gläubigeranfechtung 
eines nichtigen Rechtsgeſchäfts 6632 

Bei den in der Inflationszeit geſchloſſe⸗ 
nen Verträgen ſind die damals be⸗ 
ſtehenden Verhältniſſe u. Verkehrsan⸗ 
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ſchauungen für die Beurteilung, ob ob⸗ 
jektiv auffälliges Mißverhältnis von 
Wert u. Gegenwert u. ob Ausbeutung 
vorliegt, weitgehend zu berückſichtigen. 
Knebelung als Grund der Nichtigkeit 
aus § 138 BGB. liegt nicht vor, wenn 
die Beſchränkung in der Willens⸗ u. 
wirtſchaftlichen Freiheit nicht der Per⸗ 
ſon auferlegt iſt, alſo nicht, wenn ſie 
etwa nur die Bindung eines einzelnen 
Vermögensſtücks aus dem Geſamt⸗ 
grundvermögen zum Ziele hat 371 
§ 138 BGB. Die jog. Fünfzehnhundert⸗ 
mark⸗Verträge find nach dem Anf®. 
anfechtbar 199 36 
§ 138 BGB. Vertrag, durch den ein ver- 
ſchuldeter Ehemann ſich für ſeine Tä⸗ 
tigkeit im Geſchäft ſeiner Frau eine 
geringere als die ſonſt übliche Ver⸗ 
gütung verſprechen läßt, iſt nur unter 
beſonderen Umſtänden ſittenwidrig; er 
unterliegt nicht der Anfechtung wegen 
Gläubigerbenachteiligung 2981 
§ 138 BGB. Die Aufftellung eines Flucht⸗ 
linienplanes berechtigt die Gemeinde, 
mit den Anliegern privatrechtliche Ver⸗ 
träge abzuſchließen, die den Erwerb 
der zur Straße beſtimmten Grund- 
flächen zum Ziele haben u. die Ein⸗ 
willigung zu der Bauerlaubnis von 
Bedingungen wirtſchaftlicher Art ab- 
hängig zu machen. Hierbei darf ſich 
die Gemeinde aber nicht unter Miß⸗ 
brauch der ihr zuſtehenden obrigkeit⸗ 
lichen Gewalt oder ihrer Machtſtellung 
übermäßige Vorteile verſchaffen 10402 
Sittlichkeitsdelikte 
vgl. auch Proſtitution 
Der freiwillige Rücktritt des Täters vom 
Notzuchtsverſuch läßt die ſchon ein⸗ 
getretene Strafbarkeit nach § 176 Ziff. 1 
StGB. unberührt 94712 
Sitzungsprotokoll 
Die Führung des S. 1124 
Gerichtlicher Vergleich iſt nur wirkſam, 
wenn er gehörig protokolliert iſt. Durch 
Zwiſchenurteil i. S. des § 303 BPO. ift 
auszusprechen, daß der Rechtsſtreit nicht 
durch gerichtl. Vergleich beendet iſt 1155 
Sonntagsruhe 
Die im geldlichen Intereſſe notwendig 
werdende Nachverzollung eines Roh⸗ 
produktes innerhalb geſetzlich beſtimm⸗ 
ter Friſt erfüllt den Begriff des Not⸗ 
falls i. S. von § 105 e Ziff. 1 GewO. 
nicht 656 
§ 105i GewO. Grundſätzliche Erörterun⸗ 
gen zur Frage, ob in Württemberg 
der ſog. Gaſſenſchank zum Schankbe⸗ 
trieb gehört 668 
8105c GewO. Fertigſtellen von Gelee- 
u. Cremetorten u. dgl. ift am Sonntag 
unzuläſſig 1266 16 
Sozialismus 
Die Stellung der deutſchen Sozialiſten 
zum Strafvollzug von 1870 bis zur 
Gegenwart. Schrifttum 927 
Soziologie 
Einleitung in die S. Schrifttum 1244 
Soziusſitz 
Kleinkrafträder, für die behördliche Vor⸗ 
ſchrift über die zuläſſige Belaſtung 
nicht gegeben iſt, ſind auch mit S. zu 
befahren 81219 
Die Anbringung oder Nichtanbringung 
eines S. iſt für die Eigenſchaft der 
Verkehrsſicherheit ohne Belang 8031 
Sparkaſſe 
vgl. auch Bauſparkaſſe 
Die Amtsbezeichnung „Kreisrentmeiſter“ 
für den Leiter einer Kreis Sp. ift un- 
zuläſſig 5404 
8359 StchB. Der Rendant einer ſtädt. 
Sp. iſt Beamter 53215 


Sachregiſter 


Sparmaßnahmen in der Rechtspflege 

Vorſchläge des Preuß. Richtervereins u. 
Stellungnahme des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins 916 - 

Spiel 8 764 BGB.) 

Deutſch⸗amerikan. Handelsvertrag. Wird 
Vertrag von einem Teil in Sabſicht 
geſchloſſen, ſo muß der von einem 
Agenten vertretene andere Teil es 
grundſätzlich vertreten, wenn dem 
Agenten die S.abficht bekannt war. 
Dieſe Regel erleidet Ausnahme, wenn 
der eine Teil damit rechnen mußte, 
daß der andere Teil ein S=geſchäft 
nicht abſchließen würde 5761 

Spinnerei 

Vorrichter in einer Juteſpinnerei u. ⸗we⸗ 
berei ſind auch nach der durch die 
2. VO. zur Anderung der Beſtimmung 
von Berufsgruppen der Angeſtellten⸗ 
verſicherung v. 15. Juli 1927 verän⸗ 
derten Rechtslage nicht verſicherungs⸗ 
pflichtig nach dem Ang Verſch., ſondern 
gehören z. Invalidenverſicherung 2886 

Spiritus 

vgl. auch Brennerei 

Art. 2 Gef. über Zolländerungen vom 
15. April 1930. Durch den gegen Zah⸗ 
lung erfolgten Erwerb des Bezugs⸗ 
ſcheins ijt der Spebezugspflicht genügt. 
Pflicht zum Spibezug beſteht nicht, 
vielmehr Recht zu dieſem Bezuge, ein 
Wahlrecht, den Sp. zu beziehen oder 
ſich Geldbetrag vergüten zu laſſen 
795 16 

Sport 
vgl. unter Segelſport 
Sprachkurſe 
83 UnlWG. Unwahre Mitteilungen über 
koſtenloſe Sp. 8737 
Sprungreviſion 
vgl. unter Rev. 
Staatsangehörigkeit 

Die bloße, unabhängig vom Willen des 
Staatsbürgers eingetretene Tatſache 
des Verluſtes der deutſchen St. hat 
das Ruhen des Rechts auf den Bezug 
der Penſion nicht zur Folge. Verluſt 
der deutſchen St. auf Grund der Ge⸗ 
ſetze v. 1. Juni 1870 u. 22. Juli 1913. 
Beeinfluſſung der ſich hiernach er⸗ 
gebenden Rechtslage durch die Beſtim⸗ 
mungen des Friedensvertrags betr. die 
polniſch gewordenen Gebiete u. das 
Wiener Abkommen zwiſchen Deutſch⸗ 
land u. Polen über St.⸗ u. Options⸗ 
fragen 50126 

Staatsanwaltſchaft 

Die Geſchichte der St. in Deutſchland bis 
zur Gegenwart. Schrifttum 926 

Der belgiſche Juſtizſtreik, insbeſ. die 
deutſchen Staatsanwaltſchaften in Bel⸗ 
gien. Schrifttum 30 

Anregungen der Vereinigung der Preuß. 
Staatsanwälte zu Erſparniſſen auf 
dem Gebiete der Juſtizverwaltung u. 
Rechtſprechung — im Anſchluß an die 
Erſparnisvorſchläge des Preuß. Rihter- 
vereins 917 

Wird dem Autrag der St. auf vorläu⸗ 
fige Einſtellung des Verfahrens ſtatt⸗ 
gegeben, ſo hat der Beſchuldigte das 
Beſchwerderecht 1229 6 

Eine gleichzeitige Entſcheidung über die 
Berufungen des Anget. u. der St. 
ift nicht erforderlich 966 23 

Nebenklageberechtigter kann, wenn die 
Rechtsmittelfriſt der St. noch nicht ver⸗ 
ſtrichen iſt, auch dann noch ſich der 
öffentlichen Klage als Nebenkläger an⸗ 
ſchließen u. Rechtsmittel einlegen, 
wenn die St. auf Rechtsmittel verzich⸗ 
tet hat 964 20 

Staatsgerichtshof 
Die verfaſſungsrechtlichen Streitigkeiten 


vor dem St. für das Deutſche Reich. 
Schrifttum 456 

Der St. darf u. muß auch die Ver⸗ 
faſſungsmäßigkeit von Reichsverord⸗ 
nungen nachprüfen 5142 


Staatshaushalt 


Sächſiſches St.recht. Schrifttum 459 


Staatsrecht 


St. Schrifttum 456 

Staatslehre. Schrifttum 454 

Grundriß des Staats⸗ u. Verwaltungs⸗ 
rechts. Schrifttum 459 

Quellenſammlung zum deutſchen Reichs⸗ 
St. Schrifttum 457 

Staats⸗ u. Verwaltungsrecht in Über- 
ſichten. Deutſches St.⸗ u. Verwaltungs⸗ 
recht. — 2. Preuß. St.⸗ u. Verwal⸗ 
tungsrecht. Schrifttum 455 

Wirklichkeit u. Schein im modernen 
Staatsbegriff. Schrifttum 454 

Rechtfertigung des Staats bei Chriſtian 
Wolff. Schrifttum 454 


Staatsſchulden 


Publics Debts and State Succesion. Schrift-. 
tum 572 


Stadtgemeinde 


Wenn einer St. bekannt iſt, daß Kinder 
an einem öffentlichen Brunnen häu⸗ 
fig Waſſer umherſpritzen, dann muß 
ſie in einer Zeit, in der täglich mit 
Froſt in den Abendſtunden gerechnet 
werden muß, dafür ſorgen, daß auch 
abends noch, unter Umſtänden ſogar 
ſpät abends noch, eine gefährliche Eis⸗ 
bildung erkannt u. befeitigt wird. Un- 
ter Umſtänden kann ſogar die Ge⸗ 
meinde als beweispflichtig dafür er- 
achtet werden, daß die Eisbildung erſt 
zu einer Zeit entſtanden iſt, für die 
ihr eine Nachprüfung nicht mehr zu⸗ 
zumuten war 3933 

SS 88 ff. II 10 Prad R. Der Stadtrent⸗ 
meiſter einer rheiniſchen Stadt haftet 
gegenüber der Körperſchaft, in deren 
Dienſten er ſteht 5333 

Die Städte. für die öſtlichen Provinzen 
v. 30. Mai 1853. Schrifttum 458 

Ein Beſchluß der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung einer kreisangehörigen 
Stadt, die in 8 29 OſtlStädte O. geſetz⸗ 
lich feſtgelegte Amtsbezeichnung „Bür⸗ 
germeiſter“ in „Oberbürgermeiſter“ um⸗ 
zuwandeln, verletzt den Art. 109 RVerf.: 
er iſt mit Recht zu beanſtanden 5403 

Für „Geſchäfte der laufenden Verwal⸗ 
tung“ genügt trotz 8 56 Ziff. 8 Sfi. 
Städte O. Beſtellung durch den Bürger⸗ 
meiſter allein 5321 

88 71, 74 Hann. StädteO. Gemeindeur⸗ 
kunden verpflichtenden Inhalts ſind 
innerhalb des Geltungsbereichs der 
Hannov. Städte. mit Ausnahme der 
Geſchäfte laufender Verwaltung von 
ſämtlichen Magiſtratsmitgliedern, nach 
der Rechtsübung mindeſtens von zwei 
Mitgliedern zu unterzeichnen. Die Aus⸗ 
nahme zugunſten der Geſchäfte laufen⸗ 
der Verwaltung gilt nur für das je⸗ 
weils durch die Geſchäftsverteilung ge⸗ 
rade zuſtändige Verwaltungsorgan, 
nicht für den übergeordneten Magiſtrat 
bzw. den Magiſtratsdezernenten 5204 

Art. 98 Heſſ. Städte O. Schließung eines 
Wegs. Auch Belange eines Privat⸗ 
unternehmers können als „öffentliche 
Intereſſen“ angeſehen werden, beſon⸗ 
ders wenn eine Einſtellung des Be⸗ 
triebs u. eine Vermehrung der Er- 
werbsloſigkeit verhindert werden kann 
793 


St. iſt mit den Einnahmen aus dem 
Betrieb einer ſtädt. Handelsſchule, die 
für kaufmänniſche Lehrlinge die Pflicht⸗ 
fortbildungsſchule erſetzt, nicht umſatz⸗ 
ſteuerpflichtig 10281 


Verkauft St. nicht nur 


Sta 


gelegentlich 
Grundſtücke, ſo ſind dieſe Verkäufe 
regelmäßig Ausfluß einer nachhaltigen 
gewerblichen Tätigkeit u. auch dann 
umſatzſteuerpflichtig, wenn einzelne Ver⸗ 
käufe an gemeinnützige Unternehmer 
n 10805 


Pol VO. kann nicht mit rechtswirkſamer 


Sta 


Strafandrohung vorſchreiben, daß in 
St. die Standbreite für jede Kuh min⸗ 
deſtens 1,25 m betragen muß 1073 16 
ndesherren 


Durch Aufhebung der Standesrechte der 


St. ſind nur deren perſönliche Vor⸗ 
rechte beſeitigt. Die Grundſteuerfrei⸗ 
heit von Grundſtücken, die einem St. 
gehören, braucht keineswegs ein Aus⸗ 
fluß bief. Sonderſtellung zu fein 54919 


Steigleitungen 


St. ſind weſentliche 


Beſtandteile des 
Grundſtücks. Mitverſteigerung der St. 
als Zubehör 18819 


Stempelmarkenwiederverwendung (8 276 
StGB. 


8 


§ 73, 276, 348 StGB. Der Entwer⸗ 
tungsvermerk des Notars auf der 
Stempelmarke einer verſtempelten no- 
tariellen Urkunde iſt öffentliche Ur⸗ 
kunde, die bezeugt, daß gerade die 
fragliche Stempelmarke zu dem darauf 
vermerkten Zeitpunkt verwendet wor⸗ 
den ſei. Setzt der Notar an die Stelle 
der entwerteten, abgelöſten u. wieder⸗ 
verwendeten Stempelmarken neue Mar⸗ 
ken, auf denen er das Datum der 
Entwertung der urſprünglich verwen⸗ 
deten Marken als Tag der Verwen⸗ 
dung vermerkt, ſo ſteht die hierdurch 
begangene Falſchbeurkundung im Amt 
mit der gleichfalls verwirklichten Wie⸗ 
derverwendung von Wertzeichen nicht 
in Geſetzeskonkurrenz 1150 21 


Stempelſteuer 


erjährung u. Ausſchlußfriſten im preuß. 
St.recht 228 


$ 10 III PreStempStcß. Die Abtretung 


einer Eigentümergrundſchuld unter 
Umwandlung in Hyp. unterliegt dem⸗ 
ſelben Stempel wie die Beſtellung 
einer Hyp., nicht aber einem beſon⸗ 
deren Abtretungsſtempel 1223 21 


Die Befreiungsvorſchrift der TarSt. 7 IX 


T 


T 


T 


Nr. 3 PrStempStch., nach der Kauf⸗ 
u. Lieferungsverträge über Mengen 
von Sachen oder Waren ſtempelfrei 
ſind, ſofern die Sachen oder Waren im 
Inland im Betrieb eines der Vertrag⸗ 
ſchließenden erzeugt oder hergeſtellt 
wurden, findet keine Anwendung, wenn 
Überbauten an der Bauſtelle zuſam⸗ 
mengefügt u. danach im ganzen in den 
Boden eingefügt werden. Die mit dem 
Grund u. Boden verbundenen Über- 
bauten ſind nicht als Menge einzelner 
Sachen, ſondern als Sachgeſamtheit 
anzuſehen 2371 
art 10 13 Pr&temp&ts. Kommt 
Mietvertrag zwar mündlich zuſtande, 
wird er aber durch Briefwechſel be⸗ 
ſtätigt, ohne daß dabei auf das münd⸗ 
liche Zuſtandekommen hingewieſen ift, 
lo gilt der Mietvertrag als „durch 
Briefwechſel zuſtande gekommen“ u. iſt 
deshalb ſtempelpflichtig 56 18 
art. 141 LStemp&tG. Die Unterwer⸗ 
jung unter die Zwangsvollſtreckung 
iſt dann als Schuldverſchreibung ſtem⸗ 
pelpffichtig, wenn darin die Zahlungs⸗ 
verpflichtung in einer zur Begründung 
der Klage ausreichenden Form über⸗ 
nommen wird 1115 
ne III PreStempStG. Ge- 
rte Verſte i = 
ben ſtempelung zweier Urkun 


Sachregiſter 


Iſt Inhaberſchuldverſchreibung außer⸗ 
halb Preußens errichtet u. werden die 
in ihr enthaltenen Rechte durch eine 
in Preußen errichtete Urkunde ſicher⸗ 
geſtellt, ſo iſt der Sicherſtellungsſtem⸗ 
pel der TarSt. 15 III StempStG. fo 
zu berechnen, als ob beide Urkunden 
in Preußen errichtet worden wären. 
Somit iſt auch zu prüfen, ob der 
Sicherſtellungsſtempel deshalb entfällt, 
weil bei Ausſtellung der Schuldver⸗ 
ſchreibung in Preußen der Schuldver⸗ 
ſchreibungsſtempel mit Rückſicht auf 
das KapVerkStcz. nicht zur Entſtehung 
gelangt wäre 74718 

TarSt. 151 u. IV Pr&temp&td. Der 
Verſtempelung von Bürgſchaften für 
Geldforderungen in unbeſtimmter Höhe 
kann nur der Inhalt der Urkunde, 
nicht die anderweite Ermittlung des 
wirklich geſchuldeten Betrages zugrunde 
gelegt werden 1148 19 

TarSt. 19 PreStempStch. Die Zuſtim⸗ 
mung des Bankkunden zur Hinter⸗ 
legung ſeiner bei der Bank deponier⸗ 
ten Wertpapiere im Sammeldepot einer 
andern Bank iſt keine Vollmacht, ſon⸗ 
TR nur ſtempelfreie Einwilligung 


TarSt. 19 PıLStempSt®. Die Angabe 
des Werts einer Vollmacht in der 
Vollmachtsurkunde iſt beſtimmt, der 
Steuerbehörde die Ermittlung des Wer⸗ 
tes des der Vollmacht unterworfenen 
Vermögens zu ermöglichen. Mit der 
Vorlegung der Urkunde beginnt des⸗ 
halb die dreijährige Beanſtandungs⸗ 
friſt 656 17 

TarSt. 19 Abſ. 72 PreStempStG. Eine 
dem RA. erteilte Vollmacht zur ge⸗ 
richtlichen u. außergerichtlichen Ver⸗ 
tretung „betr. Konkursverfahren des 
K.“ genießt nicht die Befreiungsvor⸗ 
ſchrift der TarSt. 19 Abſ. 7. Die Höhe 
des Stempels iſt nach der vorausſicht⸗ 
lichen Konkursdividende zu berechnen 
656 18 

TarSt. 19 PrStempStG. Die Vollmacht 
für die Bewilligung der Eintragung 
einer Dienſtbarkeit iſt nach dem Wert 
der Dienſtbarkeit zu verſtempeln. Be⸗ 
ſteht dieſe in der Gewährung der Aus⸗ 
beute von Bodenſchätzen, ſo iſt, ſolange 
unbekannt iſt, ob ſolche überhaupt vor⸗ 
handen ſind, der Wert „unbeſtimmt“ 
i. S. des § 8I LStempStG., u. es kann 
demnach, wenn der Wert der Dienſt⸗ 
barkeit in Zukunft feſtgeſtellt oder ge⸗ 
ſchätzt werden kann, die nachträgliche 
Zahlung der Stempelſteuer verlangt 
werden. Das ändert nichts daran, 
daß zur Zeit der Wert als „nicht 
ſchätzbar“ i. S. v. TarSt. 19 III anzu⸗ 
ſehen u. die Vollmacht vorerſt mit 
1,50 % zu verſtempeln ift 1058 20 

TarSt. 3260 BılStemp&t®. Die über- 
tragung des dem Eigentümer zuſtehen⸗ 
den Rechts auf Ausbeutung eines Mi⸗ 
neralölvorkommens iſt als Veräuße⸗ 
rung eines Gegenſtands anzuſehen. 
Es iſt aber zu prüfen, ob die Begrün⸗ 
dung eines ſolchen Rechtes nicht in 
Wahrheit die pachtmäßige überlaſſung 
des Grundſtücks ſelbſt u. die Beſtellung 
einer Dienſtbarkeit nur die dingliche 
Sicherung des rein ſchuldrechtlichen 
Verhältniſſes bedeutet 1059 21 

TarSt. 73 1 LStempStch. Die dem Wott- 
laut nach eine Vollmacht enthaltende 
Anmeldung einer Profuraerteilung zum 
Handelsregiſter wird als Vollmachts⸗ 
urkunde verſtempelt 2383 

Wird Grundſtück bei der Veräußerung 
auf Grund einer Vereinbarung zwi⸗ 
ſchen dem Veräußerer u. dem Erwer⸗ 


N 


ber mit einem Nießbrauch belaſtet, ſo 
iſt der Wert des Nießbrauchs bei Feſt⸗ 
ſtellung des gemeinen Wertes nicht ab⸗ 
zuziehen. § 16 GrErwStG. ſtellt nur 
flar, daß, im Gegenſatz zum RStemp⸗ 
en, zwei Steuerfälle gegeben ſind 
73 19 


5 2.886. Der in 2. Inſtanz geſchloſſene 


Vergleich, der nicht nur den dort an⸗ 
hängigen Teil, ſondern auch den noch 
in 1. Inſtanz anhängigen Teil des 
Streitgegenſtands erledigt, unterliegt 
nicht dem Landesſtempel 1161 21 


$ 2 GRG. Beim Vergleich im Armen- 


rechtsverfahren handelt es ſich nicht 
um eine im Verfahren i. S. v. 82 er⸗ 
richtete Urkunde. Solcher Vergleich 
unterliegt daher dem tarifmäßigen 
Landesſtempel 1166 32 


Steueramneſtie 
vgl. im Sonderregiſter „Recht der Not- 
verordnungen“ unter NotVO. vom 


23. Aug. 1931 


Steuerberater 
Soweit in einer nach dem 31. Dez. 1930 


ergehenden Rechtsmittelentſcheidung die 
Koſten dem Reich auferlegt werden, 
hat der Steuerpflichtige gem. 8 294 
RAbgO. n. F. keinen Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung der durch Zuziehung eines 
Bevollmächtigten oder Beiſtandes ent⸗ 
ſtandenen Koſten 26712 


Steuerbeſcheid 
§§ 222, 99 RAbgO. n. F. Von wann ab 


iſt die Berichtigungsveranlagung nach 
neuem Recht zuläſſig? 26610 11771 


Die Feſtſtellung einer materiellen Unrich⸗ 


tigkeit der Steuerfeſtſetzung der Steuer⸗ 
behörde bei der Nachprüfung durch die 
Aufſichtsbehörde ſtellt ſich auch dann 
als Aufdeckung eines Fehlers dar, 
wenn ſich die Steuerbehörde ſchon vor⸗ 
her der Unrichtigkeit ihrer Steuerfeſt⸗ 
ſetzung bewußt geworden war. Die An⸗ 
wendung des $ 212 III RAbgD. a. F. 
wird nicht durch eine Rechtsmittelent⸗ 
ſcheidung ausgeſchloſſen, die nicht über 
das Beſtehen des Steueranſpruchs 
ſelbſt, ſondern nur über die formelle 
Zuläſſigkeit der Neuveranlagung wegen 
des Anſpruchs entſchieden hat 4371 


Selbſtäudig veranlagt i. S. v. § 17 Ziff. 1 


bis 3 EinkStG. find nur die Hauz- 
haltsangehörigen, bei denen Veranla⸗ 
gung im geſetzestechniſchen Sinne durch 
beſonderen St. ſtattgefunden hat 731 


Steuererſtattung 
Wird ein eine Steuerfeſtſetzung enthal⸗ 


tendes Urteil des Finanzgerichts vom 
RFinĩ. aufgehoben u. die Sache zur 
weiteren Ermittlung an das FinGer, 
zurückverwieſen, ſo iſt an ſich der 
Steuerpflichtige berechtigt, die Erſtat⸗ 
tung der auf das Urteil des YinGer. 
hin gezahlten Steuer zu verlangen. 
Das Fin A. kann aber im Hinblick auf 
die Ungewißheit der Entſcheidung über 
den noch in der Schwebe befindlichen 
Steueranſpruch unter Berückſichtigung 
des derzeitigen Standes der Sache u. 
von Recht u. Billigkeit die Erſtattung 
vorläufig ablehnen oder von Sicher⸗ 
heitsleiſtung abhängig machen 2614 


Steuergeheimnis y 
Hinſichtlich der Auskünfte, die die Be- 


hörden d. Reichsfinanzverwaltung über 
Einkommens⸗ u. Vermögensverhältniſſe 
von Steuerpflichtigen an die ſächſ. 
Finanzbehörden erteilt haben, insbe]. 
auch hinſichtlich der Abſchriften von 
Buchprüfungsberichten, ſind die Amts⸗ 
träger der ſächſ. Behörden zur Wah⸗ 
rung des St. nach § 10 RAbg O. i. d. 
Faſſ. der Not O. v. 1. Dez. 1930 ber- 
pflichtet. Die Verpflichtung beſteht ins⸗ 


78 


bef. auch gegenüber d. Unterſuchungs⸗ 
ausſchuß des Sächſ. Landtags, wenn 
der RF M. Widerſpruch dagegen er- 
hoben hat, daß die Auskünfte dem 
Unterſuchungsausſchuß vorgelegt wer⸗ 
den 1341 

Steuerhinterziehung 

vgl. auch H. der BranntwMonceinnahme 
unter B. 

Verhältnis der nach dem Geſ. zur Ande⸗ 
rung des TabStG. v. 22. Dez. 1929 
in Betracht kommenden Strafvorſchrif⸗ 
ten zu den entſpr. Vorſchriften des 
TabStG. a. F.: § 369 a RAID. ift 
gegenüber 8 66 TabStG. a. F. das 
mildere Geſetz, ſoweit er nicht auch den 
beſtraft, der ſich falſche Steuerzeichen 
verſchafft, um ſie als echte zu verwen⸗ 
den. § 56 TabStG. a. F. iſt milder 
als § 359 RAbgO. Handelt es ſich um 
eine unter der Herrſchaft des TabStG. 
v. 1919/25 begangene Tat, für die 
nach 8 7012 TabStG. bei — noch 
heute zuläſſiger — Widerlegung des 
H.vorſatzes nur Ordnungsſtrafe ver⸗ 
hängt werden konnte, ſo bedeutet das 
Gef. v. 22. Dez. 1929 deshalb das Här- 
tere Geſ., weil es die Möglichkeit einer 
Beſtrafung wegen fahrläſſiger Steuer⸗ 
verkürzung gem. 8 367 RAbgD. er- 
öffnet 2458 

Zum Vorſatz der LohnSt. gehört das 
Bewußtſein des Täters, daß durch 
ſein Verhalten (Auszahlung des vollen 
Lohnes) die Steuern verkürzt wer⸗ 
den 41721 

Wiederverwendung bereits verwendeter 
Lohnſteuermarken dadurch, daß ſie vom 
Meiſter in die Steuerkarte des Geſel⸗ 
len eingeklebt u. unter Abänderung 
des alten mit einem neuen Datum 
verſehen werden, ſtellt keine Urkunden⸗ 
fälſchung dar 9671 

Steuermilderungsgeſetz 

Gemeindewertzuwachsſteuer. Die Entſch. 
darüber, ob gem. § 9 StMildG. eine 
ſteuerbegünſtigte Betriebszuſammenfaſ⸗ 
ſung vorliegt, hat, unter Ausſchluß 
jeder Nachprüfung durch die Verwal⸗ 
tungsgerichte das örtlich zuſtändige 
OFin A. und auf Beſchw. der Fin Min. 
zu treffen 1371 


Steuernotverordnung, zweite 

„Verzugszinſen, die auf Grund des § 104 
RAbg O. . .. geſchuldet werden“ im 
Art. 18 § 2 der 2. StNotVO. und in 
Art. II § 1 der 5. VO. zur Anderung 
der StZins VO. v. 21. Jan. 1927 hat 
keinen neuen von § 104 RAbgoO. ab- 
weichenden Zinſenbegriff eingeführt 
264 8 


Steuerrecht 

Handbuch des St. Schrifttum 233 

Grundriß des St. Schrifttum 32 

Die Reichsſteuergeſetze. Schrifttum 233 

Reichsſteuergeſetze ohne Zoll⸗ und Ver⸗ 
brauchsſteuergeſetze. Schrifttum 233 

Schnellkartei der Reichsſteuergeſetze. 
Schrifttum 233 

Die Steuern des RA. Schrifttum 1126 

Die Rechtskraft in Steuerſachen. Shrift- 
tum 235 8 

Konkurs und Steuerverfahren. Schrift⸗ 
tum 235 d 

Bei bedingten Steuerſchulden beginnt die 
Verjährung mit Ablauf des Jahres, 
in dem die Ungewißheit über den Ein⸗ 
tritt der Bedingung beſeitigt wurde 
6072 

Steuerſtrafrecht 

vgl. auch Steuerhinterziehung, Steuer- 
verkürzung, Tabakſteuer 

Einführung in die gerichtl. Praxis in 
Steuerſtrafſachen. Schrifttum 235 


Sachregiſter 


Steuerverkürzung 
Handelt es ſich um eine unter der Herr⸗ 
ſchaft des TabStG. von 1919/1925 be- 
gangene Tat, für die nach 8 701 2 
TabStG. bei — noch heute zuläſſi⸗ 
ger — Widerlegung des Hinterzie⸗ 
hungsvorſatzes nur Ordnungsſtrafe 
verhängt werden konnte, ſo bedeutet 
das Geſetz v. 22. Dez. 1929 deshalb das 
härtere Geſetz, weil es die Möglichkeit 
einer Beſtrafung wegen fahrläſſiger 
St. gem. § 367 RAbg O. eröffnet 2458 
Steuerzinſen 
vgl. unter Zinſen und Verzugszinſen 
Stiftung 
Der rechtsfähige Verein und die rechts⸗ 
fähige St. können im Falle des Er⸗ 
werbs eines beſtehenden Handelsge— 
ſchäfts für dieſes gem. § 22 1 HGB. 
die bisherige Firma fortführen 622 
Zuwendungen, die der Stifter einer 
rechtsfähigen St. nachträglich über das 
St. kapital hinaus macht, gelten nicht 
als auf Grund eines Gt.gejchäfts ge- 
macht, ſondern ſind gewöhnliche Schen⸗ 
kungen i. S. des 8 31 Nr. 1, 2 Erbſch⸗ 
StG. — Die Verpflichtung einer St., 
eine ihr gemachte Zuwendung ſatzungs⸗ 
gemäß zu verwenden, begründet keine 
auf der Zuwendung ruhende Laſt der 
Auflage und mindert die Bereicherung 
nicht 278 30 
Stillegung 
ogl. unter Betriebsſtillegung 
Stillhalteabkommen 
age en St.“ vom Januar 1932 
4 


Die Regelung der Akzeptkredite im deut⸗ 
ſchen Kreditabkommen von 1932 558 
Die Verordnungen über das Deutſche 
Kreditabkommen von 1932 977 
Stölzle, IR. Dr. f 617 
Strafantrag 
§ 61 StGB. St. wegen Beleidigung des 
preuß. Forſtfiskus zu ſtellen, iſt Sache 
der Regierung 9583 
861 StGB. Wenn Privatklagverfahren 
wegen Verſtreichens der Dreimonats⸗ 
friſt eingeſtellt werden muß, dann iſt 
auch die nach Ablauf der Dreimonats⸗ 
Fil a e Widerklage unzuläſſig 


Für die Verfolgbarkeit mehrerer Teilneh⸗ 
mer an ſtrafbarer Handlung ift § 63 
StGB. maßgeblich, für die Aburter⸗ 
B jedoch $ 1551 StPO. 

6 
è 


Strafanzeige 
Rechte und Pflichten der Behörden gegen- 
über einem Beamten, der ſich ſtraf⸗ 
barer Amtsvergehen ſchuldig gemacht 
hat. Zuſicherung, von St. abzuſehen 
gegen Stellung des Entlaſſungsantrags 
und Erklärung des Verzichts auf alle 
Beamtenrechte. Keine Anzeigepflicht der 
Behörde wegen ſtrafbarer Handlung 
der Beamten; auch nicht des Bürger⸗ 
meiſters, der Leiter der Polizeiverwal⸗ 
tung iſt; anders vielleicht bei Diſzipli⸗ 
narbehörden nach Einleitung des Diſzi⸗ 
plinarverfahrens 3891 
Strafbefehl 
§ 411 I StPO. gilt auch für die Be- 
8 ena 12431 


Schrifttum 386 

Pol StGB. für Bayern u. Übertretungs⸗ 
abſchnitt des StGB. Schrifttum 388 

Eine in Litauen begangene Straftat gilt 
im Memelgebiet nicht als im Ausland 
begangene Straftat, obgleich im Memel⸗ 
gebiet das deutſche StGB. gilt 4391 

Strafklage 

Für die Verfolgbarkeit mehrerer Teil⸗ 

nehmer an ſtrafbarer Handlung iſt 


§ 63 StGB. maßgeblich, für die Ab- 
urteilungsmöglichkeit jedoch § 155 I 
StPO. 959 
Strafprozeß y 

Taſchenkommentar der StPO. Schrift⸗ 
tum 928 

Praktiſche St.fälle mit Löſungen. Schrift⸗ 
tum 928 


Wahrheit und Rechtskraft. Schriftt. 383 
Die Eidesform im St. und Strafrecht. 
Schrifttum 386 
Probleme der ſtrafprozeſſualen Feſtſtel⸗ 
lungsklage 923 
Strafrecht 
Lehrbuch des deutſchen St. Schriftt. 924 
Prüfe dein Wiſſen. Rechtsfälle aus dem 
St. Schrifttum 387 
Die öſterr. Strafgeſetzgebung nach dem 
Stande v. 1. Sept. 1931. Schriftt. 928 
Kommentar z. öſterr. St. Schriftt. 929 
II Codice Rocco e le recenti codificazibni 
penali. Schrifttum 930 
Strafrechtsreform 
St. und Kulturkriſe. Schrifttum 924 
Verſchärfung des Ehrenſchutzes u. Siche⸗ 


rung der verantwortungsbewußten 
Preſſe. St. 905 
Strafregiſter i 
Der internationale Gt.verfehr. Schrift⸗ 
tum 927 
Strafurteil 


§ 264 StpO. Bei Rückfalls verbrechen 
muß das Urteil die den Rückfall be⸗ 
gründenden Daten enthalten 1137 

88 18, 24 KraftfVoO. Zuläſſigkeit und 
Umfang von alternativen Feſtſtellun⸗ 
gen im St. 815 28 

Strafpollſtreckung 

vgl. auch unter Gefängnis 

Die St. durch den preuß. Rechtspfleger. 
Schrifttum 387 

Die Entſtehung der modernen Freiheits⸗ 
ſtrafe und des Erziehungsſtrafvollzugs. 
Schrifttum 927 

Die Stellung der deutſchen Sozialiſten 
zum Strafvollzug von 1870 bis zur 
Gegenwart. Schrifttum 927 

§ 462 StPO. Der Jugendrichter ift zur 
Entſcheidung über die nachträgl. Aus⸗ 
ſetzung einer Freiheitsſtrafe auch zu⸗ 
ſtändig, wenn anderes Gericht in erſter 
Inſtanz erkannt hat 96215 

Strafzumeſſung 

Beweiswürdigung u. St. Schriftt. 385 

Studien über die St.praxis der deutſchen 
Gerichte. Schrifttum 925 

In dem Antrag des Verteidigers auf 
mildere Beſtrafung und „Wegfall des 
Ehrverluſtes“, des Angekl. auf milde 
Beſtrafung liegt ebenſowenig ein An⸗ 
trag auf Zubilligung mildernder Um⸗ 
ſtände wie in der Beſchränkung der 
Berufung auf das Strafmaß. Wir⸗ 
kungslos iſt die Beſchränkung der Be⸗ 
rufung auf die Frage, „ob eine fort⸗ 
geſetzte Handlung vorliege und auf 
das Strafmaß“, da die Frage des Ver⸗ 
hältniſſes mehrerer Straftaten zuein⸗ 
ander in das Gebiet der Schuldfrage 
gehört, dieje aber nur einheitlich ent- 
ſchieden werden kann 404° 

Straße 

vgl. auch Wegerecht, Fluchtlinie 

Der Eigentümer einer St. braucht elektr. 
Leitungen über der Straße nicht zu 
dulden, wenn er einem anderen Unter⸗ 
nehmer gegen Vergütung die St. über⸗ 
querende Leitungen verſtatten will und 
jene Leitungen für dieſe ſtörend find 
45 7 


Es iſt unmöglich, eine Hypothek „zur 
Sicherung von Stöpflaſterkoſten“ cin- 
zutragen 10623 

PrZuſtändGG. Für die Klage eines Preis 
ſes gegen eine ausgeſchiedene Gemeinde 


auf Leiſtung von Beiträgen zur St.⸗ 
unterhaltung, zu denen letztere ſich 
vertraglich verpflichtet hat, ſteht der 
Rechtsweg offen 505 29 

Art. 44 BahchemO. Der KompKonflGer⸗ 
Hof erklärt den bürgerl. Rechtsweg als 
unzuläſſig für Klagen, durch die der 
Gemeinde auf Grund Gemeingebrauchs 
das Recht beſtritten wird, an öffentl. 
St. ein Sondernutzungsrecht in An⸗ 
ſpruch zu nehmen und auf dieſer 
Grundlage für an ſich aus dem Ge⸗ 
meingebrauch ſich ergebende Handlun⸗ 
gen Gebühren zu erheben 1422 

Die Ausübung des dem St.anlieger nach 
Art. 681 Rhein. BGB. zuſtehenden 
Rechts, ſein Dachwaſſer auf die öffentl. 
St. zu leiten, kann die Polizei regeln, 
aber nicht gänzlich verbieten. Eine zu 
dieſem Zweck erlaſſene Pogo. muß 
beſtimmt vorſchreiben, wie die Ab- 
leitung des Waſſers zu geſchehen hat 
oder nicht erfolgen darf 5439 

Das Wort „St.“ in 8 131 Nr. 1 FluchtlG. 
umfaßt nicht auch Plätze 645 8 

Straßenbahn , 

§ 21g KraftfVo. Schuldhaft handelt, 
wer breiten Laſtkraftwagen ganz nahe 
an einer belebten St. halteſtelle in einer 
Enge zwiſchen Schienen und Bord- 
ſteinen halten läßt 7827 

88 230, 316 StGB. Der Grundſatz, daß 
für Kraftfahrer die zuläſſige Fahrge⸗ 
ſchwindigkeit von dem Maße der über⸗ 
ſichtlichkeit der Fahrbahn abhängt, gilt 
auch für den Fahrer eines nicht auf 
beſonderem Bahnkörper fahrenden St. 
zuges 81113 

8 359 StGB. Tarifſchaffner im Dienſte 
einer St. Aktch. find auch dann keine 
„Beamte“, wenn die AktG. in gleicher 
Weiſe wie früher im ſtädt. Betrieb dem 
öffentl. Verkehr in der Stadt dient, 
die Perſonen der ſtädt. Verwaltungs⸗ 
organe ihre Leiter ſind und die Aktien 
ſämtlich der Stadt gehören 53114 

Straßenbild 

Art. 4 8 1 Ziff. 4 PrWohnG. Unter Um- 
ſtänden wird die einheitliche Geſtal⸗ 
tung des St. durch neue Reklame — 
mag dieſe ſelbſt an und für ſich ver⸗ 
unſtaltend ſein — dann nicht geſtört, 
wenn in deren unmittelbarer Nähe ſich 
andere genehmigte Reklamen ſchon be⸗ 
finden. In ſolchem Fall kann ſich die 
neue Reklame in das St. einfügen, 
das durch die beſtehenden Reklamen 
[hon bejtimmte Prägung erhalten hat 

Straßenreinigung 

Art. 1 Nr. 2 PrAusfch. z. ZwVerſtch. Die 
Berliner St.beiträge gehören zu den 
gemeinen Laſten i. S. dieſer Beſtim⸗ 
mung, nicht dagegen die Berliner Müll⸗ 
gebühren 3551 

$ 23 Thürwegecg. Der Nießbraucher iſt 
zur St. als Anlieger verpflichtet, auch 
wenn ortsgeſetzlich nur die anliegenden 
Brundſtückseigentümer für reinigungs⸗ 
pflichtig erklärt find. — Ob Grundſtück, 
das an einem Abhang liegend mit ſei⸗ 
nem oberen Teil an eine Straße an⸗ 
grenzt, als „anliegend“ und der Eigen⸗ 
tümer daher als reinigungspflichtig 
anzuſehen iſt, hängt von den Umſtän⸗ 

den des Falls ab 8242 

Streik 

5 826 BGB. Begriff und Grenzen des 
Sympathie St.; er iſt nur gerechtfer⸗ 
ligt wegen ſeines Unterſtützungszwecks, 
d.h. aus dem Willen und der Abſicht 
ber Streikenden heraus, durch den St. 
die Arbeitnehmerſchaft fremder Betriebe 
in der Erreichung ihrer berechtigten 
wirtſchaftlichen Ziele zu unterſtüßen. 
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Sobald mit ihm daneben eigene tarif⸗ 
widrige Ziele verfolgt werden, iſt er 
ganz unzuläſſig 12471 
8 13 Schwerbeſchäd. Das Recht des 
Schwerbeſchädigten auf Wiedereinſtel⸗ 
lung beſteht auch nach einem politi⸗ 
ſchen St. 9681 
Streitwert 

Wird durch die Beſchwerdeinſtanz das 
Armenrecht bewilligt, ſo hat weder 
beſondere Koſtenentſcheidung zu erfol⸗ 
gen, noch ift St, feſtſetzung zuläſſig 
1166 33 

Bei Widerſpruchsklagen nach 8 771 ZPO. 
iſt der Wert des Gegenſtands des 
Pfandrechts nach 8 3 BVO. zu beſtim⸗ 
men. Maßgebend iſt nicht der voraus⸗ 
ſichtliche Erlös der Pfandſtücke, ſon⸗ 
dern der gewöhnliche Verkaufswert zur 
Zeit der Klagerhebung, unabhängig 
von der für die Verwertung der Sachen 
im Weg der öffentl. Verſteigerung zeit- 
eilig beſtehenden Marktlage 11553 

Für die Klage auf Abgabe der Verpfän⸗ 
dungserklärung einer bereits verpfän⸗ 
deten Briefhypothek in einer dem 8 29 
GBO. entſprechenden Form ift der St. 
nicht nach 86, ſondern nach 83 3PO. 
feſtzuſetzen 66915 

§ 3, 4 ZPO. Wird die Frage der Ko⸗ 
ften, die in 2. Inſtanz Gegenſtand 
einer Anſchlußberufung war, infolge der 
prozeſſualen Lage in der Reviſions⸗ 
inſtanz wieder Nebenforderung, ſo iſt 
ſie bei Bemeſſung des St. auszuſchei⸗ 
den 175 10 

3 4 BBD. Bei Berechnung des St. für 
die Berufungsinſtanz bleibt eine von 
der Partei vorgenommene Verbeſſe⸗ 
rung der Sache unbeachtlich 12295 

Sind die Parteien darüber einig, daß 
Rechtsverhältnis einen beſtimmten Zeit⸗ 
punkt nicht überdauert hat, ſo hat das 
Klageverlangen der Feſtſtellung der 
Nichtigkeit des Pachtvertrags für die 
Folgezeit nicht das Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen eines Pachtverhältniſſes 
zum Gegenſtand, ſondern nur die Be⸗ 
deutung, Schadensfolgen abzuwehren. 
In ſolchem Falle ift nicht 8 3, ſondern 
§ 8 BPO. für die Bemeſſung des Me- 
viſionsintereſſes maßgebend. Dem 
Pächter neben dem reinen Pachtzins 
obliegende Leiſtungen an Feuerver⸗ 
ſicherungsprämien, Rentenbankzins, In⸗ 
ſtandſetzungskoſten, Steuern, find nicht 
Zins i. S. des 88 BPO. 105819 

$ 18 GKG. Berichtigung der St feſt⸗ 
ſetzung für Aufwerkungsanſpruch in⸗ 
folge der Entſcheidung der Aufwer⸗ 
tungsſtelle 120 

§ 12 RAGebD. ift nur inſoweit anwend⸗ 
bar, als die für die Berechnung der 
Gerichtsgebühren maßgebende St feſt⸗ 
ſetzung auch für die Berechnung der 
Anwaltsgebühren von entſcheidender 
Bedeutung iſt 1131 

$ 12 RAchebO. Dem Rechtskonſulenten 
ſteht ein Beſchwerderecht auf Erhöhung 
des St. nicht zu 11814 

$ 13 Ziff. 3 RAGebO. Die Vergleichs⸗ 
gebühr des RA. errechnet ſich nach 
dem Wert derjenigen Anſprüche, die, 
auch über den eigentlichen ProzeßSt. 
hinaus, Gegenſtand des Vergleichs ſind 
67017 

Vergleichen ſich die Parteien nach Er⸗ 
ledigung der Hauptſache über die Ko⸗ 
ſten des Rechtsſtreits, ſo iſt der Ge⸗ 
genſtandswert des Vergleichs gleich 
der Summe der bis zur Erledigung 
der Hauptſache entſtandenen gericht⸗ 
lichen u. außergerichtlichen Koſten; daß 
den Parteien das Armenrecht bewil⸗ 
ligt iſt u. ſie tatſächlich keine Koſten 
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aufgewendet haben, bleibt außer Be⸗ 
tracht 674 28 
$ 13 RAckebd. Wird nach Teilaner⸗ 
kenntnisurteil ein Vergleich geſchloſſen, 
in dem auch für den bereits durch 
das Teilanerkenntnisurteil erledigten 
Teil des Klaganſpruchs Ratenzahlun⸗ 
gen vereinbart werden, ſo iſt der St. 
bez. des Vergleichs unter Einſchluß 
des Teilanſpruchs nach dem geſamten 
Klaganſpruch zu bemeſſen 116122 
St. feſtſetzung u. Gebührenberechnung im 
Vergleichs⸗ u. Konkursverfahren 11718 
3 54 Prpacht Scho. Gegen die St feſt⸗ 
ſetzung des LG. als Berufungsſtelle 
in Pachtſchutzſachen iſt Rechtsmittel 
nicht gegeben 1159 18 
St feſtſetzung beim Arb®. bei teilweiſer 
Klagrücknahme 133 2 
Bemeſſung des St. nach internat. Recht 
11751 
Der Wert des Streitgegenſtands iſt in 
Einbeitswertſachen für die Entſchädi⸗ 
gung nach freiem Ermeſſen, die Zu⸗ 
läſſigkeit der Rechtsbeſchwerde u. die 
Koſtenberechnung grundſätzlich u. in 
der Regel bis auf weiteres auf zehn 
vom Tauſend des ſtreitigen Einheits⸗ 
wertsbetrags feſtzuſetzen 1178 2 
Streupflicht 
Wenn einer Stadtgemeinde bekannt iſt, 
daß Kinder an einem öffentl. Brunnen 
häufig Waſſer umherſpritzen, dann muß 
ſie in einer Zeit, in der täglich mit 
Froſt in den Abendſtunden gerechnet 
werden muß, dafür ſorgen, daß auch 
abends noch, unter Umſtänden ſogar 
ſpät abends noch, eine gefährliche Eis⸗ 
bildung erkannt u. beſeitigt wird 3933 
Stundung 
Hypothekenprolongation iſt keine Kredit⸗ 
einräumung i. S. v. 8 8 Ziff. 1 Dev⸗ 
Not VO. v. 1. Aug. 1931 7601 1027 2 
Sühnetermin 
Die Anwaltsgebühr im ſtrafprozeſſualen 
S. 98 


Wenn ſich vor Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens die Parteien im S. ver⸗ 
gleichen, dann ſteht dem hierbei mit⸗ 
wirkenden RA. eine Gebühr in Höhe 
von 40 % für dieſe Tätigkeit zu 117411 

Sukzeſſivlieferungsvertrag 

§ 4 Vergl. findet beim Vorliegen eines 
uneigentlichen S. keine Anwendung 
1024 3 

Syndikat 4 

Von einem Kartell oder Syndikat einen. 
einzelnen Kunden eingeräumte Sonder⸗ 
preiſe ſind nicht gebundene Preiſe 
i. S. der 4. Not VO. v. 8. Dez. 1931 700 

Tabakſteuer N 

Nachtrag z. „Deutſchen T.recht”. Shrift- 
tum 234 y 

88 5, 6, 45 TabStG. Die in § 121 Tab- 
St Ausf Beſt. angegeb. Höchſtgewichts⸗ 
grenzen beziehen ſich auf den der Ver⸗ 
ſteuerung zugrunde gelegten Kleinver⸗ 
kaufspreis, ſie gelten auch dann, wenn 
der Herſteller, der gleichzeitig Klein⸗ 
händler iſt, die Zigaretten in den höhe⸗ 
ren Steuerklaſſen verſteuert, aber zu 
niedrigeren Preiſen an die Verbraucher 
abgibt 279 52 

Feingeſchnittener Rauchtabak iſt vom Her⸗ 
ſteller als Tabakerzeugnis nach 88 5, 
6, 91, 10 TabStG. a. F. auch dann 
zu verſteuern, wenn er zum Zwecke 
der Zigarettenherſtellung unverſteuert 
u. ohne ſteuerliche Überwachung an Zi⸗ 
garettenherſtellungsbetrieb abgegeben 
wird. Durch dieſe Zweckbeſtimmung 
wird er nicht zu einem „zur Herſtel⸗ 
lung von Tabakerzeugniſſen beſtimm⸗ 
ten Halberzeugnis“ i. S. v. 8 29 Tab- 
StG. 280 38 
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§ 66 TabSt®. a. F. Die bewußt unbe- 
fugte Eintragung eines höheren als 
des der Hebeſtelle angemeldeten u. 
von ihr zur Berechnung der T. zu⸗ 
grunde gelegten Kleinverkaufspreiſes 
in die ohne Angabe dieſes, alſo un⸗ 
fertig gelieferten Steuerzeichen iſt als 
Anfertigung unechter St.zeichen anzu- 
ſehen. Der Verfälſchung von St. zeichen 
macht ſich derjenige ſchuldig, der auf 
echten fertigen St.zeichen den von der 
Behörde handſchriftlich eingetragenen 
Kleinverkaufspreis entfernt u. ihn 
durch einen anderen Kleinverkaufspreis 
erſetzt. § 369a NRAbgd. ift gegenüber 
§ 66 TabStG. als das mildere Geſetz 
anzuſehen 25111 

§ 67a TabStG. n. F. bezieht ſich nur auf 
echte St.zeichen, während auf unechte 
St.zeichen § 66 TabStG. a. F. an- 
wendbar war u. jetzt 8 369 a RAUbgD. 
anwendbar iſt. Als zur Entrichtung 
der T. verwendbar können nur ſolche 
St.zeichen gelten, die der Herſteller 
von Tabakerzeugniſſen von der zuſtän⸗ 
digen Hebeſtelle bezogen hat. — Ver⸗ 
hältnis der nach dem Geſ. zur Ande⸗ 
rung des TabStG. v. 22. Dez. 1929 
in Betracht kommenden Strafvorſchrif⸗ 
ten zu den entſpr. Vorſchriften des 
TabStcö. a. F.: § 369 a RAID. ift 
gegenüber 8 66 TabStG. a. F. das 
mildere Geſetz, ſoweit er nicht auch 
den beſtraft, der ſich falſche St. zeichen 
verſchafft, um ſie als echte zu ver⸗ 
wenden. § 56 TabStG. a. F. ift mil- 
der als § 359 RAbgoO. Handelt es 
ſich um eine unter der Herrſchaft des 
TabStG. v. 1919/25 begangene Tat, 
für die nach § 7012 TabStG. bei — 
noch heute zuläſſiger — Widerlegung 
des Hinterziehungsvorſatzes nur Ord⸗ 
nungsſtrafe verhängt werden konnte, 
fo bedeutet das Gef. v. 22. Dez. 1929 
deshalb das härtere Gef., weil es die 
Möglichkeit einer Beſtrafung wegen 
fahrläſſiger Steuerverkürzung gemäß 
§ 367 RAbgD. eröffnet. Im Fall von 
Tateinheit zwiſchen St.hinterziehung 
oder einer Ordnungswidrigkeit mit 
wiſſentlicher Verwendung falſcher St.⸗ 
zeichen ift jetzt gem. § 383 II RAbgO. 
die Strafe nach § 73 StGB. zu be⸗ 
ſtimmen. Die T. einſchl. der Material⸗ 
St. ſind als Verbrauchsabgaben i. S. 
der RAbg O., insbeſ. des 8 35912 
RAbgO. anzuſehen 2458 

Zu den Begriffen „Einziehung“ i. S. v. 
§8 365, 370 RAbg O. ſowie 8 80 Tab- 
StG. u. „im Handel“ 2553 

Pfändbarkeit von Anſprüchen des Tabak⸗ 
verarbeiters gegen den Reichsſteuer⸗ 
fiskus auf Grund der Not VO. v. 
1. Dez. 1930 1972 352 2 

Tarif 

Tret auf der Grundlage der Recht⸗ 
ſprechung des RArbG. Schrifttum 1242 

§ 1 Tar VO. Zur Frage der Ausgleichs⸗ 
quittung. Es kommt nicht darauf an, 
in welcher Erklärungsform der Ver- 
zicht abgegeben iſt, ſofern ein nach den 
Umſtänden ungehöriger Druck ausgeübt 
iſt u. die Umſtände die Beſorgnis des 
Arbeitnehmers auch dem Arbeitgeber 
erkennbar machen, er habe bei Nicht⸗ 
abgabe der Verzichterklärung beſon⸗ 
dere Nachteile zu erwarten 692 

$ 1 Zar®D. Bedeutung einer T.ver- 
tragsbeſtimmung „Ein Verzicht auf 
tarifmäßige Entlohnung in irgend⸗ 
einer Form (Ausgleichsquittung oder 
Erlaß) ift rechtsunwirkſam“. — Regel- 
mäßige Abgabe einer Quittungsſchrift 
auf Lohnliſte, deren Kopf den Vermerk 
trägt, daß der Quittierende nach Emp- 
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fang des Betrages keine Anſprüche 
mehr habe u völlig abgefund. fei 703 

8 1 Tar VO. Eine Vereinbarung, in Bu- 
kunft regelmäßig Erlaßverträge über 
den verdienten Tlohn abzuſchließen, 
iſt nichtig. Der Arbeitnehmer kann 
aber am Schluß einer Lohnperiode 
wirkſam auf den verdienten Tlohn 
verzichten. Bei ausdrücklichen Willens⸗ 
erklärungen, die unter wirtſchaftlichem 
Druck abgegeben ſind, iſt ſtets zu prü⸗ 
fen, ob die Vorausſetzungen des § 123 
BGB. erfüllt find. In der Auslegung 
von Ausgleichsquittungen, als Urkun⸗ 
den typiſchen Inhalts, iſt die Revi⸗ 
ſionsinſtanz frei 4331 

8 1 Taro. Ein Arbeitgeberſpitzenver⸗ 
band ift nicht t.fähig, kann aber von 
Unterverbänden zum Taabſchluß bevoll⸗ 
mächtigt werden 5363 

8 1 Tar VO. Irrtum über die Verbind⸗ 
lichkeit mündlicher T.vereinbarungen 
1262 8 

8 1 Targo. Normativcharakter einer 
T.beſtimmung, wonach Zeitlohnarbei⸗ 
tern nach Maßgabe der Leiſtungen 
Leiſtungszulagen gewährt werden, de⸗ 
ren Ausmaß in dem jeweiligen Lohn⸗ 
abkommen geregelt iſt. Hat der Arbeit⸗ 
geber früher Leiſtungszulagen in be⸗ 
ſtimmter Höhe gewährt, ſo ſind dieſe 
weiter zu gewähren, ſofern der Arbeit⸗ 
geber nicht dartut, daß Anderung des 
Maßes der Leiſtungen eingetreten ſei 
12703 

§ 1 Zar®D. Arbeitsbedingungen von 
Zwiſchenmeiſtern, die als Arbeitnehmer 
anzuſehen find, können durch T.vertrag 
geregelt werden 1271 

$ 1 Tar O. Die freiwillige Unterſtellung 
eines Arbeitsverhältniſſes unter orts⸗ 
fremden T.vertrag erſtreckt ſich nicht 
auf die öffentlich⸗rechtlichen Wirkungen 
dieſes T.vertrages 12728 

§ 1 Targo. Keine Nachwirkung, wenn 
nicht bloß der T.bertrag ſelbſt, fon- 
dern auch ſein normativer Inhalt — 
die Urlaubsregelung — zeitlich be⸗ 
grenzt ſind. — Aus dem aufeinander⸗ 
folgenden Abſchluß mehrerer einzelner 
Jahresabkommen kann kein allgem. 
Satz abgeleitet werden, daß die Ar- 
beitnehmer jeweils Urlaubsanſpruch ha⸗ 
ben follen 1272 5 

§ 1 Targo. Tarifliche Feſtſetzung der 
Lehrlingsvergütung ſchließt die Ver⸗ 
einbarung eines beſonderen, vom Va⸗ 
ter des Lehrlings an den Arbeitgeber 
zu zahlenden Lehrgeldes nicht aus. 
Unwirkſam iſt die Lehrgeldvereinba⸗ 
rung, wenn ſie den Zweck hat, die un⸗ 
abdingbare Lehrlingsvergütung zu um⸗ 
gehen 12737 

$ 1 Targo. Zuläſſigkeit einer zwiſchen 
Arbeitgeber u. Angeſtellten getroffenen 
Vereinbarung über Kurzarbeit mit Ge⸗ 
haltsherabſetzung gegenüber einem T.⸗ 
vertrag 1284 24 s 

§ 1 Tar®D. Die Frage, mit welchen 
Kündigungsbedingungen ein T.vertrag 
geſchloſſen iſt, fällt zuſammen mit der 
Frage, welche zeitliche Herrſchaft den 
Arbeitsnormen des T.vertrages gu- 
kommt; ſie betrifft demnach die Rege⸗ 
lung der einzelnen Arbeitsverträge u. 
unterliegt der Nachprüfung in der 
Reviſionsinſtanz. — Ein Zuſatzabkom⸗ 
men zu T.vertrag kann eine beſondere, 
von dem Haupt. abweichende Kündi⸗ 
gungsbeſtimmung enthalten. Fehlt aber 
ſelbſtändige Beſtimmung über die zeit⸗ 
liche Geltung des Zuſatzabkommens, ſo 
iſt anzunehmen, daß die Geltung des⸗ 
ſelben mit der des Haupt T. zeitlich 
verknüpft fein ſoll 131759 


8 1 Taro. Die T.vertragsflaufel: „Die 
regelmäßige Arbeitszeit beträgt acht 
Stunden im Tag u. 48 Stunden in 
der Woche, in beiden Fällen ausſchließ⸗ 
lich der Pauſen“ begründet, wenn nicht 
der übrige Inhalt des T.vertrags 
weitergehenden Willen der T.parteien 
erkennen läßt, keinen unabdingbaren 
Anſpruch auf volle Beſchäftigung u. 
Entlohnung für die feſtgeſetzte Zeit, 
ſondern beſtimmt entſpr. der Arbeits⸗ 
zeitverordnung nur die regelmäßige 
Höchſtarbeitszeit 1285 25 

§ 1 Targo. Mehrere an dem Abſchluß 
eines T.vertrags beteiligte Arbeitneh⸗ 
merverbände ſind im Zweifel an die⸗ 
ſem Abkommen ſelbſtändig berechtigt 
u. verpflichtet; fie können es alfo auch 
ſelbſtändig kündigen. — 8 51 Arbzeit⸗ 
VO. läßt die Ausdehnung der Arbeits⸗ 
zeit nur durch T.vertrag zu. Betriebs- 
vereinbarung kann einem T.vertrag 
i. S. des 8 1 TarVoO., beffen Begriffs- 
beſtimmung für dieſen Ausdruck in 
§ 5 ArbgeitBO. allein maßgeblich ift, 
nicht gleichgeſtellt werden 1285 28 

58 1, 2 Tar VO. T.vertrag braucht keine 
Lohnregelung zu enthalten. Dieſe kann 
vielmehr anderweiter Feſtſetzung, ins⸗ 
beſ. bezirklichen oder örtlichen Sonder⸗ 
vereinbarungen vorbehalten fein. Erfolgt 
ſolche kollektive Sondervereinbarung 
nicht, ſo iſt Einzelvereinbarung im 
Arbeitsvertrag maßgebend. Echte T.⸗ 
konkurrenz nur gegeben, wenn Arbeits⸗ 
verhältnis gleichzeitig unter den zeit⸗ 
lichen, räumlichen, perſönlichen u. ſach⸗ 
lichen Geltungsbereich mehrerer T.ver- 
träge fällt. Daher nicht, wenn zwei 
Tarifverträge einander ergänzen wol⸗ 
len 1271 

§ 2 Taro. Für den Beginn der Mi- 
gemeinverbindlichkeit eines T.vertrags 
kann auch ein in der Vergangenheit 
liegender Zeitpunkt beſtimmt werden. 
Dem T.vertrag unterfallen dann auch 
Arbeitsverhältniſſe, die zwar zur Zeit 
des Erlaſſes der Allgemeinverbindlich⸗ 
keit erloſchen waren, aber nach dem 
Zeitpunkt, für den die Rückwirkung 
feſtgeſetzt iſt, noch beſtanden haben 
1274 8 

82 Tar®D. Für die Frage, ob Arbeits⸗ 
verhältnis in den räumlichen Gel⸗ 
tungsbereich eines T.vertrags fällt, ift 
ſowohl die Arbeitstätigkeit als auch 
ihre betriebliche Grundlage zu berück⸗ 
ſichtigen 12749 

Kein Einſpruchsrecht des Betriebsrats 
bei Verſtößen gegen die tarifvertrag⸗ 
lich feſtgeſetzten Anſtellungsgrundſätze 
1303 44 

Zum Begriff des Einzelhandels iſt nicht 
erforderlich, daß für ſeinen Betrieb 
offner Laden unterhalten wird. Der 
T. vertrag für den Großberliner Çin- 
zelhandel erfaßt auch ſolche Angeſtellte, 
die nicht in offenen Verkaufsſtellen 
beſchäftigt ſind, insbeſ. alſo Reiſende 
761! 

Zur Anwendbarkeit des T.vertrags für 
den Berliner Einzelhandel 7611 

Anwendbarkeit des Reichstarifvertrags für 
das Baugewerbe auf Neu- u. Erwei⸗ 
terungsbauten an Abzugsgräben, die 
keinen rein landwirtſchaftlichen Zweck 
verfolgen 10781 / 

T.vertrag der nordweſtlichen Gruppe des 
Vereins der Eiſen⸗ u. Stahlinduſtriel⸗ 
len. Sind Arbeitnehmer zur fortlau⸗ 
fenden Erledigung von Arbeiten an⸗ 
genommen u. wird mit ihnen von 
Fall zu Fall für jede einzelne Arbeit 
ein Akkord vereinbart, ſo bedarf es 
zur Anderung der Akkordvereinbarung 


nicht der Kündigung des geſamten Ar⸗ 
beitsvertragsverhältnis, ſondern nur 
ber innerhalb dieſes Arbeitsvertrags⸗ 
verhältniſſes beſtehenden beſondern, le⸗ 


diglich den Akkord betr. Vereinbarung 
1268 2 


Die Entſcheidung eines Haupttarifamts 
zu einem nicht mehr geltenden T.ver- 
trag hat damit ihren Geltungsbereich 
eingebüßt. Das Recht der Innungen, 
auf Lehrlingsſtreitigkeiten Einfluß zu 
nehmen, kann durch tarifvertragliche 
Regelungen nicht bejeit. werden 129738 

Tibeſtimmungen, die die Geltendmachung 
von Lohnrückſtänden an die Einhal⸗ 
tung beſtimmter Friſten u. Formen 
knüpfen, ſind rechtswirkſam 127612 

Wenn im Lauf des Arbeitsverhältniſſes 

für den Arbeitnehmer kraft ſeiner ſchon 
beſtehenden, aber dem Arbeitgeber un⸗ 
bekannten Organiſationszugehörigkeit 
ein T.vertrag in Wirkſamkeit tritt, 
durch den die Verpflichtung des Ar⸗ 
beitgebers erweitert wird, ſo kann der 
Arbeitnehmer ſich der Einrede der Arg⸗ 
liſt ausſetzen, wenn er ſolche tarifliche 
Anſprüche nachträglich geltend macht 
1275 10 

Die in 88 123, 124 Gewd. beſtimmten 
wichtigen Gründe“ für die friſtloſe 
Loſung eines Arbeitsverhältniſſes ſind 
zwingenden Rechts u. können durch 
Parteivereinbarung oder Tertrag 
nicht eingeſchränkt oder beſeitigt wer⸗ 
den 724 

Art. 159 RVerf. hindert den Arbeitgeber 

nicht daran, wegen der von ihm als 
unbillig empfundenen Höhe des T. 
lohns von ſeinem vertraglichen Kün⸗ 

„ Olgungstecht Gebrauch zu machen 435 2 

Läßt Tivertragsbeſtimmung eine Ber- 
längerung der Arbeitszeit „im Be⸗ 
darfsfalle“ zu, ſo braucht ſich der Be⸗ 
griff des Bedarfsfalles nicht auf einen 
vorübergehenden Bedarf zu beſchrän⸗ 
ken 1263 12 

Die durch T.vertrag vereinbarte Nege- 
lung der Arbeitszeit verdrängt mit 
öffentlich⸗rechtlicher Wirkung die nach⸗ 
giebigen Geſetzesnormen, die der Ver⸗ 
fügung der T.vertragsvarteien unter- 

liegen 126414 

Läßt Trertrag Arbeitszeitverkürzung u. 
entſpr. Lohnkürzung nach Ablauf der 
im Betrieb üblichen Kündigungsfriſt 
zu, ſo gilt dieſe Beſtimmung auch 
gegenüber Schwerbeſchädigten 128020 

$ 108 Rͤnappſchch. Bei Betrieben, für 
die T.verträge abgeſchloſſen worden 
lind, ſind bei Ermittlung des Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes nicht in allen Fäl⸗ 
ten die tariflichen Gedingelöhne der 
Lohnordnungen maßgebend. Dieſe kom⸗ 
men Bein dann nicht in Frage, 
wenn der T — wie im Ruhrgebiet — 
lediglich Mindeſtlöhne vorſieht. In 
ſolchem Fall bedarf es vielmehr ſtets 
der Feſtſtellung, welchen Lohn die in 
rage kommende Gattung von Arbei⸗ 

9 tern durchſchnittl. tatſächl. erzielt 2145 

Für die Einreihung von Gruppen von 
Serficherten eines T.gebiets, die dem 
Gehalts. nicht unterftehen, in eine 
der Gehaltsklaſſen d. 8 54 RatrnappſchGg. 
iſt, ſoweit die Neuberechnung von Ben- 
fon nach 8 2471 Rnappih®. oder 
ihre Berechnung nach § 248 I R- 
ſenaupſchch. in Frage ſteht, das durch⸗ 
ſchnitflich von dieſer Gruppe im Juli 
95924 bezogene Endgehalt maßgebend 

Auslegung des Beſchluſſes des Verwal- 
ungsausſchuſſes des Landesarbeits⸗ 
amta, durch den die in Betracht fom- 
menden Arbeiten als Notſtandsarbei⸗ 


Täuſchung 


Sachregiſter 


ten anerkannt worden ſind, u. zwar 
mit der Maßgabe, daß die Entlohnung 
nach dem Tiefbauarbeiter T. zu erfol⸗ 
gen hat. Berückſichtigung einer Aus⸗ 
kunft des Präs. des Landesarbeitsamts 
über den bei Erlaß des Beſchluſſes 
maßgebenden Willen des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes 3561 

Zur ſtrafrechtlichen Bedeutung der T- 
fähigkeit von Werkvereinen 922 

Die Not VO. v. 1. Dez. 1930 (Teil 2 
Kap. II § 5) ändert nichts am Grund- 
ſatz der Unabdingbarkeit des Tever⸗ 
trags. Iſt nur der Einzelarbeitsver⸗ 
trag zum Zweck der Lohnſenkung ge⸗ 
kündigt worden, der T.vertrag aber 
unverändert beſtehen geblieben, ſo kann 
das Einzelarbeitsverhaͤltnis nur zu den 
bisherigen T.ätzen fortgeſetzt werden 
12681 


Bei den gem. § 228 ArbBerm®. von 
ihr übernommenen Arbeitsnachweis⸗ 
angeſtellten iſt die Reichsanſtalt nicht 
T.beteiligte eines nach der Übernahme 
von dem bisherigen Arbeitgeber mit 
rückwirkender Kraft abgeſchloſſenen T.- 
vertrags 1288 30 


Taſchenmeſſer 


88 1, 3 Waffenmißbrauch VO. v. 25. Juli 
1930. T. kann nur dann ausnahms⸗ 
weiſe die Eignung einer Waffe i. S. 
der VO. erhalten, wenn ihm bei ſeiner 
Herſtellung eine von der ſonſt üblichen 
Beſchaffenheit abweichende, der verän⸗ 
derten Beſtimmung beſonders ange⸗ 
baßte äußere Geſtaltung gegeben iſt 
952 19 953 20 


Täterſchaft 


Grenzen ſtrafbarer T. u. Teilnahme 366 

Vom Weſen des Täters. Schrifttum 383 
argliſtige 

vgl. unter A. 


Tee 


Die Vo. über Inkraftſetzung der Zoll⸗ 
erhöhungen für Kaffee u. Tee vom 
20. Febr. 1930 iſt rechtsgültig. Als 
te Gi können nach Art. 2 
$ 3 dieſer BD. ſowohl der unmittel- 
bare Beſitzer wie der mittelbare Be⸗ 
ſitzer in Betracht kommen 285 43 


Teer 


Verkauf von T. ift auch umſatzſteuerfrei, 
wenn er durch ſteuerbegünſtigtes Elek⸗ 
trizitätswerk erfolgt, das nach dem neu⸗ 
zeitlichen Schwelverfahren eingerichtet 
iſt u. in dieſem den T. als Neben⸗ 
oder Zwiſchenerzeugnis gewinnt 276 24 


Teilnahme 


vgl. auch Beihilfe 
Grenzen ſtrafbarer Täterſchaft u. T. 366 


Teilungsplan 


Eine vom Prozeßgericht nach Ablauf der 
Monatsfriſt des 8 878 ZPD. erlaſſene 
einſtweil. Verfügung, wonach die Aus⸗ 
führung des T. bis zur rechtskräftigen 
Entſcheidung der inzwiſchen erhobenen 
Widerſpruchsklage zu unterbleiben hat, 
iſt für das Verſteigerungsgericht unbe⸗ 
achtlich 192 25 


Teilurteil 


Die Erlaſſung eines T. ſetzt voraus, daß 
über beſtimmten Teil des Klagan⸗ 
ſpruchs entſchieden wird mit der Wir⸗ 
kung, daß die Entſcheidung von dem 
weiteren Verlauf des Streits unter 
keinen Umſtänden mehr berührt wird. 
Die Feſtſtellung eines Anſpruchs durch 
Zwiſchenfeſtſtellungsklage hat zur Vor⸗ 
ausſetzung, daß das Rechtsverhältnis 
ein anderes ſei als das der Haupt⸗ 
klage zugrunde liegende. Wenn das 
BG. über einen durch ſelbſtändigen 
Antrag dem Gericht unterbreiteten An⸗ 
ſpruch durch Zwiſchenfeſtſtellungs T. ent- 
ſchieden hat, ſo iſt die Reviſion zuläj- 


el 


fig, auch wenn das Urteil ſeinem In⸗ 
halt nach auf Zwiſchenurteil über ein 
ſelbſtändiges Angriffs⸗ oder Verteidi⸗ 
gungsmittel hinausläuft 65013 

Wird nach TeilanerkenntnislI. Vergleich 
geſchloſſen, in dem auch für den be⸗ 
reits durch das TeilanerkenntnisU. er- 
ledigten Teil des Klaganſpruchs Raten⸗ 
zahlungen vereinbart werden, dann iſt 
der Streitwert bez. des Vergleichs 
unter Einſchluß des Teilanſpruchs nach 
dem geſamten Klaganſpruch zu bemeſ⸗ 
fen 1161 22 


Telegraphenanlage, Gefährdung einer 


($ 317 StGB.) 

Derjenige, der einen öffentlichen tele⸗ 
graphiſchen Feuermelder in Tätigkeit 
ſetzt, indem er den Handgriff entſpre⸗ 
chend weit herumdreht u. dadurch zu⸗ 
gleich einen den Handgriff im Ruhe⸗ 
zuſtand mit dem Gehäuſe des Feuer⸗ 
melders verbindenden u. durch eine 
mit dem Stadtwappen verſehene Blei⸗ 
plombe geſicherten Faden zum Zer⸗ 
reißen bringt, macht ſich der vorſätz⸗ 
lichen Gefährdung des Telegraphen- 
betriebs auch dann nicht ſchuldig, wenn 
durch das Betätigen der Alarmvor⸗ 
richtung der Feuermelder bis zum 
Wiederaufziehen außer Betrieb geſetzt 
wird. Wohl aber macht er ſich des 
Siegelbruchs in Tateinheit mit Beſchä⸗ 
digung von Gegenſtänden des öffent⸗ 
lichen Intereſſes ſchuldig 506 30 


Terraingeſellſchaft 


Wenn auch im allgem. bei Grundſtücks⸗ 
verkäufen u. ähnlichen bedeutſamen 
Vermögensgeſchäften dem Zeitablauf 
für ſich allein, ſofern nicht Verjährung 
Platz greift, keine rechtsvernichtende 
Kraft beizulegen ift, kann für T., die 
den An⸗ u. Verkauf von Grundſtücken 
gewerbsmäßig betreiben, andere Beur⸗ 
teilung in Frage kommen 413 

Sind ſämtliche Anteile einer T. in einer 
Hand vereinigt worden, jo daß der 
Veräußerer der letzten Anteile nicht 
auf Grund des § 3 GrErwStG. her⸗ 
angezogen werden kann, ſo kommt Ver⸗ 
anlagung nach 81 GrErwStch. i. Verb. 
mit § 5 RAbgO. in Betracht 2122 


Textilzeitung 


vgl. unter Z. 


Theater 


Handbuch des deutſchen Th., Filme, 
Mujit- u. Artiſtenrechts. Schriftt. 856 

Kontrahierungszwang der Th.unterneh⸗ 
mungen beſteht nicht, auch nicht bei 
aus öffentlichen Mitteln unterſtützten 
Th.; es ſei denn, daß die Konzeſſions⸗ 
erteilung entſprechende Auflage enthält 
oder daß durch die Weigerung die 
Folgen des $ 826 BGB. erfüllt wer⸗ 
den. Dies ift insbeſ. bei Verweigerung 
des Eintritts gegenüber Thekritikern 
zu prüfen 8621 


Thüringen 


Die Berufstätigkeit des Anwaltsnotars 
ſtellt ſich als Ausübung eines freien 
Berufs dar. Die thüringiſchen Notare 
unterliegen deshalb der Gewerbeſteuer 
139 4 


5 23 ThürWegech. Der Nießbraucher iſt 
zur Straßenreinigung als Anlieger 
verpflichtet, auch wenn ortsgeſetzlich 
nur die anliegenden Grundſtückseigen⸗ 
tümer für reinigungspflichtig erklärt 
ſind. — Ob Grundſtück, das an einem 
Abhang liegend mit ſeinem obern Teil 
an eine Straße angrenzt, als „anlie⸗ 
gend“ u. der Eigentümer daher als 
reinigungspflichtig anzuſehen iſt, hängt 
von den Umſtänden des Falls ab 8242 


Tiefbau 


Auslegung des Beſchluſſes des Verwal- 
11 


82 


tungsausſchuſſes des Landesarbeits⸗ 
amts, durch den die in Betracht fon- 
menden Arbeiten als Notſtandsarbei⸗ 
ten anerkannt worden ſind, und zwar 
mit der Maßgabe, daß die Entlohnung 
nach dem T.arbeitertarif zu erfolgen 
hat. Berückſichtigung einer Auskunft 
des Präſidenten des Landesarbeits⸗ 
amts über den bei Erlaß des Be- 
ſchluſſes maßgebenden Willen des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes 3561 
Tierarzt 

Abzüge, die eine die Forderungen ihrer 
Mitglieder einziehende tierärztliche Ver⸗ 
rechnungsſtelle von den eingehobenen 
Beträgen macht, bilden inſoweit, als 
ſich die Leiſtungen der Stelle als Son⸗ 
derleiſtungen darſtellen, grundſätzlich 
umſatzſteuerpflichtige Entgelte 276 2° 

Todesſtrafe 

Goethe und die T. 842 
Tonfilm 

vgl. unter Film 
Totſchlag 

Unterſuchungsergebniſſe an Totſchlägern. 
Schrifttum 385 

Tötung, fahrläſſige 

durch Kraftfahrzeug vgl. unter K. 

88 222, 230 StGB. Wird der Kauſalzu⸗ 
ſammenhang zwiſchen dem fahrläſſigen 
Verhalten einer Perſon u. dem hieran 
ſich ſchließenden rechtswidrigen Erfolg 
ſchon durch die bloße Möglichkeit aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Erfolg auch bei 
pflichtgemäßem Verhalten eingetreten 
wäre? 41115 

88 222, 230 StB. Zur Annahme des 
Kauſalzuſammenhangs zwiſchen einer 
reinen Unterlaſſung und einem rechts⸗ 
verletzenden Erfolg iſt ausreichend, 
aber auch erforderlich das Beſtehen 
einer an Gewißheit grenzenden Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit, das bei pflichtgemäßem 
Verhalten der rechtsverletzende Erfolg 
nicht eingetreten wäre 41316 

88 222, 230 StGB. Denjenigen, der 
durch ſein Verhalten ſelbſt den Anlaß 
zu Mißverſtändnis geſchaffen hat, das 
die Gefahr eines ſtrafbaren Erfolgs 
begründet, trifft die Rechtspflicht, die⸗ 
ſem Mißverſtändnis mit Sicherheit vor⸗ 
zubeugen. Die Annahme des Kauſal⸗ 
zuſammenhangs zwiſchen fahrläſſiger 
Unterlaſſung, die in Beziehung zu vor⸗ 
ausgegangenem Tun ſteht, und dem 
rechtsverletzenden Erfolg wird nicht 
ſchon durch den bloßen Zweifel daran, 
ſondern erſt durch die an Gewißheit 
grenzende Wahrſcheinlichkeit ausge⸗ 
ſchloſſen, daß das pflichtgemäße Ver⸗ 
halten des Täters ohne Erfolg ge⸗ 
blieben wäre 94713 

88 222, 230 StGB. Hat Bauunternehmer 
Verpflichtung übernommen, für die Er⸗ 
füllung der verkehrspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften zu ſorgen, ſo braucht er zwar 
nicht jederzeit an allen Arbeitsſtellen 
die Einhaltung der gebotenen Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln zu überwachen, darf 
aber bei Auswahl ſeiner Stellvertreter 
nur ſolche Perſonen zu Bauleitern be⸗ 
ſtimmen, die zur ſelbſtändigen Leitung 
und Beaufſichtigung der Arbeiten ge⸗ 
eignet und über ihre damit verbunde⸗ 
nen Obliegenheiten derart unterrichtet 
ſind, daß ſie hinreichende Gewähr für 
die Verhütung drohender Verkehrs⸗ 
unfälle bieten. Der verantwortliche 
Bauleiter iſt vermöge ſeines Berufs 
zu erhöhter Aufmerkſamkeit verpflich⸗ 


tet und hat für die zur Berufsaus⸗ 


übung an dieſer Stelle erforderliche 
Kenntnis, Umſicht und Erfahrung ein⸗ 
zuſtehen, die Vermeidung der mit ſol⸗ 


Sachregiſter 


cher Betätigung verbundenen Gefahren 
ermöglicht 800 20 
88 222, 230 StGB. Wer Verkehrsgefahr 
begründet, gleichgültig ob mit oder 
ohne Verſchulden, iſt rechtlich ver⸗ 
pflichtet, ſie zu beſeitigen, wenn er da⸗ 
zu imſtande iſt. Dementſprechend muß 
der Beſitzer eines ſtörriſchen Pferdes, 
das nicht mehr von der Stelle zu 
bringen iſt, entgegenkommende Wege⸗ 
benutzer rechtzeitig warnen, gegebenen⸗ 
falls durch Aufſtellung eines Poſtens 
801 21 
Transportgefährdung 
88 230, 316 StGB. Der Grundſatz, daß 
für Kraftfahrer die zuläſſige Fahrge⸗ 
ſchwindigkeit von dem Maße der Über⸗ 
ſichtlichkeit der Fahrbahn abhängt, gilt 
auch für den Fahrer eines nicht auf 
beſonderem Bahnkörper fahrenden 
Straßenbahnzuges 81113 
Trennung von Strafſachen 
Beſchlüſſe über T. des Verfahrens gegen 
Mitangekl. und über Verbindung zum 
Zwecke gleichzeitiger Verhandlung durch 
das erk. Gericht unterliegen nicht der 
Beſchwerde, weil ſie in innerem Zu⸗ 
ſammenhang mit der Urteilsfällung 
ſtehen 96213 
Zuläſſigkeit der Vernehmung eines Mit⸗ 
angeklagten als Zeuge, wenn er durch 
Abtrennung des Verfahrens gegen ihn 
als Angekl. ausgeſchieden iſt. Irrevi⸗ 
ſibilität der im Ermeſſen des Tatrich⸗ 
ters liegenden Entſcheidung über Ver⸗ 
bindung u. T. mehrerer St. 4049 
Treu und Glauben 
bez. § 242 BGB. vgl. auch unter Auf- 
wertung 
Schweigen als Zuſtimmung: Wer nicht 
alsbald nach Erhalt einer Faktura 
über angeblich beſtellte Ware und wie⸗ 
wohl er wußte oder wiſſen mußte, daß 
der Abſender irrtümlich von der An⸗ 
nahme einer Beſtellung ausgegangen 
ſei, den Abſender darauf aufmerkſam 
macht, daß verbindliche Beſtellung nicht 
vorliege, muß es ſich nach T. u. G. ge⸗ 
fallen laſſen, daß die Beſtellung als 
von ihm genehmigt gilt 7681 
8 242 BGB. Der Verpächter, der längere 
Zeit unbeanſtandend verſpätete Pacht⸗ 
zahlungen entgegennimmt, muß, wenn 
er von einem ihm bei Zahlungsver⸗ 
ſpätungen zuſtehenden Kündigungs⸗ 
recht Gebrauch machen will, den Päch⸗ 
ter hierauf aufmerkſam machen 10413 
8 242 BGB. findet auf dingliche Ver- 
pflichtungen keine Anwendung, berech⸗ 
tigt auch nicht zum Eingriff in ver⸗ 
tragliche Bindungen 1041 
Anwendung der Grundſätze von T. u. G. 
auf dem Gebiete des Dienſtentlaſſungs⸗ 
verfahrens nur mit äußerſter Zurück⸗ 
haltung; daher Auſpruchsverwirkung 
des Beamten grundſätzlich abzulehnen 
49119 
86 Prͤlein BG. von 1892. Anwendbar⸗ 
keit des 8242 BGB. auf den miets⸗ 
ähnlichen Beſtandteil des Zuſtimmungs⸗ 
vertrags. Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
hierfür. Art und Weiſe der Anwen⸗ 
dung des 8 242 BGB. 5227 
Wegerecht. Auch Verträge des öffentl. 
Rechts ſind ſo auszulegen, wie T. u. 
G. mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
es erfordern 9711 
Treuhand 
vgl. auch unter Wirtſchaftsprüfer 
Die treuhänderiſche Übertragung u. Ver⸗ 
waltung von Körperſchaftsrechten, ins⸗ 
beſondere von Aktien, Kuxen und 
GmbH.-Anteilen. Schrifttum 1003 
Rechtsanwalt iſt dann nicht von der 
Prozeßführung vor dem ArbG. aus- 


geſchloſſen, wenn er durch fog. Liqui⸗ 
dationstreuhandvergleich von den In⸗ 
habern oder geſetzl. Vertretern einer 
in Zahlungsſchwierigkeiten geratenen 
Firma im Einverſtändnis mit ihren 
Gläubigern zwecks deren anteilsmäßi⸗ 
ger Befriedigung aus dem vorhande⸗ 
nen Vermögen zum Treuhänder be⸗ 
ſtellt iſt. In ſolchen Fällen handelt 
der Treuhänder vor Gericht weder als 
Bevollmächtigter noch als Beiſtand der 
Firma, ſondern kraft der ihm einge⸗ 
räumten Stellung im eigenen Namen 
mit unmittelbarer Wirkung für das 
1 o der Firma und dieſe ſelbſt 


Fließen dem Arbeitnehmer die ihm ge⸗ 
zahlten Geldſummen nicht als freies 
Eigentum zu, iſt er vielmehr durch 
T.verhältnis gebunden derart, daß er 
das Recht an dem betr. Teil ſeiner 
Bezüge zwar im eigenen Namen aus- 
üben, aber nicht zu ſeinem Vorteil ge⸗ 
brauchen durfte, ſo iſt das wahre Recht 
an dieſem Teil des ausgezahlten Gel⸗ 
des und auch ſchon der Anſpruch auf 
Auszahlung beim Arbeitgeber verblie⸗ 
ben, und er darf der Pfändung kraft 
eines die Veräußerung hindernden 
Rechts nach 8 771 ZPO. widerſprechen 
725 2103 

Zur Frage des Widerſpruchsrechts i. S. 
des 8 771 BPO. des Treuhänders, 
dem die Aktiva des Schuldners über⸗ 
eignet find 7587 

Tropendienſt 

Die Anerkennung von Tbbeſchädigung 
enthält nicht auch die Anerkennung 
von Kriegsdienſtbeſchädigung 5383 

Tſchechoſlowakei 
ee Geſetzgebung in der 
32 

Das gerichtliche Ausgleichsverfahren mit 
Berückſichtigung der in den auswär⸗ 
tigen, insbeſ. der in den verſchiedenen 
Gebieten der ehemals öſterr.⸗ungar. 
Monarchie derzeit geltenden Geſetze. 
Jugoflawiſches und tſchechoſlowakiſches 
Recht. Schrifttum 163 

Tſchechoſlowakiſches ArbGG. v. 4. Juli 
1931. Schrifttum 1245 

überbau 

88 912 ff. BGB. Die Vorſchriften über 
den U. finden keine Anwendung auf 
die Grunddienſtbarkeit 1047 10 

berſetzung 

vgl. auch unter Dolmetſcher 

Abſchn. 5 RAGeb O. hat nicht die Bedeu- 
tung, daß der RA. Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung nur der dort in §8 76, 78 be- 
ſonders bezeichneten Auslagen gegen 
die von ihm vertretene Partei hat, 
vielmehr hat der RA. nach $ 670 BGB. 
Anſpruch auf Erſtattung aller Auf⸗ 
wendungen, die er den Umſtänden nach 
für erforderlich halten darf, auch Ur 
koſten 1165 51 

Übertretungen 

Pol StGB. für Bayern u. Ü.abſchnitt des 
StGB. Schrifttum 388 > 

§ 313 StPO. Für die Frage, ob Ü. ben 
Gegenſtand des Urteils bildet, iſt nicht 
die Anklage allein, ſondern auch der 
Inhalt des Urteils maßgeblich 963 17 

übermweifung durch Bank 

vgl. unter B. 

Umſatzſteuer 

U.geſetz. Schrifttum 234 

Die Anderungen des U.recht3 durch die 
NotVO. v. 8. Dez. 1931. Schrift⸗ 
tum 1003 

§ 1 UmjStd. In Bayern geſchieht die 
Haltung eines Zuchtbullens durch die 
Gemeinde kraft Geſetzes im Rahmen 


der den Gemeinden obliegenden öffent⸗ 

lichen Aufgaben u. ift daher u. frei 10803 

sl Nr. 1 UmſStch. Wenn Eierverwer⸗ 
tungsgenoſſenſchaft Eier, die ſie von 
ihren Mitgliedern bezieht, vor der Wei⸗ 
terlieferung an ihren Abnehmer ſor⸗ 
liert, durchleuchtet, nach Farbe u. Ge⸗ 
wicht zuſammenſtellt u. verpackt, ſo 
gehen dieſe Handlungen über den Rah⸗ 
men der Beförderung hinaus 1080 

$1 Nr. 1 Umiste. Stadtgemeinde iſt 
mit den Einnahmen aus dem Betrieb 
einer ſtädt. Handelsſchule, die für kauf⸗ 
männiſche Lehrlinge die Pflichtfortbil⸗ 
dungsſchule erſetzt, nicht u. pflichtig 10281 
91 Nr. 1, 3 Nr. 3. Verkauft Stadt⸗ 
gemeinde nicht nur gelegentlich Grund⸗ 
ſtücke, ſo ſind dieſe Verkäufe regel⸗ 
mäßig Ausfluß einer nachhaltigen ge⸗ 
werblichen Tätigkeit u. auch dann u.⸗ 
pflichtig, wenn einzelne Verkäufe an 
gemeinnützige Unternehmer erfol⸗ 
gen 10803 

88 1 Nr. 1, 2 Nr. 2 UmjSt®. Das jähr⸗ 
liche Entgelt, das bei Verpachtung von 
Domänen der Pächter für die über⸗ 
laſſung des „eijernen Inventars“ zu 
zahlen hat, ift auch dann. upflichtig, 
wenn im Pachtvertrag das „eiſerne 
Juventar“ mit beſtimmtem Kapital⸗ 
betrag angeſetzt u. das Entgelt als 
Zins von dieſem Kapitalbetrag be⸗ 
rechnet worden ift 10816 

FA Nr. 1 UmfSt®. Die entgeltliche Ver⸗ 
äußerung des gewerblichen Unterneh⸗ 
mens im ganzen iſt als letzter Akt der 
gewerblichen Tätigkeit des Veräußerers 

„grundſätzlich u.pflichtig 27421 

SS 1 Nr. 1, 2 Nr. 2 u. 7 Umf&t®. Gibt 
Kundenkreditgeſellſchaft, die von Ein⸗ 
zelgeſchäften gegründet worden iſt, um 
den Einkauf in den der Geſellſchaft 
angeſchloſſenen Geſchäften zu erleich⸗ 
tern, an kreditſuchende Verbraucher 
Zahlungsanweiſungen aus, die dieſe 
eim Einkauf in Zahlung geben konnen, 
fo ift der Teilbetrag, den die Kredit⸗ 
geſellſchaft ihren Geſellſchaftern bei 
Einlöſung der Zahlungsanweiſungen 
abzieht, u. pflichtig 275 22 

$1 Nr. 1 Umit. Beglaubigt preuß. 
Notar die Unterſchrift unter dem zu 
dieſem Zweck von ihm felbft gefertig⸗ 
ten Entwurf einer Urkunde, ſo iſt er 
nur ſteuerpflichtig, ſoweit er hierfür 
mehr als die für die Beglaubigung 
beſtimmte Gebühr erhebt 6862 

981 Nr. 1, 2 Nr. 5 Umie. Schlepp⸗ 
löhne find in der Binnenſchiffahrt u.- 
pflichtig, wenn der Schleppſchiffahrts⸗ 
unternehmer nicht Betriebsunterneh⸗ 
mer i S. des BefördStch. ift. Die 
Sparprämie, die bei der Brikettfabrika⸗ 
tion dem Herſteller von ſeinem Auf⸗ 
fraggeber für die Erzielung von Er⸗ 
ſparniſſen bei der Verwendung des 
ihm gelieferten Peches gezahlt wird, 
ilt Teil des u.pflichtigen Werklohns. 
ird bei der Lieferung von Kohle 
durch die Zeche an verarbeitendes Werk 
vereinbart, daß das Werk auf Aufor⸗ 
dern der Zeche bei der Verarbeitung 
gewonnene Produkte teilweiſe zu im 
voraus feſtgeſetzten Preiſen wieder an 
teje zu liefern hat, ſo liegen in der 
zieferung der Kohle u. in der Ab⸗ 
lieferung von Pech u. Ol zwei ge⸗ 
trennte wirtſchaftliche Vorgänge, von 
denen jeder u pflichtig ift 10282 

Abzüge, die eine die Forderungen ihrer 
Mitglieder einziehende tierärztliche Ver⸗ 
zechnungsſtelle von den eingehobenen 
‚cträgen macht, bilden inſoweit, als 
ſich die Leiſtungen der Stelle als Son⸗ 


Sachregiſter 


derleiſtungen darſtellen, grundſätzlich 
u.pflichtige Entgelte 276 25 
3 Nr. 2 UmİStG. Abgabe von Mb- 
dampf zu Heizungszwecken durch ſtädt. 
Elektrizitätswerk ift u. frei. Auslegung 
von Befreiungsvorſchriften 275 23 
§ 3 Nr. 2 Umjöte. Verkauf von Teer 
ift auch u.frei, wenn er durch ſteuer⸗ 
begünſtigtes Elektrizitätswerk erfolgt, 
das nach dem neuzeitlichen Schwelver⸗ 
fahren eingerichtet iſt u. in dieſem den 
Teer als Neben⸗ oder Zwiſchenerzeug⸗ 
nis gewinnt 276 24 
Vergütungsanſpruch nach § 4 Umjste. 
ſteht dem Unternehmer nicht zu, der 
im Ausland jungen, noch der Nachreife 
bedürftigen Käſe erworben u. dieſen 
erſt nach einer im weſentlichen in be⸗ 
ſonderer Lagerung beſtehenden, die 
Nachreife bezweckenden Behandlung in 
ausgereiftem Zuſtand ins Ausland ge⸗ 
liefert hat 27726 
T UmfSt. Die Weiterlieferung des 
Gegenſtands unter Beigabe von Zu⸗ 
gabegegenſtänden durch den Zwiſchen⸗ 
händler braucht nicht Lieferung eines 
anderen Gegenſtands oder eines Ge⸗ 
genſtands anderer Art zu fein 277 27 
88 7, 8 UmfSt®. Der Umſtand, daß in 
dem Bezugspreis einer Zeitſchrift ein 
Verſicherungsbeitrag (Verſicherung der 
Bezieher) mitenthalten iſt, ſteht einer 
Ufreiheik des Zeitſchriftenvertriebs 
nicht entgegen 9011 
§ 8 I UmiSt6. Wenn Gewerbetreiben— 
der Notſtandsarbeiten i. S. von 8 5 
der Beſt. v. 30. April 1925 für Kör⸗ 
perſchaften des öffentl. Rechts als Un⸗ 
ternehmer ausführt, ſo ſind bei ihm 
die Arbeitslöhne, die er von der ber- 
einnahmten Vergütung an Erwerbs⸗ 
loje aahi, nicht durchlaufende Poſten 


§ 8 Nr. 1 UnfStG. Bei Veräußerung 
eines mit privatrechtlicher Reallaſt be⸗ 
laſteten Grundſtücks bildet der Kapital⸗ 
wert der Reallaſt einen Beſtandteil des 
u. pflichtigen Entgelts. Als Zeitpunkt 
der Vereinnahmung dieſes Entgelts iſt 
der übergang des Eigentums an dem 
belaſteten Grundſtück anzuſehen 10817 
8 Nr. 6 UmjSt®. Beförderungskoſten 
ſind auch dann vom Leiſtungsverpflich⸗ 
teten in Rechnung geſtellt, wenn fie 
von ihm bei der einzelnen Lieferung 
frei Beſtimmungsort im Geſamtpreis 
der Ware zwar beſonders, aber mit 
einem dem Empfänger erkennbaren ab- 
gerundeten Annäherungsbetrag berech⸗ 
net werden 27728 
$ 13 UmjStG. Der Aufzeichnungspflicht 
kann genügt ſein, wenn der ſteuer⸗ 
pflichtige Eigenhändler, weil er ſich für 
Agenten hält, erkennbar jeweils nur 
Proviſionen, dieſe aber fortlaufend u. 
richtig aufzeichnet 278 29 


un 
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Unedele Metalle, Gef. über den Verkehr mit 


§ 17. Im Fall des Diebſtahls eines Ge- 
genſtands aus u. M. iſt auch 8 242 
StGB. anwendbar. Ein Gegenſtand 
dient zum öffentl. Verkehr, ſobald er 
dieſem Zweck gewidmet iſt, gleichviel, 
ob er ſchon in Betrieb genommen iſt 
oder nicht 348 12 


Unerlaubte Handlung 


vgl. auch bez. $ 831 BGB. unter Her- 
richtungsgehilfe, § 836 BGB. unter 
Gebäudeeinſturz, § 839 BGB. unter 
Amtspflichtverletzung 

§ 823 BGB. Die Annahme einer Fahr⸗ 
läſſigkeit erfordert nicht, daß der Täter 
angenommen hat, daß die Sache ſo 
verlaufen würde, wie fie dann ver- 
laufen iſt, es genügt vielmehr, daß 
dieſe Möglichkeit zwar nur ſelten, u. 


183 


ausnahmsweiſe eintreten mochte, aber 
doch erkennbar war u. nicht jenſeits 
aller Erfahrung lag. Die Vorſchriften 
einer Berufsgenoſſenſchaft ſind der Nie⸗ 
derſchlag der allg. Erfahrung über die 
Gefährlichkeit einer Handlung. Es be⸗ 
deutet Außerachtlaſſung der erforderl. 
Sorgfalt, wenn Berufstätiger die Vor⸗ 
ſchriften nicht kennt oder nicht beachtet, 
falls er einmal eine in ſein Fach 
ſchlagende Arbeit nicht zu Erwerbs⸗ 
zwecken ausführt 9343 

88 823 ff. BGB. Kaufmann, der ſich 
gegen den von einem anderen ver- 
aulaßten Schein, als habe er für die 
Verpflichtungen des anderen eine Ga⸗ 
rantie übernommen, trotz Kenntnis 
dieſer Sachlage nicht ausdrücklich 
wehrt, vielmehr die täuſchende Wir- 
kung bewußt fortbeſtehen läßt, tritt 
dadurch zu der getäuſchten Perſon nicht 
in ein Vertragsverhältnis. In ſolchen 
Fällen kommt nur d. Tatbeſtand einer 
u. H. in Betracht. Beſondere Umſtände 
können die Rechtspflicht zu einem auf⸗ 
klärenden Eingreifen begründen 3955 

3 823 BOB. Eigentumsverletzung iſt auch 
die Verfügung über das Eigentums⸗ 
recht, insbeſ. die wirkſame Belaſtung 
eines Grundſtücks durch die Verfügung 
eines Nichtberechtigten od. nur Schein⸗ 
berechtigten unter der Einwirkung des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs. 
Ort der Begangenſchaft einer u. H. 
(8 32 PH.) ift auch der Ort, wo ſich 
der beabſichtigte rechtswidrige Erfolg 
vollzogen hat 9572 

5823 BGB. Der RA. haftet f. Abhan⸗ 
denkommen der Garderobe ſeiner Be⸗ 
ſucher 11701 

8823 BGB. Schuldhaft handelt, mag 
auch die Straße nicht geſperrt ſein, 
der Kraftfahrer, der, anſtatt ſeine Fahrt 
kurz zu unterbrechen, in eine durch 
eine Menſchenmenge bei Gelegenheit 
einer Geſchwindigkeitsprüfung gebildete 
ſchmale Fahrtlinie hineinfährt, obwohl 
er mit dem Entgegenkommen eines 
an der Prüfung beteiligten Kraftfahr⸗ 
zeugs rechnen muß 11378 

85823 ff. BGB. Kraftwagenführer kann 
nur dann wegen überlaſſung der Füh⸗ 
kung an anderen auf Schadenserſatz 
in Anfpruch genommen werden, wenn 
für ihn nicht nur die Möglichkeit, ſon⸗ 
dern auch Rechtspflicht beſtand, den 
anderen von der Lenkung auszuſchlie⸗ 
ßen 7761 

§ 823 BGB. Gefälligkeitsfahrt⸗Haftung 
des“ Führers u. Halters eines Kraft⸗ 
fahrzeugs, wenn dieſes mangelhaft u. 
nicht mehr betriebsſicher iſt, der Fahr⸗ 
gaſt die Mängel nicht gekannt hat, 
wohl aber der Führer, wenn ferner 
der Führer beim Fahren die Mängel 
nicht beachtet hat u. dadurch der 
Schaden entſtanden iſt 8098 

5823 BGB. Vorausſetzungen f. Scha⸗ 
denserſatzanſpruch des Kraftwagenhal⸗ 
ters gegen d. Wegebaupflichtigen 81011 

8 823 BGB. Wer Weg der öffentlichen 
Benutzung widmet, darf nicht nur mit 
vorſichtigen Wegebenutzern rechnen, er 
darf deshalb auch keinen Zuſtand des 
Wegs dulden, der nur bei vorſichtiger 
Benutzung ungefährlich, bei unvorſich⸗ 
tiger Benutzung aber gefährlich iſt 
10391 

88 823, 826, 839 BGB. Die Ausübung 
der dem Kammervorſtand obliegenden 
Aufſichtspflicht iſt nicht ſittenwidrig. 
Der RA, dem der Kammervorſtand 
unter Mißbilligung ſeines Verhaltens 
die Erwartung ausſpricht, daß er zu 
Unrecht zurückbehalt. Beträge an ſeine 


Aike 
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Partei auszahlt, hat, nachdem er die⸗ 
ſer Aufforderung nachgekommen iſt, 
keinen Anſpruch gegen die Anwalts⸗ 
kammer 11531 

8826 BGB. Die guten Sitten in der 
arbeitsrechtlichen Rechtſprechung nach 
dem Kriege. Schrifttum 1242 

8826 BGB. Die bloße Tatſache, daß je⸗ 
mand durch betrügeriſche Handlung 
veranlaßt worden iſt, Anteile einer 
GmbH. zu erwerben, rechtfertigt Scha⸗ 
denserſatzanſpruch noch nicht, wenn die 
Gmbh. zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
noch aktiv war u. ihr Zuſammenbruch 
durch die allgemeine wirtſchaftliche Lage 
herbeigeführt iſt. Wer nach ſolchem 
Erwerb die Geſchäfte der GmbH. nach 
Aufdeckung des Sachverhalts aus freiem 
Entſchluß weiterführt, muß auch das 
fernere Riſiko auf ſich nehmen 392? 

8826 BGB. Zur Frage der Kredittäu⸗ 
ſchung 397 6 

§ 826 BGB. Auch die Außerachtlaſſung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
kann in beſonders gearteten Fällen 
einen Verſtoß gegen die guten Sitten 
enthalten u. auch hierbei kann ſich 
der Handelnde ebenſogut der Möglich— 
keit des Eintritts einer Vermögens⸗ 
beſchädigung bewußt ſein, wie in dem 
Fall argliſtigen Handelns 9375 

§ 826 BGB. Die Abtretung einer Forde- 
rung an vermögensloſe Perſon ver⸗ 
ſtößt gegen die guten Sitten, wenn 
ſie nur behufs Einziehung der For⸗ 
derung f. den Abtretenden u. in der 
Abſicht geſchieht, dem Gegner im Falle 
ſeines Obſiegens die Einziehung der 
Koſten unmöglich zu machen 12068 

88 826, 852 BGB. Die Erhebung einer 
unbegründ. Forderung iſt nicht dann 
immer ſittlich einwandfrei, wenn der 
Fordernde glaubt, für ſie einen unan⸗ 
fechtbaren Rechtstitel zu haben. Viel⸗ 
mehr kann jener Glaube den Fordern- 
den dann nicht vor dem Vorwurf eines 
Verſtoßes gegen die guten Sitten 
ſchützen, wenn gegenüber dem Vor⸗ 
gehen, wodurch er die Forderung er⸗ 
worben zu haben vermeint, ſelbſt jener 
Vorwurf gerechtfertigt iſt. Es handelt 
ſich dann nur um eine Fortſetzung des 
damaligen unſittlichen Handelns 938 6 

Kontrahierungszwang der Theaterunter⸗ 
nehmungen beſteht nicht, auch nicht 
bei aus öffentlichen Mitteln unterſtütz⸗ 
ten Theatern; es ſei denn, daß die 
Konzeſſionserteilung entſprechende Auf⸗ 
lage enthält od. daß durch die Weige⸗ 
rung die Folgen des § 826 BGB. er- 
füllt werden. Dies iſt insbeſ. bei Ver⸗ 
weigerung des Eintritts gegenüber 
Theaterkritikern zu prüfen 8621 

Der nach 88 842, 843 BGB. wegen Min⸗ 
derung der Erwerbsfähigkeit zu er⸗ 
ſetzende Schaden iſt nicht zu ermitteln 
auf der Grundlage der abſtrakten Er⸗ 
werbsfähigkeit des Arbeitskapitals, ſon⸗ 
dern auf der Grundlage des nach Lage 
des Einzelfalls ſich ergebenden Ver⸗ 
dienſtausfalles 1249? 

88 843 ff. BGB. Wie berechnet fich der 
Schaden, wenn der durch einen Unfall 
erwerbsunfähig gewordene Verletzte 
Renten- od. Verſicherungsleiſtungen v. 
einem Dritten erhält? 25 

Der Schadenserſatzanſpruch im Falle des 
8 1542 RBO. 772 

Der Übergang nach 8 1542 RVO. trifft 
nicht den Anſpruch auf Schmerzens⸗ 
geld 7815 

8843 BGB. Der Berechnung des Ver- 
dienſtausfalls iſt der Bruttolohn des 
Verletzten zugrunde zu legen 808 ® 


Sachregiſter 


Der Anſpruch des durch u. H. Verletzten 
auf Feſtſtellung, daß ihm der Schädiger 
auch alle künftigen Schäden zu erſetzen 
habe, iſt auch nach Beſtätigung eines 
im Vergleichsverfahren geſchloſſ. Ver⸗ 
gleichs gegeben 181 

Wird von dem Bekl. die Herausgabe 
eines durch u. H. erlangten Gegenſtan⸗ 
des verlangt, ſo iſt ihm die Geltend⸗ 
machung eines Zurückbehaltungsrechts 
nur wegen ſolcher Forderungen ver⸗ 
wehrt, die wegen Verwendung auf den 
Gegenſtand od. wegen eines durch den 
Gegenſtand verurſachten Schadens ent⸗ 
ſtanden ſind. Im übrigen entſcheidet 
die Konnexität der beiden Forderun⸗ 
gen. Nur in Fällen, in denen die Zu⸗ 
rückbehaltung die Wirkung einer Auf⸗ 
rechnung hat, iſt demjenigen, deſſen 
Verbindlichkeit auf einer u. H. beruht, 
die Geltendmachung des Zurückbehal⸗ 
tungsrechts unterſagt 3944 


Zuläſſigkeit der Aufrechnung gegen Ur⸗ 


teilsforderung, wenn ſich nicht aus dem 
Urteil ſelbſt ergibt, daß die Schuld 
aus vorſätzlich begangener u. H. her⸗ 
rührt. Zuläſſigkeit der Aufrechnung mit 
Koſtenerſtattungsanſpruch aus dem Ur⸗ 
teil, auch wenn die Forderung eine 
ſolche aus u. H. ift 11542 

8852 BGB. Der ſtrafrechtliche Begriff 
der fortgeſetzten Handlung iſt für das 
bürgerliche Recht nicht anwendbar. Ein⸗ 
zelne Schadenshandlungen, auch wenn 
ſie auf einheitlichen Entſchluß zurück⸗ 
zuführen ſind, haben ihre ſelbſtändige 
Schadenswirkung, der Anſpruch aus 
jeder einzelnen Handlung iſt der Ver⸗ 
jährung unterworfen, ſobald für ihn 
ninje Vorausſetzungen eingetreten find 
39 7 


Unfallverhütungsvorſchriften 


Die U. einer Berufsgenoſſenſchaft ſind 
der Niederſchlag der allgemeinen Er⸗ 
fahrung über die Gefährlichkeit einer 
Handlung. Es bedeutet Außerachtlaſ⸗ 
ſung der erforderlichen Sorgfalt, wenn 
Berufstätiger die Vorſchriften nicht 
kennt od. nicht beachtet, falls er ein⸗ 
mal eine in ſein Fach ſchlagende Arbeit 
nicht zu Erwerbszwecken ausführt 9343 

Aufgabe der Spruchbehörden, die über 
Beſchwerden gegen die Feſtſetzung von 
Geldſtrafen wegen Verſtoßes gegen die 
U. zu entſcheiden haben, iſt es, die Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft in der Durchführung 
ihrer Pflichten zu unterſtützen u. nicht 
durch unbegründete Nachſicht die Durch⸗ 
führung der U. zu erſchweren 2143 


Ungebührſtrafe 


88 178, 181 GVG. Beſchwerderecht u. -frift 
gegen Beſchluß, durch den die Feſt⸗ 
ſetzung einer U. berichtigt wird 668 14 


Uniformverbot 


vgl. unter „NotVo. v. 28. März 1931“ 
im Sonderregiſter „Recht der NotVoO.en“ 


Univerſität 


Neue Methoden der Rechtsvergleichung 
an der Columbia U. 563 

Die Univerſitäten in Amerika, England, 
Deutſchland. Schrifttum 573 


Unlauterer Wettbewerb 


Das geſamte W. Recht. Schrifttum 859 
Schutzverbände können wegen Beeinträch⸗ 
tigung des Gewerbebetriebs ihrer Mit⸗ 
glieder nur aus 81 klagen. Aufruf 
zur geſetzlichen Beſeitigung des Zu⸗ 
gabeweſens, weil es den Preisabbau 
hindere, ift keine W. Handlung. Die 
Verbreitung der Anſicht v. der Schäd⸗ 
lichkeit des Zugabeweſens würde nur 
dann gegen die Grundſätze lauteren 
Geſchäftsverkehrs verſtoßen, wenn ſie 
entgegen der überzeugung des Behaup⸗ 
tenden aufgeſtellt, od. wenn nach öf⸗ 


fentlicher Feſtſtellung der Unrichtigkeit 
die Bildung der Überzeugung auf Fahr⸗ 
läſſigkeit beruhen würde 10127 

§ 1 UnlWG. Unzuläſſig ift, Flugblätter, 
Rundſchreiben od. ſchriftliche Ankündi⸗ 
gungen in den Verkehr zu bringen, od. 
zu verbreiten, in denen allgemein aus⸗ 
geführt wird, daß Zugaben die Preiſe 
künſtlich in die Höhe treiben od. daß 
Zugaben dem Preisabbau im Wege 
ſtehen 10211 

§ 1 UnlWG. Begehung von u. W. durch 
Handlungen mehrerer Perſonen im Zu⸗ 
ſammenwirken, auch ſolcher, die im 
Ausland wohnen (GmbY., Geſchäfts⸗ 
führer, Prokuriſt, Auslandsvertreter). 
Begehung im Inland, wenn ſich der 
u. W. auch nur zum Teil hier voll⸗ 
zieht 593 10 

gl UnlWG. urteile des Leiters eines 
wiſſenſchaftlichen Inſtituts werden we⸗ 
der durch die Schärfe verurteilender 
Außerungen, noch durch die dem In⸗ 
ſtitut aus Handels⸗ u. Induſtriekreiſen 
zugehenden Zuſendungen zu W.ehand⸗ 
lungen (Vitamingehalt der Eviunis⸗ 
Schokolade) 870% 

§ 1. UnlWGG. Die genaue Nachahmung 
einer illuſtrierten Zeitſchrift ift nur 
dann u. W., wenn die Nachahmung zu 
Täuſchungszwecken erfolgt 8725 

§ 1 UnlWG. Die Verwirkung des W. An⸗ 
ſpruchs tritt ein, wenn der Verletzer 
ſeinen mit Mühe u. Koſten erlangten 
Beſitzſtand für einen vom Kl. erlaub⸗ 
ten halten durfte. Hierbei iſt die Kennt⸗ 
nis des Kl. keine notwendige Voraus- 
ſetzung 942 

881, 16 UnlWG. Schutz gegen u. W. u. 
ſittenwidriges Verhalten gegenüber d. 
einem Verbandsſtaat der Pariſer Union 
angehörigen Ausländer, der ſeine 
Firma zwar im Ausland früher hat 
regiſtrieren laſſen, ſie in Deutſchland 
aber erſt ſpäter als der deutſche Fir⸗ 
meninhaber gebraucht. Der Ausländer 
kann ſich auf die frühere Regiſtrierung 
im Ausland nicht berufen (Elida⸗Ent⸗ 
ſcheidung) 59512 

881,16 UnlWG. Der frühere Geſellſchaf⸗ 
ter einer OHG. ift berechtigt, der 
Firma ſeines als Einzelkaufmann 
15 Jahre ſpäter neu gegründeten Ge- 
ſchäfts den Zuſatz „früherer Mitinha- 
ber der Firma Müller & Schulze“ hin- 
zuzufügen 10232 

58 1—3 UnlWG. Der Unterlaſſungsan⸗ 
ſpruch wegen unrichtiger Reklamebe⸗ 
hauptungen wird nicht „verwirkt“, auch 
wenn dieſe ſchon ſeit langer Zeit auf⸗ 
geſtellt ſind (Kaffee Hag) 878 11 

88 1, 3, 13 Unl WG. Gebrauch ul Abkür⸗ 
zung der Firma (Weglaſſung von 
GmbH.) iſt nur dann u. W., wenn ba- 
mit falſcher Anſchein erweckt werden 
ſoll. Die Bezeichnung von Bezugs⸗ 
berechtigten als „Mitglieder“ bered- 
tigt ſich durch den allgemeinen, vom 
ſtreng juriſtiſchen abweichenden Sprach- 
gebrauch u. iſt nur dann unberechtigt, 
wenn ſich die Rechtsbeziehungen zwi⸗ 
ſchen Firma u. Bezieher als nackter 
Kauf darſtellt 7309 

Die infolge der Verwendung eines Teiles 
des dem Kl. zuſtehenden Warenzeichens 
mögliche Verwechſlungsgefahr kann 
durch die Art der Verwendung aus⸗ 
geſchloſſen ſein. Auch für Anſprüche 
aus u. W. (88 1, 3, 16 UnlWG.) ift, 
ſelbſt wenn er beabſichtigt wäre, bei 
Fehlen der Verwechſlungsgefahr kein 
Platz (Löwenbräu) 875 

83 Unl Wg U. W. durch Hervorrufung 
des Eindrucks, daß Ware ausländiſcher 
Herkunft fei (Made in Germany) 59411 


$3 UNWG. Auch die zur erſten An- 
lockung des Käufers beſtimmten Mit⸗ 
teilungen müſſen wahr ſein. Das Ver⸗ 
bot ſolcher Mitteilungen, die unwahr 
lind, ift auch dann gerechtfertigt, wenn 
die nächſten Mitteilungen eine Aufklä⸗ 
rung enthalten (Sprachkurſe) 8737 

883, 16 Un WG. Das Wort „Bauhütte“ 
als Firmenbeſtandteil iſt nur Artbe⸗ 
zeichnung f. das Unternehmen. Darum 
kann eine ältere Firma von einer jün⸗ 
geren, die dieſes Wort als Beſtandteil 
der Firma angenommen hat, weder 
nach firmenrechtlichen noch nach na⸗ 
mensrechtlichen Grundſätzen Löſchung 
verlangen, ſelbſt wenn die Gefahr einer 
r beider Firmen beſteht 


$ 4 Unl WG. Auch mündliche Mitteilungen 
können den Tatbeſtand der wiſſentlich 
unwahren Reklame erfüllen. Der vor⸗ 
ſätzliche Veranlaſſer derartiger auf 
ſeine teils ausdrückliche, teils verſteckte 
Weiſung gemachten unwahren Angaben 
muß für dieſe ſtrafrechtlich als Täter 
einſtehen. Die Abſicht der Irreführung 
wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß 
der Täter zugleich auch beſtrebt ge⸗ 
weſen iſt, den Rückgang ſeines Ge⸗ 
ſchäfts vor der Allgemeinheit zu ver⸗ 
bergen 88214 
Darüber, ob Anzeige Ausverkaufsankün⸗ 
digung i. S. der 8871, 91 UnlWG 
enthält, d. h. Ankündigung, daß das 
Warenlager ganz od. teilweiſe aus be⸗ 
ſonderem Grunde beſchleunigt u. daher 
billiger verkauft wird, entſcheidet die 
Durchſchnittsauffaſſung des maßgeb⸗ 
lichen Publikums 10267 
8 9 JI unlWG. Inventur od. Saiſonaus⸗ 
verkauf muß nicht ausdrücklich mit die⸗ 
ſen Worten in der Ankündigung be⸗ 
zeichnet ſein. Vielmehr genügt jede Be⸗ 
zeichnung, aus der die beteiligten Ver⸗ 
kehrskreiſe erſehen können, daß es ſich 
um einen der periodiſch wiederkehren⸗ 
den Ausverkäufe wegen vorgerückter 
1 od. aus Anlaß einer Inventur 
handelt 10201 
8 9 unl WG. Saiſonausverkauf in Herren- 
Haar- u. Filzhüten 10245 
„Lindenwirtin“⸗Tonfilm. Der Titelſchutz 
des 8 16 UnlWG. zugunſten eines er- 
ſchienenen literariſchen Werks gegen⸗ 
über einem ſpäter erſchienenen Film 
ſetzt voraus, daß der den Schutz des 
16 Beanſpruchende Inhaber des aus⸗ 
chließlichen Verfilmungsrechts an dem 
literariſchen Werk iſt u. daß der red⸗ 
liche Verkehr bei gewöhnlichem Lauf 
der Dinge mit der Ausübung des Ver⸗ 
kilmungsrechts rechnen kann u. muß. 
Dies iſt nur der Fall, wenn ſich das 
Schriftwerk praktiſch zur Verfilmung 
eignet, was auf ein Inriiches Gedicht 
ohne Handlung nicht zutrifft. Mit der 
Moglichkeit ſeiner Verwendung als 
Leitmotiv eines Tonfilms mit dem Ti⸗ 
tel des Gedichts braucht der Verkehr 
nicht zu rechnen. § 16 UnlWG. fegt 
nicht voraus, daß das Werk des Erſt⸗ 
benutzers ſelbſtändige Druckſchrift ift. 
Die Unterlaſſung des Widerſpruchs 
durch den Verletzten gegenüber der An⸗ 
Undigung eines Films unter einem 
von ihm vorbenutzten Titel begründet 
in kurzer Zeit zugunſten des Verletzers 
F 9 50 die ſpätere Geltend⸗ 
ng en in⸗ 
19 25 55 gegenſtehender Rechte hin 
ge Unl WO. Zum Begriff der „beſon⸗ 
ten Bezeichnung einer Druckſchrift“ 
(„Kunſtſeidenkurier“) 873 6 
Die in $2 Preßch. für Druckſchrift ge⸗ 


Sachregiſter 


gebene Begriffsbeſtimmung findet auch 
für 816 Unl WG. Anwendung 889? 


Unmöglichkeit der Leiſtung 


Haben Parteien in Geſamtgeſchäft eine 
ſolche Verkettung eines langfriſtigen 
u. eigenartigen Mietvertrags mit einem 
Kreditgeſchäft vorgenommen, daß man 
von Begründung wirtſchaftlichen Eigen⸗ 
tums ſprechen könnte, ſo iſt das Ge⸗ 
ſchäft doch nicht aus § 306 BGB. nich⸗ 
tig 371 

An Stelle der nicht in das geringſte Ge⸗ 
bot fallenden Auflaſſungsvormerkung 
tritt der Anſpruch auf Erſatz des Wer⸗ 
tes aus dem Verſteigerungserlös. Der 
Gläubiger kann ſeinen Anſpruch auf 
Schadenserſatz aus § 325 BGB. mit 
dem Rang der bisherigen Vormerkung 
in bezug auf den Erlös liquidieren. 
Keineswegs iſt d. Wert d. Auflaſſungs⸗ 
vormerkung ohne weiteres dem Ver⸗ 
ſteigerungserlös gleichzuſetzen 190 21 


Unterbrechung des Rechtsſtreits 


Bei liquidationsloſer Verſchmelzung von 
Geſellſchaften ift nicht § 265 II, find 
vielmehr 88 239, 246 ZPO. anzuwen⸗ 
den 17511 

8240 BPO. Der R. über Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch, der ſich gegen den eingerich- 
teten Gewerbebetrieb des Gemeinſchuld⸗ 
ners richtet, kann vom Konkursverwal⸗ 
ter u. bei deſſen Weigerung vom Ge⸗ 
meinſchuldner gem. § 10 BPO. auf 
genommen werden 87912 


Unterhalt 


U. Verträge während des Scheidungsver⸗ 
fahrens find nicht ſtets nichtig 6003 
Die Arbeitsloſenunterſtützung als Lohn⸗ 
pfändungsgrenze für U. Beiträge 153 
Von U. i. S. des öffentlichen Verſiche⸗ 
rungsrechts kann nur dann geſpro⸗ 
chen werden, wenn der Empfänger 
der Leiſtungen keinen vertraglichen An⸗ 
ſpruch auf dieſe hat, ſondern der U. 
auf Grund der geſetzlichen Vorſchriften 
des bürgerl. Rechts an Verwandten der 
aufſteigenden od. abſteigenden Linie ge- 
währt wird. Dazu gehören nicht Lei⸗ 
ſtungen eines Verſicherten auf Grund 

vertraglicher Verpflichtungen 2146 
Anderung eines U. Urteils auf Vollſtrek⸗ 
kungsgegenklage 1252 


Unterlaſſungsklage 


Patentrechtliche U. vgl. unter Patent 


Unternehmen, übertragung eines ... 


vgl. unter Kauf 


Unterſchlagung 


8520 RVO .; § 145 Arb VermG. Der bei 
Erſatzkaſſe Verſicherte, der die an ihn 
gezahlten Beitragsteile des Arbeit- 
gebers f. die Kranken- u. Arbeits⸗ 
loſenverſicherung nicht an die Erſatz⸗ 
kaſſe abführt, ſondern f. ſich verwen- 
det, macht ſich weder der U. noch einer 
ſonſtigen Straftat ſchuldig 12582 

88 246, 348 StGB. Beamter, der zwar 
den geſamten vorhandenen Reſtbeſtand 
bei der Kaſſenabrechnung abliefert, 
durch Verfälſchung der Bücher aber 
bewirkt, daß kein höherer Reſtbeſtand 
aus den Büchern erſichtlich iſt, begeht 
keine U. an dem vorhandenen Reſt⸗ 
beſtand, wohl aber möglicherweiſe 
Falſchbeurkundung im Amte 422 27 

$ 350 StGB. Mit Rückſicht darauf, daß 
in der Regel jede Verwendung amtlich 
empfangener, deshalb nicht vertret⸗ 
barer Gelder zu eigenen Zwecken den 
Tatbeſtand der Amts U. erfüllt, kann 
ſchon die bloße Vermiſchung amtlicher 
u. eigener Gelder durch Kaſſenbeamten 
die Betätigung der Abſicht rechtswid⸗ 
riger Zueignung der amtlichen Gelder 
darſtellen. Andernfalls liegt rechtswid⸗ 
riger Eingriff in das durch die Ver⸗ 


85 


miſchung entſtandene Miteigentum nur 
dann vor, wenn der Beamte dabei den 
ihm zuſtehenden Anteil an den gemein⸗ 
ſchaftl. Beſtänden überſchreitet 508 32 

8350 StGB. An der Regel, daß die 
Fähigkeit zum alsbaldigen Erſatz vom 
Vorwurf der Amts U. nicht befreit, ift 
feſtzuhalten. Aber Ausnahmen möglich, 
weil auch bei der Amts U. der Vorſatz, 
die entnommenen amtlichen Gelder ſich 
rechtswidrig anzueignen, nicht unter⸗ 
ſtellt werden darf, ſondern von Fall 
zu Fall bewieſen werden muß 107114 

88 350, 292 StGB. Jagdangeſtellter, der 
weiſungswidrig Wild nicht f. den jagd⸗ 
berechtigten Staat erlegen will, macht 
ſich durch das Erſchießen des Wildes 
keiner Amts U., ſondern einer unberech⸗ 
tigten Jagdausübung ſchuldig 10651 

88 350, 46 StGB. Strafbaren Verſuch 
der AmtsU. begeht der Poſtbeamte, 
der die in einem unbefugt eröffneten 
Umſchlage vorgefundenen Geldſcheine 
ſich nicht aneignet, weil er Entdeckung 
fürchtet 51034 

88 348, 351 StB. Möglichkeit der Ideal⸗ 
konkurrenz zwiſchen Falſchbeurkundung 
nach 8 348 1 Halbſ. 1 StGB. u. durch 
Vorlegung unrichtiger Belege quali- 
fizierter Amts U. 41720 

§ 351 StGB. Erſchwerte Amts U. nach 
dieſer Vorſchrift liegt auch dann vor, 
wenn der Täter die zunächſt aus an⸗ 
deren Gründen unterlaſſene Buchung 
ſpäter deshalb unterläßt, um die be⸗ 
gangene U. zu verdecken 50933 

88 350, 351 StGB. Zueignung kann dar» 
in gefunden werden, daß Beamter in 
amtlicher Eigenſchaft empfangene Gel⸗ 
der unter Verheimlichung der betr. 
Zahlung äußerlich durch die Art der 
Buchung od. die Nichtbuchung des Ein⸗ 
gangs erkennbar zur Deckung eines 
von ihm zu erſetzenden Fehlbetrags 
zur Kaſſe abführt. Empfangnahme in 
amtl. Eigenſchaft anzunehmen, wenn 
die Empfangnahme mit der Ausübung 
des Amtes derart in Zuſammenhang 
ſteht, daß entweder der Beamte irrig 
ſeine Zuſtändigkeit für gegeben erach⸗ 
tet od. umgekehrt die Hingabe an ihn 
in der Meinung geſchieht, der Beamte 
ſei zur Empfangnahme berechtigt u. 
daß der Beamte dies erkennt u. trotz⸗ 
dem annimmt. — Trägt der Beamte 
zum Vollzug u. zugleich zur Verdeckung 
einer derartigen U. geringere als die 
in Empfang genommenen u. in die 
Kaſſe gelegten Beträge ins Kaſſebuch 
ein, ſo ſind die Vorausſetzungen für 
die Anwendung des 8351 StGB. ge- 
geben 950 16 


Unterſuchungsausſchuß beim Sächſ. Landtag 


vgl. unter L. 


Unterſuchungshaft 


Unterſuchungsgefängnis Berlin⸗Moabit. 
Schrifttum 387 

Die Beſtimmung des 8 114 b StPO. über 
die für die Vorführung des auf Grund 
des Haftbefehls ergriffenen Angeſchul⸗ 
digten vorgeſehene eintägige Friſt fin⸗ 
det auch auf die Vorführung des gem. 
8127 StPO. vorläufig Feſtgenomme⸗ 
nen Anwendung 9354 

88 114 b, c StPO. ift auf den bereits in 
Strafhaft befindlichen Angeſchuldigten 
nicht anwendbar 965 22 

84 Geſ. v. 14. Juli 1904. Das Gericht, 
das den Anſpruch auf Entſchädigung 
wegen unſchuldig erlittener U. abge⸗ 
lehnt hat, kann dieſen Beſchluß trotz 
ſeiner Unanfechtbarkeit dann ſelbſt ab⸗ 
ändern, wenn durch die Verurteilung 
anderer Perſonen als Täter die Un⸗ 


*86 
ſchuld des zuerſt Beſchuldigten erwieſen 
ijt 655 


Unterſuchungsrichter 

Unzuläſſig iſt die Vernehmung des U. 
über die Ausſagen, die von in der 
Hauptverhandlung das Zeugnisverwei⸗ 
gerungsrecht ausübenden Perſonen ge⸗ 
macht worden waren, als ſie als Be⸗ 
ſchuldigte vernommen wurden 41923 

Untreue (8 266 StGB.) 

8266 Ziff. 2 U. der Beamten u. Ange⸗ 
ftellten einer Gemeinde durch Anwei⸗ 
ſung von Reiſekoſtenvorſchüſſen u. ſpä⸗ 
teren Verbrauch der als Vorſchuß ent⸗ 
nommenen Beträge zu perſönlichen 
Zwecken. Haben mehrere Beauftragte 
der Gemeinde gemeinſchaftlich ſo ge⸗ 
handelt, ſo kann der eine ſich dadurch, 
daß er die der Gemeinde gegen ſeine 
Mittäter zuſtehenden Rückforderungs⸗ 
anſprüche unerſichtlich macht, auch we⸗ 
gen Betruges ſtrafbar machen 507 31 

82661 Nr. 2 StGB. Derjenige, der be- 
auftragt iſt, die ihm von einem an⸗ 
deren zu treuen Händen übergebenen 
Wechſel für dieſen im eigenen Namen 
zu diskontieren, die aus der Diskontie⸗ 
rung zu erlöſenden Gelder für den 
anderen in Empfang zu nehmen u. 
zu verwahren u. zu einem Teil noch 
am Tage der Wechſelübergabe, zum 
anderen Teil am nächſtfolgenden Tage 
auszuhändigen, macht ſich durch Ver⸗ 
brauch des Diskonterlöſes der U. ſchul⸗ 
dig. — Die Duldung der vom Wechſel⸗ 
erwerber in Beziehung auf einen Teil 
Bine Kaufpreisſchuld erklärten ein- 
eitigen Aufrechnung gem. § 388 BGB. 
ſtellt keine Verfügung über die Kauf⸗ 
preisforderung des Auftraggebers dar. 
Wohl aber kommt in dieſem Fall U. 
an den Wechſeln ſelbſt dann in Be⸗ 
tracht, wenn der Beauftragte die Wech⸗ 
ſel an jemand verkauft, dem er ſelbſt 
Gelder ſchuldete, wonach er die Auf- 
rechnung u. als deren Folge zu er⸗ 
warten hatte, daß zwar er von einer 
Schuld befreit werde, der Auftraggeber 
jedoch erheblichen Teil der aus dem 
Verkauf der Wechſel zu erlöſenden Gel- 
der einbüßte 1018 12 749 20 

Danziger Geſ. v. 23. Febr. 1926. Eine 
Kommune kann ſich bei Veruntreuun⸗ 
gen eines Beamten an der Penſion 
der Witwe ſchadlos halten, indem ſie 
einen Teil der Hinterbliebenenbezüge 
einbehält 5511 


Urheberrecht 


vgl. unter Kunſtſchutz, Literar. U. 


Urkunde 


Der Umſtand allein, daß dem abgeſchloſ— 
ſenen Vertrag von der einen Vertrags⸗ 
partei ein Formular zugrunde gelegt 
worden iſt, begründet nicht die An⸗ 
nahme des Vorliegens einer reviſiblen 
Norm (8550 ZPO). Das ift nur dann 
der Fall, wenn der andere Teil weiß, 
daß er ſich durch den Vertrag Beſtim⸗ 
mungen unterwirft, die als allgemeine 
Norm feſtgeſtellt ſind u. in gleichem 
Sinn eine Vielheit anderer bereits be⸗ 
ſtehender od. künftiger Vertragsver⸗ 
hältniſſe beherrſchen od. beherrſchen 
werden 17511 


Urkundenbeweis 


§ 286 BRO. Die Verwertung der Beweis⸗ 
aufnahme eines früheren Prozeſſes im 
Wege des U. iſt auch bei Widerſpruch 
einer Partei nur dann unzuläſſig, wenn 
Wiederholung der Beweisaufnahme ge⸗ 
fordert wird 1708 658 19 

§ 286 ZPO. Auslegung einer Vertrags- 
urkunde. Die Ablehnung eines Beweis⸗ 
antrages über außerhalb der Urkunde 
liegende Tatſachen iſt zutreffend, wenn 


Sachregiſter 


dieſe zu einer Umdeutung des Ver⸗ 
tragsinhalts führen müßten 122019 


Die Verwendung von Vergleichsſtücken 


für Schriftvergleichung hat zur Vor⸗ 
ausſetzung, daß ſie zum Gegenſtand 
der mündlichen Verhandlung gemacht 
worden ſind. Die Bezugnahme auf 
Schriftſtücke, die ſich in anderen Akten 
befinden, kann nur genügen, wenn im 
Urteil kenntlich gemacht wird, welche 
Schriftſtücke zum Gegenſtand d. münd⸗ 
lichen Verhandlung gemacht worden 
ſind. Unter Umſtänden verſteht ſich 
von ſelbſt, daß nicht die geſamten 
Schriftſtücke eines umfangreichen Akten⸗ 
bandes vorgetragen worden find (ZR.) 
94410 

Das Geſtändnis d. Reſtitutionsbekl. über 
das Vorhandenſein u. den Inhalt der 
neu geltend gemachten Urkunde kann 
zwar nicht die Wirkung äußern, die 
ſonſt dem Geſtändnis nach § 288 ZPO. 
zukommt; iſt aber das Gericht auf 
Grund des Geſtändniſſes überzeugt, 
daß die Angaben beider Parteien der 
Wahrheit entſprechen, ſo kann vom An⸗ 
tritt des U. abgeſehen werden 1135 6 

§ 254 StPO. Zuläſſig ift, auch ſolche 
Erklärungen des Angekl. enthaltende 
zollamtliche Niederſchriften, die man⸗ 
gels Hinzuziehung eines Schriftführers 
hinſichtlich ihrer Verlesbarkeit richter⸗ 
lichen Protokollen nicht gleichſtehen, 
in der Hauptverhandlung zu dem Zwecke 
zu verleſen, um feſtzuſtellen u. dem 
Angekl. vorzuhalten, daß ſolche Proto⸗ 
kolle vorhanden ſind, ſowie die darauf 
vom Angekl. abgegebene Erklärung, 
daß er die in den Protokollen be⸗ 
urkundeten Geſtändniſſe gemacht habe, 
bei Prüfung der Schuldfrage zu ver⸗ 
werten 2458 

§ 324 StPO. Die Verleſung von Schrift⸗ 
ſtücken kann zugleich der Berichterſtat⸗ 
tung u. der Beweisaufnahme dienen; 
auf die Reihenfolge von Berichterſtat⸗ 
tung u. Beweisaufnahme kommt es 
nicht an 1137 

§ 325 StPO. Die Unterlaſſung ſofortigen 
Widerſpruchs gegen die unzuläſſige 
Verleſung der Niederſchrift über die 
frühere Ausſage eines ordnungsmäßig 
geladenen, aber ausgebliebenen Zeugen 
kann nicht ohne weiteres als Zuſtim⸗ 
mung gewertet werden 42126 


Urkundenfüälſchung 


8 31 BGB. Die F. der zweiten zur Ber- 
tretung einer juriſt. Perſon notwen⸗ 


digen Unterſchrift eines geſetzlichen Ver⸗ 


treters durch den andern iſt keine 
Vertretungshandlung u. macht die ju⸗ 
riſtiſche Perſon auch nicht als De⸗ 
liktshandlung verbindlich 6443 

8 267 StGB. Der Tatbeſtand der fälſch⸗ 
lichen Anfertigung einer Urkunde ſetzt 
voraus, daß eine Täuſchung nicht nur 
über den Namen, ſondern über die 
Perſon des Ausſtellers der Urkunde be⸗ 
wirkt wird. Dieſe Vorausſetzung iſt 
dann erfüllt, wenn die Vertragsurkun⸗ 
den dem Täter nach ſeiner Abſicht 
nicht zum Nachweis wirkſam entgegen- 
gehalten werden können, daß er es 
war, der die Verträge geſchloſſen oder 
angebahnt habe 41517 

§ 267 StGB. Die fälſchliche Anfertigung 
einer Urkunde kann darin beſtehen, 
daß der in der Urkunde als Verfaſſer 
bezeichneten Perſon ein ihr nicht zu⸗ 
kommender Titel beigelegt wird 41718 

88 267, 268 StGB. Wiederverwendung 
bereits verwendeter Lohnſteuermarken 
dadurch, daß ſie vom Meiſter in die 
Steuerkarte des Geſellen eingeklebt u. 
unter Abänderung des alten mit einem 


neuen Datum verſehen werden, ſtellt 
keine U. dar 9671 

§ 268 StGB. Die ſtrafrechtliche Bedeu⸗ 
tung des polizeilichen Kennzeichens 
eines Kraftfahrzeugs. Das Anbringen 
eines ſolchen an einem anderem, nicht 
zugelaſſenen Kraftfahrzeug kann den 
ae n der ſchweren U. erfüllen 


88 276, 348 StGB. Der Entwertungsver⸗ 
merk des Notars auf der Stempel⸗ 
marke einer verſtempelten notariellen 
Urkunde iſt öffentliche Urkunde, die be⸗ 
zeugt, daß gerade die fragliche Stem⸗ 
pelmarke zu dem darauf vermerkten 
Zeitpunkt verwendet worden ſei. Setzt 
der Notar an die Stelle entwerteter, 
abgelöſter u. wiederverwendeter Stem⸗ 
pelmarken neue Marken, auf denen er 
das Datum der Entwertung der ur⸗ 
ſprünglich verwendeten Marken als 
Tag der Verwendung vermerkt, ſo 
ſteht die hierdurch begangene Falſch⸗ 
beurkundung im Amt mit der gleich⸗ 
falls verwirklichten Wiederverwendung 
von Wertzeichen nicht in Geſetzeskon⸗ 
kurrenz 1150 21 

88 246, 348 StGB. Beamter, der zwar 
den geſamten vorhandenen Reſtbeſtand 
bei der Kaſſenabrechnung abliefert, 
durch Verfälſchung der Bücher aber be⸗ 
wirkt, daß kein höherer Reſtbeſtand 
aus den Büchern erſichtlich ift, begeht 
keine Unterſchlagung an dem vorhan⸗ 
denen Reſtbeſtand, wohl aber mög⸗ 
. Falſchbeurkundung im Amte 
22 27 


88 348, 351 StGB. Möglichkeit der Ideal⸗ 
konkurrenz zwiſchen Falſchbeurkundung 
nach § 348 I Halbſ. 1 StGB. u. durch 
Vorlegung unrichtiger Belege quali⸗ 
fizierter Amtsunterſchlagung 41720 


Urkundenvorlegung (8 809 BGB.) 


Die Vollſtreckung von Urteilen auf V. 
von Urkunden 153 


Urlaub 


Rechtliche Natur des U. anſpruchs. Er 
umfaßt regelmäßig ein Doppeltes: den 
Anſpruch auf Gewährung der U.tage u. 
auf Zahlung des Lohnes für dieſe 
Zeit (U. vergütung). Beide Anſprüche 
beſtehen nebeneinander. Daher kein 
Wahlſchuldverhältnis; keine Unmöglich⸗ 
keit der Leiſtung der U. vergütung, 
wenn das Arbeitsverhältnis gelöſt iſt 
u. die Freizeit nicht mehr gewährt 
werden kann. Der Arbeitnehmer ver- 
wirkt mangels abweichender tariflicher 
Regelung den Ulvergütungsanſpruch 
nicht dadurch, daß er ſeine friſtloſe Ent⸗ 
laſſung ſchuldhaft herbeiführt u. des⸗ 
halb den U. in natura nicht mehr erhal⸗ 
ten kann 127614 

Sft der Uanſpruch von der Beſchäftigung 
im Betrieb abhängig, ſo kommt es 
nicht darauf an, ob Wechſel des In⸗ 
habers ſtattgefunden hat 137613 

Der U.anſpruch erliſcht, wenn der Arbeit- 
nehmer am U ſtichtag bereits dauernd 
arbeitsunfähig iſt. Er wird aber nicht 
ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß der 
Arbeitnehmer vom U.ftichtag bis zur 
Beendigung des Arbeitsverhältniſſes 
nicht mehr gearbeitet hat, die Arbeits⸗ 
unfähigkeit aber erſt zu ſpäterem Zeit⸗ 
punkt feſtgeſtellt iſt 127715 

Keine Nachwirkung, wenn nicht bloß der 
Tar Vertr. ſelbſt, ſondern auch fein nor- 
mativer Inhalt — die N.regelung — 
zeitlich begrenzt find. — Aus dem auf- 
einanderfolgenden Abſchluß mehrerer 
einzelner Jahresabkommen kann kein 
allg. Satz abgeleitet werden, daß die 
Arbeitnehmer jeweils Uanſpruch haben 
ſollen 1272 5 


Nach ſtändiger Verkehrsauffaſſung iſt 
auch bei Arbeitnehmern, die nicht im 
Monatslohn ſtehen, eine zum 1. April 
ausgeſprochene Kündigung dahin zu 
verſtehen, daß das Arbeitsverhältnis 
am 31. März ſein Ende erreichen ſoll. 
Ein derartig gekündigter Arbeitnehmer 
a wenn Stichtag für den B 
April ift, keinen Anſpr. g 

urteil p ft, k 11 auf U 
dal. Teilu., Zwiſchenu. 

Urteilsberichtigung (SS 319, 320 ZPO.) 
U. nach 8319 RO. iğ, da jie Ber- 

ſehen des Gerichts nicht vorausſetzt, 
unter Umſtänden auch möglich, wenn 
die Parteien verſehentlich offenbar un⸗ 
richtige Anträge geſtellt haben 1156 6 

88 319, 320 BPO. Gegen den Beſchluß, 
durch den die Berichtigung des Tat⸗ 
beſtands abgelehnt wird, iſt die Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig, wenn der Beſchluß 
nicht von dem gleichen Richter er⸗ 
laſſen wird, durch den das Urteil er⸗ 
gangen war 11713 

Urteilsergänzung (8 321 ZPO. l 
Über einen bei der mündlichen Urteils- 

begründung vergeſſenen Teil des An⸗ 
ſpruchs darf nicht nachträglich bei der 
ſchriftlichen Ausarbeitung des Urteils 

. entſchieden werden 969 2 

Urteilsgründe des Strafurteils 
§ 267 StPO. In dem Antrag des Ber- 

teidigers auf mildere Beſtrafung und 
„Wegfall des Ehrverluſtes“, des Angell. 
auf milde Beſtrafung liegt ebenſowenig 
Antrag auf Zubilligung mildernder 
Umſtände wie in der Beſchränkung der 
Berufung auf das Strafmaß. Die an 
ſich unzuläſſige Verweiſung auf die 
Feſtſtellungen eines gegen andere An- 
geklagte ergangenen früheren Urteils 
iſt dann erlaubt, wenn nur zwecks Er⸗ 
ſparung von Wiederholungen auf allg. 
Ausführungen jener früheren Entſchei⸗ 
dung verwieſen wird u. das in Bezug 
genommene Urteil als Anlage des ſpä⸗ 
teren behandelt u. ihm als ſolche bei⸗ 

MN gefügt wird 4049 
erüußerung eines Unternehmens 

Verdi, unter Haftungsbeſcheid, Umſatzſteuer 
eräußerungsberbot 
aach § 106 RO. vgl. unter Ront. 

88 135, 136 BOB. Im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung iſt gegenüber einem rela⸗ 
Aven V. ein gutgläubiger Erwerb nicht 
möglich. Einrede der Argliſt gegen⸗ 

g über der Widerſpruchsklage 19733 
erbandsuertreter 
Der Grundſatz, daß ein RA. im Anwalts⸗ 

prozeß auch dann ſich ſelbſt vertreten 
tann, wenn er Partei kraft Antes ift, 
gtit entſprechend für die nach 8 11 
Arbchch. vertretungsberechtigten V. Iſt 
zweifelhaft, ob ein vor dem QATIG. 
auftretender V. zu dieſem Auftrag 
kraft Vollmacht befugt ift, fo kann das 
LArbch. ihn in entſprechender Anwen⸗ 
dung des 8 78 BPO. einſtweilen zu- 
laſſen 1318 80 

B. iſt zur Vertretung vor dem LArbG. 
mat zuzulaſſen, wenn er für feine 
Sertretungstätigfeit Entgelt verlangt. 

te für ihn aufgewandten Koſten find 
auch dann nicht erſtattungsfähig, wenn 
‚uch feine Zuziehung die Koſten eines 
RA. erſpart wurden 13181 
€ bon Verbandsmitglied, fei es an 
den, Verband, jei es an den V. ge- 
zahlten Gebühren für die Prozeßver⸗ 
ung vor den Arbeitsgerichtsbehör⸗ 

Verben, find erſtattungsfähig 13192 
A 29 750 von Prozeſſen 
$ 29 II GRG. auf B. mehrerer P. und 

ouf Ruhen des Verfahrens find keine 
achanträge 6822 


Sachregiſter 


Not VO. v. 6. Okt. 1931. V. aus 8 237 
StPO. an Stelle der Einſtellung des 
Verfahrens auf eine zweite Privatklage 
auf Grund des § 375 StPO. 4277 

§ 337 StPO. Irreviſibilität der im Er- 
meſſen des Tatrichters liegenden Ent⸗ 
ſcheidung über V. und Trennung meh⸗ 
rerer Verfahren 4049 

88 3, 14, 237 StPO. Beſchlüſſe über 
Trennung des Verfahrens gegen Mit⸗ 
angekl. u. über V. zum Zwecke gleich⸗ 
zeitiger Verhandlung durch das erk. 
Gericht unterliegen nicht der Beſchw., 
weil ſie in innerem Zuſammenhang 
mit der Urteilsfällung ſtehen 962 13 

Verbrecherverfolgung 

Erſatzanſprüche bei Verfolgung von Ver⸗ 

brechern 367 
Verein 

58 31, 89 BGB. Die Landgemeinden 
haften für einen von dem Gemeinde⸗ 
vorſteher als Darlehn in ihrem Namen 
aufgenommenen, aber im eigenen In⸗ 
tereſſe verbrauchten Betrag 5192 

§ 31 BGB. Die Fälſchung der zweiten 
zur Vertretung einer juriſt. Perſon 
notwendigen Unterſchrift eines geſetz⸗ 
lichen Vertreters durch den andern iſt 
keine Vertretungshandlung u. macht 
die juriſt. Perſon auch nicht als De⸗ 
liktshandlung verbindlich 6443 

Eine Kommanditgeſellſchaft haftet nicht 
aus § 31 BGB. für unerlaubte Hand- 
lungen ihres Prokuriſten 7224 10084 

88 31, 89 BGB. Körperſchaft, die ſich 
bei ihrer Verteidigung gegen Scha⸗ 
denserſatzanſpruch bemüht, den tatſäch⸗ 
lich gefährlichen Zuſtand als ordnungs⸗ 
mäßigen hinzuſtellen, behauptet ſelbſt 
nicht, daß ſie die erforderlichen An⸗ 
ordnungen getroffen habe 10391 

839 BGB. Die Anrufung der Gerichte 
gegen den Ausſchluß aus nichteinge⸗ 
tragenem Verein iſt erſt zuläſſig, wenn 
der ſatzungsmäßig vorgeſehene Inſtan⸗ 
zenzug erſchöpft iſt. Die hierdurch be⸗ 
wirkte weitere Hinausſchiebung des 
Spruches der oberſten Viinſtanz ſchafft 
nicht ohne weiteres Einwand der Arg⸗ 
liſt gegenüber dem V. 11971 

Zuläſſig iſt, daß ſämtliche Mitglieder 
eines nichtrechtsfähigen V. ihre An⸗ 
ſprüche an einzelnes W.mitglied ab- 
treten, um dieſem die Klagebefugnis 
f. den V. als ſolchen zu beſchaffen 20140 

Der rechtsfähige V. und die rechtsfähige 
Stiftung können im Falle des Er⸗ 
werbs eines beſtehenden Handelsge⸗ 
ſchäfts für dieſes gem. § 22 I HGB. 
die bisherige Ya. fortführen 622 

Vereinigte Staaten von Nordamerika 
vgl. unter Amerika 
Vereinigungsfreiheit (Art. 159 RVerf.) 

Art. 159 RVerf. ift nur die V. als ſolche, 
nicht aber jede gewerkſchaftliche Be⸗ 
tätigung zu ſchützen beſtimmt. Auch 
eine ordentliche, im Vertrag vorge- 
ſehene Kündigung kann im Hinblick auf 
ihren Beweggrund, die Zugehörigkeit 
eines Arbeitnehmers zu beſtimmtem 
Verband unmöglich zu machen oder 
zu erſchweren, den objektiven Tatbe⸗ 
ſtand einer Zuwiderhandlung gegen 
Art. 159 erfüllen. Art. 159 Hindert den 
Arbeitgeber nicht daran, wegen der 
von ihm als unbillig empfundenen 
Höhe des Tariflohns von ſeinem ver⸗ 
traglichen Kündigungsrecht Gebrauch 
zu machen 435 2 

Verfahrensanordnung f. die Mieteinigungs- 
ämter 

bgl. unter M. 

Verfahrensmangel 
vgl. unter Prozeßverſtoß 
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Verfallklauſel in vollſtreckbarer Urkunde 
vgl. unter V. Uri. 

Verfaſſung 
vgl. auch Reichs V. 
Die V. Englands, Nordamerikas, Frank⸗ 


reichs, der Schweiz, Deutſchlands. 
Schrifttum 571 
Vergleich 


ſiehe auch V. im Sühnetermin unter S. 

Wenn es für die Anwendbarkeit des 

§ 779 BGB. auch genügen kann, daß 
Rechtsirrtum hineingeſpielt hat, ſo darf 
es kein Rechtsirrtum ſein, der die 
Rechtslage, die der V. zu einer ge⸗ 
wiſſen machen will, alfo den Vigegen⸗ 
ſtand ſelbſt betrifft; vielmehr kommt 
nur Rechtsirrtum in Betracht, der ein 
dem V. als feſtſtehend zugrunde ge- 
legtes Rechtsverhältnis betrifft. Beim 
Vorliegen eines übereinſtimmenden Irr⸗ 
tums über die objektive V.grundlage 
kann aber für die Einrede der allg. 
Argliſt gegenüber der Berufung auf 
den Vergleich Raum ſein. Die Klau⸗ 
ſel, daß Abmachung über die Höhe der 
Friedensmiete „während der Dauer der 
Zwangswirtſchaft gelten ſolle u. daß 
nach Aufhebung der Zwangswirtſchaft, 
wenn es den Parteien notwendig er⸗ 
ſcheine, neue Vereinbarungen getroffen 
werden ſollen“, ſchließt Auslegung da⸗ 
hin nicht aus, daß fie auch nach Auf- 
hebung der Zwangswirtſchaft ſo lange 
in Kraft bleiben ſolle, bis ſie durch 
eine dann mögliche andere vertragliche 
Regelung erſetzt wird 1132 

Eine Beachtung der Geldentwertung in 
Vertragsabmachungen, insbeſ. bei Erb⸗ 
auseinanderſetzungen, etwa aus ver⸗ 
wandtſchaftlichem Entgegenkommen, iſt 
nicht gleichbedeutend damit, daß die 
Parteien den Rechtsanſpruch auf Be⸗ 
rückſichtigung der Geldentwertung er⸗ 
kannt haben u. ihn mit ihrer Verein⸗ 
barung haben umfaſſen u. erledigen 
wollen 3354 

Hat jemand in einem V. übernommen, 
eine Grundſchuld abzulöſen, u. ſtellt 
er ſich gegenüber einer Klage auf Scha⸗ 
denserſatz wegen Nichterfüllung auf 
den Standpunkt, es fehle an einem 
der Laſt entſpr. Grundſtückswert, ſo 
trägt er für dieſe Behauptung die Be⸗ 
weislaſt 1203 6 

3ft ein die Aufwcflicht berührendes Ab- 
kommen erſt nachträglich getroffen, ſo 
iſt beſonders ſorgfältig zu prüfen, 
welches der wirkliche Wille der Parteien 
war u. ob der durch das Abkommen 
Begünſtigte einer etwaigen Aufklä⸗ 
rungspflicht genügt hat 94410 

Da ein in der Rückwirkungszeit geſchloſ⸗ 
ſener V. der Aufwertung nicht ent⸗ 
gegenſteht, u. da hierauf die Beſtim⸗ 
mungen des AufwG. anzuwenden find, 
alſo auch § 17, fo ſcheitert auch der 
durch § 17 begründete AufwAnſpruch 
des früheren Glaub. nicht an ſolchem 
V. 105013 

8 75 AufwG. Der V. muß auf Zahlung 
lauten, um vollſtreckbar zu ſein 10709 

$ 124 BPO. Einwirkung eines Koſten V. 
auf den übergang des Erſtattungs⸗ 
anſpruchs 660° 

Gerichtlicher V. iſt nur wirkſam, wenn 
er gehörig protokolliert iſt. Durch 
Zwiſchenurteil i. S. des 8 303 ZRO. 
iſt auszuſprechen, daß der Rechtsſtreit 
na emd gerichtlichen V. beendet 
iſt 3 

Sit V. nach § 890 BPO. zu vollſtrecken, 
ſo erſtreckt ſich im Zweifel die im V. 
enthaltene Koſtenregelung auch auf die 
2. nachfolgende Strafandrohung 
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8 1044 a BWO. Dritter tritt durch wider- 
ſpruchsloſe Einlaſſung auf die ſachliche 
Verhandlung vor dem Schiedsgericht u. 
die Unterſchrift des V. dem ſchieds⸗ 
richterlichen V. einſchließlich der Un⸗ 
terwerfung unter die ſofortige Zwangs⸗ 
vollſtreckung bei 1154 

Preuß. VO. über das Koſtenweſen bei 
der AufwStelle v. 29. Aug. 1930. Er- 
mäßigung der Gebühren im Falle eines 
V. im Zahlungsfriſtverfahren. Beweis⸗ 
gebühr 3492 

82 GRG. Der in zweiter Inſtanz ge- 
ſchloſſene V., der nicht nur den dort 
anhängigen Teil, ſondern auch den 
noch in erſter Inſtanz anhängigen 
Teil des Streitgegenſtands erledigt, un⸗ 
terliegt nicht dem Landesſtempel 116121 

§ 2 GG. Beim V. im Armenrechtsver⸗ 
fahren handelt es ſich nicht um eine im 
Verfahren i. S. von $ 2 errichtete Ur⸗ 
kunde. Solcher V. unterliegt daher dem 
tarifmäßigen Landesſtempel 1166 32 

Die Beweisgebühr iſt auch dann erwach⸗ 
ſen, wenn der Beweisbeſchluß nur 
mündlich verkündet, wegen eines in⸗ 
zwiſchen abgeſchloſſenen V. aber ſchrift⸗ 
A nicht mehr abgeſetzt worden ijt 
18 12 

Vergleichsgebühr (8 13 Ziff. 3 RAGeb O.) 

Auch in Eheſachen kann eine V. entſtehen 
11710 1162 24 

Die V. wird in Eheſachen nicht nur bei 
Vergleich nach Erhebung von Klage u. 
Widerklage, ſondern auch dann fällig, 
wenn der Bekl. Widerklage erheben 
könnte 201 #1 

Die V. des RA. errechnet ſich nach dem 
Wert derjenigen Anſprüche, die, auch 
über den eigentl. Prozeßſtreitgegen⸗ 
ind hinaus, Gegenſtand des Vergleichs 
ind 67017 

Vergleichen ſich die Parteien nach Er⸗ 
ledigung der Hauptſache über die Ro- 
ſten des Rechtsſtreits, ſo iſt der Gegen⸗ 
ſtandswert des Vergleichs gleich der 
Summe der bis zur Erledigung der 
Hauptſache entſtandenen gerichtlichen u. 
außergerichtlichen Koſten; daß den Par⸗ 
teien das Armenrecht bewilligt iſt u. 
ſie tatſächlich keine Koſten aufgewen⸗ 
det haben, bleibt außer Betracht 67428 

Wird nach Teilanerkenntnisurteil ein Ver⸗ 
gleich geſchloſſen, in dem auch für den 
bereits durch das Teilanerkenntnis⸗ 
urteil erledigten Teil des Klagean⸗ 
ſpruchs Ratenzahlungen vereinbart 
werden, ſo iſt der Streitwert bez. des 
Vergleichs unter Einſchluß des Teil⸗ 
anſpruchs nach dem geſamten Klage⸗ 
anſpruch zu bemeſſen 1161 22 

Vergleichs verfahren, gerichtliches 

vgl. öſterr. Ausgleichsverfahren unter 
A., internat. V. vgl. unter J. 

Arbeits rechtliches Handbuch für das V. 
u. Konkursverfahren. Schrifttum 162 

8 2 VerglO. Der Anſpruch des durch un- 
erlaubte Handlungen Verletzten auf 
Feſtſtellung, daß ihm der Schädiger 
auch alle künftigen Schäden zu er⸗ 
ſetzen habe, iſt auch nach Beſtätigung 
eines im V. geſchloſſenen Vergleichs 
gegeben 181“ 

Wann iſt eine freiwillige Zahlung des 
Gemeinſchuldners „durch Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung“ erlangt (88 3, 70, 84 Vergl⸗ 
O.) 157 l 

$ 4 Vergl. Ein Gläubiger, der jih an 
der Abſtimmung zum Vergleich betei- 
ligt, iſt an dieſem Vergleich feſtzuhal⸗ 
ten, auch wenn er an ſich nicht zu den 
am V. beteiligten Gläub. gehört 1813 

§ 4 Vergl. findet beim Vorliegen eines 
uneigentlichen Sukzeſſivlieferungsver⸗ 
trags keine Anwendung 10243 


Sachregiſter 


§8 4, 28 f. VerglO. Rücktrittsrecht und 
V., insbeſ. beim Kauf unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt 146 
88 4, 28 ff. VerglO. Die Streitfragen der 
Praxis des V. 149 
Eigentumsvorbehalt u. V. 157 
Zu 8 5 Vergld. 152 634 
§ 29 VerglO. Die Ermächtigung des Ber- 
gleichsrichters zur Kündigung v. Lehr⸗ 
verträgen 1233 
§ 35 VerglO. kann nur Anwendung fin- 
den auf Prozeſſe, die nach Eröffnung 
92 V. in Gang gebracht worden ſind 
2 
Streitwertfeſtſetzung u. Gebührenberech⸗ 
nung im V.⸗ u. Konkursverfahren 11718 
Die Geb. des RA. für die Vertretung 
des Vergleichsſchuldners bis zur Eröff⸗ 
nung des V. beſtimmt ſich lediglich 
nach 8 89 RAGebO. 8 54 ift nicht an- 
wendbar. Wird der RA., der den 
Schuldner bis zur Eröffnung des V. 
vertreten hat, ſpäter als Vertrauens- 
perſon tätig, ſo iſt bei Bemeſſung der 
Vergütungen der ſachliche Zuſammen⸗ 
hang der beiden Tätigkeiten u. die da⸗ 
mit für den RA. verbundene Arbeits⸗ 
erleichterung zu berückſichtigen 11738 
Vergnügungsſteuer 
Die gleichzeitige Beſteuerung der Ver⸗ 
gnügungen durch Gemeinde u. Kreis 
iſt zuläſſig. Erhebt Kreisverband V. 
in einem den Reichsratsbeſt. v. 12. Juni 
1926 entſprechenden Ausmaße, ſo tritt 
nicht etwa daneben noch die StO. des 
Art. II daf. kraft Geſetzes in der Ge- 
meinde als Ortsrecht in Geltung. Viel⸗ 
mehr kann dann eine Gemeinde. nur 
auf Grund einer von der Gemeinde zu 
beſchließenden GemStO. erhoben wer⸗ 
den 2947 
§ 12 VergnügStO. der Stadt Berlin. 
Art. II § 23 der Reichsratsbeſt. Zum 
Begriff „Unternehmer“ 2946 
§ 12 BerlVergnügstO. Der Verpächter 
von Räumen, in denen ſteuerpflich⸗ 
tige Veranſtaltungen ſtattgefunden ha⸗ 
ben, kann nicht ſchon dann als ge⸗ 
ſamtſchuldneriſch haftender verfügungs⸗ 
berechtigter Inhaber i. S. des § 12 an⸗ 
geſehen werden, wenn er ſich lediglich 
Belig- u. Hausrecht an den Räumen 
vorbehalten hat. Vielmehr muß hin⸗ 
zukommen, daß er ſich entweder das 
ausſchließliche Verfügungsrecht eines f. 
die Veranſtaltung nötigen Teils der 
Räume oder ſolche Aufſicht über den 
Betrieb geſichert hat, die ihn ermäch⸗ 
tigt, die Veranſtaltung von ſeiner Ge⸗ 
nehmigung abhängig zu machen oder 
zu verbieten 9021 
Verhandlungs gebühr 
8 17 RAGebd. Der Sondercharakter der 
Not VO. v. 1. Dez. 1930 läßt die Er- 
höhung der V. durch die weitere V. 
nicht vollen Umfangs zu, ſondern nur 
in den Grenzen der Not BO. 11813 
Die Gebühr des 817 RAGebO. wird 
verdient, wenn über neue Tatſachen 
Beweis angetreten iſt, deſſen Erhebung 
ohne mündliche Verhandlung nur auf 
Grund des 8 7 EntlVO. beſchloſſen 
werden kann 67122 
§ 17 RAGebO. In Eheſachen kann der 
RA. für die weitere nichtkontradik⸗ 
toriſche Verhandlung nach Rechtskraft 
des bedingten Endurteils nur Gebühr 
in Höhe von 5/0 fordern 1163 25 
Verjührung 
vgl. auch Verwirkung 
§ 209 BGB. Die Ladung zum Termin, 
obwohl weſentlicher Beſtandteil der 
Klage, kann ſich auch ohne ausdrück⸗ 
liche Worte aus dem Inhalt ergeben 


(V. unterbrechung durch Klagerhebung) 
10169 


§ 211 II BGB. Durch Einreichung eines 
Armenrechtsgeſuchs nach Klagerhebung 
wird — im Gegenteil zur Einreichung 
vor Klagerhebung — die V. unter- 
brochen 6633 

Die V. des Rechts des Mieters auf 
Wegnahme von Einrichtungen wird 
nicht dadurch gehemmt, daß der Ver⸗ 
mieter fein Pfandrecht an den Einrich⸗ 
tungen geltend gemacht 663% 

88 826, 852 BGB. Beginn der V. für 
den Anſpruch auf Befreiung von For⸗ 
derung, für die der Fordernde zwar 
unanfechtbaren Rechtstitel zu beſitzen 
glaubt, die jedoch unter Verſtoß gegen 
die guten Sitlen erworben worden 
iſt. Erhebung der unbegründeten For⸗ 
derung iſt Fortſetzung des damaligen 
unſittlichen Handelns 9386 

§ 852 BGB. Der ftrafrechtliche Begriff 
der fortgeſetzten Handlung iſt für das 
bürgerliche Recht nicht anwendbar. 
Einzelne Schadens handlungen, auch 
wenn ſie auf einheitlichen Entſchluß 
zurückzuführen ſind, haben ihre ſelb⸗ 
ſtändige Schadenswirkung, der An- 
ſpruch aus jeder einzelnen Handlung 
iſt der V. unterworfen, ſobald für ihn 
9095 Vorausſetzungen eingetreten ſind 
39 7 

§ 38 RAckebO. Die Koſten des Antrags 
auf Erlaß des Zahlungsbefehls ſind 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfol⸗ 
gung notwendig u. daher erſtattungs⸗ 
fähig, wenn der Kl. der Auffaſſung 
ſein konnte, daß dieſer Schritt zur Un⸗ 
terbrechung der V. erforderlich war 
670 18 

868 StGB. Die bloße Ablehnung der 
beantragten richterlichen Maßnahme 
ſtellt keine „gegen den Täter gerih- 
tete“ richterliche Handlung dar 2447 

868 StGB. Eine von einer nichtbeſtehen⸗ 
den Inſtanz vorgenommene Handlung 
iſt keine vom — geſetzlich eingeſetzten 
— Richter gegen den Täter gerichtete; 
ſie unterbricht alſo auch nicht die V. 
432 12 

Handlungen, die das zuſtändige Zollamt 
zur Feſtſtellung des Anſpruchs oder 
des Verpflichteten vornimmt, untere 
brechen auch dann die V., wenn ſie 
auf Weiſung des LFin A. im Rahmen 
eines vor dieſem ſchwebenden Anfeh- 
tungsverfahrens vorgenommen wer⸗ 
den. Bei bedingten Steuerſchulden be⸗ 
ginnt die V. mit Ablauf des Jahres, 
in dem die Ungewißheit über den Ein⸗ 
tritt der Bedingung beſeitigt wurde 
6072 

V. u. Ausſchlußfriſten im preuß. Stempel- 
ſteuerrecht 228 

Die Angabe des Werts einer Vollmacht 
in der Vollmachtsurkunde iſt beſtimmt, 
der Steuerbehörde die Ermittlung des 
Wertes des der Vollmacht unterwor⸗ 
fenen Vermögens zu ermöglichen. Mit 
der Vorlegung der Urkunde beginnt 
deshalb die dreijährige Beanſtandungs⸗ 
friſt 656 17 

Eine unvordenkliche V. beſteht für das 
öffentliche Recht auch dann, wenn ſie 
durch landesrechtliche Beſtimmungen 
für das bürgerliche Recht beſeitigt iſt 
549 19 

Verkäuferin 

Wird Hausangeſtellte von einem Kauf⸗ 
mann ausnahmsweiſe auch in ſeinem 
Laden als V. beſchäftigt, ſo iſt die 
Arbeitszeit dieſer Perſon als Haug- 
angeſtellte von ihrer Tätigkeit im Ge⸗ 
werbebetrieb getrennt zu beurteilen 
1262 10 


Verkehrsanwalt 
dgl. Korreſpondenzgebühr 

Verkehrsgewerbe 
1051 GewO. Als V. find nicht nur die 
Gewerbe anzuſehen, die die Beförde⸗ 
rung ſelbſt ausführen, ſondern auch 
die, die Beförderungsmöglichkeiten zur 
Verfügung ſtellen. Ob Perſonen oder 
Sachen befördert werden, iſt gleich⸗ 
gültig; ebenſo, ob die Beförderung dem 
“HN. Verkehr dient oder nicht 

36 


Die Arbeitszeitbeſtimmungen der Mrb- 
ZeitvO. 1927 gelten grundſätzlich auch 
für das V. Für das V. ſind durch 
Geſamtvereinbarungen weitere allge⸗ 
meine Ausnahmen, als wie ſie die 
Arb3Z VO. 1927 vorſieht, geſtattet, ins⸗ 
bef. auch die Ermöglichung einer Über- 
ſchreitung der Zehnſtundengrenze 81937 

Verkehrsrecht 

dal. auch unter Kraftfahrzeug 

88 222, 230 StGB. Wer Verkehrsgefahr 
begründet, gleichgültig ob mit oder 
ohne Verſchulden, iſt rechtlich verpflich⸗ 
tet, ſie zu beſeitigen, wenn er dazu im⸗ 
ſtande iſt. Dementſprechend muß der 
Beſitzer eines ſtörriſchen Pferdes, das 
nicht mehr von der Stelle zu bringen 
iſt, entgegenkommende Wegebenutzer 
rechtzeitig warnen, gegebenenfalls durch 

Aufſtellung eines Poſtens 80121 
Verkehrsverhinderung (8 366 Ziff. 9 StGB.) 

B. iſt nicht objektiv rechtswidrig, wenn 
ſie nicht vermieden werden konnte u. 
nach der Verkehrsſitte von der Allge⸗ 
meinheit geduldet werden mußte 1066 ? 

Verkündung eines Beſchluſſes über Aus⸗ 
ſchluß der Hffentlichkeit 

„gl. unter O. 

Verkündung von Rechtsverordnungen 
dgl. unter RVO. 


Vermächtnis 
Deutſch⸗öſterr. Nachlaßabkommen. Ein 
eugnis der öſterr. Nachlaßbehörde 


über die Beſtätigung eines Vnehmers 
reicht aus, um im Deutſchen Reich die 
Eintragung des Vehmers ins Grund- 
buch herbeizuführen 6032 
Vermiſchung 

Hinterziehung der Branntweinmonopol⸗ 
einnahme. Die Tatſache allein, daß V. 
des einzuziehenden Sprits ſtattgefun⸗ 
den hat, vermag den Einziehungsan⸗ 
ſpruch nicht zum Erlöſchen zu bringen. 
Entſcheidend iſt vielmehr, ob nach der 
Auffaſſung des täglichen Lebens die 
durch V. entſtandene Sache gegenüber 
derjenigen, die den Gegenſtand der 
Straftat bildet, eine neue andere Sache 

Heworden ift 25110 

3350 StGB. Mit Rückſicht darauf, daß 
in der Regel jede Verwendung amtlich 
empfangener, deshalb nicht vertret⸗ 
barer Gelder zu eigenen Zwecken den 
Tatbeſtand der Amtsunterſchlagung er⸗ 
üllt, kann ſchon die bloße V. amtlicher 
u. eigener Gelder durch Kaſſenbeamten 
die Betätigung der Abſicht rechtswidri⸗ 
ger Zueignung der amtlichen Gelder 
parſtellen. Andernfalls liegt rechtswi⸗ 
driger Eingriff in das durch die V. 
entſtandene Miteigentum nur dann 
vor, wenn der Beamte dabei den ihm 
zuſtehenden Anteil an den gemein⸗ 


ſchaftl. Beſtänden überſchreitet 508 25 
Vermittlung ſtänden überſchreitet 508 
Als V. i. S. von 835 GewO. gilt auch 


— Tätigkeit, die den Abſchluß eines 
9 Vertrags nur vorbereitet 7608 
ermögensſteuer 

as gegen den Vermögensfeſtſtellungs⸗ 

u. Wbeſcheid gerichtete Rechtsmittel ift, 

ſoweit es ſich gegen die Höhe des 


Setriebsvermögens oder gegen die 


Sachregiſter 


Entſcheidung über die Inhaberſchaft 
richtet, als Rechtsmittel gegen die Feſt⸗ 
ſtellung des Einheitswerts für das Be⸗ 
triebsvermögen anzuſehen 268 14 
Vermögensübernahme 

Schrifttum 162 

Vermögensinbegriff i. S. des § 419 BGB. 
Zum Tatbeſtand des 8 419 gehört, daß 
der Erwerber die Verhältniſſe des Ver⸗ 
äußerers kennt u. daß nach dieſen ihm 
bekannten Verhältniſſen das ganze oder 
ſo gut wie das ganze Vermögen mit 
dem überlaſſenen Gegenſtand auf ihn 
übergeht 7245 

Zur Anwendbarkeit des § 419 BGB. Aus 
ihm iſt nicht zu entnehmen, daß der 
Übernehmer die Zwangsvollſtreckung 
eines Gläubigers, der nur gegen den 
Schuldner einen Schuldtitel hat, dulden 
muß 19734 

Eingerichteter Gewerbebetrieb iſt auch 
dann als Vermögen i. S. des § 419 
BGB. anzuſehen, wenn einzelne greif⸗ 
bare Vermögensgegenſtände nicht vor⸗ 
handen find. Die übernahme einer 
OG. fällt unter $419 BGB. nur, 
wenn das Geſellſchaftsvermögen das 
gange Vermögen der Geſellſchaft ift 


Verordnung 

bez. Pol VO. vgl. unter P., NotVO. im 
Sonderregiſter „R. der NotVd.en“; 
vgl. ferner unter Rechts VO. 

Verrechnungsſtelle, tierärztliche 

vol. unter T. 

Verrichtungsgehilfe (8 831 BGB.) 

Ein Sportſegler, der für andern Sport⸗ 
kameraden das dieſem gehörige Segel⸗ 
boot in einer Segelregatta ſteuert, gilt 
als Beauftragter des Bootseigners. 
Dieſem ſteht der Entlaſtungsbeweis ge⸗ 
mäß $ 831 BGB. zu. § 3 Vinnen- 
Schiff G. ift hier nicht anwendbar 681 

Nicht nur an die Auswahl eines Kraft⸗ 
wagenführers, ſondern auch an ſeine 
dauernde Beaufſichtigung find ftrenge 
Anforderungen zu ſtellen. — Iſt auch 
die allgemeine überwachungspflicht re- 
gelmäßig aus 8 823, nicht nur aus 
§ 831 zu folgern, fo erleidet dieſe Ne- 
gel doch unter Umſtanden Ausnahme, 
nach der die allgemeine Aufſichts⸗ 
pflicht aus 8831 abzuleiten ift; fo, 
wenn die beſondere Gefährlichkeit der 
dem Angeſtellten übertragenen Ver⸗ 
richtungen im allgemeinen öffentlichen 
Intereſſe deſſen ſtändige Kontrolle er⸗ 
heiſcht 79415 

Wem von Kraftwagenfabrik für Vorfüh⸗ 
rungsfahrt mit einem Wagen der Fa⸗ 
brik ein Kraftwagenführer zur Verfü⸗ 
gung geſtellt iſt, der kann zu der Fa⸗ 
brik das Vertrauen haben, daß der⸗ 
ſelbe zuverläſſig ift 782 6 

Es iſt erforderlich u. auch in Großſtadt 
für Kraftdroſchkenunternehmer möglich, 
einen neu eingeſtellten, noch nicht er⸗ 
probten Führer einer regelmäßigen un⸗ 
auffälligen Kontrolle zu unterziehen, 
insbeſ. auch in Anſehung der Beach⸗ 
tung der Verkehrsvorſchriften 79314 

Schwarzfahrt. Der Halter, der wahr⸗ 
nimmt, daß der von ihm angeſtellte 
Chauffeur einen jungen Mann öfters 
zum Reinigen zuzieht, muß ſich über 
die Zuverläſſigkeit des jungen Mannes 
vergewiſſern. Wer auf Grund Dienſt⸗ 
vertrags in Fällen der Behinderung 
des Halters als deſſen allgemeiner Ver⸗ 
treter die geſamten Angelegenheiten 
zu beſorgen hat, hat auch die Über- 
wachungspflicht 1251 

Gefälligkeitsfahrt begründet kein Ver⸗ 
tragsverhältnis zwiſchen Fahrzeughal⸗ 
ter u. Befördertem. Nur unter beſon⸗ 
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dern Umſtänden kann bei Gefälligkeits⸗ 
fahrt jede Haftung des Halters gegen⸗ 
über dem Beförderten ausgeſchloſſen 
ſein. Im allgemeinen haftet der Hal⸗ 
ter bei Gefälligkeitsfahrten nach 8 831 
BGB. für eine anläßlich der Beförde⸗ 
rung begangene unerlaubte Handlung 
des Führers 8083 
Auf dem Lande ſind an die Arbeitgeber 
der Kutſcher von Pferdegeſpannen nicht 
ſo ſtrenge Anforderungen bzgl. Aus⸗ 
wahl u. Beaufſichtigung zu ſtellen wie 
in der Stadt. Das gilt auch, wenn 
die Kutſcher gelegentlich eine von 
Kraftfahrzeugen u. Motorrädern be⸗ 
nutzte Chauſſee befahren müſſen 8084 
Verſammlungsverbot 
vgl. im Sonderregiſter „R. der Not- 
VO.en“ unter Not VO. v. 28. März 1931 
Verſchollenheit 
Todesbeurkundung oder Verklärung nach 
Schweizer Recht 6153 
Verſicherungsrecht, öffentliches 
vgl. auch Arbeitsvermittlung⸗ u. Arbeits⸗ 
loſenverſicherung, Knappſchaft 
Reichsverſicherungsordnung 
Schrifttum 330 1196 
Die auf Grund des Arb VermG. gewährte 
Arbeitsloſenunterſtützung iſt dem wirk⸗ 
lichen „Arbeitsverdienſt“ i. S. des 
§ 180 II Ziff. 1 RVO. bei der Berech⸗ 
nung des Grundlohns nicht gleichzu⸗ 
ſtellen 2131 
Nach 8 182 1 Nr. 2 Halbſ. 2 RVO. i. d. 
Faſſ. der NotVO. v. 26. Juli 1930 ift 
das Krankengeld bei dem Vorliegen 
eines einheitlichen Verſicherungsfalls 
nur bei dem erſtmaligen Eintritt der 
Arbeitsunfähigkeit vom vierten Tage 
der Arbeitsunfähigkeit an, dagegen bei 
jeder weiterhin während desſelben 
Krankheitsfalles auftretenden Arbeits⸗ 
unfähigkeit im Rahmen der Unter⸗ 
ſtützungsdauer ſofort zu gewähren 2142 
§ 205 1 RVO. i. d. Faſſ. der NotVO. vom 
26. Juli 1930 ſetzte im Gegenſatz zu 
derſelben Vorſchrift i. d. Faſſ. der 
Not VO. v. 1. Dez. 1930 für den An- 
ſpruch auf Familienhilfe nicht voraus, 
daß der Ehegatte des Verſicherten 
unterhaltsberechtigt iſt 13241 
Bedarf nach 855 Gew. der Arbeit⸗ 
nehmer, nicht der Arbeitgeber eines 
Wandergewerbeſcheins, ſo ſind die 
SS 459 ff. RVO. nicht anwendbar 2871 
§ 520 NVO. 8145 ArbVermG. Der bei 
Erſatzkaſſe Verſicherte, der die an ihn 
gezahlten Beitragsteile des Arbeit⸗ 
gebers für die Kranken⸗ u. Arbeits⸗ 
loſenverſicherung nicht an die Erſatz⸗ 
kaſſe abführt, ſondern für fih verwen⸗ 
det, macht ſich weder der Unterſchla⸗ 
gung noch einer ſonſtigen Straftat 
ſchuldig 12582 
8533 RVO. Irrtümlicher Glaube des 
Arbeitgebers, ſeinen Arbeitern den 
vereinbarten Lohn voll ausbezahlt u. 
Beitragsteile der Arbeiter nicht ein- 
behalten zu haben, iſt Irrtum über 
Tatumſtände 12556 
Stellen § 533 RVO. u. § 270 ArbVerm.⸗ 
weſens verſchiedene Tatbeſtände dar 
oder iſt Idealkonkurrenz möglich? 
1258 3 1259 
Zur Auslegung der 88 533, 534 NVO. 
88 270, 272 Arb VermG. 12606 
8533 RVO. Verrechnung der Zahlungen 
des Arbeitgebers auf die Arbeitneh⸗ 
mer- u. Arbeitgeberbeiträge 12627 
8 5371 Nr. 3 RVO. Betriebe, die fih mit 
der Ausführung von Gerüſtbauarbeiten 
befaſſen, find bei der Baugewerks⸗Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft verſichert 2882 
Dem Unternehmer ſteht nach 8 542 RVO. 
nur das Recht zu, die Zuteilung zu 
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„einer“ Berufsgenoſſenſchaft zu ver⸗ 
langen, wobei die Benennung einer 
beſtimmten Berufsgenoſſenſchaft, zu 
der er zugeteilt werden will, nur die 
Bedeutung eines Wunſches hat 13252 

3544 RVD. Ein in Betrieb beſchäftigter 
Lehrling iſt auch bei ſolchen Verrich⸗ 
tungen als Arbeiter anzuſehen, die er 
vornimmt, nicht um eine ihm vertrag⸗ 
lich obliegende Verpflichtung zu er⸗ 
füllen, ſondern um ſich ſelbſt durch ſie 
zur einſtigen Wahrnehmung ähnlicher 
Geſchäfte zu befähigen. Deshalb iſt 
auch die Geſellenprüfung dem Betrieb 
zuzurechnen, ſoweit ſie ſich als Be⸗ 
triebstätigkeit darſtellt oder unter In⸗ 
anſpruchnahme der Betriebsmittel des 
Arbeitgebers erfolgt 13253 

9 544 RVO. Zur Frage der Verſicherungs⸗ 
pflicht, wenn Verſicherter vorüber⸗ 
gehend in fremdem Betriebe Hilfe 
leiſtet. Die Vorſchriften des 8 553a 
u. die des 8 627 RVO., ſoweit ſie ſich 
auf Unfälle beim Lebensretten bezie⸗ 
hen, kommen nur hilfsweiſe dann in 
Betracht, wenn der Unfall beim Lebens⸗ 
retten nicht bereits als Unfall bei 
einem verſicherten Betriebe oder einer 
288 Tätigkeit anzuſehen iſt 
288 

§ 545a RVO. Unfall auf dem Wege zum 
Heimatorte über Wochenende 2884 

§ 545a RVO. Unfall auf dem Wege von 
einer Arbeitsſtätte zur anderen 288 5 

§ 615 1 Nr. 3 RVO. Gleichbehandlung aus⸗ 
ländiſcher Arbeitnehmer in der deut⸗ 
ſchen Unfallverſicherung 6103 

§ 697 RVO. Beſtimmt eine DO., daß 
für die Vemeſſung des Nuhege- 
halts neben der DD. die Vorſchrif⸗ 
ten des NBeamt®. i. d. Faſſ. des 
Geſetzes über Einſtellung des Perſ⸗ 
Abb. u. Anderung der PerſAbbVO. v. 
4. Aug. 1925 anzuwenden ſind, ſo iſt 
einem Angeſtellten, der nach dem 
31. März 1926 in den dauernden Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt wird, die Zeit des Warte⸗ 
ſtands als Dienſtzeit anzurechnen, auch 
wenn er während dieſer Zeit im 
Dienſte der Berufsgenoſſenſchaft nicht 
verwendet worden iſt 11801 

8 697 RVO. Kürzung von Bezügen ehe- 
maliger Angeſtellter einer Berufsge- 
noſſenſchaft auf Grund der Not. 
v. 5. Juni 1931. Es unterliegen nicht 
nur die Ruhegehälter von ehemaligen 
berufsgenoſſenſchaftlichen Angeſtellten 
der Kürzung, ſondern auch Bezüge, 
die ihnen auf Grund eines Vergleichs 
zu Unterhaltszwecken gewährt werden 
1325 4 

88 765, 771 RVO. Eigentümer der Be- 
triebsmittel iſt auch derjenige, dem das 
Eigentum nur zum Zwecke der Siche⸗ 
rung einer Forderung übertragen iſt 
10311 


8870 RVO. Aufgabe der Spruchbehör⸗ 
den, die über Beſchwerden gegen die 
Feſtſetzung von Geldſtrafen wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen die Unfallverhütungsvor⸗ 
ſchriften zu entſcheiden haben, iſt es, 
die Berufsgenoſſenſchaft in der Durch⸗ 
führung ihrer Pflichten zu unterſtützen 
u. nicht durch unbegründete Nachſicht 
die Durchführung der Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften zu erſchweren 2143 

8 937 RVO. regelt für die landwirtſchaft⸗ 
liche Unfallverſicherung, ſoweit es ſich 
um nach Durchſchnittsſätzen feſtgeſtellte 
Jahresarbeitsverdienſte handelt, die 
Art der Berechnung des Jahresarbeits⸗ 
verdienſtes bei der Rentenbemeſſung 
abſchließend; 8 599 a RVO. ift zur Er- 
gänzung nicht entſpr. anzuwenden 10831 


Sachregiſter 


§ 1280 1 RVO. Nach dem übergang der 
Staatshoheit über den abgetretenen 
Teil Oberſchleſiens auf Polen konnte 
eine rechtswirkſame Quittungskarte von 
einer Deutſchen Landesverſicherungs⸗ 
5 nicht mehr ausgeſtellt werden 

44 


Auch bei Anſpruch auf Kinderzuſchuß für 
Stiefkinder u. Enkel gemäß § 1291 III 
RVO. ift die Gewährung von der Vor⸗ 
ſchrift d. § 1253 RVO. unabhängig 752 

§ 1542 RVO. Wie berechnet fih der Sha- 
den, wenn der durch einen Unfall er⸗ 
werbsunfähig gewordene Verletzte Ren⸗ 
ten⸗ oder Verſicherungsleiſtungen von 
einem Dritten erhält? 25 

Der Schadenserſatzanſpruch im Fall des 
8 1542 RVO. 772 

Der Klärung der ſich aus 8 1542 RVO. 
ergebenden Fragen bedarf es, bevor 
10 oder Feſtſtellungsurteil ergeht 
a 


Der Übergang nach 81542 RVO. trifft 
nicht den Anſpruch auf Schmerzens⸗ 
geld 7815 

Das zum Grund des Anſpruchs bzw. auf 
Feſtſtellungsklage ergehende Urteil darf 
die Frage, ob Teil des Anſpruchs auf 
Verſicherungsträger übergegangen iſt 
(8 1542 RVO.) offen laſſen 790 11 

§ 1668 II RVO. Die Beurteilung dem 
Grunde nach enthält noch keine rechts⸗ 
kräftige Rentenfeſtſtellung, ſondern ſtellt 
nur Zwiſchenurteil dar 11802 

§ 1715 II RVO. Hat in Reviſionsverfah⸗ 
ren das zuftändige LVerſA. das anə- 
gefochtene Urteil aufgehoben u. die 
Sache an das OVerſA. zurückverwieſen, 
ſo iſt dieſes an die der Aufhebung zu⸗ 
grunde liegende rechtliche Beurteilung 
des Verfü. gebunden, auch dann, 
wenn ſie von einer amtlich veröffent⸗ 
lichten grundſätzlichen Entſcheidung des 
RVerſA. oder eines LVerſA. abweicht. 
— Die Nichtbeachtung des § 1718 RVO. 
durch das LVerſA. im Einzelfall kann 
dem im Inſtanzenzug untergeordneten 
O Vers., an das die Sache nach 8 1715 
überwieſen iſt, nicht das Recht geben, 
fie ſeinerſeits dem RVerſA. zur grund- 
ſätzlichen Entſcheidung nach 8 1693 
RVO. vorzulegen, zumal da dann der 
Große Senat, deſſen Zuſtändigkeit im 
Fall der Beachtung des $ 1718 be⸗ 
gründet geweſen wäre, an ſich nicht 
zur Entſcheidung berufen ſein würde 
1181 


Der für die ſonſtige Sozialverſicherung 
vom Großen Senat aufgeſtellte Grund⸗ 
ſatz, daß Streitigkeiten über Rechts⸗ 
folgen aus der Abtretung eines vor 
den Verſicherungsbehörden der RVO. 
zu verfolgenden Anſpruchs in dem 
durch dieſes Geſetz geordneten Ver⸗ 
fahren zu entſcheiden ſind, gilt auch 
für Anſprüche, die im knappſchaftlichen 
Spruchverfahren zu verfolg. find 1361 


Angeſtelltenverſicherungsgeſetz 


Schrifttum 33 

Ein der Angeſtelltenverſicherung unter⸗ 
liegender Polier iſt auch in der ſog. 
ſtillen Zeit, während der ſeine be⸗ 
triebsleitende u. beaufſichtigende Tä⸗ 
tigkeit erheblich eingeſchränkt iſt und 
die körperliche Arbeitsleiſtung über⸗ 
wiegt, angeſtelltenverſicherungspflichtig, 
wenn das Dienſt⸗ u. Vertragsverhält⸗ 
nis als Polier auch in dieſer Zeit 
weiterbeſteht u. dieſer jederzeit bereit 
iſt, ſeine Beſchäftigung als Polier wie⸗ 
der aufzunehmen 2888 

Behördlich zugelaſſene Buchmachergehil⸗ 
fen, die in Läden eines behördlich zu⸗ 
gelaſſenen Buchmachers gegen Proviſion 
tätig ſind, beſtimmte Büroſtunden ein⸗ 


halten, Wettaufträge entgegenzunehmen, 
Wettſcheine auszuſtellen u. alle ſon⸗ 
ſtigen im Buchmacherbetriebe vorkom⸗ 
menden Arbeiten nach Weiſungen des 
Buchmachers zu erledigen haben, ſind 
nicht ſelbſtändige Gewerbetreibende, ſon⸗ 
dern verſicherungspflichtige Augeſtellte 
i. S. von 81 AngVerſch. 13255 

811 Nr. 2 AngVerſch. Kupferſtecher in 
geographiſcher Anſtalt, die nach der 
vom Kartographen angefertigten Zeich⸗ 
nung das Kartenbild genau nach Vor⸗ 
lage auf die Kupferplatte übertragen, 
ſind nicht angeſtelltenverſicherungs⸗ 
pflichtig, ſondern unterliegen der Ver⸗ 
ſicherungspflicht nach der RVO. 9011 

Hotelportier, der für die überlaſſung 
ſeines Poſtens Pacht bezahlen muß, 
im übrigen auf Trinkgelder als ein⸗ 
zige Einnahmequelle angewieſen iſt, 
dem außer der Auskunftserteilung noch 
eine Reihe von Pflichten obliegt, bei 
deren Erfüllung er an die Weiſungen 
der Hotelleitung gebunden iſt, iſt nicht 
ſelbſtändiger Unternehmer, ſondern An- 
geſtellter i. S. von 811 Nr. 2 Ang⸗ 
BVerfG. 1325 6 

8 11 Nr. 2 AngVerſch. Vorrichter in einer 
Juteſpinnerei u. »weberei find auch 
nach der durch die 2. VO. zur Ande⸗ 
rung der Beſtimmung von Berufs⸗ 
gruppen der Angeſtelltenverſicherung 
v. 15. Juli 1927 veränderten Rechts⸗ 
lage nicht verſicherungspflichtig nach 
dem AngVerſch., ſondern gehören zur 
Invalidenverſicherung 2889 

8 11 Nr. 4 AngVerſch. Leiterinnen von 
Annahme⸗ u. Ausgabeſtellen einer Fär⸗ 
berei u. Großwäſcherei, die hauptſäch⸗ 
lich Aufträge zum Waſchen, Reinigen 
oder Färben gegen Auftragsbeſtäti⸗ 
gung annehmen, in Auftragsbuch und 
Kundenkartei eintragen, die Aufträge 
an die Wäſcherei u. Färberei weiter⸗ 
geben, die fertigen Sachen den Kunden 
zurückgeben, in das Ausgabebuch ein⸗ 
tragen, die Beträge einziehen, darüber 
Kaſſenbuch führen u. monatlich ab⸗ 
rechnen, daneben die mit der Annahme 
u. Ausgabe der Sachen verbundenen 
gewerblichen Arbeiten verrichten ſowie 
Laden u. Flur reinigen, ſind als Hand⸗ 
1 y verſicherungspflichtig 


Weihnachtsgratifikationen, die vom Ar⸗ 
beitgeber, wenn auch ohne rechtliche 
Verpflichtung, neben dem Gehalt wäh⸗ 
rend eines wirtſchaftlich erheblichen 
Zeitraums in regelmäßiger Wiederkehr 
gewährt worden ſind, ſind, ſofern nicht 
beſondere Umſtände für deren künf⸗ 
tigen Fortfall ſprechen, gewohnheits⸗ 
mäßige Bezüge i. S. von 82 Ang- 
Ver]. u. daher anteilsmäßig bei der 
Berechnung des Beitrags zu berück⸗ 
ſichtigen 288 
11 Ang2erj®. Preuß. GerAſſ., der von 
der Juſtizbehörde zu einem RA. als 
deſſen Vertreter beurlaubt iſt, unter⸗ 
liegt nicht der Verſicherungspflicht nach 
dem Arb VermG. 1181 

530 AngVerſch. Seeſchiffer (Kapitän) auf 
großer Fahrt, der lediglich infolge 
Kurzſichtigkeit ſeine bisherige Tätig⸗ 
keit nicht mehr ausüben kann, kann 
auf Berufstätigkeiten an Land mit 
ſeemänniſchem Einſchlag verwieſen wer⸗ 
den u. iſt deshalb nicht berufsunfähig 
6104 


Ein dem Empfänger eines Ruhegeldes 
nach 8 58 11 Ang Verſcg. zu zahlender 
Kinderzuſchuß bildet einen Teil ſeines 
Ruhegeldes. Der Erſatzanſpruch eines 
Fürſorgeverbandes aus 88 80, 82 Ang- 


Verf. ergreift deshalb auch den Qin- 
5 derzuſchuß 781 
Angeſtellter kann auch dann von der 
eigenen Beitragsleiſtung nach 8 375 
AngVerſch. befreit werden, wenn fein 
vor oder während der Inflation ab⸗ 
geſchloſſener Lebensverſicherungsver⸗ 
trag durch Nachvertrag mit anderer 
Lebensverſicherungsgeſellſchaft ergänzt 
iſt u. wenn die Höhe der Prämien 
mindeſtens den ſeinen Gehaltsverhält⸗ 
niſſen entſprechenden Beiträgen zur 
Angeſtelltenverſ. gleichkommt 1032? 
Sind Deckungsmittel zur Abkürzung der 
Wartezeit in der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung entrichtet, ſo können, ſofern Pen⸗ 
ſionskaſſenbeiträge für dieſe Zeit nicht 
vorliegen, die hierdurch in der An⸗ 
geſtelltenverſicherung zurückgelegten Bei⸗ 
tragsmonate gemäß 88 122 Nr. 6, 
122a Nr. 1 Satzung der Reichsknapp⸗ 
ſchaft nicht als Beitragsmonate in der 
Angeſtelltenverſicherung nach 8 24711 
RKnappſchch. angerechnet werden 289 13 
Die Angeſtelltenpenſionskaſſe hat die den 
Verſicherten günſtigeren Leiſtungen des 
AngRerib. ſtets zu gewähren, ſelbſt 
wenn es ſich um Leiſtungen handelt, 
die ihrer Art nach im Reknappſchch. 
vorgeſchrieben ſind 289 12 


Art. 3 Gef. über Leiſtungen in der In⸗ 
validenverſicherung v. 12. Juli 1929. 
Zlaubhaftmachung der Vorausſetzung 
des Hinterbliebenenrentenanſpruchs bei 
Vernichtung der Quittungskarten ge⸗ 
nügt, doch darf die Vermutung nicht 
dagegen ſprechen 751 

Von Unterhalt i. S. des 6. V. kann nur 
dann geſprochen werden, wenn der 
Empfänger der Leiſtungen keinen ver⸗ 
traglichen Anſpruch auf dieſe hat, jon- 
dern der Unterhalt auf Grund der 
geſetzlichen Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts an Verwandten der aufſteigen⸗ 
den oder abſteigenden Linie gewährt 
wird. Dazu gehören nicht Leiſtungen 
eines Verſicherten auf Grund vertrag⸗ 

licher Verpflichtungen 2146 

S10 Ziff. 2 u. 3 ZwVerſtG. Rangſtelle 
der der Zwangsverſteigerung beigetre⸗ 
tenen Verſicherungsanſtalt wegen der 
Verſicherungsbeiträge 194 25 

Im Verfahren der Sozialverſicherung iſt 
auch die nur informatoriſche Benut⸗ 
zung von Beweismitteln, von denen 
eine Partei keine Kenntnis hat, un⸗ 
zuläſſig 6861 

Gewährt die Landesverſicherungsanſtalt 
Elſaß⸗Lothringen auf Grund der vom 
Verſicherten bis zum 11. Nov. 1918 an 
deutſche Verſicherungsträger geleiſteten 
Invalidenverſicherungsbeiträge nach 
Art. 1 861 der Enti. des Völker⸗ 
bundes v. 21. Juni 1921 eine Invali⸗ 
denrente, ſo werden die Beiträge da⸗ 
durch völlig verbraucht u. können nicht 
zur Gewährung einer reichsgeſetzlichen 

Invalidenrente für den Verſicherten 

9 verwertet werden 6091 
erſicherungsrecht, privates 

Angeſtellter kann auch dann von der 
eigenen Beitragsleiſtung nach 8 375 
angVerſch. befreit werden, wenn fein 
vor oder während der Inflation ab⸗ 
geſchloſſener Lebensverſicherungsver⸗ 
5 durch Nachvertrag mit anderer 
Lebensverſicherungsgeſellſchaft ergänzt 
mM u. wenn die Höhe der Prämien 
mindeſtens den ſeinen Gehaltsverhält⸗ 
aen entfprechenden Beiträgen zur 
Angeſtelltenverf. gleichkommt 10322 
er Umjtand, daß in dem Bezugspreis 
einer Zeitſchriſt ein Verſicherungsbeitrag 
(Verſicherung der Bezieher) mitenthal⸗ 


Sachregiſter 


ten iſt, ſteht einer Umſatzſteuerfreiheit 
des Zeitſchriftenvertriebs nicht entgegen 
9011 


Verſicherungsſteuer 


8 51 Nr. 4 VerſStG. Durch die Trans- 
portmittelverſicherung können auch die 
Gefahren gedeckt ſein, denen das 
Transportmittel (3. B. Kraftfahrzeug) 
im Ruhezuſtand in der Heimat oder 
unterwegs ausgeſetzt iſt. Das gilt je⸗ 
doch nicht für die Zeiten, während 
deren das Fahrzeug nicht als Trans⸗ 
portmittel in Betracht kommt, z. B. 
während der ein Kraftfahrzeug bei der 
Zulaſſungsbehörde abgemeldet iſt 8212 


Verſorgungsrecht 


vgl. auch unter Offizierpenſion, Militär- 
anwärter, Kriegsperſonenſchädengeſetz 

vgl. auch im Sonderregiſter „Recht der 
Notverordnungen“ unter NotVO. vom 
26. Juli 1930 u. Not VO. v. 5. Juni 1931 

Über die Anerkennung des Todes als 
Folge einer Dienſtbeſchädigung (Feſt⸗ 
ſtellungsklage) kann im Spruchverfah⸗ 
ren nicht entſchieden werden, wenn der 
Anſpruch auf Hinterbliebenenverſor⸗ 
gung durch Verſäumung der Anmelde⸗ 
friſt der 8854, 111 RVerſorgG. auz- 
geſchloſſen iſt 782 

Wenn das Verſorgcker. in Verfahren 
nach 857 WVerſorgG. zwar feſtſtellt, 
daß fih das Bleiden des Kl. nicht 
weſentlich verſchlimmert habe, aber er⸗ 
wieſenermaßen nicht den geſamten als 
Dienſtbeſchädigungsfolge anerkannten 
Leidenszuſtand beurteilt hat, ſo iſt der 
Rekurs zuläſſig 6871 

Dienſt in der franz. Fremdenlegion ift 
keine Wiederverwendung im aktiven 
Militärdienſt i. S. der Ruhensvorſchrift 
des 8 611 Nr. 1 RVerſorgG. 9702 

Auf den nach 8 62 RBerforgð. noch 
zahlbaren Betrag der Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe iſt der Betrag, der einer 
Kapitalabfindung zugrunde gelegt wor⸗ 
den iſt, in voller Höhe anzurechnen, u. 
zwar auch dann, wenn nur der in 
862 RVerſorgG. beſtimmte Mindeſt⸗ 
betrag der Verſorgungsgebührniſſe noch 
zahlbar iſt 783 

868 A2erjorg®. Pfändbarkeit der Poſt⸗ 
ſcheckguthaben, auch wenn dieſe aus 
der Überweiſung von Beträgen un⸗ 
pfändbarer Forderungen entſtanden 
find 1838 

Kapitulant, der nach mehr als 18jäh- 
riger Dienſtzeit im alten Heer ohne 
Unterbrechung der Dienſtzeit in die 
Reichswehr übernommen wurde u. nach 
dem 5. Aug. 1921 ausgeſchieden iſt, hat 
keinen Anſpruch auf Dienſtzeitrente nach 
dem MilVerſorgG. von 1906 erwor- 
ben 802 

Der Penſionsanſpruch der Witwe eines 
Offiziers des früheren bayr. Heeres, 
der nach § 26 des RGef. v. 17. Juni 
1887 für ſeine etwaigen Hinterbliebe⸗ 
nen auf das in den 88 öff. dieſes 
Geſ. beſtimmte Witwengeld verzichtet 
hat, geht zwar jetzt gegen den Reichs⸗ 
fiskus; er bemißt ſich aber penſions⸗ 
rechtlich nach wie vor nach den für 
den „bayr. Militär⸗Witwen⸗ u. -Wai- 
ſenfonds“ gültigen Vorſchriften, nicht 
nach den reichs rechtlichen Beſtimmungen 
des MilcinterblG. 1907 801 

Handelt es ſich in einem Falle, in dem 
der Rekurs ausgeſchloſſen iſt, um eine 
noch nicht feſtſtehende Auslegung ge⸗ 
ſetzlicher Vorſchriften von grundſätz⸗ 
licher Bedeutung, ſo haben die bayr. 
Verforgder. die Sache an das Bayr. 
LVerſorgGer. abzugeben 11821 

Der Widerruf der in rechtskräftigem Be⸗ 
ſcheid enthaltenen, an der Rechtskraft 


1 


nicht teilnehmenden Anerkennung von 
Dienſtbeſchädigung unterliegt im Laufe 
eines Spruchverfahrens den gleichen 
Beſchränkungen wie die Verichtigung 
nach 8 65 II Verf. 11822 

Hat die Verwaltungsbehörde in einem 
nach 8 71 Verf. erteilten Beſcheid auf 
die Rechtskraft einer früheren Ent⸗ 
ſcheidung nur von beſtimmtem Zeit⸗ 
punkt ab verzichtet, ſo ſind die Spruch⸗ 
behörden an dieſen Verzicht gebunden. 
Gewährt das VerforgGer. trotzdem für 
einen vor dem Verzicht auf die Rechts⸗ 
kraft liegenden Zeitraum Verſorgung, 
ſo hat es über eine Frage entſchieden, 
die ſeiner Gerichtsbarkeit nicht unter⸗ 
liegt. Der Rekurs des Fiskus iſt in 
ſolchen Fällen zuläſſig 11821 

Wird Rente im Wege der Berichtigung 
entzogen, ohne daß die Frage der 
Dienſtbeſchädigung ſtreitig iſt, ſo iſt 
der Rekurs ausgeſchloſſen 11823 

Die Rechtsauffaſſung, daß V.gebührniſſe, 
die nicht beſonders zuerkannt ſind, als 
aberkannt zu gelten haben, kann nur 
auf die Fälle bezogen werden, in 
denen nach der ganzen Aktenlage an⸗ 
zunehmen iſt, daß die Verwaltungs⸗ 
behörde den fraglichen Anſpruch ge⸗ 
prüft hat 216 2 

Rückwirkende Anwendung der Ruhens⸗ 
vorſchriften und Rückforderung von 
Verſorgungsgebührniſſen ohne Berich⸗ 
tigung früherer Ruhensbeſcheide bei 
nachträglicher rückwirkender Erhöhung 
des Einkommens aus öffentlichen Mit⸗ 
teln 804 

Die Klage auf Anerkennung einer Ge⸗ 
ſundheitsſtörung als Folge von Dienſt⸗ 
beſchädigung (Feſtſtellungsklage) iſt nicht 
gegeben, wenn nur die Gewährung 
eines Kannbezugs in Frage kommen 
kann, denn in ſolchem Falle beſteht 
weder rechtliches Intereſſe an der als⸗ 
baldigen Feſtſtellung, noch würde die 
Feſtſtellung der Sicherung des Be⸗ 
weiſes für etwaige ſpätere Leiſtungs⸗ 
klage dienen 9704 

Die Anerkennung von Tropendienſtbe⸗ 
ſchädigung enthält nicht auch die An⸗ 
erkennung von Kriegsdienſtbeſchädigung 
5383 

Seit dem 28. Juli 1930 ift die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand wegen 
Verſäumung der Berufungsfriſt nicht 
mehr möglich, wenn das VerſorgGer. 
die Berufung als verſpätet zurückge⸗ 
wieſen hat 9743 

Über die Berufung gegen einen Beſcheid 
des Staatlichen Verſorgungs⸗ u. Pen⸗ 
ſionsamts für die Freie Stadt Danzig 
entſcheidet ſtets das Staatliche Verſorg⸗ 
Ger. für die Freie Stadt Danzig 6101 


Verſteigerung 


dgl. auch unter Zwangs V. 

Sind mehrere Sachen verſchiedener Dritt⸗ 
eigentümer zum Pfand gegeben u. iſt 
eine dieſer Sachen auf Grund eines 
vom Schuldner (Verpfänder) erteilten 
Viauftrags verſteigert u. damit der 
Pfandgläubiger befriedigt worden, fo 
hat der Eigentümer dieſer verſteigerten 
Sache gegen die Eigentümer der an⸗ 
dern mitverpfändet geweſenen Sachen 
einen Ausgleichsanſpruch 20037 

8270 StGB. Abhalten vom Bieten durch 
mittelbare Inausſichtſtellung des Ab⸗ 
bruchs von Geſchäftsbeziehungen; zum 
Begriff „Drohung“ 10244 


Verſuch 


vgl. auch Rücktritt vom V. 

Strafbaren V. der Amtsunterſchlagung 
begeht der Poſtbeamte, der die in 
einem unbefugt eröffneten Umſchlage 
vorgefundenen Geldſcheine ſich nicht 


122 


*92 


aneignet, weil er Entdeckung fürchtet 
51034 


Vertagung 

8901 ZPO. Nach der Praxis der Frant- 
furter Gerichte hindert V.antrag des 
Schuldners oder ſelbſt des Gläubigers 
wegen ſchwebender Vergleichsverhand⸗ 
lungen nicht den Erlaß des Haftbe⸗ 
fehls. Jedoch kann in ſolchen Fällen 
der Beſchluß gefaßt werden, daß „Haft⸗ 
befehl auf Anruf“ ergehen ſollte 206 6 

Verteidiger 

vgl. Gebühren des V. unter AnwGeb. 

88 140, 145 StPO. Zur Notwendigkeit 
der Anweſenheit des V. Mitteilung 
über den Beginn der Verhandlung 
1169 38 

Ein rechtzeitig geſtellter Antrag eines 
Angekl. auf Beſtellung eines V. nach 
§ 141 StPO. muß vor der Hauptver⸗ 
handlung beſchieden u. dem Angell. 
ſo zeitig bekanntgemacht werden, daß 
er in der Lage iſt, gegen die ab⸗ 
lehnende Entſcheidung von dem ihm zu⸗ 
ſtehenden Beſchwerderecht Gebrauch zu 
machen oder Wahl. beizuziehen. Wird 
einem rechtsunkundigen Angekl. die Ab⸗ 
lehnung eines rechtzeitig geſtellten An⸗ 
trags auf Beſtellung eines V. ſo ſpät 
bekanntgemacht, daß er zur Herbei⸗ 
führung einer Anderung des Beſchluſſes 
im Beſchwerdewege oder zur Bei⸗ 
ziehung eines Wahl V. nicht mehr in 
der Lage iſt, dann muß ihn der Vor⸗ 
ſitzende auf die ihm nach 8 265 IV 
StPO. zuſtehende Befugnis hinweiſen, 
die Ausſetzung der Hauptverhandlung 
zu verlangen 406 10 

8228 StPO. Der Angell. hat im allge⸗ 
meinen kein Recht auf Ausſetzung der 
Hauptverhandlung, wenn ihr Beginn 
ſich unerwartet, ſei es auch um meh⸗ 
rere Stunden, verzögert u. der V. des⸗ 
halb gehindert iſt, ihr bis zum Ende 
beizuwohnen 115123 

8329 StPO. Der Rechtsirrtum des An- 
gekl., die Entſendung eines ſchriftlich 
bevollmächtigten V. in die Hauptver- 
handlung genüge zur Verfolgung ſei⸗ 
ner Berufung, kann ſein Ausbleiben 
in der Hauptverhandlung entſchuldigen 
1152 24 

In dem Antrag des V. auf mildere Be⸗ 
ſtrafung u. „Wegfall des Ehrverluſtes“, 
des Angekl. auf milde Beſtrafung liegt 
ebenſowenig ein Antrag auf Zubilli⸗ 
gung mildernder Umſtände wie in der 
Beſchränkung der Berufung auf das 
Strafmaß 4049 í 

8 411 11 StPO. gilt auch für die Be- 
rufungsinſtanz 12431 

Darf ſich im Diſßziplinarverfahren der 
Angeſchuldigte bereits während der 
Vorunterſuchung des Beiſtands eines 
V. bedienen? 921 


Vertrag zugunſten Dritter 

8 335 BGB. Auf Grund eines V. z. eines 
D., der die Verpflichtung zur Ein⸗ 
räumung eines Rechts am Grundſtücke 
für den Dritten zum Inhalt hat, kann 
auch der Anſpruch des Verſprechens⸗ 
empfängers auf Einräumung des 
Rechts für den Dritten durch Vor⸗ 
merkung geſichert werden, und zwar 
ſelbſt dann, wenn für den Anſpruch 
des Dritten ebenfalls Vormerkung ein⸗ 
getragen wird 8021 

Vertragsſchlußz 

Wenn Gläubiger von ſeinem Schuldner 
verlangt, daß er den Schuldbetrag auf 
ſein Konto bei einer Bank zahle, der 
Schuldner dann die Zahlung im Wege 
der Banküberweiſung tätigt u. dabei 
der Bank ſchreibt, er habe ihr durch 


Sachregiſter 


eine andere Bank den Betrag zu⸗ 
gunſten des Kontos jenes Gläubigers 
überwieſen, ſo kann in dieſem Schreiben 
unter Umſtänden ein Vertragsantrag 
des Inhalts gefunden werden, daß die 
Bank ſich gegen überweiſung des Be⸗ 
trags jenem Schuldner gegenüber ver⸗ 
pflichte, den überwieſenen Betrag an 
jenen Gläubiger oder andere von ihm 
bezeichnete Perſon auszuzahlen. Dieſer 
Antrag kann durch ſchlüſſige Hand⸗ 
lungen, ſo durch entſprechende Buchung 
angenommen werden 1663 739 13 

Der Grundſatz, daß bei Grundſtückskauf⸗ 
verträgen, die durch Annahme eines 
zeitlich zurückliegenden Antrags zuftande 
kommen, der Zeitpunkt des Angebots 
u. nicht der Annahme für die Auf⸗ 
wertung maßgebend iſt, gilt regelmäßig 
auch dann, wenn das Angebot von 
dem Käufer ausgeht 413 

Bei der Aufwertung des Anſpruchs auf 
die Gegenleiſtung für die Überlaſſung 
eines Fahrrechts auf Grund eines Ver⸗ 
trags, der 1920 angetragen u. 1925 
angenommen worden iſt, iſt für die 
Bemeſſung der Aufwertungshöhe der 
Zeitpunkt des Vertragsantrags maß⸗ 
gebend u. ein heutiger höherer Markt⸗ 
preis zu berückſichtigen 12493 

Wenn Vertrag wegen fog. verſteckten 
Diſſenſes nicht zuſtande gekommen, der 
Diſſens aber von Beteiligten ſchuld⸗ 
haft herbeigeführt worden iſt, kann 
Schadenserſatzpflicht begründ fein 73512 

Die Abgabe eines nur den Verkäufer 
bindenden Verkaufsangebots iſt nicht 
ohne weiteres grunderwerbſteuerpflich⸗ 
tig; anders, wenn es wirtſchaftliche Über⸗ 
eignung bedeutet. Die Abtretung der 
Rechte aus ſolchem Angebot iſt wenig⸗ 
ſtens dann für beide Käufer grund⸗ 
erwerbſteuerpflichtig, wenn ſie binnen 
Jahresfriſt zum Eigentumsübergang 
führt. Daß die beabſichtigte Abtretung 
formell durch Verzicht auf das alte 
Optionsrecht u. durch Einräumung 
eines neuen Optionsrechts ſeitens des 
Eigentümers erreicht wurde, ſteht der 
Steuerpflicht des erſten Käufers nicht 
entgegen. Die Höhe der Steuer richtet 
ſich im Falle der Abtretung nicht nur 
nach dem Abtretungsentgelt, ſondern 
nach dem geſamten Veräußerungspreis 
bzw. nach dem Wert des Grundſtücks 
249 9 

Gemeinde⸗Wertzuwachsſteuer. Abtretung 
von Offertrechten, Iſt nach den Beſtim⸗ 
mungen einer WZuwStdO. die Über- 
tragung von Rechten aus Anträgen 
zur Schließung eines Veräußerungs- 
geſchäfts, die den Veräußerer binden“ 
einem Veräußerungsgeſchäft gleichge⸗ 
ſtellt, fo pird auf Grund folder Bor- 
ſchrift die Steuerpflicht unabhängig von 
der Annahme des Angebots oder dem 
übergang des Eigentums ausgelöſt. Die 
übernahme einer derartigen, dem 85 
IV Nr. 2 Gr&rwSt®. entſprechenden 
Vorſchrift in das Ortsrecht hat nicht 
ohne weiteres auch die Anwendbarkeit 
des § 23 1b Nr. 4 daf. zur Folge, wo⸗ 
nach die Steuer auf Antrag zu erlaſſen 
oder zu erſtatten iſt, „wenn der An⸗ 
trag zur Schließung eines Veräuße⸗ 
rungsgeſchäfts fortgefallen iſt, ohne 
daß das Veräußerungsgeſchäft zuſtande 
gekommen iſt“, vielmehr bedarf es 
hierzu einer ausdrücklichen, den Er⸗ 
laß der Steuer beſonders regelnden 
ortsgeſetzlichen Vorſchrift 2912 


Vertragsſtrafe 


Für den Fall des Rücktritts vereinbarte 
V. kommen bei Nichtigkeit des Ver⸗ 
trags ebenfalls in Wegfall, auch wenn 


ſie ſelbſt für den Fall des berechtig⸗ 
ten Rücktritts vereinbart find 1042 5 


Vertreter 


vgl. auch geſetzl. V., Vollmacht 

§ 166 BGB. Begebung eines Wechſel⸗ 
blanketts. Kenntnis, böſer Glaube u. 
Argliſt eines einzelnen V. ſteht der 
Kenntnis uſw. des Vertretenen gleich. 
Wer mit dem V. kolludiert hat, kann 
ſich auf die Scheinnatur des Geſchäfts 
nicht berufen 74014 

88 177, 184 II BGB. Wenn Gläubiger 
von ſeinem Schuldner verlangt, daß 
er den Schuldbetrag auf ſein Konto 
bei Bank zahle, der Schuldner dann 
die Zahlung im Wege der Banküber⸗ 
weiſung tätigt u. dabei der Bank 
ſchreibt, er habe ihr durch eine andere 
Bank den Betrag zugunſten des Kon⸗ 
tos jenes Gläubigers überwieſen, ſo 
kann in dieſem Schreiben unter Um⸗ 
ſtänden ein Vertragsantrag des In⸗ 
halts gefunden werden, daß die Bank 
ſich gegen Uberweiſung des Betrags 
jenem Schuldner gegenüber verpflichte, 
den überwieſenen Betrag an jenen 
Gläubiger oder andere von ihm be⸗ 
zeichnete Perſon auszuzahlen. Der aus 
ſolchem Vertrag zugunſten des Gläu⸗ 
bigers ſich ergebende Anſpruch kann 
ſchon vor ſeiner Entſtehung wirkſam 
an Dritten abgetreten werden, ſo daß 
die Abtretung durch nachfolgendes Ver⸗ 
äußerungsverbot nicht berührt wird. 
Iſt der Abtretungsvertrag durch V. 
des Zeſſionars ohne Vmacht geſchloſ⸗ 
ſen, ſo wirkt die Genehmigung der 
Geſchäftsführung auf den Zeitpunkt 
d. Vertragsſchluſſes zurück 1663 739 13 

Die Geſtattung i. S. des 8181 BGB. 
kann auch aus ſtillſchweigendem Ver⸗ 
halten entnommen werden. So kann 
die Ermächtigung, die zur Entſtehung 
des Pfandrechts an Forderungen er⸗ 
forderlichen Mitteilungen an die Dritt- 
ſchuldner im Namen des Ermächtigen⸗ 
den abzugeben, auch als Ermächtigung 
zum Abſchluß des Abtretungsvertrags 
mit ſich ſelbſt ausgelegt werden 392 

Wie weit wirkt die Rückwirkung der Ge⸗ 
nehmigung nach § 184 II BGB.? 7245 

Auf die für die Schuldübernahme er⸗ 
forderliche Genehmigung des Gläubi⸗ 
gers findet die Rückwirkung aus 8 184 
BGB. Anwendung 73411 


Verunſtaltungsgeſetz, preuß. 


§ 3 Satz 2 legt mit unmittelbar binden- 
der Wirkung die aus dieſem Geſetz her⸗ 
zuleitenden Verſagungsgründe für Re⸗ 
klameſchilder ulm. feft, fo daß dem 
Ortsſtatut i. S. des $3 der Erlaß 
konſtitutiver Verſagungsbeſtimmungen 
verſagt iſt 54310 


Verwaltungsgerichtsgeſetz, Hamburger 


vgl. unter H. 


Verwaltungsrecht 


Schrifttum 330 457 

Staats- u. Verwaltungskunde. Schrifttum 
330 

Staats⸗ u. V. in Überſichten. Deutſches 
Staats⸗ u. V. Preuß. Staats⸗ u. V. 
Schrifttum 455 

Lehrbuch des deutſchen u. preuß. V. 
Schrifttum 457 

Annalen des Deutſchen Reichs für Ge⸗ 
ſetzgebung, V. u. Volkswirtſchaft. 
Schrifttum 457 

Grundriß des Staats⸗ u. V. Schrift⸗ 
tum 459 

Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs vor den 
bürgerlichen Gerichten kann nicht des⸗ 
wegen begründet ſein, weil ein reichs⸗ 
verwaltungs rechtliches Verfahren biz- 
her fehlt 79516 


D 


Die Grundſätze der Bemeislaft find im 
Verwaltungsſtreitverfahren nicht anzu⸗ 
wenden; der Sachverhalt iſt vielmehr 
vom Gericht von Amts wegen zu er⸗ 
mitteln 54919 
enn nach den Lieferungsbedingungen 
eines in der Form einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft betriebenen Elektrizitätswerks der 
Magiſtrat einer neuvorpommerſchen 
Stadt darüber zu beſtimmen hat, ob 
ein privater Unternehmer für Inſtal⸗ 
lationsarbeiten innerhalb der Grund⸗ 
ſtücke zugelaſſen iſt, ſo kann die Ver⸗ 
ſagung der Zulaſfung nicht im 
VerwStrVerf. angefochten werden 7661 

Verwaltungszwangsverfahren 

B. zur Beitreibung von Geldbeträgen. 
Kommentar zur preuß. VO. v. 15. Nov. 
1899 162 

erweiſung 

dgl. unter Zurück. 

erwirkung 

Für die Annahme einer Anſpruchs V. bei 
Vermögensanlagen werden ganz be⸗ 
ſondere Umſtände erfordert. Die Re⸗ 
gel, daß dem Gläubiger die gericht⸗ 
liche Geltendmachung eines Aufwer⸗ 
tungsanſpruchs nicht früher zugemutet 
werden darf, als Aufwertung der in 
Frage kommenden Art in der Recht⸗ 
ſprechung durchgedrungen iſt, muß auf 
die großen Grundzüge des Aufwer⸗ 
tungsrechts bezogen werden und läßt 
nicht die Ausdehnung zu, daß der 
Gläubiger ſo lange warten könne, bis 
ein ſeinem beſonderen Fall gleich oder 
5 5 liegender Fall entſchieden ſei 


V. von Aufwertungsanſprüchen auf mit 
entwerteter Mark gemachte Aktienein⸗ 
zahlungen. Durch Aufrechnung erfolgte 
Leiſtungen ſind wie Zahlungen zu be⸗ 
handeln 7182 10072 
ur Frage der V. eines erſt Frühjahr 
1930 durch Klage geltend gemachten 
Aufwertungsanſpruchs (Vermögensan⸗ 
lage) 105435 1055 16 

E verſtößt nicht gegen die Grundſätze 
des 8 242 BGB., wenn jemand es 
vorgezogen hat, die Frage der Auf- 
wertung von Ratenzahlungen v. Sept. 
1922 zuſammen mit der Aufwertung 
einer Zahlung v. 17. Juli 1922 in 
einem Prozeß der gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung zu unterbreiten u. dieſer⸗ 
halb zunächſt zu warten, bis die 
Rechtſprechung die Frage der Aufwert⸗ 
barkeit vor Mitte Aug. 1922 gelei⸗ 
jeter Zahlungen endgültig geklärt 
hatte, was erſt durch die Urteile vom 
20. Nov. 1926 u. 16. Febr. 1927 geſche⸗ 

hen iſt 105914 
ur Frage der V. iſt demjenigen, der 
eine große Anzahl Grundſtücke ver- 

kauft hat, angemeſſene Friſt für die 

Bearbeitung der Aufwertungsfrage zu 

gewähren. Wenn auch im allgemeinen 
ei Grundſtücksverkäufen u. ähnlichen 

Geſchäften dem Zeitablauf allein, ſo⸗ 

lern nicht Verjährung Platz greift, 

keine rechtsvernichtende Hraft beizu⸗ 
legen iſt, kann für Terraingeſellſchaf⸗ 
zen, die den An- u. Verkauf von 

Grundſtücken gewerbsmäßig betreiben, 

andere Beurteilung in Frage kommen. 

Für die Frage, ob einem Erwerber 

Aufwertung zuzumuten iſt, ift weniger 

bedeutungsvoll, ob er mit ſolchem An⸗ 

lpruch noch gerechnet hat, als viel⸗ 
mehr, ob er über das Grundſtück folme 

Verfügungen getroffen hat, daß ihm 

nach Treu u. Glauben die Zahlung 

9 eee nicht oder 

in beſtimmtem Umfang auferle 
werden kann 413 eee 


Sachregiſter 


88 30, 40 III AnlAblG. Der Aufwertungs⸗ 
anſpruch iſt verwirkt, wenn nach bei⸗ 
derſeitigem Verhalten die Auffaſſung 
hervorgetreten iſt, es beſtehe kein Auf⸗ 
wertungsanſpruch u. der Gläubiger 
ſich hiernach zu lange untätig ver⸗ 
hält 5929 

V. von Notariatsgebühren findet in der 
Regel nicht ſtatt 669 16 

§ 1 UnlWG. Die V. des Wettbewerbs⸗ 
anſpruchs tritt ein, wenn der Ver⸗ 
letzer ſeinen mit Mühe u. Koſten er⸗ 
langten Beſitzſtand für einen vom Kl. 
erlaubten halten durfte. Hierbei iſt die 
Kenntnis des Kl. keine notwendige 
Vorausſetzung 9429 

88 1—3 UnlWG. Der Unterlaſſungsan⸗ 
ſpruch wegen unrichtiger Reklamebe⸗ 
hauptungen wird nicht „verwirkt“, 
auch wenn dieſe ſchon ſeit langer Zeit 
aufgeſtellt find 878 11 

§ 16 Unl WG. Die Unterlaſſung des Wi- 
derſpruchs durch den Verletzten ge⸗ 
genüber der Ankündigung eines Films 
unter einem von ihm vorbenutzten Ti⸗ 
tel begründet in kurzer Zeit zugunſten 
des Verletzers Beſitzſtand, der die ſpä⸗ 
tere Geltendmachung entgegenſtehender 
Rechte hindert 8851 

Anwendung der Grundſätze von Treu 
u. Glauben auf dem Gebiete des Dienſt⸗ 
entlaſſungsverfahrens nur mit äußer⸗ 
ſter Zurückhaltung; daher Anſpruchs V. 
des Beamten grundſätzlich abzulehnen 
49110 

Durch Nichtausübung während längerer 
Zeit wird das Recht zur Kündigung 
aus wichtigem Grunde verwirkt. Be⸗ 
deutung der Susvendieruna vom 
Dienſt 691 


Verzicht 


Materiellrechtliche Verklärungen im Be- 
reiche der Schuldverhältniſſe bedürfen 
der Annahme 11773 

Barzahlungsverſprechen bedeutet Aufrech⸗ 
nungs V., wenn Gläubiger vor dem 
Konkurſe ſteht 2161 

V. u. Verwirkung bei Aufwertung einer 
Vermögensanlage 1055 16 

Durch Annahme einer Ablöſungsanleihe 
wird auf den Aufwertungsanſpruch 
nicht verzichtet 1057 18 

Wenn nach Anberaumung eines Güte⸗ 
termins der Antragſteller vor dieſem 
Termin auf die Rechte aus dem vor⸗ 
augegangenen Zahlungsbefehl verzich⸗ 
tet, dann muß das AG. auf Antrag 
des Bekl. neuen Termin wegen der 
Koſten anberaumen 11715 

Iſt Klage nicht ordnungsgemäß erhoben, 
ſo iſt das Urteil des erſten Richters, 
der dies nicht beachtet hat, zu ändern 
u. die Klage abzuweiſen. Bei nach 
$ 11 ArbGG. unzuläſſiger Klagerhebung 
durch RA. kann V. durch Nichtaus⸗ 
übung des Rügerechts nicht wirkſam 
erfolgen 131 

Zur Frage der Ausgleichsquittung. Es 
kommt nicht darauf an, in welcher Er⸗ 
klärungsform der V. abgegeben iſt, ſo⸗ 
fern ein nach den Umſtänden unge⸗ 
höriger Druck ausgeübt iſt u. die Um⸗ 
ſtände die Beſorgnis des Arbeitneh⸗ 
mers auch dem Arbeitgeber erkennbar 
machen, er habe bei Nichtabgabe der 
Vierklärung beſondere Nachteile zu er⸗ 
warten 692 

Bedeutung einer Tarifvertragsbeſtim⸗ 
mung „Ein V. auf tarifmäßige Ent⸗ 
lohnung in irgendeiner Form (Aus⸗ 
gleichsquittung oder Erlaß) iſt rechts⸗ 
unwirkſam.“ — Regelmäßige Abgabe 
einer Quittungsſchrift auf Lohnliſte, 
deren Kopf den Vermerk trägt, daß der 
Quittierende nach Empfang des Be⸗ 


93 


trages keine Anſprüche mehr habe u. 
völlig abgefunden ſei 703 

Der in Ausgleichsquittung von dem Ar- 
beitnehmer ausgeſprochene V. bringt 
nicht Anſprüche des Arbeitnehmers 
zum Erlöſchen, die dieſer beim Aus⸗ 
ſcheiden nicht gekannt hat 7611 

Vereinbarung, in Zukunft regelmäßig 
Erlaßverträge über den verdienten 
Tariflohn abzuſchließen, iſt nichtig. Der 
Arbeitnehmer kann aber am Schluß 
einer Lohnperiode wirkſam auf den 
verdienten Tariflohn verzichten 433 1 

8399 StPO. Nebenklageberechtigter kann, 
wenn die Rechtsmittelfriſt der Staats⸗ 
anwaltſchaft noch nicht verſtrichen iſt, 
auch dann noch ſich der öffentlichen 
Klage als Nebenkläger anſchließen u. 
Rechtsmittel einlegen, wenn die Staats⸗ 
anwaltſchaft auf Rechtsmittel verzichtet 
hat 964 20 

Steuerliche Schuldbefreiung nach 8 181 
Ziff. 8 ErbſchStG. liegt nicht vor, wenn 
der Bürge die Bürgſchaftsſchuld mit 
dem Willen begleicht, auf Geltend⸗ 
machung ſeines Rückgriffsrechts gegen 
den Schuldner zu verzichten 2111 

V. einer Gemeinde auf öffentliche Ab⸗ 
gaben 10623 

V. des Beamten auf Dienſteinkommen, 
Ruhegehalt oder Hinterbliebenenverſor⸗ 
gung kann rechtswirkſam nur ausge⸗ 
ſprochen werden i. Verb. m. dem V. auf 
die Beamtenſtellung überhaupt 47811 
479 12 

Bei erheblichem Mangel des Entlaſſungs⸗ 
aktes iſt die Zuſtimmung des Beamten, 
ſein V. auf ſeine Rechte, die überhaupt 
nur bei klarer u. beſtimmter Stellung⸗ 
nahme anzunehmen ſind, nur dann 
annehmbar, wenn ihm der Mangel 
bewußt war. Die dem Beamten un⸗ 
bekannten Rechtsmängel der Entlaſ⸗ 
ſung werden durch Unterwerfung unter 
den vermeintlichen ſtaatlichen Zwang 
nicht geheilt 49119 

Hat die Verwaltungsbehörde in einem 
nach 871 Verf. erteilten Beſcheid 
auf die Rechtskraft einer früheren Ent⸗ 
ſcheidung nur von beſtimmtem Zeit⸗ 
punkt ab verzichtet, ſo ſind die Spruch⸗ 
behörden an dieſen V. gebunden. Ge⸗ 
währt das Verſorgungsgericht trotzdem 
für einen vor dem V. auf die Rechts⸗ 
kraft liegenden Zeitraum Verſorgung, 
ſo hat es über eine Frage entſchieden, 
die ſeiner Gerichtsbarkeit nicht unter⸗ 
liegt. Der Rekurs des Fiskus iſt in 
ſolchen Fällen zuläſſig 11821 . 

Hat die Gemeinde gemäß den Vorſchrif⸗ 
ten des FluchtlG. das Recht, einen in 
die Fluchtlinie fallenden Umbau zu 
verſagen, ſo iſt es keine unzuläſſige 
Verquickung von amtlicher Genehmi⸗ 
gung mit Ausbedingung geldwertiger 
Gegenleiſtungen, wenn ſie auf dieſes 
Verſagungsrecht verzichtet gegen die 
Verpflichtung des die Baugenehmigung 
Nachſuchenden, ſeine gegen den Flucht⸗ 
linienplan erhobenen Einwendungen 
zurückzunehmen u. der Gemeinde das 
in die Fluchtlinie fallende Gelände frei⸗ 
händig zu verkaufen 469 6 


Verzug 


vgl. auch unter Vollſtreckungsklauſel, 
Nachfriſt (5 326 BG B.) 

§ 284 BGB. Wenn der Erſteher eines 
Grundſtücks im Verteilungstermin das 
Bargebot nicht bar berichtigt, ſo daß 
es zur Übertragung der Forderung auf 
die Realgläubiger gemäß 8 118 Zw⸗ 
Verſtcßh. kommt, hat er dem Subha⸗ 
ftaten Viſchaden zu erſetzen 194 27 

Die Ausnahmevorſchrift des § 284 II 2 
BGB. iſt einer ausdehnenden Aus⸗ 
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legung nicht fähig. Unter Umſtänden 
ſteht der Grundſatz der Subſidiari⸗ 
tät der Aufwertung nicht entgegen, 
dem Gläubiger höheren Betrag aus 
8242 BGB. zuzubilligen, als dies aus 
§ 286 I möglich wäre 1052 14 

Die Berechnung der Aufwertung eines 
Grundſtückskaufpreiſes muß von dieſem 
u. nicht von dem Gegenwartswert des 
Grundſtücks ausgehen. Dieſer letztere 
iſt heranzuziehen, um den übermäßigen 
oder übergeringen Kaufpreis in der 
Aufwertungsſumme zum Ausdruck zu 
bringen. Für die Aufwertung können 
die Vermögensverhältniſſe des Schuld⸗ 
ners nicht zur Zeit des Urteils, ſon⸗ 
dern nur zur Zeit des V. herange⸗ 
zogen werden. Die Verwendung des 
gekauften Grundſtücks zu gemeinnüt⸗ 
zigen Zwecken ſpielt keine Rolle 3375 

Verzugszinſen 

§ 104 RAbg O. V. für verſpätet entrich⸗ 
tete Vorauszahlungen auf die Ein⸗ 
kommenſteuer ſind auch dann zu ent⸗ 
richten, wenn ſpäter der endgültige 
Einkommenſteuerbeſcheid die Steuer 
auf einen niedrigeren Betrag als die 
Summe der einjährigen Vorauszah⸗ 
lungen feſtſetzt u. daher der Unter⸗ 
ſchiedsbetrag dem Steuerpflichtigen zu 
erſtatten ijt 2647 

„V., die auf Grund des § 104 RAbgO .. 
geſchuldet werden“ im Art. 18 8 2 der 
2. StNot VO. u. in Art. II 8 1 der 
5. VO. zur Anderung der Stgins o. 
v. 21. Jan. 1927 hat keinen neuen 
von § 104 RAbJO. abweichenden 3. 
begriff eingeführt 264 

Viehzucht 

vgl. unter Landwirtſchaft, Körung 


Vitamin 


§ 1 Uni W. Urteile des Leiters eines 
wiſſenſchaftlichen Inſtituts über den 
B.gehalt der Eviunis⸗Schokolade 870+ 


Völkerrecht 


Rechtsfälle aus dem V. Schrifttum 568 

Publics Debts and State Succession. 
Schrifttum 572 

Die Rechtsſtellung der de facto⸗Regie⸗ 
rung in der engl. u. amerikan. Recht⸗ 
ſprechung. Schrifttum 573 

Post-War Treaties for the Pacific Settle- 
ment of International Disputes. Schrift⸗ 
tum 575 

Das Recht des internationalen Richters, 
nach Billigkeit zu entſcheiden. Shrift- 
tum 25 


Volkswirt 


Der V. in der Praxis. Schrifttum 712 

Volkswirtſchaftslehre 

Lehrb. der Volkswirtſchaftspolitik. Schrift⸗ 
tum 32 

Annalen des Deutſchen Reichs für Ge⸗ 
ſetzgebung, Verwaltung u. Volkswirt⸗ 
ſchaft. Schrifttum 457 

Vollmacht 

vgl. auch Prozeß V. unter Anwalt 

88 171, 172 BGB. Wenn jemand, der 
ſchriftliche General. ausgeſtellt hat, 
dem Beauftragten ſchreibt, daß er die 
General V. zurückverlange, er aber das 
Schriftſtück weiterhin in deſſen Händen 
befäßt, fo kann jene Erklärung unter 
Umſtänden dahin verſtanden werden, 
daß er die V. nicht ſchon in dieſem 
Schreiben widerrufen, ſondern den Wi⸗ 
derruf mit dem auch körperlichen Ent⸗ 
zuge der Viurkunde zuſammenfallen 
laſſen wollte 1202 5 

§ 172 II BGB. Wenn der Beſitz der V.⸗ 
urkunde 3.8. der Abgabe der Er- 
klärung durch öffentliche Urkunde nach⸗ 
gewieſen iſt, genügt zum Nachweis des 
Inhalts der V. gegenüber dem GBA. 
die Vorlegung einer beglaubigten Ab⸗ 


Sachregiſter 


ſchrift oder die Verweiſung auf ihr 
Vorhandenſein in anderen Grundakten 
des GBA. 11532 

Die V. zur Abtretung von Anteilen 
einer GmbH. bedarf der notariellen 
Beurkundung auch dann nicht, wenn 
ſie zur Verdeckung der Abtretung an 
den Vinehmer erfolgt. Nur einfache 
BlankoV. ohne den Namen des Be⸗ 
vollmächtigten ſind unzuläſſig 10085 

Deutſch⸗amerikan. Handelsvertrag. Wird 
Vertrag von einem Teil in Spiel⸗ 
abſicht geſchloſſen, ſo muß der von 
einem Agenten vertretene andere Teil 
es grundſätzlich vertreten, wenn dem 
Agenten die Spielabſicht bekannt war. 
Dieſe Regel erleidet Ausnahme, wenn 
der eine Teil damit rechnen mußte, 
daß der andere Teil ein Spielgeſchäft 
nicht abſchließen würde. Ein unter 
Mißbrauch der V. abgeſchloſſenes 
Rechtsgeſchäft iſt nicht unter allen Um⸗ 
ſtänden unwirkſam 5761 

88 36, 45 PrpachtſchO. Eines Nachweiſes 
der V. für die RBeſchw. oder Berufung 
bedarf es nicht, wenn der Bevollmäch⸗ 
tigte ſeine V. für das Verfahren vor 
dem PEN. bereits zu den Akten nad- 
gewieſen hat, es ſei denn, daß ſeine 
Befugnis zur Einlegung des Rechts⸗ 
mittels ausdrückl. ausgeſchloſſen iſt 1142 


Verſtempeln von Vollmacht 


TarSt. 19 PreStempStG. Die der 
mung des Bankkunden zur Hinter⸗ 
legung ſeiner bei der Bank deponier⸗ 
ten Wertpapiere im Sammeldepot 
einer anderen Bank iſt keine V., ſon⸗ 
dern nur ſtempelfreie Einwilligung 238 2 

Die dem Wortlaut nach eine V. enthal⸗ 
tende Anmeldung einer Prokuraertei⸗ 
lung zum Handelsregiſter wird als 
Vurkunde verſtempelt 2383 

TarSt. 19 PrL6tempStG. Die Angabe 
des Werts einer V. in der Vurkunde 
iſt beſtimmt, der Steuerbehörde die Er⸗ 
mittlung des Wertes des der V. unter⸗ 
worfenen Vermögens zu ermöglichen. 
Mit der Vorlegung der Urkunde be⸗ 
ginnt deshalb die dreijährige Beanſtan⸗ 
dungsfriſt 65617 2 

TarSt. 19 Abj.7a ProStempStG. Eine 
dem RA. erteilte V. zur gerichtlichen 
u. außergerichtlichen Vertretung „betr. 
Konkursverfahren des X.“ genießt nicht 
die Befreiungsvorſchrift der TarSt. 19 
Abſ. 7. Die Höhe des Stempels ift 
nach der vorausſichtlichen Konkursdivi⸗ 
dende zu berechnen 656 18 

Die V. für die Bewilligung der Ein⸗ 
tragung einer Dienſtbarkeit iſt nach 
dem Wert der Dienſtbarkeit zu ver⸗ 
ſtempeln. Beſteht dieſe in der Gewäh⸗ 
rung der Ausbeute von Bodenſchätzen, 
ſo iſt, ſolange unbekannt iſt, ob ſolche 
überhaupt vorhanden ſind, der Wert 
„unbeſtimmt“ i. S. des 88 1 LStemp⸗ 
St., u. es kann demnach, wenn der 
Wert der Dienſtbarkeit in Zukunft feſt⸗ 
geſtellt oder geſchätzt werden kann, die 
nachträgliche Zahlung der Stempel⸗ 
ſteuer verlangt werden. Das ändert 
nichts daran, daß zur Zeit der Wert 
als „nicht ſchätzbar“ i. S. von TarSt. 
19 III anzuſehen u. die V. vorerſt mit 
1,50 % zu verſtempeln iſt 1058 20 


Vollſtreckbare Urkunde 


Bei Verfallklauſeln der Art, daß die 
Fälligkeit des Kapitals u. damit in⸗ 
ſoweit die Vollſtreckbarkeit bei gewiſſem 
Zahlungsverzug gegeben ſei, bei pünkt⸗ 
licher Zahlung aber ausgeſchloſſen ſein 
ſoll, iſt es nicht Sache des Gläubigers, 
die Fälligkeit nachzuweiſen, ſondern um⸗ 
gekehrt des Schuldners, die rechtzei⸗ 
tige Erfüllung der fraglichen Verpflich⸗ 


tung darzutun. Deshalb muß in ſolchem 
Fall der Vollſtreckungsſchuldner bei ſei⸗ 
ner Klage aus 8 768 HPI. beweiſen, 
daß Vollſtreckung nach den zur Zeit 
der Schlußverhandlung gegebenen Um- 
ſtänden ſachlich⸗rechtlich unzuläſſig fei. 
Nur nach dem Inhalt der Vertrags⸗ 
urkunde ſelbſt iſt der Inhalt des nach 
ihr vollſtreckbaren Anſpruchs zu beur⸗ 
teilen; andere Abmachungen können 
nur berückſichtigt werden, wenn die 
durch ſie begründeten neuen Forderun⸗ 
gen ebenfalls durch Unterwerfung des 
Schuldners unter die ſofort. Zwangs⸗ 
vollſtreckung gedeckt werden 1139 12 
Die Unterwerfung unter die ſofortige 
Zwangsvollſtreckg. ift dann als Schuld⸗ 
verſchreibung ſtempelpflichtig, wenn 
darin die Zahlungsverpflichtung in 
einer zur Begründung der Klage aus⸗ 
1 Form übernommen wird 


Vollſtreckungsgegenklage (8 767 ZPO.) 


Anderung eines Unterhaltsurteils auf 
V. 1252 

Gegen Urteile im Verfahren betr. Einſtw⸗ 
Verf. iſt die V. zuläſſig. Die Voll⸗ 
ſtreckung des Urteils kann bis zur 
Entſcheidung über die V. einſtweilen 
eingeſtellt werden 186 16 

88 der 7. Durchf VO. zur Vo. über Devi- 
ſenbewirtſchaftung. Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens bei V. des deutſchen Schuld⸗ 
ners gegen den ausländ. Gläubiger 
iſt nicht erforderlich 6002 


Vollſtreckungsklauſel 


5725 BPO. Im Fall der glatten Bu- 
rückweiſung der Berufung gegen Ur⸗ 
teil, das gegen Sicherheitsleiſtung für 
vorläufig vollſtreckbar erklärt worden 
war, iſt die Erteilung einer vollſtreck⸗ 
baren Ausfertigung des Berufungsurt. 
zur Durchführung der Zwangsvoll- 
ſtreckung deswegen entbehrlich, weil 
dann f. das in Auſpruch genommene 
Vollſtreckungsorgan aus der einfachen 
Ausfertigung des Berufungsurt. ohne 
weiteres erſichtlich ift, daß das land- 
gerichtliche Urt. nunmehr ohne Sicher⸗ 
e vollſtreckt werden kann 

5 


Das Rechtsſchutzbedürfnis für die Klage 
aus 8 731 BPO. gegen den Rechts⸗ 
nachfolger des im Urteil bezeichneten 
Schuldners, gegenüber dem das Urteil 
wirkſam iſt, beſteht ſchon dann, wenn 
der Gläubiger die nach 8727 borgu- 
legenden Urkunden nicht ohne Schwie⸗ 
rigkeiten beſchaffen kann 19122 

§ 732 BPO. Wird der Antrag des Gläu⸗ 
bigers auf Erteilung einer vollſtreck⸗ 
baren Ausfertigung zurückgewieſen, fo 
iſt der Gläubiger beſchwerdeberechtigt 
1158 18 

Gegen einſtweil. Anordnungen i. S. des 
8.732 JI BPO. ift Beſchwerde nicht zu- 
läſſig 1179 

§ 768 BPO. Die erft nach Erteilung der 
V. eingetretene, bei ihrer Erteilung 
fälſchlich angenommene Fälligkeit macht 
die Erteilung nicht nachträglich wirk⸗ 
ſam; die V. bleibt vielmehr unwirkſam. 
— Ob eine auf Grund des Eintritts 
einer beſtimmten Tatſache erteilte V. 
gegenüber der Klage des Vollſtrek⸗ 
kungsſchuldners aus 8 768 im Falle 
ſachlich-rechtlicher Ausräumung dieſer 
Tatſache gleichwohl aufrechterhalten 
werden kann durch den dem Prozeß⸗ 
gericht zu erbringenden Nachweis einer 
in dem Urt. od. der Urkunde ebenfalls 
vorgeſehenen anderen die Vollſtreckung 
zum gleichen Anſpruch zulaſſenden Tat⸗ 
ſache, iſt zweifelhaft. Bei Verfallklau⸗ 
ſeln der Art, daß die Fälligkeit des 
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Kapitals u. damit inſoweit die Voll⸗ 
ſtreckbarkeit bei gewiſſem Zahlungsver⸗ 
zug gegeben ſei, bei pünktlicher Zah⸗ 
lung aber ausgeſchloſſen ſein ſoll, iſt 
es nicht Sache des Gläubigers, die Fäl⸗ 
ligkeit nachzuweiſen, ſondern umgetehrt 
des Schuldners, die rechtzeitige Erfül⸗ 
lung der fraglichen Verpflichtung dar⸗ 
zutun. Deshalb muß in ſolchem Fall 
der Vollſtreckungsſchuldner bei ſeiner 
Klage aus 8768 BBO. beweiſen, daß 
Vollſtreckung nach den zur Zeit der 
Schlußverhandlung gegebenen Umſtän⸗ 
den ſachl.⸗rechtl. unzuläſſig fei 113912 
Volontär 
V.perhältnis ift auch bei Arbeitern mög⸗ 
lich. Bei Schloſſerlehrling, der ſeine 
Lehre noch nicht beendet hat u. in 
Spezialbetrieb der Metallbranche ein⸗ 
tritt, bedarf es jedoch ganz beſonderer 
Umſtände f. die Annahme, daß Viver⸗ 
trag geſchloſſen werden ſoll 127716 
Vorauszahlungen auf Eink Steuer 
bgl. unter E. 
Vorerbe 
8 2115 BGB. Klage auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück 
gegen den Nacherben wegen einer vom 
V. aufgenommenen entgeltlichen Siche⸗ 
rungshypothek 1718 
orgürten 
Die Vorſchrift einer BaupolVoO., die die 
Aufſtellung von Reklametafeln in V. 
als mit dem Weſen der gärtneriſchen 
Anlagen unvereinbar verbietet, findet 
auch dann Anwendung, wenn die Tafel 
kein Bauwerk i. S. der BauPol VO. 
iſt u. wenn ſie außerhalb des gärtne⸗ 
riſchen Teiles auf od. über Zugangs⸗ 
wegen errichtet werden ſoll 10852 
Vorkaufsrecht P 
Die Nichtigkeit eines dem Mieter einge⸗ 
räumten V. berührt die Gültigkeit 
des Vertrags im übrigen nicht, wenn 
der Mieter trotz Nichtigkeit beim Ver⸗ 
trag beharren will 664 6 
ugehörigleit eines für den jeweiligen 
Eigentümer der Fideikommißbegüte⸗ 
rung eingetragenen V. zum Fideikom⸗ 
mißvermögen 10871 
Vorläufige Vollſtreckbarkeit 
Die Koſten f. die Beſchaffung einer Bürg⸗ 
ſchaft zur Ermöglichung der Sicher⸗ 
heitsleiſtung zur v. V. eines Urteils 
ſind nicht erſtattungsfähig 116119 
8 10 BPO. Sicherheitsleiſtung kann auch 
durch Beibringung der ſelbſtſchuldneri⸗ 
ſchen Bürgſchaft der Danatbank erfol⸗ 
gen 1837 
8717 BRO. Derjenige, gegen den Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus einem vorläufig voll⸗ 
ſtreckbaren Titel bevorſteht, handelt un⸗ 
ter Umſtänden ſchuldhaft, wenn er ver⸗ 
abſäumt, von den ihm zu Gebot ſtehen⸗ 
den Rechtsbehelfen zur Abwendung der 
Vollſtreckung Gebrauch zu machen; dies 
aber nur dann, wenn ſolche Rechts⸗ 
behelfe ausſichtsvoll find 65416 
Vorabentſcheidung über die v. V. gem. 
3 718 ZPO. im Verfahren vor dem 


LArbcz. 13213 
8 725 BRO. Im Fall der glatten Zu⸗ 
Berufung gegen Ur⸗ 


rückweiſung der 

teil, das gegen Sicherheitsleiſtung für 
vorläufig vollſtreckbar erklärt worden 
war, iſt die Erteilung einer vollſtreck⸗ 
baren Ausfertigung des Berufungs⸗ 
urteils zur Durchführung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung deswegen entbehrlich, weil 
dann für das in Anſpruch genommene 
wollſtreckungsorgan aus der einfachen 
Ausfertigung des Berufungsurteils 
ohne weiteres erſichtlich iſt, daß das 
landgerichtliche Urteil nunmehr ohne 


Sachregiſter 


Sicherheitsleiſtung vollſtreckt werden 
kann 11568 5 

Zur Auslegung des 8 124 BPD. Iſt bei 
Zahlung der Koſten durch den Prozeß⸗ 
gegner an den Armenanwalt u. Auf⸗ 
hebung des vorläufig vollſtreckbaren 
Urteils der Armenanwalt perſönlich 
verpflichtet, die Koſten zurückzubezah⸗ 
len? 672 25 

Vormerkung 

§ 883 BGG B. Auf Grund eines Vertrags 
zugunſten eines Dritten, der die Ver⸗ 
pflichtung zur Einräumung eines Rechts 
am Grundſtücke für den Dritten zum 
Inhalt hat, kann auch der Anſpruch 
des Verſprechensempfängers auf Ein⸗ 
räumung des Rechts für den Dritten 
durch V. geſichert werden, u. zwar 
ſelbſt dann, wenn für den Anſpruch des 
3 ebenfalls V. eingetragen wird 
02 1 

8 885 BGB. V. zur Erhaltung des Rechts 
auf Auflaſſung ift wirkſam, auch wenn 
ihr Rechtsgrund nicht aus dem Grund⸗ 
buch ſelbſt, ſondern aus anderen Ur⸗ 
kunden zu erkennen ift 1045 8 

$$ 883 ff. BGB. Die Beſtimmungen des 
Grundbbuchbereinigungsgeſetzes ſind auf 
Hypotheken V. entſpr. anwendbar 611 

An Stelle der nicht in das geringſte Ge⸗ 
bot fallenden Auflaſſungs V. tritt der 
Anſpruch auf Erſatz des Wertes aus 
dem Verſteigerungserlös. Der Gläubi⸗ 
ger kann ſeinen Anſpruch auf Scha⸗ 
denserſatz aus 8325 BGB. mit dem 
Rang der bisher. V. in bezug auf den 
Erlös liquidieren. Keineswegs iſt der 
Wert der Auflaſſungs V. ohne weiteres 
dem, Verſteigerungserlös gleichzuſetzen 
1 


Vormundſchaftsgericht 

Das Rechtsverhältnis zwiſchen minder⸗ 
jährigen Ausländern u. ihren Eltern 
richtet ſich nach ihrem Heimatsrecht. 
Wenn ein ausländ. Recht bez. einer 
Verfügung Minderjähriger über ein in 
Deutſchland liegendes Grundſtück die 
vormundſchaftsgerichtl. Genehmigung 
eines deutſchen Gerichts zuläßt, ſo kann 
eine vom deutſchen Gericht erteilte Ge⸗ 
nehmigung nur dann Wirkſamkeit ha⸗ 
ben, wenn nach deutſchem Recht das 
deutſche V. zu ſolcher Tätigkeit be⸗ 
rufen iſt. Für im Ausland wohnende 
Ausländer ſteht deutſchen Gerichten kei⸗ 
nerlei vormundſchaftsgerichtl. Tätigkeit 
zu 588 6 


Vorſchuß für die Gerichtskoſten 
vgl. unter G. 


Vorunterſuchung . 

Darf ſich im Diſziplinarverfahren der 
Angeſchuldigte bereits während der V. 
des Beiſtands eines Verteidigers be- 
dienen? 921 


Waffe 

Die neuen Maßnahmen gegen W.miß⸗ 
brauch mit den DurchfBeſt. des Reichs 
u. Preußens. Schrifttum 382 

Geſetz gegen W.mißbrauch v. 28. März 
1931. Schrifttum 383 

Führt der Täter i. S. des 8 251 Nr. 2 
u. des 8151 Schuß. ohne einen 
W.ſchein eine Schußwaffe nur zu dem 
Zweck, um ſie zur Begehung einer an⸗ 
deren ſtrafbaren Handlung, etwa eines 
ſchweren Raubes, zu verwenden, fo 
trifft die andere ſtrafbare Handlung 
mit dem Schußwaffenvergehen in der 
Regel tateinheitlich zuſammen 406 10 

89.1 u. 3 BO. des Rpfräſ. v. 25. Juli 
1930. Vorausſetzungen für die Anwend⸗ 
barkeit der vorbezeichneten Vorſchriften. 
Begriff „gemeinſam“ 951 18 

88 L 3 VO. des RPräſ. v. 25. Juli 1930. 
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Bewaffnetes Erſcheinen an öffentlichen 
Orten zu politiſchen Zwecken 53113 
83 VO. des Rpräſ. v. 25. Juli 1930. 
Fahrläſſige Verletzung der Beſtimmun⸗ 
gen gegen W.mißbrauch iſt nicht ſtraf⸗ 

bar 423 1 
88 1, 3 W.mißbrO. v. 25. Juli 1930. 
Taſchenmeſſer kann nur dann aus⸗ 
nahmsweiſe die Eignung einer W. i. S. 
der VO. erhalten, wenn ihm bei ſeiner 
Herſtellung eine von der ſonſt üblichen 
Beſchaffenheit abweichende, der ver⸗ 
opaa Beſtimmung beſonders an- 
gepaßte äußere Geſtaltung gegeben iſt 
95249 953 5 f DE; 
Tatmehrheit liegt vor, wenn der Täter 
die W., die er unerlaubterweiſe fort⸗ 
geſetzt mit ſich führt, bei einer Ge⸗ 
legenheit, wo er ſie dergeſtalt mit ſich 
führt, zur Begehung einer anderen 
Straftat benutzt; dagegen iſt Tatein⸗ 
heit gegeben, wenn ſchon allein das 
bloße Mitführen der Waffe ohne Ge⸗ 
brauchmachen von ihr mit Rückſicht auf 
die Umſtände des Mitführens die Straf⸗ 
barkeit od. höhere Strafbarkeit begrün⸗ 
det 953 19 
Wahl 
W. zum Betriebsrat vgl. unter B. 
Die W. des Rpräſ. Schrifttum 1000 
Das materielle W.prüfungsrecht, feine 
Entwicklung u. ſeine Rechtsgrundſätze. 
Schrifttum 1127 
Führer in den Landtagswahlen. Schrift⸗ 
tum 1127 
Schaumburg⸗lipp. Landtagswahlgeſ. Ein 
Anwärter, der ſeinen Wohnſitz an 
einen nicht ſchaumburg⸗lipp. Ort ver⸗ 
legt, verliert hierdurch endgültig ſein 
Recht, bei Wegfall der Vordermänner 
in den Landtag einzutreten 5501 
$6 PrGemWG. Wagitation im W.raum 
iſt unzuläſſig; macht ſich eine mit amt⸗ 
lichen Funktionen betraute Perſon, alſo 
auch Stimmzettelverteiler, einer W.⸗ 
beeinfluſſung im W.raum ſchuldig, ſo 
führt diefe W.beeinfluffung ſtets die 
Ungültigkeit der W. herbei 542 6 
36 Prem WG. Die Verletzung zwingen⸗ 
der Vorſchriften über Zuſammenſetzung 
u. Tätigkeit des W.ausſchuſſes hat die 
Ungültigkeit der Gemeinde W. zur Folge, 
ohne daß es einer Prüfung bedarf, 
welchen Einfluß dieſe Unregelmäßig⸗ 
keit im vorliegenden Falle auf das W.⸗ 
ergebnis ausgeübt hat 5427 8 
$39 PrGGem Wo. W.vorfchlag iſt nicht 
deshalb zu beanſtanden, weil die Un⸗ 
terzeichner ein Blankettformular un⸗ 
terſchrieben haben. Das Zuſtandekom⸗ 
men eines ordnungsmäßig beſchaffe⸗ 
nen Wevorſchlags unterliegt nicht der 
Nachprüfung von Amts wegen. Erſt 
wenn die Unterzeichner den Nachweis 
erbracht haben, daß die Ausfüllung 
des Blanketts ihrem zu berückſichtigen⸗ 
den Willen nicht entſprach, könnte er 
auch von dritter Seite bemängelt u. 
dementſpr. entweder zurückgewieſen od. 
zur Grundlage v. W.anfechtung ge- 
macht werden 542 
Anbringung v. Wpropagandaſchildern 
durch Wohnungsmieter an der Außen⸗ 
wand des Mietshauſes ſtellt vertrags⸗ 
widrigen Gebrauch der Mietſache dar 
10771 
Wahrnehmung berechtigter 
(5 193 StGB.) 
vgl. unter Beleidigung 
Währung i 
8 817 Sat 2 BGB. ift nicht auch auf den 
Fall des 8816 BGB. zu beziehen. 
Die Übertragung des Eigentums an 
Grundſtück auf Grund eines Kaufver⸗ 
trags, in dem in unzuläſſ. Weiſe die 
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Zahlung des Kaufpreiſes in fremder 
W. vereinbart wurde, ſtellt Verſtoß 
gegen ein Verbotsgeſetz i. S. von § 817 
Satz 2 BGB. nicht dar 9571 
Bei Aufwertung eines in öſterr. Kronen⸗ 
W. zahlbaren Anſpruchs kommt 8 65 
AufwG. nur im Rahmen des 8 242 
BGB. in Betracht 1048 12 
Anderung des Danziger Geſetzes über 
die Eintragung von Hypotheken u. 
Schiffspfandrechten in ausländ. W. 328 
Sinkt bei einer auf Zahlung von eng⸗ 
liſchen Pfunden gerichteten Klage der 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes in⸗ 
folge des Kursrückganges des Pfundes 
während der RevInſt. unter die Nevi- 
ſionsgrenze, fo ift die Rev. als ungu- 
läſſig zu verwerfen 5513 
Zur Frage der Pfundentwertung nach 
engliſchem Recht 327 
Wandergewerbeſchein 
Bedarf nach 855 GewO. der Arbeit- 
nehmer, nicht der Arbeitgeber eines 
W., jo find die 88 459 ff. RVO. nicht 
anwendbar 2871 
Von 8 57 Ziff. 3 GewO. kann Befreiung 
im Gnadenwege nicht gewährt werden 
9712 
Wandergewerbeſteuer 
Zum preuß. W.recht 232 
Warenzeichen 
Der Lizenznehmer hat kein Recht gegen 
einen Dritten aus 889, 12 WbzG. 
(Elida) 595 12 
88 12, 15 WbzG. Die infolge der Ber- 
wendung eines Teils des dem Kl. zu⸗ 
ſtehenden W. mögliche Verwechſlungs⸗ 
gefahr kann durch die Art der Verwen⸗ 
dung ausgeſchl. fein (Löwenbräu) 8759 
„Fiſchkönig“ ſtimmt nicht mit „Elbkönig“ 
überein. Bedeutung von „König“ 9011 
Deutſch⸗franz. Handelsvertrag. Abſ. 1 u. 
2 des Art. 28 ſtehen im Verhältnis von 
grundlegender u. Ausführungsbeſtim⸗ 
mung. Abſ. 1 beſtimmt die Gleichberech⸗ 
tigung der Angehörigen beider Staaten 
für den Schutz der Firma u. des ge⸗ 
werbl. Eigentums; Abſ. 2 regelt dag- 
ſelbe Verhältnis für den Fall von 
„Fabrik⸗ od. Handelszeichen“. Der Er- 
werb eines Zeichenſchutzes in Frank⸗ 
reich gibt den Franzoſen kein Vorrecht 
vor einem ſpäter in Deutſchland ein⸗ 
getrag. Zeichen, wenn die Benutzung 
durch die deutſche Firma in Deutſch⸗ 
land, wenn auch ohne Zeichenſchutz, 
früher erfolgt war (Manon⸗Entſchei⸗ 
dung) 5792 
Vertragspflicht des Einkäufers einer ame⸗ 
rikan. Firma, auch nach Aufhebung 
des Vertragsverhältniſſes nicht zu ver⸗ 
hindern, daß in Deutſchland Waren 
mit dem in USA. eingetragenen W. 
des Vertragsgegners hergeſtellt wer⸗ 
den 5854 


Waſſerlieferung 
vgl. unter Elektrizität 


Waſſerrecht i 

Das Grundwaſſer nach dem in Preußen 
geltenden Recht u. die dazu ergan⸗ 
gene Rechtſpr. Schrifttum 1038 

Die Grundwaſſerentziehung u. verdrän⸗ 
gung iſt abſchließend durch das Pr⸗ 
WaſſG. geregelt; die Beſtimmungen 
88 906, 907 BGB. finden daneben 
keine Anwendung 1046 9 

Im Verfahren zur Eintragung v. Waſſer⸗ 
benutzungsrechten in das preuß. Waj- 
ſerbuch jind vom Waſſch. v. 7. April 
1913 Widerſprüche i. S. des § 188, die 
ſich auf nicht dem preuß. Staatsgebiet 
angehörende Tatbeſtände ſtützen, nicht 
zugelaſſen u. daher offenbar unbe⸗ 
gründet. Im genannten Verf. hat die 
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Waſſerbuchbehörde Rückſichten des öf⸗ 
fentl. Wohls von Amts wegen wahrzu⸗ 
nehmen 10831 
Weberei 
vgl. Spinnerei 
Wechſel 
e en zur WO. Schrifttum 


W. u. Scheck in Europa u. Überſee. Ihr 
Recht, ihre Uſancen u. ihre Verſteue⸗ 
rung. Schrifttum 708 

Die Wirkungen der Weerklärungen im 
internat. Privatrecht. Schrifttum 709 

Der Rechtsbegriff provision im franz. 
u. internat. Wirecht. Schrifttum 710 

Poln. VO. über das W.recht v. 14. Nov. 
1924. Erforderniſſe eines W. nach poln. 
Recht 7541 

Die Regelung der Akzeptkredite im deut⸗ 
ſchen Kreditabkommen von 1932. 558 

Bei Blankoakzept wird für die Wirkſam⸗ 
keit der MW.verpflichtung ein Bege- 
bungsvertrag verlangt. Begebung des 
W.blanketts an bösgläubigen Kollek⸗ 
tivvertreter 74014 

Art. 7, 9, 82 WO. Die Übergabe eines 
Weblanketts, das nur das Akzept, nicht 
die Ausſtellerunterſchrift trägt, ohne 
Giro, hat materiellrechtlich die gleiche 
Wirkung wie wechſelrechtlicher über⸗ 
tragungsakt. Die Argliſteinrede iſt ge⸗ 
genüber dem W.erwerber nur bei py- 
ſitiver Kenntnis von der Berechtigung 
eines perſönl. Einwands gegen den Vor- 
mann begründet. Der Erwerber e. 
Blanketts darf den Einwand weder 
beim Erwerb noch bei Ausfüllung des 
W. kennen 7563 

Der W.ſchuldner kann dem durch ein 
Vollindoſſament legitimierten, aber im 
Innenverhältnis als Inkaſſomandatar 
auftretenden W.gläubiger das Erlöſchen 
des Inkaſſomandats nicht entgegen- 
halten 742 15 

Behält der Gläubiger angebotene Ak⸗ 
zepte, ſo liegt darin im Zweifel keine 
Annahme als Erfüllung, ſondern die 
Ausübung eines Zurückbehaltungs⸗ 
rechts mit der Verpflichtung, über die 
Verwendung Rechenſchaft zu geben 756 4 

§ 266 I Nr. 2 StGB. Derjenige, der be- 
auftragt iſt, die ihm von einem an⸗ 
dern zu treuen Händen übergebenen 
W. für dieſen im eigenen Namen zu 
diskontieren, die aus der Diskontie⸗ 
rung zu erlöſenden Gelder für den an⸗ 
dern in Empfang zu nehmen u. zu 
verwahren u. zu einem Teil noch am 
Tage der Wübergabe, zum andern 
Teil am nächſtfolgenden Tage auszu⸗ 
händigen, macht ſich durch Verbrauch 
des Diskonterlöſes der Untreue ſchul⸗ 
dig. — Die Duldung der vom W.⸗ 
erwerber in Beziehung auf einen Teil 
ſeiner Kaufpreisſchuld erklärten ein⸗ 
ſeitigen Aufrechnung gem. § 388 BGB. 
ſtellt keine Verfügung über die Kauf⸗ 
preisforderung des Auftraggebers dar. 
Wohl aber kommt in dieſem Fall Un⸗ 
treue an den W. ſelbſt dann in Be⸗ 
tracht, wenn der Beauftragte die W. 
an jemand verkauft, dem er ſelbſt Gel⸗ 
der ſchuldete, wonach er die Aufrech⸗ 
nung u. als deren Folge zu erwarten 
hatte, daß zwar er von einer Schuld 
befreit werde, der Auftraggeber jedoch 
erheblichen Teil der aus dem Ver⸗ 
kauf der W. zu erlöſenden Gelder ein⸗ 
büßte 1018 12 749 20 

Wegebeſchädigung (8 321 StGB.) 

Das Einrammen von Pfählen in einen 
Weg erfüllt den Tatbeſtand, auch wenn 
die herausragenden Teile der Pfähle 
abgeſägt wurden. Vermeintliche Not⸗ 
wehr 107113 


Wegerecht 
vgl. auch unter Straße, Privatweg, Not- 


weg 

Schließung eines Weges. Auch Belange 
eines Privatunternehmers können als 
„öffentliche Intereſſen“ angeſehen wer⸗ 
den, beſonders wenn eine Einſtellung 
des Betriebs u. eine Vermehrung der 
Erwerbsloſigkeit verhindert werden 
kann 793 

Die Einräumung der Benutzung eines 
öffentlichen Weges für den Betrieb 
einer Kraftomnibuslinie kann von der 
verfügungsberechtigten Gemeinde zum 
Inhalt eines privatrechtlichen entgelt⸗ 
lichen Vertrags gemacht werden 808 7 

§ 823 BGB. Vorausſetzungen für Scha⸗ 
denserſatzanſpruch des Kraftwagenhal⸗ 
ters geg. den Wegebaupflichtigen 810 1 

§ 823 BOB. Wer Weg der öffentlichen 
Benutzung widmet, darf nicht nur mit 
vorſichtigen Wegebenutzern rechnen, er 
darf deshalb auch keinen Zuſtand des 
Wegs dulden, der nur bei vorſichtiger 
Benutzung ungefährlich, bei unvorſich⸗ 
tiger Benutzung aber gefährlich ift 1039 1 

Suspenſion der nach 8 138 II 15 ALR. 
auf dem Heberecht beruhenden Chauſſee⸗ 
unterhaltungspflicht wird durch den 
reichsgeſetzlich ausgeſprochenen Fort⸗ 
fall des Chauſſeegelds für Kraftfahr⸗ 
zeuge nicht mehr begründet, nachdem 
durch die Pr Ausf. z. RFin AusglG. 
der Chauſſeeunterhaltungspflicht geſetz⸗ 
lich eine Beteiligung an den Reichs⸗ 
überweiſungen der Kraftfahrzeugſteuer 
geſichert u. ihnen ſolche Beteiligung 
bereits mehrere Jahre hindurch zuge⸗ 
führt ift 293% 

Beeinfluſſung einer unter der Herrſchaft 
des ALR. übernommenen u. als Grund⸗ 
gerechtigkeit eingetragenen Verpflich⸗ 
tung zur Gewährung u. Unterhaltung 
eines Weges durch die Vorſchriften des 
BGB. Der Inhalt der nach ALR. 
übernommenen Verpflichtung iſt nicht 
nach der Eintragung, ſondern nach dem 
Vertrag zu beurteilen, Auslegungs⸗ 
grundſätze finden keine Anw. 10414 

Auch Verträge des öffentlichen Rechts 
ſind ſo auszulegen, wie Treu u. Glau⸗ 
ben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
es erfordern. Die dem Eigentümer 
eines Grundſtücks an öffentlichem Wege 
obliegende Unterhaltungspflicht iſt 
keine dingliche Laſt i. S. des Privat⸗ 
rechts, ſondern eine mit Rückſicht auf 
den Grundbeſitz zu erfüllende öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Leiſtung. Subſidiäre Wege⸗ 
baupflicht des ordentlichen Wegebau⸗ 
pflichtigen für den Fall, daß der kraft 
beſonderen öffentlich-rechtlichen Titels 
Baupflichtige leiſtungsunfähig wird, be⸗ 
ſteht nicht 9711 

Ordnungswidriger Zuſtand infolge Ge⸗ 
fährdung eines Wohnhauſes durch ab⸗ 
ſturzdrohenden Felsblock. Verpflichtung 
der Gemeinde als Eigentümerin des 
Felsgrundſtücks u. als Trägerin der 
Wegebaupflicht u. der Ortspolizei. Er⸗ 
ſtattungspflicht der Polizeibehörde für 
die Koſten, die dem rechtsirrtümlich 
zur Leiſtung Herangezogenen entſtan⸗ 
den ſind 54617 

Weihnachts gratifikation 

vgl. unter G. 

Werkmeiſterpfandrecht 

§ 647 BGB. Das W. an Schiffe erliſcht 
mit der freiwill. Herausgabe an den 
Eigner 12089 

Werkſpionage 

vgl. unter Geſchäfts⸗ u. Betriebsgeheim⸗ 

niſſe 


Werkverein 
Zur ſtrafrechtlichen Bedeutung der Tarif⸗ 
fähigkeit von W. 922 
Werkvertrag 
8 61 Ziff. 1 KO. it nur auf Dienſtver⸗ 
träge, nicht auf Werkverträge anwend⸗ 
bar. Für die im Einzelfall ſchwierige 
Frage, ob Dienſt⸗ oder W., iſt in erſter 
Linie maßgebend, was die Parteien 
nach Lage der Umſtände u. ihrer Ab⸗ 
machungen gewollt haben. Ein ſicheres 
Merkmal hinſichtlich der vom Haus⸗ 
gewerbetreibenden zu leiſtenden Ak⸗ 
kordarbeit iſt nur aus dem von den 
Parteien gewollten wirtſchaftl. Zweck 
der Arbeit unter gleichzeitiger u. we⸗ 
ſentlicher Berückſichtigung der zwiſchen 
Auftraggeber u. Ausführendem herge⸗ 
ſtellten Beziehungen zu gewinnen 2092 
Wertbeſtändige Hypothek 4 
über die Anderung des Berechnungsſtich⸗ 
tages bei der w. H. 325 
Anderung des Stichtags für die Umrech⸗ 
nung von Feingoldhyp. bedeutet keine 
Erweiterung des Umfangs der H. 3491 
Die vor Inkrafttreten des AufwG. be- 
gründeten wertbeſtändigen Rechte ſind 
mit Inkrafttreten des AufwG. auf 
Grund des § 7 IV mit abſoluter Wir- 
kung gegenüber ſpäter begründeten 
Rechten in die Rangſtelle gelangt. Die 
Belegung der Rangſtelle durch dieſe 
Rechte bedarf zur Erhaltung des Vor⸗ 
rangs vor ſpäter erworbenen Rechten 
keiner Vermerkung in der Befugnis⸗ 
eintragung 10601 
Wertpapiere 
88 6, 12, 26 EinfSt®. Zur Frage, ob 
W., die ehemals als Pachtkaution dien⸗ 
ten, zum landwirtſchaftlichen Betriebs⸗ 
vermögen gehören 10792 
Wertzuwachsſteuer 
§ 839 BGB. Mitteilungspflicht der No- 
tare hinſichtlich ſteuerpflichtiger Rechts⸗ 
vorgänge an die Zuwachsſteuerämter 
auf Grund des RZuw StG. v. 14. Febr. 
1911 6412 11313 
Heſſiſche W. 295 8 
§ 15 HambVerwGerG. Der Steuerpflich⸗ 
tige kann Verzinſung des von ihm zu 
Unrecht beigetriebenen W.betrags for- 
dern 295 
Hamb. W. bei Enteignung 10871 
Gemeindewertzuwachsſteuer 
Die durch Schwarzkauf geſchaffene Sach⸗ 
u. Rechtslage kann von den Beteiligten 
trotz formeller Rückübertragung des 
Grundſtücks auf den Verkäufer wirt⸗ 
ſchaftlich in der Weiſe aufrechterhalten 
werden, daß die Weiterveräußerung 
des Grundſtücks für Rechnung des 
Schwarzkäufers erfolgt. In dieſem Fall 
ift der Tatbeſtand des § 2b BerlW⸗ 
ZuwStO. v. 1924/26 erfüllt, ſofern die 
formelle Weiterveräußerung durch den 
Schwarzkäufer zu dem Zweck erfolgt 
iſt, die in Betracht kommende W. zu 
umgehen 2923 
Die Entſcheidung darüber, ob gem. 89 
Steuer Mildch eine ſteuerbegünſtigte Be⸗ 
triebszuſammenfaſſung vorliegt, hat, 
unter Ausſchluß jeder Nachprüfung 
durch die Verwaltungsgerichte das ört⸗ 
lich zuſtändige Fin A. u. auf Beſchw. 
der Fin Min. zu treffen 1371 
Sind nach einer W. O. Aufwendungen 
für Bauten dem Erwerbspreiſe Hin- 
zuzurechnen, fo ift es belanglos, ob u. 
mit welchem Betrage die zur Sicherung 
es Baukredits aufgenommenen Oppo- 
theken der Aufw. unterliegen 10864 
Bildet die Abtretung der Rechte aus dem 
Metſtgebot auf Grund einer WZuwStd. 
einen ſteuerpflichtigen Rechtsvorgang, 
ſo liegt Erſatztatbeſtand vor, worauf 
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der Meiſtbietende als Veräußerer und 
die Abtretung der Rechte aus dem 
Meiſtgebot als das Veräußerungsge⸗ 
ſchäft zu gelten haben. Dem fteh* als 
Erwerbsvorgang gegenüber die Abgabe 
des Meiſtgebots u. nicht der letzte ding⸗ 
liche Grundſtückserwerb 2901 

Abtretung von Offertrechten. Iſt nach 
den Beſtimmungen einer WZuwStd. 
die „übertragung von Rechten aus An⸗ 
trägen zur Schließung eines Veräuße⸗ 
rungsgeſchäfts, die den Veräußerer 
binden“, einem Veräußerungsgeſchäft 
gleichgeſtellt, ſo wird auf Grund ſolcher 
Vorſchriften die Steuerpflicht unabhän⸗ 
gig von der Annahme des Angebots 
oder dem Übergang des Eigentums 
ausgelöſt. Die übernahme einer der⸗ 
artigen, dem 85 IV Nr. 2 GrErwStG. 
entſpr. Vorſchrift in das Ortsrecht hat 
nicht ohne weiteres auch die Anwend⸗ 
barkeit des § 23 Ib Nr. 4 zur Folge, 
wonach die Steuer auf Antrag zu er⸗ 
laſſen oder zu erſtatten iſt, „wenn der 
Antrag zur Schließung eines Veräuße⸗ 
rungsgeſchäfts fortgefallen iſt, ohne 
daß das Veräußerungsgeſchäft zuſtande 
gekommen iſt“, vielmehr bedarf es 
hierzu einer ausdrücklichen, den Erlaß 
der Steuer beſonders regelnden orts⸗ 
geſetzlichen Vorſchrift 2912 

Die in der Rechtſprechung des RFH. hin- 
ſichtlich des Begriffs u. der ſteuerlichen 
Bedeutung der „Organgeſellſchaft“ für 
beſtimmte Reichsſteuergebiete aufgeſtell⸗ 
ten Grundſätze kommen für die W. 
nicht in Betracht 7672 

Iſt in W. O. eine Steuerpflicht des über- 
gangs von Rechten an dem Vermögen 
von Perſonenvereinigungen für den 
Fall vorgeſehen, daß zum Gegenſtand 
des Unternehmens die „Verwertung“ 
von Grundſtücken gehört, ſo fällt unter 
den Begriff „Verwertung“ nicht nur 
die Veräußerung des Grundſtücks, ſon⸗ 
dern auch jede Nutzbarmachung ſeiner 
Wertſteigerung, insbe. durch Vermie⸗ 
tung 7673 

Weſtdeutſchland 
Selbſthilfe der Anwaltſchaft in W. 1095 
Weſtfalen . 
vgl. unter Rheinland 
Wettbewerb, unlauterer 
vgl. u. W. 
Wettbewerbsverbot 

Übertragung eines Unternehmens mit 
zeitlich unbegrenztem W. iſt Kauf einer 
Sachgeſamtheit, der während der Dauer 
des Verbots noch nicht erfüllt iſt und 
von dem Rücktritt durch 8 454 BGB. 
nicht ausgeſchloſſen ift 877 10 

Fällt die Karenzentſchädigung des aus⸗ 
geſchiedenen, unter W. ſtehenden Hand⸗ 
lungsgehilfen unter die Dienſtvergü⸗ 
tungen der Not®D. v. 6. Okt. 1931 
Teil V Kap. III? 1125 

Widerklage 

W. gegen Privatklage vgl. unter P. 

Bei Klage auf Feſtſtellung der Wirkſam⸗ 
keit eines Vertrags kann Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis für eine W. auf Feſtſtellung 
der Nichtigkeit desſelben Vertrags be⸗ 
ſtehen. Gegenüber der Klage auf Feſt⸗ 
ſtellung der Unanfechtbarkeit einer 
Rechts handlung kann der Konkursver⸗ 
walter die negative Feſtſtellungsklage 
erheben, weil durch die W. erſt die 
Anfechtung der Rechtshandlung er⸗ 
folgt 165? 

Schriftliche W. im Güteverfahren. Rück⸗ 
wirkung bei ſpäterem übergang ins 
Streitverfahren bez. des Klage⸗(Güte⸗) 
Antrags 11702 

Ein materiellrechtlicher Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung der außergerichtlichen Koſten 


au 


einer angekündigten W. läßt ſich nicht 
aus analoger Anwendung der 88 91ff. 
BPO. herleiten. Er entſteht nur als 
Schadenserſatzanſpruch wegen Verzugs 
oder im Falle der Ankündigung durch 
Aufſtellung einer unberechtigten For⸗ 
derung, ſofern in der Berühmung ein 
Angriff auf abſolutes Recht oder ſon⸗ 
ſtiges geſchütztes Recht liegt 1160 18 

Die Vergleichsgebühr wird in Eheſachen 
nicht nur bei Vergleich nach Erhebung 
von Klage u. W., ſondern auch dann 
fällig, wenn der Bekl. W. erheben 
könnte 201 41 


Widerſpruchsklage (8 771 BVO.) 

Zur Anwendbarkeit des § 419 BGB. 
Aus ihm iſt nicht zu entnehmen, daß 
der Übernehmer die Zwangsvollſtrek⸗ 
kung eines Gläubigers, der nur gegen 
den Schuldner einen Schuldtitel hat, 
dulden muß 19784 

Im Wege der Zwangsvollſtreckung ift 
gegenüber einem relativen Veräuße⸗ 
rungsverbot ein gutgläubiger Erwerb 
nicht möglich. Einrede der Argliſt 
gegenüber der W. 19733 

Das Zwangsverſteigerungsverfahren be⸗ 
rückſichtigt nur die formelle Grund⸗ 
buchlage, nicht das davon abweichende, 
zum Verfahren nicht angemeldete ma⸗ 
terielle Recht. Verfahren des Verſtei⸗ 
gerungsgerichts bei Nichtberichtigung 
des Bargebots. Übertragung der For⸗ 
derung gegen den Erſteher auf ihn 
ſelbſt als den aus ſeiner früheren mit 
dem Zuſchlag erloſchenen Grundſchuld 
Hebungsberechtigten. Die durch die 
Übertragung der Forderung gegen den 
Erſteher eingetretene Wirkung der Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtück tritt 
auch dann ein, wenn der bei der Ab- 
tretung Begünſtigte nicht der materiell 
Hebungsberechtigte iſt; ihm ſtehen jetzt 
alſo Forderung und Sicherungshy⸗ 
pothek formell und materiell zu; er 
kann darüber verfügen, ſeine Gläu⸗ 
biger können ſie pfänden. Der im 
Innenverhältnis zum Erſteher mate⸗ 
riell Berechtigte, mit ſeinem Recht im 
Verſteigerungsverfahren aber nicht be⸗ 
rückſichtigte Dritte hat nur ſchuldrecht⸗ 
1555 Anſprüche gegen den Erſteher 
717 


Fließen dem Arbeitnehmer die ihm ger 
zahlten Geldſummen nicht als freies 
Eigentum zu, iſt er vielmehr durch 
Treuverhältnis gebunden derart, daß 
er das Recht an dem betr. Teil ſeiner 
Bezüge zwar im eigenen Namen aus⸗ 
üben, aber nicht zu ſeinem Vorteil ge⸗ 
brauchen durfte, ſo iſt das wahre Recht 
an dieſem Teil des ausgezahlten Gel⸗ 
des und auch ſchon der Anſpruch auf 
Auszahlung beim Arbeitgeber verblie⸗ 
ben, und er darf der Pfändung kraft 
eines die Veräußerung hindernden 
Rechts nach 8 771 BPD. widerſprechen 
72 5 2103 

Zur Frage des Widerſpruchsrechts i. S. 
des § 771 BPO. des Treuhänders, dem 
die Aktiva des Schuldners übereignet 
ſind 758 7 

Bei W. nach § 771 BPO. ift der Wert 
des Gegenſtandes des Pfandrechts nach 
§ 3 3PO. zu beſtimmen. Maßgebend 
iſt nicht der vorausſichtliche Erlös der 
Pfandſtücke, ſondern der gewöhnliche 
Verkaufswert zur Zeit der Klagerhe⸗ 
bung, unabhängig von der für die 
Verwertung der Sachen im Weg der 
öffentl. Verſteigerung zeitweilig be⸗ 
ſtehenden Marktlage 11553 

Dei W. ift die erft nach der Beweis⸗ 
aufnahme erklärte Freigabe nicht als 


13 


98 


ſofortiges Anerkenntnis i. S. von 893 
3PO. anzuſehen 115917 
Widerſpruchsklage gegen den Teilungsplan 
vgl. unter T. 


Widerſtand geg. die Staatsgewalt (88 110 ff. 
StGB.) 


vgl. auch bez. 8 114 StGB. unter Beam- 
tennötigung 


8 113 StGB. 8 105 11 StPO. Recht⸗ 
mäßigkeit der Amtsausübung bei 
Durchſuchung ohne Zuziehung von 


Zeugen 643 


Wiederaufnahme des Verfahrens 
Das Geſtändnis des Reſtitutionsbekl. 
über das Vorhandenſein und den Ju- 
halt der neu geltend gemachten Ur⸗ 
kunde kann zwar nicht die Wirkung 
äußern, die ſonſt dem Geſtändnis nach 
8 288 BPO. zukommt; ift aber das 
Gericht auf Grund des Geſtändniſſes 
überzeugt, daß die Angaben beider 
Parteien der Wahrheit entſprechen, ſo 
kann vom Antritt des Urkundenbewei⸗ 

ſes abgeſehen werden 11356 
NotVO. v. 1. Dez. 1930 Gegen die Ver» 
weigerung des Armenrechts für die 
W. durch das LG. als BG. findet 

keine Beſchwerde ſtatt 426 4 


Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 

8 232 ZPO. Eigene Sorgfaltspflichten, 
Organiſationseinrichtungen des Rechts⸗ 
anwalts zur Wahrung eines abſicht⸗ 
lich erſt am letzten Friſttag einzurei⸗ 
chenden Rechtsmittels 6479 

88 232 f., 519 VI ZPO. Die Aufgabe durch 
Poſtanweiſung ſteht der Zahlung nicht 
gleich. Hat der Rechtsanwalt das Geld 
zur Zahlung des Gerichtskoſtenvor⸗ 
ſchuſſes am Vormittag des letzten Ta⸗ 
ges der Nachweisfriſt in Händen, ſo 
wird, wenn das Geld erſt abends durch 
Poſtanweiſung eingezahlt iſt, die An⸗ 
wendung der ihm billigerweiſe zuzu⸗ 
mutenden Sorgfalt nicht dadurch dar⸗ 
getan, daß er nachweiſt, daß er ſelbſt 
an dem Tage durch dienſtliche Ge⸗ 
ſchäfte ſtark in Anſpruch genommen 
war 648 10 

88 233 ff. ZPO. W. i. d. vor. St. Um- 
fang der Prüfungspflicht von an einen 
Rechtsanwalt gerichteten Briefen einer 
Partei 6841 

88 232, 233 BPO. Perſöunl. Erinnerung an 
alle Friſtſachen iſt dem Anwalt nicht zu⸗ 
zumuten. Da es nicht ſelten vorkommt, 
daß die Anordnung der Friſt zum 
Nachweis der Zahlung der Prozeß⸗ 
gebühr (8 519 VI 3RD.) fih um Wo⸗ 
chen verſchiebt, bedeutet es kein Ver⸗ 
ſchulden des Anwalts, wenn ihm das 
Fehlen einer ſolchen Anordnung in 
den Handakten trotz ſolchen Zeitab⸗ 
laufs nicht aufgefallen ift 1129 1 

88 232, 233 BPO. Grundſätzlich darf je- 
dermann ſich darauf verlaſſen, daß 
über ein ſechs Tage vor Ablauf der 
Berufungsfriſt eingereichtes Armen⸗ 
rechtsgeſuch ſo rechtzeitig entſchieden 
werden wird, daß er noch innerhalb 
der Friſt Berufung einlegen kann. 
Insbeſ. brauchen außerhalb des Sitzes 
des OLG. wohnhafte Beteiligte nicht 
zu wiſſen, daß der Geſchäftsbetrieb 
das nicht ermöglicht 1146 16 

8233 BPO. Ein vollſtreckbarer Schuld⸗ 
titel wird durch ſpätere W. i. d. vor. St. 
gegen den Ablauf der Rechtsmittelfriſt 
nicht berührt. Die Vollſtreckung aus 
ihm iſt daher ordnungsmäßig, ihre 
Koſten notwendige und feſtſetzungs⸗ 
fähige Koſten, es ſei, daß zur Zeit der 
Vollſtreckung die Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung infolge der W. 
erfolgt iſt 1143 


Sachregiſter 


88 233, 234, 236 BRD. Zu den Tat- 
fachen, die innerhalb der zweiwöchigen 
Friſt des § 234 geltend gemacht wer⸗ 
den müſſen, gehören auch ſolche, durch 
die ein für die Friſtverſäumnis ur⸗ 
ſächliches Verſchulden der Partei oder 
ihres Vertreters ausgeſchloſſen wer⸗ 
den ſoll. Angabe des Aktenzeichens 
kann als genügender Hinweis auf die 
Berufungeinlegung gelten 1135 65 

88 233, 234 BPO. Partei, die ihren Pro- 
zeß bevollmächtigten erſter Inſtanz mit 
der Einreichung eines Armenrechts⸗ 
geſuchs beauftragt, ohne ihm zu ſagen, 
daß ihr bereits eine Friſt nach 8 519 
VII BVO. geſetzt ift, handelt nach⸗ 
läſſig. Im Beſchwerdeverfahren kön⸗ 
nen nach Ablauf der W.friſt neue Tat- 
ſachen u. neue Erbietungen zur Glaub⸗ 
haftmachung nicht nachgeſchoben wer⸗ 
den 1143 14 

Begründungstatſachen können nur be⸗ 
rückſichtigt werden, ſoweit ſie innerhalb 
der rift des 8 234 BPO. geltend ge- 
macht ſind. Seine Sorgfaltspflicht ver⸗ 
letzt, wer erſt wenige Tage vor Ab⸗ 
lauf der Friſt aus 8 519 IV S. 1 3 PO. 
einen bejahrten Laienvertreter mit der 
Ausarbeitung eines Armenrechtsgeſuchs 
betraut und ſich dann nicht weiter 
darum kümmert, ob das Geſuch auch 
rechtzeitig eingereicht wird 6494 

Iſt das Armenrecht verſagt worden, ſo 
bildet die fortdauernde Armut keinen 
W.grund mehr. Ob die Friſt des § 234 
BPO. mit der Zuſtellung des Ver- 
ſagungsbeſchluſſes beginnt oder erft 
mit dem Ablauf einer angemeſſenen, 
der Beſchaffung der erforderlichen Mit⸗ 
tel und den etwa ſonſt notwendigen 
Maßnahmen dienenden Friſt, bleibt 
dahingeſtellt 114617 

Die W. i. d. vor. St. gegen Verſäumung 
der Friſten im Einſtellungsverfahren 
nach 88 öff. des 3. Teils der Not VO. 
v. 8. Dez. 1931 440 

88 44 ff. StPO. W. i. d. vor. St. gegen- 
über einem Urteil des RevG. 12430 

Seit dem 28. Juli 1930 iſt die W. i. d. 
vor. St. wegen Verſäumung der Be⸗ 
rufungsfriſt nicht mehr möglich, wenn 
das Verſorgungsgericht die Berufung 
als verſpätet zurückgewieſen hat 9743 

Wiederkaufrecht 

Ein Urteil, das einen aus einem W. 
fließenden Anſpruch feſtgeſtellt hat, be⸗ 
gründet nicht Rechtskraft dahin, daß 
das W. beſtehe. Wer aus einem W. 
heraus rechtskräftig zur Auflaſſung 
verurteilt iſt, kann nicht auf Löſchung 
des W. klagen, mag es auch nicht be⸗ 
ſtehen. Denn es fehlt an einem Rechts⸗ 
ſchutzbedürfnis, das Vorausſetzung einer 
jeden Klage iſt 649 12 

Wilderer 
Eigentumserwerb an der Jagdͤbeute des 
W. 1036 
Wirtſchaftliches Eigentum 
vgl. unter Miete 
Wirtſchaftsprüfer 

W. und Treuhänder 1102 

Betriebsprüfung, Wirtſchaftsberatung und 
W. 1103. Schrifttum 1126 

Wirtſchaftsrecht 

vgl. auch Betriebswirtſchaftslehre 

Beiträge zum W. Schrifttum 711 

Wirtſchaft, Rationalism., Menſch. Shrift- 
tum 714 

Formularbuch der Wirtſchaft: Allgem. 
Lieferungsbedingungen der Induſtrie, 
des Handwerks und der öffentl. Hand. 
Schrifttum 715 

Wiſſenſchaftliche Berufe 

vgl. unter freie B. 


Wiſſenſchaftliches Inſtitut 

Urteile des Leiters eines w. J. werden 
weder durch die Schärfe verurteilen⸗ 
der Außerungen noch durch die dem J. 
aus Handels⸗ u. Induſtriekreiſen zu⸗ 
gehenden Zuſendungen zu Wettbewerbs⸗ 
handlungen 8704 

Wohnſitz 

Schaumburg⸗lipp. Landtagswahlgeſ. Ein 
Anwärter, der ſeinen W. an einen 
nicht ſchaumburg⸗lippeſchen Ort ver⸗ 
legt, verliert hierdurch endgültig ſein 
Recht, bei Wegfall der Vordermänner 
in den Landtag einzutreten. Für den 
Begriff des W. iſt 8 7 BGB. maß⸗ 
gebend 5501 

Für Klagen auf Geldzahlung aus Ver⸗ 
trägen gegen Schuldner, die in der 
Schweiz ihren W. haben, iſt — abge⸗ 
ſehen von Fällen beſonderer anderwei⸗ 
tiger Regelung — das deutſche Ge⸗ 
richt zuſtändig, in deſſen Sprengel der 
W. des Gläubigers liegt 6043 

Wohnungen von Beamten 

vgl. unter B. W. 

Wohnungsamt 

Durch die Beſtellung zum Leiter des 
W., die Übertragung der Tätigkeit 
des Schriftführers des MEN und 
Kaufmcß. u. Gewcz. werden ſtaats⸗ 
hoheitsrechtliche Dienſtverrichtungen an⸗ 
vertraut. Die Dauer der Miet Sch. 
u. des Wohn Mang. hat nicht von 
Anfang an als befriſtet zu gelten u. 
läßt ſich auch heute noch nicht über⸗ 
ſehen 494 21 

Wohnungsgeſetz, preuß. 

Art 4 § 1 Ziff. 4 PrWohnc. Unter 
Umſtänden wird die einheitliche Ge⸗ 
ſtaltung des Straßenbildes durch neue 
Reklame — mag dieſe ſelbſt an u. für 
ſich verunſtaltend ſein — dann nicht 
geſtört, wenn in deren unmittelbarer 
Nähe ſich andere genehmigte Reklamen 
ſchon befinden. In ſolchem Fall kann 
ſich die neue Reklame in das Stra⸗ 
ßenbild einfügen, das durch die be⸗ 
ſtehenden Reklamen ſchon beſtimmte 
Prägung erhalten hat 10321 

Wohnungsmangelgeſetz 

8 4. Feſtzuhalten ift an der Rſpr., wonach 
Enteignung i. S. des Art. 153 NVerf. 
ſchon dann vorliegt, wenn das Recht 
des Eigentümers zur freien Verfügung 
zugunſten eines Dritten durch Verwal⸗ 
tungsakt oder Gef. beeinträchtigt wird, 
daß ſie demnach auch bei Beſchlag⸗ 
nahme auf Grund des W. vorliegt. Bei 
Enteignung auf Grund des W. trifft 
die Entſchädigungspflicht die Gemeinde, 
nicht den Staat. Wenn der Betroffene 
ſich mit der behördlichen Maßnahme 
unter Proteſt abfindet u. mit den ihm 
aufgedrungenen Mietern Mietverträge 
abſchließt, ſo liegt darin nicht Zuſtim⸗ 
mung 468 

§ 8 Wohn Mangch. findet auf den Woh⸗ 
nungstauſch keine Anwendung, wenn 
eine der zu tauſchenden Wohnungen 
der Vorſchrift des § 321 MietSchc. 
unterliegt u. als Dienſtwohnung über⸗ 
laſſen, dieſes Dienſtverhältnis aber be⸗ 
endet iſt 6601 

Durch die Beſtellung zum Leiter des 
Wohn A., die übertragung der Tätig- 
keit des Schriftführers des MEA. u. 
Kaufmcß. u. GewG. werden ſtaats⸗ 
hoheitsrechtliche Dienſtverrichtungen an⸗ 
vertraut. Die Dauer der Miet SchVO. 
u. des W. hat nicht von Anfang an 
als befriſtet zu gelten u. läßt ſich 
auch heute noch nicht überſehen 494 21 

Wohnungstauſch 

8 8 Wohn MangG. findet auf den W. 

keine Anwendung, wenn eine der zu 


. 


taufchenden Wohnungen der Vorſchrift 
des 8 32 1 Miet Sch. unterliegt u. als 
Dienſtwohnung überlaſſen, dief. Dienſt⸗ 
verhältnis aber beendet iſt 6601 


Wohnungszwangswirtſchaft 
dgl. unter den NotV Olen v. 1. Dez. 


1930 und 8. Dez. 1931 im Sonder⸗ 
regiſter „Recht der Notverordnungen“ 


Die Klauſel, daß Abmachung über die 


Höhe der Friedensmiete „während der 
Dauer der Z. gelten ſolle u. daß nach 
Aufhebung der Z., wenn es den Par- 
teien notwendig erſcheine, neue Ver⸗ 
einbarungen getroffen werden ſollen“, 
ſchließt Auslegung dahin nicht aus, 
daß ſie auch nach Aufhebung der Z. 
ſo lange in Kraft bleiben ſolle, bis ſie 
durch eine dann mögliche andere ver⸗ 
tragliche Regelung erſetzt wird 11324 


Wolff, Ehriſtian 
Rechtfertigung des Staats bei Chriſtian 
Wolff. Schrifttum 454 
Wörterbuch 
Der „Taſchen⸗Heinichen“, lateiniſch⸗deut⸗ 


ſches W. Schrifttum 861 


Württemberg 
Zum Jahreswechſel: Überblick über Geſetz⸗ 


gebung u. Verwaltung 6 


Württemberg. Ausf. zum BGB. u. zu 


A 
G 


anderen Reichsjuſtizgeſetzen. Schrift⸗ 
tum 1196 

usf⸗ u. Durchf Beſt. zur 4. Not O. 
II. Teil 313 

rundſätzliche Erörterungen zur Frage, 
ob in W. der ſogen. Gaſſenſchanf zum 
Schankbetrieb gehört 668 


Zahlungsanweiſung 


G 


ibt Kundenkreditgeſellſchaft, die bon Ein- 
zelgeſchäften gegründet worden iſt, um 
den Einkauf in den der Geſellſchaft an⸗ 
geſchloſſenen Geſchäften zu erleichtern, 
an kreditſuchende Verbraucher Z. aus, 
die dieſe beim Einkauf in Zahlung 
geben können, ſo iſt der Teilbetrag, 
den die Kreditgeſellſchaft ihren Geſell⸗ 
ſchaftern bei Einlöſung der Z. abzieht, 
umſatzſteuerpflichtig 275 22 


Zahlungsbeſehl 

u vgl. unter Mahnverfahren 

Zeilerſche Umwertungszahlen 
Zur Rechtfertigung 156 

Zeitung 


dal. auch unter Preſſe 
Die genaue Nachahmung einer illuſtrier⸗ 


8 


ten Z. iſt nur dann unlauterer Wett⸗ 
bewerb, wenn die Nachahmung zu 
Täuſchungszwecken erfolgt 872 5 

114 StGB. Die Ankündigung, daß 3. 
veröffentlichung über eine näher an⸗ 
gegebene ſtädt. Angelegenheit erfolgen 
werde, wenn nicht der Bürgermeiſter 
auf eine ihm vorgelegte Frage ent⸗ 
i Auskunft erteilen werde, 
enthält nur dann eine Drohung, wenn 
dem Bürgermeiſter eine unwahre, den 
Sachverhalt entſtellende Veröffent⸗ 
lichung in Ausſicht geſtellt ift 88113 
193 StGB. Der Redakteur einer Tex⸗ 
til Z., der die objektiv unrichtige Tat⸗ 
ſache der Zahlungseinſtellung ver⸗ 
öffentlicht, handelt in Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen 532 2 


Beleidigung durch ausländiſche 8. (fran⸗ 


zöſiſche Entſcheidung) 9041 


Der Umſtand, daß in dem Bezugspreis 


Zeug 


V 


einer Z. ein Verſicherungsbeitrag (Ver⸗ 
ſicherung der Bezieher) mitenthalten 
t, ſteht einer Umſatzſteuerfreiheit des 
Z.vertriebs nicht entgegen 9011 

e 


ernehmung eines B. darüber, daß an- 
derer 3., der über Wahrnehmung bei 
Unfall ausgeſagt hat, erklärt habe, er 


habe von dem Unfall nichts geſehen, 
kann nicht mit der bloßen Begrün⸗ 


Sachregiſter 


dung abgelehnt werden, es fehle an 
Gründen, weshalb er unter Eid die 
Unwahrheit geſagt haben ſollte (3 R.) 
7772 


Zum Fragerecht des RA. bei der Zrver⸗ 
nehmung (3R.) 99 1123 

§ 57 Nr. 1 StPO. Liegt genügende Vor- 
ſtellung von der Bedeutung des Eides 
vor, ſo iſt auch durch geiſtige Man⸗ 
gelhaftigkeit die Beeidigung keines⸗ 
wegs ausgeſchloſſen 1128 

§ 244 StPO. Unzuläſſigkeit der Ableh⸗ 
nung eines Z.beweisantrages mit der 
ſeinem Sinne nicht gerecht werdenden 
u. ihn nicht erſchöpfenden Unterſtel⸗ 
lung, daß der 8. nichts wahrgenom⸗ 
men habe, was gegen die Wahrheit 
der unter Beweis geſtellten Tatſache 
ſpreche 2458 

§ 244 StPO. Unzuläſſige Beweisantizi⸗ 
pation durch Ablehnung eines Beweis⸗ 
autrags mit der Begründung, daß 
das Zeugnis eines früheren Angeſtell⸗ 
ten des Angekl. das bisherige Beweis⸗ 
ergebnis nicht zu erſchüttern vermöge, 
zumal auch anderer für dasſelbe Be⸗ 
weisthema benannter 3. unbeeidigt ge⸗ 
blieben ſei. Zuläſſigkeit der Verneh⸗ 
mung eines Mitangekl. als Z., wenn 
er durch Abtrennung des Verfahrens 
gegen ihn als Angekl. ausgeſchieden 
iſt 4049 

§ 244 StPO. Antrag auf Z.vernehmung 
tann wegen Unerreichbarkeit des 8. 
nur abgelehnt werden, wenn alle an- 
gezeigten Nachforſchungen ſorgfältig 
vorgenommen wurden u. ergebnislos 
verlaufen find 95524 1224 22 

§ 244 StPO. Durch die Nennung des 
Namens des Z. u. die Angabe dar⸗ 
über, bei wem oder durch wen Nähe⸗ 
res über ihn feſtgeſtellt werden könne, 
iſt die Perſönlichkeit des 8. den Er⸗ 
forderniſſen eines wirkſamen Beweis⸗ 
antrags gemäß fo ausreichend be- 
ſtimmt, daß das Gericht den angebote- 
nen Beweis nicht als Beweisermitt⸗ 
lungsantrag ablehnen darf, ſondern 
die Pflicht zur Ermittlung von Ber- 
ſönlichkeit u. Anſchrift des benannten 
Zeugen hat 418 22 

§ 244 JI StPO. Antrag auf nochmalige 
Vernehmung eines anweſend. R. 678 24 

§ 24411 StPO. Unerheblichkeit einer 
Augenſcheinseinnahme, die zur Ent⸗ 
kräftung der Ausſage eines Wieder⸗ 
erkennungs Z. beantragt ift, wenn der 
B. den von ihm als den Täter identi- 
fizierten Angekl. nicht nur von dem 
Orte aus, der in Augenſchein genom- 
men werden ſoll, ſondern noch bei 
anderer Gelegenheit in größerer Nähe 
geſehen hat 58 17 

§ 244 StPO. Wenn auch regelmäßig 
das pflichtmäßige Ermeſſen des Ge⸗ 
richts darüber entſcheidet, ob Augen⸗ 
ſcheinseinnahme als Beweismittel er⸗ 
forderlich iſt oder ob andere Beweis⸗ 
mittel ausreichen, ſo bedeutet doch die 
Ablehnung des Antrags auf Augen⸗ 
ſcheinseinnahme unter Berufung auf 
die Z.ausſagen dann unzuläſſige Be- 
weisantizipation, wenn durch d. Augen⸗ 
ſcheinseinnahme gerade die Z.ausſagen 
entkräftet werden ſollen 95422 

§ 252 SPD. Unzuläſſig ift die Verneh⸗ 
mung des Verhörsbeamten über die 
Ausſagen die von in der Hauptver⸗ 
handlung das Zeugnisverweigerungs⸗ 
recht ausübenden Perſonen gemacht 
worden waren, als ſie als Beſchuldigte 
vernommen wurden 419 23 

Die Notwendigkeit der öffentlichen Ver⸗ 
kündung des die Öffentlichkeit für die 
Vernehmung eines Z. ausſchließenden 
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Beſchluſſes gilt auch für den weiteren 
Beſchluß, der die Offentlichkeit auch für 
die Gegenüberſtellung dieſes Z. mit be⸗ 
reits vernomm. Z. ausſchließt 204 45 
679 35 
Ob und inwieweit Zlausſage niederzu⸗ 
ſchreiben iſt, liegt lediglich im Ermeſſen 
des Gerichts, das der Nachprüfung 
durch das Reviſionsgericht entzogen 
iſt (StR.) 433 13 
§ 325 StPO. Die Unterlaſſung ſoforti⸗ 
gen Widerſpruchs gegen die unzuläſſige 
Verleſung der Niederſchrift über die 
frühere Ausſage eines ordnungsmäßig 
geladenen, aber ausgebliebenen Z. kann 
nicht ohne weiteres als Zuſtimmung 
gewertet werden 421 26 
Rechtsanwaltsgebühren für Vertretung 
des Nebenklägers bei einer Z.verneh⸗ 
mung 1276 
Der Nebenkläger hat auch dann das 
Recht, der Hauptverhandlung beizu⸗ 
wohnen, wenn er als A. geladen wor⸗ 
den iſt 96419 
Zeugengebührenordnung 
§ 3 ZeugGeboO. Die Vergütung für 
Hilfsarbeiter des Sachverſtändigen 6602 
Ziegeleierde 
vgl. unter Rohſtoffe 
Zigaretten, Entwendung von... 
vgl. unter Genußmittelentwendung 
Zimmerarbeiten 
bgl. unter Baugewerbe 
Zinſen 
vgl. auch Verzugs Z., PachtZ. unter Pacht 
Zur Frage der Eigentümergrundſchuld 
für nicht entſtandene Strafg. u. Fäl⸗ 
ligkeitsentſchädigungen 158 
8 1 Nr. 1 des Schußzgeſ. für die durch 
die Abtretung der ehemals preuß. 
Teilgebiete Polens betroffenen Schuld⸗ 
ner v. 27. Juni 1922. Zeitpunkt der 
Entſtehung einer Hypothekenzinsforde⸗ 
rung 3521 
88 1115, 1192 BGB. Aus dem Grund- 
buch in Verbindung mit der Eintra⸗ 
gungsbewilligung muß nicht lediglich 
ein unter gewiſſen Vorausſetzungen zu 
entrichtender Höchſtzinsſatz, ſondern vor 
allem der Normalzinsſatz u. gegebenen⸗ 
falls der Mindeſtzinsſatz erſichtlich ſein. 
Die Z angabe „verzinslich bis höch⸗ 
ſtens 100% jährlich von heute an, zahl⸗ 
bar 3 Monate nach Kündigung“ iſt 
nicht eintragungsfähig 1771 
5 1118 BGB. Z. nach der Höhe des 
jeweiligen Reichsbankdiskonts können 
nicht in das Grundbuch eingetragen 
werden 1142 
$ 1119 BGB. Auch ohne Angabe eines 
Z. ſatzes bei dem Rangvorbehalt für 
Roggenhyp. konnte die an ihre Stelle 
eingetragene Goldmarkhyp. mit 50% 
Verzinſung verſehen werden 121112 
§ 15 Hamb Verw. Der Steuerpflich⸗ 
tige kann Verzinſung des von ihm zu 
Unrecht beigetriebenen Wertzuwachs⸗ 
ſteuerbetrags fordern 2959 
Der Abgabengläubiger iſt verpflichtet, 
dem Abgabenſchuldner die zuviel er⸗ 
hobenen Abgabenbetrage vom Baje 
lungstage ab mit 5% zu verzinſen, 
ohne daß Einſchränkung gem. 8 155 
RAbg O. ſtattfindet 54515 
Zinsſenkung 
vgl. im Sonderregiſter für Not®D.en 
unter Not VO. v. 8. Dez. 1931 
Zivilprozeß 
vgl. auch internat. gerecht, Beſchleunigung 
BPD. u. GVB. Schrifttum 638 
Z.verfahren nach Hamburger Art 96 
Fiktionen als Hilfsmittel der Anwendung 
des Prozeßrechts 1106 
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Zivilprozeßordnungsentwurf 
Reform der Anwaltsvertretung im Zivil⸗ 
prozeß; Rationaliſierung, Pſychologie 
u. Rechtsleben gegen Lokaliſierung, 
Mechaniſierung u. Juſtizapparat 626 
Allgem. Simultanzulaſſung 1111 
über die Lokaliſierung der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft 85 1110 
Ergänzungen zur Behandlung des Ar⸗ 
menrechts im Entwurf 94 
Neue Grundſätze für die Koſtenentſchei⸗ 
dung im E. 629 
Zur Frage der Ausſchließung neuen Par⸗ 
1 ilgi in der Berufungsinſtanz 
Die Noven in der Berufungsinſtanz 1189 
Das Reviſionsverfahren 1190 
3 11 8 Zwangsvollſtreckung im E. 145 
oll 
vgl. auch Meiſtbegünſtigung 
Die Deutſche Reichspoſt kann als 3. 
ſchuldnerin nach 8 13 VBergoll®. für 
Brieſſendungen mit zollpflichtigem In⸗ 
halt im Rohgewicht unter 250 g, die 
ohne Vorführung bei der zuſtändigen 
Zollſtelle unmittelbar dem Empfänger 
ausgehändigt werden, in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden 609 5 
88 13, 36, 74, 78 Ver Zoll. Die Brannt⸗ 
weinmonopolausgleichsſchuld entſteht — 
abweichend vom Breht — nicht erft 
mit der Überführung der Ware in den 
freien Verkehr, ſondern fon mit der 
Überſchreitung der Z.grenze. Die Feſt⸗ 
ſetzung des Steuerbetrags u. die Gel- 
tendmachung des Steueranſpruchs iſt 
aber erſt möglich, wenn die Ware der 
zuſtändigen Z.ſtelle zur Abfertigung in 
den freien Verkehr oder auf B.begleit- 
ſchein II angemeldet u. geſtellt oder 
wenn über ſie ſo verfügt wird, als 
ſtünde fie im freien Verkehr 286 + 
88 115, 118 VerZollcc. Handlungen, die 
das zuſtändige Z.amt zur Feſtſtellung 
des Anſpruchs oder des Verpflichteten 
vornimmt, unterbrechen auch dann die 
Verjährung, wenn ſie auf Weiſung des 
Landesfinanzamts im Rahmen eines 
vor dieſem ſchwebenden Anfechtungs— 
verfahrens vorgenommen werden 6072 
Die VD. über Inkraftſetzung der 3. 
erhöhungen für Kaffee u. Tee v. 
20. Febr. 1930 iſt rechtsgültig. Als 
Nachzollpflichtige können nach Art. 2 
§ 3 dieſer VO. ſowohl der unmittel⸗ 
bare Beſitzer wie der mittelbare Be- 
liger in Betracht kommen 285 43 
Art. 2 Gef. über Z.änderungen vom 
15. April 1930. Durch den gegen Bah- 
lung erfolgten Erwerb des Bezug⸗ 
ſcheins iſt der Spiritusbezugspflicht ge⸗ 
nügt. Pflicht zum Spiritusbezug be⸗ 
ſteht nicht, vielmehr Recht zu dieſem 
Bezuge, ein Wahlrecht, den Spiritus 
zu. beziehen oder fich Geldbetrag ver- 
güten zu laſſen 79516 
8 2 Zoll Tar. VO. über die Erteilung 
amtlicher Auskunft v. 7. Jan. 1927. 
Über die Tarabeſtimmungen kann amt⸗ 
liche Z.auskunft nicht verlangt werden 
284 4 


8 2 Zoll Tar. BD. über die Erteilung 
amtlicher Auskunft v. 7. Jan. 1927. 
Z.auskunft bleibt in Kraft, bis ſie 
durch Anderung der von ihr ange⸗ 
wandten Rechtsnorm, durch ausdrück⸗ 
liche Verfügung der Stelle, die die 
Auskunft erteilte, oder im Rechts⸗ 
mittelweg aufgehoben oder geändert 
wird 284 42 

§ 6 Zoll Tar. Die Z.freiheit der Fang- 
ergebniſſe der deutſchen Seefiſcherei iſt 
nach der Seefiſchereid, ſtets davon ab- 
hängig, daß die Einfuhr ſeewärts er⸗ 
folgt 609“ 


Sachregiſter 


§ 4 Zoll Tar. Wird Ware, deren Ein⸗ 


fuhr zum tarifmäßigen Z.ſatze nur 
über beſtimmte 3.jtellen zuläſſig ift, 
von einem nicht mit der erforderlichen 
Abfertigungsbefugnis verſehenen Zamt 
zum höchſten in Frage kommenden 3.- 
jag abgefertigt, ohne daß der Z. pflich⸗ 
tige ſich bereit erklärt hat, den Z. nach 
dieſem höchſten Satze zu entrichten, ſo 
kann die Verpflichtung zur Z. zahlung 
nach dem höchſten Satze nicht mit der 
mangelnden Abfertigungsbefugnis des 
Z.amts begründet werden 6096 


Zuläſſig iſt, auch ſolche Erklärungen des 


Angekl. enthaltende zollamtliche Nie⸗ 
derſchriften, die mangels Hinzuziehung 
eines Schriftführers hinſichtlich ihrer 
Verlesbarkeit richterlichen Protokollen 
nicht gleichſtehen, in der Hauptver⸗ 
handlung zu dem Zweck zu verleſen, 
um feſtzuſtellen u. dem Angekl. vorzu⸗ 
halten, daß ſolche Protokolle vorhan⸗ 
den ſind, ſowie die darauf vom An⸗ 
geklagten abgegebene Erklärung, daß 
er die in den Protokollen beurkunde⸗ 
ten Geftändniffe gemacht habe, bei 
Prüfung der Schuldfrage zu verwer⸗ 
ten 2458 


Die im geldlichen Intereſſe notwendig 


werdende Nachverzollung eines Roh⸗ 
produktes innerhalb geſetzlich beſtimm⸗ 
ter Friſt erfüllt den Begriff des Not⸗ 
falls i. S. v. § 105 % Ziff. 1 Gewd. 
nicht 65 8 


Die Tragung von Einfuhrzöllen in Lie⸗ 


ferungsverträgen nach engl. Recht 701 


Zubehör 
Maſtſchweine, die zur Zeit einer Grund- 


ſtücksbeſchlagnahme noch nicht zwei 
194 wiegen, ſind GrundſtücksZ. 
26 


Steigleitungen ſind weſentliche Beſtand⸗ 


teile des Grundſtücks. Bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung gehen auch Bftüde in 
das Eigentum des Erſtehers über, 
wenn der dritte Eigentümer derſelben 
nicht die Einſtellung der Zwangsver⸗ 
ſteigerung erwirkt hat 18819 


Im Zuſchlagsbeſchluß von der Verſteige⸗ 


rung nicht angenommenes Z. wird 
vom Zuſchlag nicht erfaßt, wenn es 
durch einen vor Schluß der Verſteige⸗ 
rung im Verſteigerungstermin formlos 
bekanntgegebenen Einſtellungsbeſchluß 
der Verſteigerung entzogen iſt. Inſo⸗ 
I iſt teilweiſe Einſtellung zuläſſig 
191 22 


Zuckerſteuer 
88 3, 11, 13 Z. geſetz. Entſcheidend für 


das Verbringen des in den Geltungs⸗ 
bereich des Gef. eingeführten verzoll⸗ 
ten Zuckers in offenes Zuckerlager iſt, 
daß der Inhaber des Lagers die tat⸗ 
ſächliche Verfügungsmacht über den 
unverſteuert niederzulegenden Zucker 
hat. Auf das Rechtsverhältnis, in dem 
der Lagerinhaber zu dieſem Zucker 
ſteht, kommt es nicht an 28238 


Zugabe 
§1 UnlWG. Aufruf zur geſetzlichen Be- 


ſeitigung des Z.weſens, weil es den 
Preisabbau hindere, iſt keine Wett⸗ 
bewerbshandlung. Die Verbreitung der 
Anſicht von der Schädlichkeit des Z. 
weſens würde nur dann gegen die 
Grundſätze lauteren Geſchäftsverkehrs 
verſtoßen, wenn ſie entgegen der über⸗ 
zeugung des Behauptenden aufgeſtellt, 
oder wenn nach öffentlicher Feſtſtel⸗ 
lung der Unrichtigkeit die Bildung der 
Überzeugung auf Fahrläſſigkeit beruhen 
würde 10127 


81 UnlWG. Unzuläſſig ift, Flugblätter, 


Rundſchreiben oder ſchriftliche Ankün⸗ 
digungen in den Verkehr zu bringen 


oder zu verbreiten, in denen allge⸗ 
mein ausgeführt wird, daß 8. die 
Preiſe künſtlich in die Höhe treiben 
oder daß Z. dem Preisabbau im Wege 
ſtehen 1021 1 

Zum 1. Teil der VO. des RPräſ. zum 
Schutze der Wirtſchaft v. 9. März 1932 
über Z.weſen 988. Schrifttum 1003 

UmſStG. Die Weiterlieferung des Gegen- 
ſtands unter Beigabe von Z.gegenſtän⸗ 
den durch den Zwiſchenhändler braucht 
nicht Lieferung eines anderen Gegen⸗ 
ſtandes oder eines Gegenſtands an⸗ 
derer Art zu ſein 27727 

Zulaſſung zur Anwaltſchaft 

vgl. icht 3PO.⸗Entwurf, Oberlandes⸗ 

geri 
Zurechnungsfähigkeit (8 51 StGB.) 

Wegen Verleitung zum Meineid iſt auch 
derjenige ſtrafbar, der es unternimmt, 
einen wegen Unzurechnungsfähigkeit 
ſtraffrei Bleibenden zur Begehung 
eines Meineides zu verleiten 1126 

Zurückbehaltungsrecht 

Die Geltendmachung des Z. aus 8 273 
BGB. wird nicht dadurch ausgeſchloſ⸗ 
ſen, daß der Gegenanſpruch erſt mit 
der Erfüllung dem Gegner gegenüber 
entſteht 5823 

Kein rechtlicher Zuſammenhang u. des⸗ 
halb kein 8. gegenüber dem Berichti⸗ 
gungsanſpruch des Grundeigentümers, 
der das vindizierte Grundſtück mit Hy⸗ 
potheken belaſtet findet, wegen eines 
Bereicherungsanſpruches, den der Be⸗ 
klagte wegen der Aufgabe des Rechts 
erhebt, das Grundſtück durch rechts- 
wirkſamen Vertrag zu erwerben 339 6 

Hat Dritter durch anfechtbare Handlung 
des Schuldners das Eigentum an 
Kraftwagen erworben, iſt er daher zur 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in 
den Wagen verpflichtet, ſo kann der 
Dritte wegen der in ſeinem Intereſſe 
nach dem Eigentumsübergang vorge⸗ 
nommenen Reparaturen kein Z. aus⸗ 
üben 1815 

Wird von dem Bekl. die Herausgabe 
eines durch unerlaubte Handlung er⸗ 
langten Gegenſtands verlangt, ſo iſt 
ihm die Geltendmachung eines Z. nur 
wegen ſolcher Forderungen verwehrt, 
die wegen Verwendung auf den Gegen- 
ſtand oder wegen eines durch den 
Gegenſtand verurſachten Schadens ent⸗ 
ſtanden ſind. Im übrigen entſcheidet 
die Konnexität der beiden Forderun⸗ 
gen. Nur in Fällen, in denen die Zu⸗ 
rückbehaltung die Wirkung einer Auf- 
rechnung hat, iſt demjenigen, deſſen 
Verbindlichkeit auf einer unerlaubten 
Handlung beruht, die Geltendmachung 
des Z. unterſagt 394 

Behält der Gläubiger angebotene Af- 
zepte, ſo liegt darin im Zweifel keine 
Annahme als Erfüllung, ſondern die 
Ausübung eines Z. mit der Verpflich⸗ 
tung, über die Verwendung Rechen- 
ſchaft zu geben 7564 

Zurückverweiſung 

827 RAGEBD. findet auch Auwendung, 
wenn nach einem der Klage ſtattgeben⸗ 
den Grundurteil die Berufung zurück⸗ 
gewieſen u. in dem nunmehr fortge- 
ſetzten Verfahren erſter Inſtanz über 
die Höhe verhandelt u. Beweis erhoben 
wird 119 16 

§ 358 II StPO. Nach Aufhebung des Ut- 
teils nur im Strafausſpruch u. Z. der 
Sache zur Prüfung der Frage, ob der 
Strafzweck durch Geldſtrafe zu er⸗ 
reichen iſt, bleibt die Vorinſtanz an 
die erkannten Einzelgefängnisſtrafen u. 
die von ihr ausgeſprochene Geſamtſtrafe 
gebunden 6019 


, 


Zuſtändigkeit 

vgl. auch Kompetenzkonflikt 

Ort der Begangenſchaft einer unerlaub⸗ 
ten Handlung (832 BPO.) ift auch der 
Ort, wo ſich der beabſichtigte rechts⸗ 
widrige Erfolg vollzogen hat 9572 

8 71 II Ziff. 1 GVO. findet auch auf Mn- 
ſprüche eines Landesbeamten gegen 
das Reich aus zuſätzlicher Penſions⸗ 
regelung auf Grund des Penſions⸗ 
ErgänzGG. v. 21. Dez. 1920 Anwen⸗ 
dung 483 15 

Für den Erlaß einer EinſtwVerf. auf 
Einbehaltung fälliger Leiſtungen bis 
zur Entſcheidung über Klage aus 
8 323 IV BPO. ift das Gericht zus 
ſtändig, bei dem die Klage angeſtrengt 
werden muß 11567 

Offenbarungseid, der im Einverſtändnis 
des Gläubigers vor örtlich unzuſtän⸗ 
digem Gericht geleiſtet iſt, um die Ein⸗ 
tragung in das Verzeichnis bei dem 
zuſtändigen Gericht zu umgehen, befreit 
nicht von der Pflicht zu wiederholter 
Eidesleiſtung 184 10 

Für das Konkursverfahren über das 
Privatvermögen des geſchäftsführenden 
Geſellſchafters einer OHG. iſt das AG. 
zuſtändig, bei dem die OHG. ihre ge- 
werbliche Niederlaſſung hat 2055 


Irrtumsanfechtung von Gerichtsſtand⸗ 


vereinbarungen. Die Gerichtsſtandver⸗ 
einbarung teilt nicht, wie materiell⸗ 
rechtliche Nebenverträge, das Schickſal 
des Hauptvertrags, iſt allerdings den 
allgemeinen Grundſätzen über Ver⸗ 
träge unterworfen, doch genügt es zur 
Beſtreitung ihrer Gültigkeit nicht, daß 
der Unterfertiger ſie nicht geleſen oder 
nicht verſtanden habe, er muß viel⸗ 
mehr regelmäßig beweiſen, daß ſie von 
dem tatſächlich vereinbarten Vertrags- 
inhalt abweicht, oder aber, daß es 
ſich um Vertragsklauſel handelt, die 
nach dem Inhalt oder der Art ihrer 
Einſchaltung ungewöhnlich war (öfterr. 
Entſch.) 6871 

Die Überprüfung der Gültigkeit einer in 
Hſterreich von einer Öfterreicherin mit 
einem Ausländer geſchloſſenen Ehe iſt 
trotz der nunmehr ausländ. Staats⸗ 
angehörigkeit der Ehegattin durch ein 
öſterr. Gericht vorzunehmen, u. zwar 
durch jenes, das vom Oberſten Ge⸗ 
richtshof gemäß 828 IZuſtG. be- 
ſtimmt wird 6141 

Sft die Z. durch rechtskräftiges Zwi⸗ 
ſchenurteil bejaht, ſo wird ſie auch im 
Scheidungsprozeß zwiſchen Ausländern 
nicht durch Veränderung der Um⸗ 
ſtände berührt. Daraus ergibt ſich 
auch die Fortgeltung des materiellen 
Scheidungsrechts 6016 

Nichtigkeit von Gerichtsſtandvereinbarun⸗ 
56 mit Reiſenden nach ſchweizer. Recht 

Für Klagen auf Geldzahlung aus Ver⸗ 
trägen gegenüber Schuldnern, die in 
der Schweiz ihren Wohnſitz haben, iſt 
— abgeſehen von Fällen beſonderer 
anderweitiger Regelung — das deut⸗ 
ſche Gericht zuſtändig, in deſſen Spren⸗ 
er Wohnſitz des Gläubigers liegt 


Der Jugendrichter iſt zur Entſcheidung 
über die nachträgliche Ausſetzung einer 
Freiheitsſtrafe auch zuſtändig, wenn 
anderes Gericht in 1. Inſtanz erkannt 
hat 962 15 

87 Teil 6 Kap. 1 der Not VO. v. 6. Okt. 
1931. Das LG. ift zur Einſtellung des 
Privatklageverfahrens nicht zuſtändig, 
wenn es nur über eine Beſchwerde an⸗ 
dern Inhalts zu entſcheiden hat 967 28 


Sachregiſter 


Zuſtellung 


§ 170 BPO. Die Berufungsfriſt wird nur 
durch 3. des Urteils, alſo durch Über⸗ 
gabe einer beglaubigten Abſchrift des 
Urteils in Lauf geſetzt. Durch die Aus⸗ 
ſtellung einer bloßen unrichtigen Emp⸗ 
fangsbeſcheinigung wird dieſe übergabe 
nicht erſetzt 1103 

8176 BPO. Sowohl bei Anordnung der 
Zwangsverſteigerung als auch bei Bei⸗ 
trittsbeſchluß muß die ordnungsmäßige 
Z. des Vollſtreckungstitels vorliegen 
1155 5 

In Anwaltsprozeſſen erlangt die Rün- 
digung des Vollmachtsvertrags auch 
dem Gericht gegenüber rechtliche Wirk⸗ 
ſamkeit erſt durch die Anzeige der Be⸗ 
ſtellung eines andern Anwalts. Bis 
dahin müſſen die Zuſtellungen an den 
99 2 Bevollmächtigten erfolgen 
Ti 2 

8 190 BPO. Auf der zur 3. beſtimmten 
beglaubigten Abſchrift muß der rich⸗ 
tige Prozeßbevollmächtigte als Auf⸗ 
traggeber angegeben werden 1157 

8 194 BPO. Die Z. ift wirkſam, auch 
wenn in der übergabeurkunde des Ge- 
el deſſen Unterſchrift fehlt 

0 


8211 BPO. Das Fehlen des Gerichts⸗ 


ſiegels auf dem die zuſtellende Urkunde 
enthaltenden Umſchlag macht die 3. 
nicht nichtig, wenn dieſe auf andere 
Weiſe erweislich ift 653 15 

§ 519 a ZPO. Nur die Berufungsbegrün⸗ 
dung iſt von Amts wegen zuzuſtellen, 
nicht aber die weiteren Schriftſätze, die 
etwas zur Stützung der Berufung ent⸗ 
halten 66712 

8 717 BPO. Wer eine vollſtreckbare Auz- 
fertigung der unterlegenen Partei zu⸗ 
ſtellt, erweckt den äußeren Anſchein, 
daß er zu vollſtrecken beabſichtige. Das 
gilt auch, wenn die Sicherheitsleiſtung, 
von der die Zuläſſigkeit der Voll⸗ 
ſtreckung abhängig gemacht iſt, noch 
nicht geſtellt iſt. Wer vermeiden will, 
daß der Schuldner daraufhin Schritte 
zur Abwendung der Vollſtreckung er⸗ 
greife, muß das Gegenteil erklären 
654 16 

8829 BPO. Gegen einen im Ausland 
wohnenden Drittſchuldner darf zwar 
Pfändungsbeſchluß erlaſſen werden, 
derſelbe äußert ſeine Wirkung aber 
nur dann, wenn der Drittſchuldner 
auf deutſchem Gebiet Z.empfänger 
wird. Die Unzuläſſigkeit der 8. des 
Pfändungsbeſchluſſes im Ausland iſt 
unverzichtbarer Mangel 66713 

Zur Wahrung der Vollziehungsfriſt des 
§ 929 II ZPO. genügt bei einer Einſtw⸗ 
Perf, auf Herausgabe von Sachen die 
3. an den Schuldner 2054 


Zuſtimmung 


Schweigen als Z. Wer nicht alsbald 
nach Erhalt einer Faktura über an⸗ 
geblich beſtellte Ware u. wiewohl er 
wußte oder wiſſen mußte, daß der 
Abſender irrtümlich von der Annahme 
einer Beſtellung ausgegangen ſei, den 
Abſender darauf aufmerkſam macht, 
daß verbindliche Beſtellung nicht vor⸗ 
liege, muß es ſich nach Treu u. Glau⸗ 
ben gefallen laſſen, daß die Beſtellung 
als von ihm genehmigt gilt 768 1 


Zwangsetat 


Die Koſten der Unterbringung Obdach⸗ 
lofer ſind mittelbare Polizeikoſten, die 
die Gemeinde, nicht der Amtsverband 
geſetzlich zu tragen hat. Der Landrat 
kann daher dieſe Koſten nicht gegen 
den Amtsverband zwangsetatiſieren 
78 2 
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Zwangshypothek 


Die Wirkung der Eintragung einer 8. 
auf einem dem Vollſtreckungsſchuldner 
nicht gehörigen Grundſtück. Schrift⸗ 
tum 1038 


Zwangsvergleich 


vgl. auch unter Konkurs 

Der gerichtlich beſtätigte Nachlaßvertrag 
mit Vermögensabtretung außer Kon⸗ 
kurs. Schweizer Schrifttum 1004 


Zwangsverſteigerung 


vgl. auch im Sonderregiſter „R. der Not» 
BD.en“ unter Not VO. v. 8. Dez. 1931 
3. Teil 

vgl. ferner Zwangsverwaltung 

§ 10 Ziff. 2 u. 3 ZwVerſtG. Rangſtelle der 
der Z. beigetretenen Verſicherungsan⸗ 
l der Verſicherungsbeiträge 


8 10 Ziff. 3 ZwVerſtcz. Die landſchaft⸗ 
liche Generalgarantie der Oſtpreuß. 
LandſchO. ift eine öffentliche Haft. 
Amtsrichter, der Jagdpachtrecht in einer 
Z.ſache anmeldet, iſt in dieſer aus⸗ 
geſchloſſen. Zieht er ſeine Anmeldung 
bei Beginn der V. zurück, dann iſt er 
von der Vornahme der V. nicht aus⸗ 
geſchloſſen 107010 

817 ZwVerſtGh. Sowohl bei Anordnung 
der Z. als auch bei Beitrittsbeſchluß 
muß die ordnungsmäßige Zuſtellung 
des Vollſtreckungstitels vorliegen 11555 

88 21, 22 ZwVerſtch. Maſtſchweine, die 
zur Zeit einer Grundſtücksbeſchlag⸗ 
nahme noch nicht zwei Zentner wiegen, 
find Grundſtückszubehör 19426 

88 30, 33, 44, 83 ZmXerjt®. Bewilligt 
von mehreren betreibenden Gläubigern 
der an erſter Stelle ſtehende Gläu⸗ 
biger nach Beendigung der V. die Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens, ohne ſeine 
Anmeldung zurückzuziehen, dann muß 
der Zuſchlag verſagt werden, auch wenn 
der genannte Gläubiger durch das 
Meiſtgebot gedeckt ift 18717 

8833, 95 ZwVerſtg. Selbſtändige Be⸗ 
ſchwerde gegen den die Einſtellung des 
Z.verfahrens ablehnenden Beſchluß iſt, 
auch wenn fie ſchon vor Schluß der 
Verhandlung eingelegt iſt, nicht ge— 
geben, wenn inzwiſchen der Zuſchlag 
erteilt ift 18919 

837 ZwVerſtG. Steigleitungen find we⸗ 
ſentliche Beſtandteile des Grundſtücks. 
Bei der Z. gehen auch Zubehörſtücke 
in das Eigentum des Erſtehers über, 
tvenn der dritte Eigentümer derſelben 
nicht die Einſtellung der Z. erwirkt 
hat 1881 d 

88 37, 43, 61, 80, 83 ZwVerſtG. Beridh- 
tigung des Viprotokolls dann ungu- 
läſſig, wenn dadurch erſt ein Tatbeſtand 
hergeſtellt wird, der aus dem Proto⸗ 
koll nicht herausgeleſen werden kann. 
Wird der B.termin in anderem Zimmer 
abgehalten, als in dem in der Be⸗ 
kanntmachung bezeichneten, ſo iſt 
bloßer Hinweis auf die Verlegung auf 
der Terminstafel vor dem urſprüng⸗ 
lichen Zimmer nicht als ausreichende 
Maßregel anzuſehen. Dies gilt beſon⸗ 
ders für größere Amtsgerichte wie 
Berlin-Mitte 188 20 

88 37, 55, 90 ZwVerſtcß. Im Zuſchlags⸗ 
beſchluß von der V. nicht angenomme⸗ 
nes Zubehör wird vom Zuſchlag nicht 
erfaßt, wenn es durch einen vor 
Schluß der V. im Vitermin formlos 
bekanntgegebenen Einſtellungsbeſchluß 
der V. entzogen iſt. Inſoweit iſt teil⸗ 
weiſe Einſtellung zuläſſig 19122 

Aus einer gemäß 8 41 1 ZwVerſtG. an 
die Beteiligten ergangenen inhaltlich 
unrichtigen Nachricht kann, wenn im 
V.termin das geringſte Gebot richtig 
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entſprechend der wahren Rechtslage 
feſtgeſtellt wird, eine die Beſchwerde 
gegen den Zuſchlag begründende Ver⸗ 
letzung der Vorſchriften über die Feſt⸗ 
ſtellung des geringſten Gebots nicht 
hergeleitet werden 196 30 

8548, 91, 92 ZwVerſtcb. An Stelle der 
nicht in das geringſte Gebot fallenden 
Auflaſſungsvormerkung tritt der An⸗ 
ſpruch auf Erſatz des Wertes aus 
dem B.erlös. Der Gläubiger fann fei- 
nen Anſpruch auf Schadenserſatz aus 
8325 BGB. mit dem Rang der bis⸗ 
herigen Vormerkung in bezug auf den 
Erlös liquidieren. Keineswegs iſt der 
Wert der Auflaſſungsvormerkung ohne 
weiteres d. Verlös gleichzuſetzen 190 21 

85 100, 83 Ziff. 5 ZwVerſtch. Ein erft 
nach Verkündung des Zuſchlags zur 
Kenntnis des Virichters gelangter Ein- 
ſtellungsantrag iſt in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz nicht zu berückſichtigen 195 28 

891 ZwVerſtch. Zur Frage der Eigen- 
tümergrundſchuld für nicht entſtandene 
Strafzinſen u. Fälligkeitsentſchädigun⸗ 
gen 158 

§ 115 ZwVerſtcz. Eine vom Prozeßgericht 
nach Ablauf der Monatsfriſt des 8 878 
BPD. erlaſſene einſtweilige Verfügung, 
wonach die Ausführung des Teilungs⸗ 
planes bis zur rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung der inzwiſchen erhobenen 
Widerſpruchsklage zu unterbleiben hat, 
ift für das Vigericht unbeachtlich 192 23 

Bedarf die übertragung der Forderung 
gegen den Erſteher auf einen aus⸗ 
ländiſchen Berechtigten gemäß 8 118 
ZwVerſtcz. der Genehmigung auf Grund 
der DevVD.en? 324 

88 117—120 ZtoXerftß. Der Einfluß der 
Vorſchriften über die Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung auf das Z. verfahren 986 

88 118, 128 ZwVerſth. Das Z. verfahren 
berüdfichtigt nur die formelle Grund- 
buchlage, nicht das davon abweichende, 
zum Verfahren nicht angemeldete ma⸗ 
terielle Recht. Verfahren des Vigerichts 
bei Nichtberichtigung des Bargebots. 
Übertragung der Forderung gegen den 
Erſteher auf ihn ſelbſt als den aus 
ſeiner früheren mit dem Zuſchlag er⸗ 
loſchenen Grundſchuld Hebungsberech⸗ 
tigten. Die durch die übertragung der 
Forderung gegen den Erſteher ein⸗ 
getretene Wirkung der Befriedigung 
aus dem Grundſtück tritt auch dann 
ein, wenn der bei der Abtretung Be⸗ 
günſtigte nicht der materiell Hebungs⸗ 
berechtigte iſt; ihm ſtehen jetzt alſo 
Forderung u. Sicherungshypothek for⸗ 
mell u. materiell zu; er kann darüber 
verfügen 1717 

Wenn der Erſteher eines Grundſtücks im 
Verteilungstermin das Bargebot nicht 
bar berichtigt, ſo daß es zur über⸗ 
tragung der Forderung auf die Real⸗ 
gläubiger gemäß 8 118 Zwverſt. 
kommt, hat er dem Subhaſtaten Ver⸗ 
zugsſchaden zu erſetzen 19427 

8180 Zwerg. Unzuläſſigkeit der V. 
eines Anerbengutes zum Zwecke der 
Auflöſung der Gemeinſchaft 19329 

Art. 1 Nr. 2 Pr A ZwVerſtcc. Die Ber- 
liner Straßenreinigungsbeiträge ge⸗ 
hören zu den gemeinen Laſten i. S. 
dieſer Beſtimmung, nicht dagegen die 
Berliner Müllgebühren 3551 

Führt die Veruntreuung der Anzahlung 
auf die beabſichtigte Beſtellung einer 
Maſchine im Endergebnis dazu, daß 
der Anzahlende die Maſchine im Wege 
der Z. zu einem Schleuderpreis er⸗ 
wirbt, ſo iſt der Wert, den der Er⸗ 


Sachregiſter 


werb einer ſolchen Maſchine im 3. 
verfahren für ihn bietet, bei Bemeſ⸗ 
ſung des durch die Veruntreuung ver⸗ 
urſachten Schadens nach den Grund- 
ſätzen der Vorteilsausgleichung zu 
berückſichtigen 435 

§ 839 BGB. Den mit Z. betrauten Notar 
trifft Verſchulden, wenn er ſeinem 
Kanzleiperſonal die Erteilung von 
Rechtsauskünften an die Beteiligten 
nicht unterſagt hat 1781 

Werden mehrere Grundſtücke, die mit 
Geſamthypothek belaſtet ſind, in ver⸗ 
ſchiedenen Verfahren zwangsweiſe ver- 
ſteigert u. von der gleichen Perſon 
unter übernahme der Geſamthypothek 
erworben, ſo können die Geſamthypo⸗ 
theken nur in dem erſten Verfahren 
als übernommene Leiſtung i. S. von 
§ 13 GrErwStch. berückſichtigt werden 
1365 


Ein ſchwebendes B.nerfahren ſchließt die 
Begründung wirtſchaftlichen Eigentums 
an dem Verſteigerungsgrundſtück und 
Steuerpflicht nach 8 6 GrErwSts. 
grundſätzlich nicht aus 2133 

Gemeindewertzuwachsſteuer. Bildet die 
Abtretung der Rechte aus dem Meiſt⸗ 
gebot auf Grund einer WZuwStd. 
einen ſteuerpflichtigen Rechtsvorgang, 
ſo liegt Erſatztatbeſtand vor, worauf 
der Meiſtbietende als Veräußerer und 
die Abtretung der Rechte aus dem 
Meiſtgebot als Veräußerungsgeſchäft 
zu gelten haben. Dem ſteht als Er⸗ 
werbsvorgang gegenüber die Abgabe 
des Meiſtgebots u. nicht der letzte ding⸗ 
liche Grundſtückserwerb. Wenn der Ab⸗ 
tretungsempfänger ſich zur übernahme 
der dem Meiſtbietenden zur Laſt fallen⸗ 
den Grunderwerbſteuer verpflichtet, ſo 
iſt dieſe im vollen Umfang dem Ver⸗ 
äußerungspreis hinzuzurechnen 2901 

§ 137 StGB. liegt vor, wenn eine zum 
Inventar eines Grundſtücks gehörende 
Kaſſe nach Erteilung des Zuſchlags im 
Zitermin entfernt wird, noch ehe die 
Erſteherin ſich in den Beſitz des Grund⸗ 
ſtücks u. der Kaſſe geſetzt hatte 203 +3 

Zwangsverwaltung 

vgl. auch im Sonderregiſter „Noto en“ 
unter Not VDO. v. 8. Dez. 1931 Teil 3 

Die Z. erfaßt die Miet⸗ u. Pachtzins⸗ 
forderungen auch dann, wenn ſie auf 
Antrag eines nicht hypothekariſch ge⸗ 
ſicherten Gläub. eröffnet wird 193 24 

Zwangsvollſtreckung 

bgi. auch unter Schuldnerſchutz, Teilungs⸗ 
plan, Verſteigerung, vollſtreckbare Ur⸗ 
kunde, Vollſtreckungsgegenklage, Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel, vorläufige Vollſtreck⸗ 
barkeit, Widerſpruchsklage, Z. v. Schieds⸗ 
ſprüchen unter ſchiedsrichterl. Verf.; 
vgl. ferner das Z.notrecht im Sonder- 
regiſter „NotBD.en“ unter NotVO. v. 
8. Dez. 1931 3. Teil 

§ 707 BPD. Ein vollſtreckbarer Schuld⸗ 
titel wird durch ſpätere Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand gegen 
den Ablauf der Rechtsmittelfriſt nicht 
berührt. Die V. aus ihm iſt daher 
ordnungsmäßig ihre Koſten notwen⸗ 
dige u. feſtſetzungsfähige Koſten, es 
ſei, daß 3.8. der V. die Einſtellung 
der Z. infolge der Wiedereinſetzung er⸗ 
folgt ift 1148 

§ 717 BPO. Wer eine vollſtreckbare Muz- 
fertigung der unterlegenen Partei zu⸗ 
ſtellt, erweckt den äußeren Anſchein, 
daß er zu vollſtrecken beabſichtige. Das 
gilt auch, wenn die Sicherheitsleiſtung, 
von der die Zuläſſigkeit der V. ab⸗ 


hängig gemacht iſt, noch nicht geſtellt iſt. 
Wer vermeiden will, daß der Schuldner 
daraufhin Schritte zur Abwendung 
der V. ergreife, muß das Gegenteil 
erklären. Vor der Verkündung des 
Urteils ausgeſprochene Androhungen 
1 8. Ip nicht Kur pir Umſtän⸗ 
en von der Berückſichtigung auszu⸗ 
ſchließen 654 16 vum ; 

88 883, 888 BPD. Die V. von Urteilen 
auf Vorlegung von Urkunden 153 

Iſt Vergleich nach 8 890 ZPO. zu voll⸗ 
ſtrecken, ſo erſtreckt ſich im Zweifel 
die im Vergleich enthaltene Koſten⸗ 
regelung auch auf die dem Vergleich 
nachfolgende Strafandrohung 66711 

Im Wege der Z. ift gegenüber einem 
relativen Veräußerungsberbot ein gut⸗ 
gläubiger Erwerb nicht möglich. Ein⸗ 
rede der Argliſt gegenüber der Wider⸗ 
ſpruchsklage 197 33 

Klage auf Duldung der 8. in ein Grund⸗ 
ſtück gegen den Nacherben wegen einer 
vom Vorerben aufgenommenen ent⸗ 
geltlichen Sicherungshypothek 1715 

Wann iſt eine freiwillige Zahlung des 
Gemeinſchuldners „durch 3.“ erlangt 
(88 3, 70, 84 VerglO.) 157 

Armenrecht u. Armenanwalt bei der Voll⸗ 
ſtreckung von ArbGuürteilen 1193 

Die Z. im ZPO.⸗Entwurf 145 

Zweigniederlaſſung 

Kein Haftungsausſchluß für die Ver⸗ 
bindlichkeiten einer mit Fa. übernom⸗ 
menen u. fortgeführten Z., wenn es 
im Handelsregiſter nur der Haupt⸗ 
niederlaſſung vermerkt iſt; auch dann, 
wenn die Z. nicht im Handelsregiſter 
eingetragen war; perſönliche Mittei⸗ 
lung an den Gläub. unwirkſam, wenn 
ſie zwar für die zu gründende GmbH. 
als Übernehmerin gemacht, dieſe aber 
noch nicht gegründet war 489 

HeſſchemumlG.. Die Filialen eines reinen 
Fabrikationsbetriebs unterliegen auch 
dann der Filial⸗Gewerbeſteuer nicht, 
wenn ſie als Handelszweigſtellen ein- 
gerichtet find 7684 

Beſchlagnahme des Guthabens eines 
Deutſchen gegen neutrale Bank, die in 
Feindbundſtaat eine Z. unterhält, auf 
Grund des VV. Hierdurch erliſcht der 
Anſpruch gegen die neutrale Bank 34611 

Zweikampf 
re Beſtimmungsmenſur. 3. 


Zwiſchenurteil 

vgl. auch Z. nach § 304 ZPO. unter 
Grund des Anſpr.; vgl. ferner Z. im 
Verſicherungsrecht unter V. 

8 275 ZPO. Iſt die Zuſtändigkeit durch 
rechtskräftiges Z. bejaht, ſo wird ſie 
auch im Scheidungsprozeß zwiſchen 
Ausländern nicht durch Veränderung 
der Umſtände berührt. Daraus ergibt 
ſich auch die Fortgeltung des materiel⸗ 
len Scheidungsrechts 6018 

Gerichtlicher Vergleich iſt nur wirkſam, 
wenn er gehörig protokolliert iſt. Durch 
3. i. S. des § 303 BPO. iſt auszu⸗ 
ſprechen, daß der Rechtsſtreit nicht 
durch gerichtlichen Vergleich beendet 
ift 1155 

§ 303 BPO. Wenn das BG. über einen 
durch ſelbſtändigen Antrag dem Ge- 
richt unterbreiteten Anſpruch durch 
Zwiſchenfeſtſtellungsteilurteil entſchie⸗ 
den hat, ſo iſt die Rev. zuläſſig, auch 
wenn das Urt. ſeinem Inhalt nach auf 
ein Z. über ein ſelbſtändiges Angriffs⸗ 
oder Verteidigungsmittel hinausläuft 
65013 
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Das Recht der Notverorönungen. 


A. Sachregiſter. 


1. Reichsrecht. 

Das Reichsnotrecht. Schrifttum 160 382 

Syſtemat. Überſicht über das RGBl. 
1867—1931 u. die Notverordnungen 
des RPräſ. Schrifttum 640 

Not O. v. 26. Juli 1930 

Die Reichshilfe der Perſonen des öffent⸗ 
lichen Dienſtes (1. Abſchn. 2. Tit.) iſt 
Steuer i. S. der RAbg O. u. darf daher 
von dem Einkommen aus öffentlichen 
Mitteln, das den Ruhensbeſtimmungen 
des 8 62 RVerſorgG. i. d. Faſſ. der 
Bek. v. 22. Dez. 1927 unterliegt, nicht 
abgezogen werden 5381 

Abſchn. 1 88 13, 15, 16. Härten, die bei 
Wechſel der Einkommensarten infolge 
Heranziehung zum Ledigenzuſchlag 1930 
ſowohl nach 8 15 als auch nach 8 16 
entſtehen, können nur durch Verwal⸗ 
tungsmaßnahmen (Billigkeitserlaß) be- 
ſeitigt werden 13231 

Der 2. Abſchn. der N. verſtößt nicht gegen 
Art. 48 RVerf. 5131 

2. Abſchn. 8 4. Wer in den Bezirken 
mehrerer Gemeinden einen Wohnſitz 
hat, iſt für die Bürgerſteuer 1930 in 
jeder dieſer Gemeinden mit dem vollen 
Betrag ſteuerpflichtig 3571 

Unter „Jahreseinkommen“ u. „Einkom⸗ 
men i. S. des EinkStGg.“ (2. Abſchn. 
85) ift auch der Verbrauch des § 49 
EinkStG. zu verſtehen 2612 

Unter „Jahreseinkommen“ i. S. des 85 
2. Abschn. ift das Einkommen i. S. des 
EinkStG. zu verſtehen. Der ſteuerfreie 
Einkommensteil u. die Familienermäßi⸗ 
gungen ſind daher bei der Berechnung 
der Bürgerſteuer nicht in Abzug zu 
bringen 2613 

Art. II § 8. Die die Bürgerſteuer betref- 
ee der N. , 

en nicht d. Reichsverfaſſun rt. 

Sen midt b. Reicpsverfaflung (Nrt. 11, 


Der Rechtszug vor den Spruchbehörden 
der Reichsverſorgung iſt auch bei Stel⸗ 
lung des Verſorgungsantrags vor dem 
28. Juli 1930 nicht gegeben, wenn die 
Vorausſetzungen des Art. II Abf. 2 
3. Tit. 4. Abſchn. d. N. vorliegen u. die 
weſentliche Veränderung der Verhältniſſe 
erſt nach dem 27. Juli 1930 eingetre⸗ 
ten ift 9708 
205 I RBO. i. d. Faſſ. der Not VO. v. 
26. Juli 1930 ſetzte im Gegenſatz zu 
derſelben Vorſchrift i. d. Faſſ. der Not⸗ 
VO. v. 1. Dez. 1930 für den Anſpruch 
auf Familienhilfe nicht voraus, daß 
der Ehegatte des Verſicherten unter⸗ 
haltsberechtigt ift 13241 
Not O. v. 1. Dez. 1930 
dgl. auch bez. der Neufaſſung der RAJO. 
unter R. im Hauptregiſter 
Teil 1 8 205 I RBO. i. d. Faſſ. der Not- 
BD. b. 26. Juli 1930 ſetzte im Gegen⸗ 
ſatz zu derſelben Vorſchrift i. d. Faſſ. 
der NotVoO. v. 1. Dez 1930 für den 
Anſpruch auf Familienhilfe nicht vor⸗ 
aus, daß der Ehegatte des Verſicher⸗ 
ten unterhaltsberechtigt ift 13241 
2. Teil Kap. 1. Bei der Ruhensberech⸗ 
nung nach § 62 RVerſorgch. i. d. Faſſ. 
der BD. des RPräf. v. 5. Juni 1931 
dürfen die durch die VO. des RPräſ. 
v. 1. Dez. 1930 und v. 5. Juni 1931 
angeordneten Gehaltskürzungen v. dem 


n 


Einkommen i. S. des § 621 Abſ. 1 RVer⸗ 
forg®. nicht abgeſetzt werden 5382 
Die NotVO. (Teil 2 Kap. II 8 5) ändert 
nichts am Grundſatz der Unabdingbar⸗ 

keit des Tarifvertrags. Iſt nur der 
Einzelarbeitsvertrag zum Zweck der 
Lohnſenkung gekündigt worden, der 
Tarifvertrag aber unverändert beſtehen 
geblieben, ſo kann das Einzelarbeits⸗ 
verhältnis nur zu den bisherigen Ta⸗ 
rifſätzen fortgeſetzt werden 12681 

Das Reichsgewerbeſteuerrecht 223 

Pfändbarkeit von Anſprüchen des Tabak⸗ 
verarbeiters gegen den Reichsſteuer⸗ 
fiskus auf Grund der NotVO. Kap. III 
TabSt. Art. 4 8 1 19732 3522 

7. Teil. Die Wohnungswirtſchaft nach 
der N. Schrifttum 639 

Teil 9 85 N. Gegen die Verweigerung des 
Armenrechts für die Wiederaufnahme 
durch das LG. als BG. findet keine 
Beſchwerde ſtatt 426 + 

Teil 9 8 7. Der Sondercharakter der 
N. läßt die Erhöhung der Verhand- 
lungsgebühr durch die weitere Ver⸗ 
handlungsgebühr nicht vollen Umfangs 
zu, ſondern nur in den Grenzen der 
Not VO. 11813 

NotVO. v. 28. März 1931 

Zum Begriff „Aufzug“ i. S. v. 8 1 631 

89 1, 2. Auch Störungen, die nicht in 
der Veranſtaltung ſelbſt liegen, ſon⸗ 
dern von außen her zu befürchten ſind, 
300 das Verſammlungsverbot 


88 1, 2. Hofgänger als politiſche Ber- 
ſammlungsredner 966 24 

88 1, 2. Politiſche Verſammlung als 
„gemütlicher Abend“ 966 28 

& 8. Wer Wimpel mit Parteiabzeichen 
an ſeinem Fahrrad anbringt, trägt 
dieſes Abzeichen 5182 

§ 8. Zum Begriff „einheitliche Klei⸗ 
dung“ 5183 

Uniformverbot, das ſich auf 8 8 gründet, 
muß ſich gleichmäßig gegen alle politi⸗ 
ſchen Vereinigungen richten 95117 

88 10, 12. Beſchlagnahme eines Flug⸗ 
blattes politiſchen Inhalts 54516 

8 11 ift nicht auf Anſchläge an unbeweg⸗ 
lichen Gegenſtänden beſchränkt. Zum 
Begriff: Plakat 5184 

810, 11 find nur anwendbar, wenn 
das Anſchlagen, Ausſtellen oder Ver⸗ 
breiten oder das ſonſtige der Offent⸗ 
lichkeit Zugänglichmachen an öffentl. 
Wegen, Straßen oder Plätzen ſtatt⸗ 
gefunden hat. Das Aushängen von 
Plakaten in Schankwirtſchaften genügt 
nicht 9551 

§ 11. Unter den Begriff „Plakat“ fällt 
auch die Anſchrift mit Farbe an einen 
unbeweglichen Gegenſtand 96727 

8 11. Tatbeſtand des Zugänglichmachens 
von Flugblättern 967 28 

Not O. b. 5. Juni 1931 

Bei der Ruhensberechnung nach 8 62 
RVerſorgG. i. d. Falf. der BD. des 
Rpräſ. v. 5. Juni 1931 dürfen die 
durch die VO. des RPräſ. v. 12. Dez. 
1930 und v. 5. Juni 1931 angeordne⸗ 
ten Gehaltskürzungen von dem Ein⸗ 
kommen i. S. des Abſ. 1 des 862 R⸗ 
VerſorgG. nicht abgeſetzt werden 5382 

Teil 2 Kap. 1 8 1 Abf. 1f § 697 RVO. 
Kürzung von Bezügen ehemaliger An⸗ 
geſtellter einer Berufsgenoſſenſchaft auf 
Grund der NotVO. Es unterliegen 


nicht nur die Ruhegehälter von ehe⸗ 
maligen berufsgenoſſenſchaftlichen An⸗ 
geſtellten der Kürzung, ſondern auch 
Bezüge, die ihnen auf Grund eines 


Vergleichs zu Unterhaltszwecken ge⸗ 
währt werden 13254 
Teil 6 Kap. 3 8 3. Die N. foll den An- 


ſpruch aus Art. 153 RVerf. im Inter⸗ 
eſſe des Städtebaues einſchränken; ſie 
gibt einen aus der verfaſſungsmäßi⸗ 
gen Garantie des Eigentums fließen⸗ 
den, vom Anſpruch aus dem FluchtlG. 
weſensverſchiedenen Entſchädigungsan⸗ 
ſpruch 645 6 
Not O. v. 1. Aug. 1931 

Zur Auslegung der Deviſen VO. 322 

Die Bedeutung der Genehmigung im De⸗ 
viſenrecht 985 

Bedarf die Übertragung der Forderung 
gegen den Erſteher auf ausländiſchen 
Berechtigten gem. § 118 ZmXerjt®. 
der Genehmigung auf Grund der De⸗ 
viſenVO.7 324 

Der Einfluß der Vorſchriften über die 
Deviſenbewirtſchaftung auf d. Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren 986 

Hypothekenprolongation iſt keine Kredit⸗ 
einräumung i. S. von 8 6 Ziff. 1 Dev- 
Not VO. 10272 7601 = 

86. Fehlt bei genehmigungsbedürftigem 
Rechtsgeſchäft oder genehmigungsbe⸗ 
dürftiger Rechtshandlung die erforderl. 
Genehmigung der Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tungsſtelle, dann iſt dieſe Rechtshand⸗ 
lung nichtig. Der Mangel kann nicht 
durch nachträgliche Beibringung der 
Genehmigung geheilt werden 10271 

Ein fahrläſſiges Vergehen gem. 88 7, 
181 Biff. 3, 18 JI, begangen durch nicht 
genehmigte überbringung von Zah⸗ 
lungsmitteln ins Ausland, iſt keines⸗ 
falls vollendet, ehe die deutſche Boll- 
grenze paſſiert iſt. Es würde gegen 
§ 21 StGB. verſtoßen, wollte man 
aus dem Zweck der VO. folgern, daß 
ihon das Unternehmen eines ſolchen 
Vergehens als Vollendung zu ſtrafen 
fei 1025 6 

§ 8 der 7. DurchfVO. zur Not BO. Aus- 
ſetzung des Verfahrens bei Vollſtrek⸗ 
kungsklage des deutſchen Schuldners 
gegen den ausländiſchen Gläubiger iſt 
nicht erforderlich 600 2 

Zur 9. DurchfVO. zur Not VO. und zur 
Neufaſſung der Richtlinien für die De- 
viſenbewirtſchaftung v. 29. Dez. 1931 
315 


Not VO. v. 23. Aug. 1931 
Die Steueramneſtie nach den VOen vom 
23. Aug., 19. Sept. 1931 und Durchf⸗ 
Bejt. v. 24. Aug. 1931 220 
Rechtsmittelverfahren in Steueramneſtie⸗ 
ſachen 222 
Not O. v. 24. Aug. 1931 
Die N. iſt rechtsgültig, inſoweit ſie in 
die ſonſt den Ländern gebührende Zu⸗ 
ſtändigkeit eingreift. Der Staatsge⸗ 
richtshof darf und muß auch die Ver⸗ 
faſſungsmäßigkeit von Reichsverord⸗ 
nungen nachprüfen 5142 
Not O. v. 19. Sept. 1931 
Schrifttum zur Aktienrechtsnovelle vom 
19. Sept. 1931 702 703 704 1000 
Was müſſen die Aktionäre und Verwal⸗ 
tungen vom neuen Aktienrecht wiſſen? 
Schrifttum 703 
Zwingendes Aktienrecht. Schrifttum 704 
Nachtrag zu Form und Inhalt des Pro⸗ 
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tokolls der Generalverſammlung der 
AktG. Schrifttum 704 

Bilanzen und Bilanzprüfung. Bericht des 
Ausſchuſſes für Aktienrecht des DAV. 
über Art. V u. VI Not O. v. 19. Sept. 
1931 689 

Not VO. v. 6. Okt. 1931 

Kapitalherabſetzungen in erleichteter Form 
bei MtG. und KommcGeſ. auf Aktien. 
Schrifttum 705 

Bilanzierungserleichterungen. Durchfüh⸗ 
rung der erleichterten Kapitalherab⸗ 
ſetzung 693 

Teil 5 Kap. III. Zwei Fragen zur Herab⸗ 
ſetzung übermäßig hoher Dienſtvergü⸗ 
tungen in der Privatwirtſchaft (Tan⸗ 
tieme, Karenzentſchädigung) 1125 

Teil 6 Kap. J. Die Einſtellung von Pri- 
vatklageverfahren 361 

87 Teil 6 Kap. I. Die Frage der gerin- 
gen Schuld und der unbedeutenden 
Folgen iſt unter dem Geſichtspunkt zu 
würdigen, als ob die Beſchuldigten 
überführt wären. Richtlinien für die 
Koſtenverteilung 5181 

Koſtentragung bei Einſtellung des Pri- 
vatklageverfahrens gem. § 7 Tit. 6 
Kap. J der N. 67632 

Teil VI Kap. I § 7 MI der N. Iſt Privat- 
klageverfahren auf Grund der N. ein⸗ 
geſtellt, ſo iſt eine nur gegen die Ko⸗ 
ſtenentſcheidung gerichtete ſofortige Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig, die weitere Beſchw. 
aber auf Grund des § 310 StPO. un- 
zuläſſig 426 ë 

Iſt Privatklageverfahren auf Grund von 
87 Teil 6 Kap. eingeſtellt worden, 
dann iſt eine nur gegen die Koſten⸗ 
entſcheidung gerichtete ſofortige Be- 
ſchwerde nicht zuläſſig 682 

Die in $ 7 III Teil 6 Kap. J vorgeſehene 
ſofortige Beſchwerde iſt nur dann zu⸗ 
läſſig, wenn § 310 StPO. nicht ent- 
gegenſteht 3536 

§ 7 Teil 6 Kap. I. Das LG. it zur Cin- 
ſtellung des Privatklageverfahrens nicht 
zuſtändig, wenn es nur über Beſchw. 
anderen Inhalts zu entſcheiden hat 
967 28 

§ 7 Teil 6 Kap. 1 Not®D. Die Koſten 
eines Rechtskonſulenten im Privat⸗ 
klageverfahren ſind nicht erſtattungs⸗ 
fähig, wenn der Partei hinreichende 
Auswahl von Rechtsanwälten am Orte 
zur Verfügung ſteht 117410 

§ 8 Teil VI Kap. I. Zur Einwirkung neuer 
Prozeßgeſetze auf die Anfechtbarkeit 
von Strafurteilen 4276 

Zuläſſigkeit der Rev. in Privatklageſachen 
und NotVoO. Verbindung aus 8 237 
StPO. an Stelle der Einſtellung des 
Verfahrens auf zweite Privatklage auf 
Grund des § 375 StPO. 4277 

8 8 Teil 6 Kap. J. Vor der Not VO. ein- 
gelegte Rev. in Privatklageſachen ſind 
zuläſſig geblieben 966 285 

Gilt die durch die NotVO. § 8 Teil 6 
eingeführte Beſchränkung der Rev. in 
Privatklageſachen auch für bereits ein⸗ 
gelegte Reviſionen? 99 

Teil 6 Kap. 1 § 8. Die Anwendung die⸗ 
fer Vorſchr. in der übergangszeit 3511 

Gebühren der Armenanwälte in Privat⸗ 
klageſachen 208 

Die durch die N. Teil 6 8 10 eingeführte 
Erhöhung der Berufungsſumme v. 50 
auf 100 % iſt nur auf die Berufungen 
in den Prozeſſen anwendbar, die in 
erſter Inſtanz nach dem Inkrafttreten 
der NotVoO. anhängig geworden find 
798 18 

Zur Auslegung des § 11 11 Teil 6 Kap. I 
der N. Die Rechtsverfolgung iſt „mut⸗ 
willig“, wenn anzunehmen iſt, daß der 
Bekl. den Klaganſpruch nicht beſtreiten 


Das Recht der Notverordnungen 


werde und wenn Kläger beim LG. 
klagen will, ſtatt den Weg des Mahn⸗ 
verfahrens zu wählen 6611 

Auf Grund einer nach Inkrafttreten der 
N. erfolgten Armenrechtsbewilligung 
kann der beigeordnete Rechtsanwalt 
vom Staat den Erſatz einer höheren 
Prozeßgebühr, als die NotVO. fie be- 
ſtimmt, auch dann nicht verlangen, 
wenn er ſchon vor ihrem Inkrafttreten 
im Auftrag der armen Partei die 
Klage eingereicht hatte 116429 

Not VO. v. 17. Nov. 1931 

Kommentar zur VO. 452 

Sicherungsverfahren und Familienguts⸗ 
verwaltung nach dem Familiengüter⸗ 
geſetz v. 22. April 1930 323 

Das Oſthilfe⸗Sicherungsverfahren ſchützt 
das Vermögen der Ehefrau des Be⸗ 
triebsinhabers nicht 356 2 

Not VO. v. 8. Dez. 1931 
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Kommentar. Schrifttum 328 453 

Die privatrechtl. Vorſchriften der N. 
Schrifttum 329 

1. Teil Kap. 1: Gebundene Preiſe 304 

Die Senkung gebundener Preiſe. Schrift⸗ 
tum 329 

Teil 1 Kap. 1 § 1. Von einem Kartell 
oder Syndikat einem einzelnen Kunden 
eingeräumte Sonderpreiſe ſind nicht 
gebundene Preiſe i. S. der 4. Not VO. 
70⁰ 


1. Teil Kap. III. Die Zinsſenkung nach 
der NotBD. 324. Schrifttum 161 329 
930 1128 

Die Durchführung der Zinsſenkung 297 

Zinsſenkung u. Kündigungsbeſchränkun⸗ 
gen nach der N. 1328 

Präſidialbeſchluß des Hanſeat. OLG. vom 
25. Jan. 1932 zur Frage der Zius⸗ 
ſenkung 633 

Die Eintragung der durch die 4. Not VO. 
erfolgten Zinsſenkung im Grundbuch iff 
auf formloſen Antrag des Grundſtücks⸗ 
eigentümers zuläſſig. Der Antrag iſt 
beim Grundbuchamt zu ſtellen 11531 

Die 2. Durchf.⸗ und Ergänzungs oO. über 
Zinsſenkung auf dem Kapitalmarkt 996 

2. Teil. Die neuen Miet⸗ und Pachtvor⸗ 
ſchriften der NotVO. v. 8. Dez. 1931 
und der DurchfVorſchr. f. At- und 
Neubauten. Schrifttum 329 

Mietrecht nach der NotVO. v. 8. Dez. 
1931. Schrifttum 329 

Mietſenkung und Kündigung. Lockerung 
der Zwangswirtſchaft nach der Not VO. 
und den DurchfBeſt. Schrifttum 329 

2. Teil Kap. II. Die Mietſenkung nach der 
4. Not VO. Reich u. Preußen 306 

Ausf.⸗ u. DurchfBeſt. der Länder: 

Bayern 308 

Sachſen 311 

Württemberg 313 

Preußen. Schrifttum 329 

2. Teil Kap. III. Die außerordentl. Kün⸗ 
digung von Mietverhältniſſen zum 
5. Jan. 1932 20 

Zur Auslegung der Art. 8 und 9 der 
VO. über die außerordentl. Miet- 
kündigung v. 23. Dez. 1931 630 

3. Teil. Das Zwangsvollſtreckungsnotrecht. 
Schrifttum 160 452 

Bayr. Ausf.⸗ und DurchfBeſt. 310, 

Die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen Verſäumung der Friſten 
im Einſtellungsverfahren nach §8 öff. 
des 3. Teils der Not O. 440 

Die nach § 6IV des 3. Teils an ſich ge- 
gebene ſofortige Beſchwerde iſt unzu⸗ 
läſſig, wenn inzwiſchen der Zuſchlag 
erteilt worden iſt; alsdann ſind die 
Einſtellungsgründe nur im Wege der 
Beſchwerde gegen den Zuſchlagbeſchluß 
geltend zu machen 5334 


3. Teil § 10 verpflichtet das Gericht, auf 
Antrag eines der in 8 10 genannten 
Inſtitute den vor Inkrafttreten der 
NotVO. beſtellten Zwangsverwalter 
abzuberufen und einen Inſtitutsver⸗ 
walter zu beſtellen 12291 

Die DurchfVO. zum 3. Teil der N. be- 
zieht ſich nicht auf Zwangsverſteige⸗ 
rungen, die vor Inkrafttreten der N. 
4. Teil rechtskräftig abgeſchloſſen wa⸗ 
ren 1228 2 12271 

Die Anderungen des Umſatzſteuerrechts 
durch die NotVO. Schrifttum 1003 

Teil 7 Kap. III der N. Gegen den Be⸗ 
ſcheid des LFin ., mit dem der An- 
trag auf Erteilung einer Beſcheinigung 
nach § 2 Nr. 3 der Vorſchriften über 
die RFluchtSt. abgelehnt wird, kann 
der Antragſteller auf Grund des § 235 
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auf Feſtſtellung dahin geht, daß 
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u. Betriebsgeheimniſſen. 2. Teil der 
Not VO. Schrifttum 1196 
2. Landesrecht. 
Not O., preuß. v. 12. Sept. 1931 
Die Beamteneigenſchaft nach der preuß. 
Not VO. 448 
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2. DurchfBeſt. über Gemeindebierſteuer, Ge- 
meindegetränkeſteuer und Bürgerſteuer v. 
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fer Abk. über 432 

Vollſtreckungsvertrag, deutſch⸗ſchweiz. 433 

Waffenmißbrauchsverordnung 186 

Währung, Danz. VO. über Eintragung von 
Hyp. u. Schiffspfandr. in ausländ. 178 

Währungsverhältniſſe, überleitung preuß. 
Landrechts in die neuen 108 

Warenzeichengeſetz 30 

Waſſergeſetz, preuß. 396 

Wechſelordnung 18 

Wechſelrecht, franz. Geſetze betr. 160 f., poln. 
VO. 171 


Wegegeſetz, thür. 411 

Weltpoſtvertrag 445 

Wertbeſtändige Hypothek 4 

Wertzuwachsſteuergeſetz, Reichs⸗ 234, hamb. 
289, Berl. WZuwStoO. 290 

Weſtfäliſche Landgemeindeordnung 349 

Wiener Abkommen 429 

Wohngeſetz, preuß. 87 

Wohnungsmangelgeſetz 82 

Wohnungsmangelverordnung, bayr. 92 

Wohnungsunternehmen, Steuerbefreiung 
gemeinnütziger 231 

Württembergiſches Recht 123 ff., 206 


Zahlung der Zölle in Gold 2557. 

Zahlungsfriſt in Aufwertungsſachen, Reichs⸗ 
BD. 8, hamb. VO. betr. Geb. und Aus⸗ 
lagen 141 

Beugen- u. Sachverſtändigengebührenord⸗ 

nung 58 

Zivilgeſetzbuch, ſchweiz. 148 

Zivilprozeßordnung 38, Entw. 59 

Zivilſtandsdienſt, ſchweiz. 149 

Zolländerungen 251 

Zollerhöhungen 249, für Kaffee u. Tee 250 

Zolltarifgeſetz 253 g 

Zubehörſtücke, württ. VO. betr. Mobiliar⸗ 
vollſtreckung in 128 

Zuckerſteuergeſetz 265, Ausf Beſt. 266 

Zuſtändigkeitsgeſetz, preuß. 354 

Zwangsauflöſungsgeſetz, preuß. 389 

Zwangsverſteigerungsgeſetz 45, preußiſches 
AusfG. 113 

Zwangsvollſtreckung gegen den ſächſiſchen 
Fiskus 403 


der verfaſſer von Überſichten, Fuſammenſtellungen und Tabellen. 


Spohr, Volkswirt ADB. Dr. Werner, Ver- 
den a. d. Aller: Die Strafbeſtimmungen 
des Reichs knappſchaftsgeſetzes 1238 


der Notare 1124 


Wechſelmann, RA. Dr., Königsberg i. Pr.: 
Tabelle zur neueſten Gebührenabgabe 
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Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


VII. 


verzeichnis der abgedruckten Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivil- und 
Strafſachen, des Staatsgerichtshofs, des Gayeriſchen Oberſten Landesgerichts, 
der Inſtanzgerichte, der Verwaltungsgerichte und verwaltungsbehörden, der 
Gemiſchten Schiedsgerichte, der ausländiſchen Gerichte nach dem datum geordnet. 


Die Zitate in Klammern geben den Abdruck der Entſcheidungen in der amtlichen Sammlung wieder. 


Sept.: 


. März: 


Mai: 


Juni: 
i 


77 
Ot; 


A. Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


1929. 
50/29 VII Königsberg: 1041? 


1930. 

343/31 I Düſſeldorf: 5915 

292/30 III Rudolſtadt: 
(RG. 129, 89) 

16/30 III Köln: 49728 

575/29 VI Dresden: 790 

304/29 III Berlin: 4611 

215/30 VIII Celle: 1058 10 

407/29 III Königsberg: 49119 

189/30 IX Berlin: 2415 (RG. 
130, 314) 

229/30 VIII Berlin: 371 (RG. 
130, 143) 

240/29 V Breslau: 12555 (NG. 
130, 161) 

336/30 VIII München: 11324 

277/30 IX Berlin: 1071 (RG. 130, 
357) 

68/30 IX Dresden: 468 

219/30 VI Hamm: 457 

54/30 III Breslau: 4723 (RG. 
130, 396) 

44/30 III Berlin: 47912 


47918 


1931. 


272/30 VI Marienwerder: 1041 
(RG. 131, 158) 

119105 VII Köln: 726 (RG. 131, 
179) 

451/30 IX Dresden: 3933 

310/30 IX Düſſeldorf: 797 17 

368/30 IX Berlin: 8632 

68/30 III Berlin: 474 (RG. 131, 
208) 

350/29 V Düſſeldorf: 243° 

322/30 I Hamburg: 590 (RG. 
131, 300) 

443/30 VIII Berlin: 5823 

516/30 IX Naumburg: 1210 

9100 III Raffel: 476 20 (RG. 131, 
1 


199/30 III Königsberg: 468 5 

599/30 VIII Berlin: 42 4 

223/30 III Königsberg: 488 18 
(RG. 132, 61) 

368/30 IV Stettin: 34510 (RG. 
132, 193) 

446/30 VI Stuttgart: 7804 

504/30 VI Berlin: 1039 

288/30 VII Düſſeldorf: 5625 

472/30 VI Düſſeldorf: 776% 

191/30 IH Kiel: 486 (RG. 132, 
122) 

247/30 VII Münſter: 2382 

541/30 IX Oldenburg: 120810 

254/30 I Hamburg: 346 (RG. 
132, 128) 

a IX Celle: 435 (RG. 133, 
21) 

205/30 III Köln: 481% 

196/30 III Königsberg: 501 (RG. 
132, 212) 

200/30 VII Celle: 1059 21 


27. März: 215/30 III Stettin: 496 (RG. 


28. 
31. 
31. 


N 


+14, 


132, 232) 

264/30 V Düſſeldorf: 588° 

432/30 II Berlin: 59320 

218/30 III Hamburg: 1247 (RG. 
132, 249) 

516/30 VI Kiel: 7827 (RG. 132, 
262) 

195/30 III Berlin: 501% (RG. 132, 
267) 

543/30 VI Hamm: 7772 

492/30 VI Hamm: 78710 

92/31 VIII Hamm: 1044? 

212/30 III Königsberg: 4674 

384/30 IV Kaſſel: 240% 

364/30 II Hamburg: 8748 

298/30 II Hamburg: 5792 

565/30 VI Berlin: 793. 

337/30 VII Kaſſel: 237 (RG. 
132, 346) 

64/31 N Köln: 3955 

337/30 II Berlin: 59512 

188/30 III Berlin: 48215 

461/30 VII Stuttgart: 164 (RG. 
133, 40) 

392/30 II Berlin: 730° 

467/30 II Hamm: 8771 (RG. 
133, 113) 

533/30 II Stuttgart: 48° 

289/30 V Berlin: 470° (RG. 133, 
124) 

447/30 IV Hamburg: 1684 

337/30 III Köln: 48415 

463/30 IV Berlin: 592° 

164/31 VI Berlin: 940 (RG. 133, 
184) 

407/30 VII Celle: 505 5 (RG. 133, 
144 

460,0 II Berlin: 873° (RG. 133, 
189) 

447/30 II München: 397° (RG. 
133, 234) 

36/31 V Berlin: 177 (RG. 133, 
201) 

5/31 I Hamburg: 74316 

149/30 III Oldenburg: 50 (RG. 
134, 1) 

551/30 VII Celle: 1652 

353/30 III Stettin: 499% (RG. 
133, 206) 

138/31 IX Köln: 745 17 

51/31 V Hamm: 104710 

123/31 VI Köln: 79012 

207/31 VIII Berlin: 1104 

463/30 II Berlin: 873 

230/31 VI Berlin: 44° (RG. 133, 
275) 

87/31 IV Frankfurt a. M.: 1718 
(RG. 133, 263) 

147/31 VI Stettin: 10455 (RG. 
133, 267) 

29/31 IV Berlin: 105718 

505/30 VII Hamm: 233°? (RG. 
133, 229) 

203/31 I Berlin: 175 (RG. 133, 
288) 

131/IV Berlin: 11971 

367/30 III: 4781! 

366/30 III Jena: 4941 (R. 134, 
17) 


30. Sept.: 220/31 IX Celle: 1048 1 (RØ. 


el 


* 6. 


* * 


* * 


* 


* 


er > Se ES 


n 


133, 801) 

564/30 VII Düſſeldorf: 1695; 
1150% (RG. 133, 290) 

99160 II Berlin: 4810 (RG. 133, 
18) 

513/30 II Hamburg: 87811 

V 19/31 K.: 647° 

528/30 VII: 74718 (RG. 135, 352) 

192/31 VI Hamm: 41° 

274/31 VIII Frankfurt a. M.: 501 

216/31 VII Breslau: 170°; 65839 

5/31 II Berlin: 8725 

wa I Hamburg: 5761 (RG. 184, 
7) 


241/31 IX Kiel: 73913 
(RG. 134, 73) 

290/31 VIII Königsberg: 397 

582/30 VII Hannover: 1115 (RG. 
133, 310) 

31/31 II Naumburg: 3944 

351/30 III Breslau: 6444 

159/31 VIII Dresden: 1754 (RG. 
134, 82) 

191/31 I Jena: 334° 

496/30 II Berlin: 8704 

IX 187/31 Dresden: 73518 

67/31 II Karlsruhe: 7258 

226/31 IX Berlin: 65013 

228/31 IX Breslau: 652% (RG. 
134, 130) 

284/30 V Düſſeldorf: 469° (RG. 
134, 25 

92/31 VI Berlin: 1739 

60/31 VIII Hamm: 335“ 

130/31 IV Celle: 344 

285/31 VI Berlin: 1040 (RG. 
133, 361) 

329/31 IE Berlin: 65315 (RG. 133, 
365) 

25/31 II Berlin: 942 (RG. 134, 
38 


) 

178/31 II Oldenburg: 74014 (RG. 
134, 33) 

200/31 VI Karlsruhe: 79118 

231/31 VI München: 9301 (RG. 
131, 43) 

36/31 II Bamberg: 875° 

185/30 V Berlin: 728° (RG. 133, 
357) 

141/31 VII Berlin: 656"? 

3/31 VII Düffeldorf: 114810 


1668: 


: VIII B 31/31 Berlin: 1092 


183/31 VI Berlin: 7828 

160/31 VIII Berlin: 12035 

130/31 III Berlin: 641°; 11313 
(RG. 134, 311) 

15/31 VII Berlin: 6478 (RG. 134, 
194) 

396/30 III Berlin: 464 (RG. 134, 
108) 

IX B 18/31 Breslau: 1108 

62/31 V Berlin: 7245 (RG. 134, 
121) 

290/31 IX Perlin: 938° 

41/31 I Stettin: 1208° (RG. 134, 
116) 

227/31 VIII Darmſtadt: 340° 
(RG. 134, 126) 

151/31 III Breslau: 463° 


«„ * 
EN PP» D 


= 


* 


10. 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


390/30 III Kaſſel: 1139 1 (RG. 
134, 141) 

106/31 V Hamm: 8621 (RG. 133, 
388) 

268/31 VI Berlin: 339° 

68/31 II: 5546 

225/31 VI Köln: 11391? (RG. 134, 
156) 

246/31 VI Oldenburg: 3375 (RG. 
134, 153) 

374/30 III Celle: 3891 (RG. 134, 
62) 

88/31 II Hamburg: 59411 

179/31 IX Düſſeldorf: 114218 

380/31 IX Berlin: 65416 

9/31 I Berlin: 8653 (RG. 134, 
198) 

298/31 VI Breslau: 3312; 1056" 
(RG. 134, 174) 

836/31 VI Berlin: 342° 

222/31 V Berlin: 10469 

312/31 IX Köln: 934° 

147/31 II Berlin: 5854 

313/31 VI Berlin: 400° 

39/30 III Breslau: 492 20 

18/31 III Celle: 504 (RG. 134, 
178) 

IB 29/31 Hamburg Beſchl.: 17612 

185/31 V Berlin: 7341 (RG. 
134, 185) 

187/31 V Dresden: 12187 (RG. 
134, 221) 

331/31 VI Raffel: 7945 

252/31 VIII Berlin: 3311 (RG. 
134, 243) 

123/31 II Berlin: 5865 

260/30 V Berlin: 1050 (RG. 
134, 188) 

206/31 IV Berlin: 1054 (RG. 
134, 357) 

291/31 VI Dresden: 7815 

317/31 VI Hamm: 7855 

VIII B 36/31 Berlin: 64810 

195/31 I München: 646? 

203/31 IX Berlin: 3922 

341/31 IX Naumburg: 
10084 

344/31 VI Berlin: 12014 (RG. 
134, 250) 

160/31 II Celle: 122321 

183/31 V Hamburg: 12005 

309/31 IX Berlin: 9375 

454/31 IX Berlin: 795 

383/31 VI Hamburg: 786° 

328/31 II Stettin: 74215 (NG, 
134, 291) 

135/31 II Berlin: 718° (RG. 134, 
262) 


125/31 VII Duſſeldorf: 65625 

39/1 III Breslau: 503 * (RG. 
134, 329) 

206/31 V Düffeldorf: 645° (RG. 
184, 251) 

329/31 VI Kaſſel: 105214 

125/31 IX Berlin: 12068 

228/31 V Berlin: 645° (RG. 134, 
254) 


7224: 


VI 207/31, VI 414/31 Berlin: 
11972 

361/31 VI Königsberg: 121918 

391/31 IE Hamm: 11386 

357/31 VI Königsberg: 1204? 

225/31 I Stuttgart: 104812 

161/31 II Hamburg: 939? 
134, 335) 

326/31 VI Berlin: 9322 

263/31 IV Raffel: 105516 

402/31 VI Celle: 1137? 

59/31 III Naumburg: 6411; 
11302 

295/81 II Frankfurt a. M.: 6443 
(RG. 134, 375) 

30/31 II B Berlin: 7171; 101720 
(RG. 134, 303) 


(RG. 


* 
See 


2 
2 
= 


. April: 


Febr.: 
„ Jil 
" 


Juli: 


1932. 


: 42/31 IV B Königsberg: 1135 


40/31 VIII B Berlin: 649 u 

422/31 VI Berlin: 94419 

269/31 V Hamm: 122120 

295/30 I: 879 (RG. 134, 377) 

477/31 VIII Kiel: 10051 

165/31 II Hamburg: 1010 

77/31 II Hannover: 1016 

128/31 II Celle: 7203; 10072 

224/31 V Berlin: 12165 

421/31 VI Marienwerder: 64912 

287/31 II Berlin: 10425 

148/31 I Hamburg: 1220 

213/30 VII Hamburg: 1139 10 

245/31 II Berlin: 73320 

405/31 VI Raffel: 778° 

226/31 II Berlin: 1012? (RG. 
135, 39) 

547/31 VIII Berlin: 1017 (RG. 
135, 62) 

122/31 III Kaſſel: 935° (RG. 135, 
161) 


555/31 VIII Stuttgart: 12025 

140/31 III Breslau: 114618 (RG. 
135, 110) 

221/31 II Berlin: 10085 

IX B 4/32 Naumburg: 114617 

IX B 3/32 Hamm: 11291 

IX B 6/32 Kiel: 1146 10 

IX B 5/32: 79816 

337/31 VI Breslau: 1135 (RG. 
135, 124) 

310/31 VI Braunſchweig: 12514 

194/31 VII Berlin: 10158 

221/31 VII Düſſeldorf: 1058 20 

219/31 VII Hamburg: 121215 
(RG. 135, 75) 

293/31 V Königsberg: 12112 
(RG. 135, 193) 

V B 31/31 Jena: 1215 % (RG. 
135, 142) 

266/31 V Hamm: 12171 (RG. 
135, 206) 

420/31 VI Düſſeldorf: 10430 

557/31 VIII Hamburg: 12493 

VI 446/31 Berlin: 11375 

1 162/31: 114415 

500/32 VI Berlin: 12492 

VIII B 4/32 Köln: 11431. 


b) Strafſachen. 
1929. 
1 D 1265/28: 41115 


1930. 


3 D 37/30: 507% (RGSt. 64, 43) 
2 D 456/29: 249° (RG. 64, 253) 
2 D 1502/29: 80124 
2 D 725/29: 41710 


. Okt./25. Nov.: 1 D 878/30: 509 38 


. Nov.: 


1. Dez.: 


2 D 174 u. 176/30: 404° 
3 D 762/30: 88128 
3 D 832/30: 58% 


1931. 
1110/0: 4093 
1047/30: 80222 
175/30: 245° (RGS! 65, 
D 1144/30: 506% (RG St. 65, 


27/31: 510% (K&St. 65,145) 
1065/30; 41721 
907/30: 2514 (NYSt. 65, 


412/30: 251 (RGSt. 65, 


956/30: 41316 
185/31: 749% 1018 13 
188/31: 7481⸗ 
724/30: 41013 

4/31: 94814 


16 
29. 
6. 


n" 
Juni 


Dez.: 


n 


al 


473/30: 244? 
276/31: 50853 
186/31: 4171 
820/30: 576 
317/31: 6020 
706/30: 1255 © 
342/31: 94718 
1071/30: 80020 
177/81: 34822 
327/31: 88214 
394/31: 421% 
976/30: 95425 
415/31: 4192 
486/31: 658 v0 
322/31: 41517 
389/31: 417 20 
2 D 511/31: 5818 (KSt. 65, 
304) 
2 D 1039, 1041, 1043/30 u. 5/1: 
115224 
1 D 492/31: 
308) 


2D 
22 
3 D 
2 D 
2 D 
2 D 
1D 
2 D 
3 D 
1D 
1D 
2 D 
VD 
1 D 
2D 
1D 


403° (RGSt. 65, 
3 1128 

: 41822 

: 59718 

: 511 

1355/29: 1256? 

577/31: 40610 

514/31: 42227 

366/31: 9554 

324/31: 9464 

422/31: 79919 

490/31: 953 (RGSt. 65, 


785/31: 950 10 
965/31: 113? 
541/31: 411% 


635/31: 115123 
426/31: 408% 


(RG St. 65, 


(RGSt. 65, 


823/31: 94712 
1103/31: 4212 
717/31: 94915 
1082/31: 420% 
1222/31: 659% 


1151/31: 95320 
1006/31: 954% 

585/31: 9511 (RGSt. 66, 33) 
555/31: 95219 

622/31: 1150% 

478/31: 1151 

985/31: 951 (ROGt. 66, 64) 
1007/31: 1152% 


(ROSE. 68, 


1932, 


. Jan.: 2 D: 1924°2 


B. Staatsgerichtshof. 
1931. 


StG H 17/30: 5131 
StGH 11 u. 13/31: 514? 


C. Reichsdisziplinarhof. 


Juni 


” 


Juli: 


1931. 


: F 180/30: 517° 


F 105/30: 6592 
F 184/30: 516: 


D. Bayriſches Oberftes Landesgericht. 


a) Zivilſachen. 
1931. 


20. Mai: Reg. I Nr. 16/31: 1781 


1982. 


24. Febr. Reg. III Nr. 25/32 Beſchl.: 1020 


29. 


Okt.: 


b) Straffachen. 
1929. 
RevReg. I Nr. 636/29: 804° 
16 


122 


8. April: 
Mai: 


77 
Nov.: 


E. 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


1930. 


RevReg. I Nr. 189/30: 
RevReg. I Nr. 176/30: 
RevReg. I Nr. 147/30: 
RevReg. I Nr. 671/30: 
RevReg. I Nr. 644/30: 


1931. 


RevReg. II Nr. 687/30: 
RevReg. II Nr. 123/31: 
RevReg. II Nr. 883/31: 
RevReg. II Nr. 152/31: 
RevReg. I Nr. 488/31: 
Nr. 364/31: 10281 
Nepfeg. I Nr. 486/31: 
RevReg. II Nr. 632/31: 
RevReg. I Nr. 800/31: 
RevReg. II Nr. 667/31: 
RepReg. I Nr. 741/31: 4231 
RevReg. I Nr. 745/31: 955°? 
RevReg. II Nr. 681/31: 518° 
RevReg. II Nr. 700/31: 5182 
RevReg. II Nr. 832/31: 5184 
Revgeg. IA Nr. 318/31: 3511 


1932. 
BeſchwReg. TA Nr. 176/31: 5181 


8044 
806° 
8055 
804° 
8031 


884: 
423° 
955? 
2531 
806? 


1066? 
631 

63? 
1065+ 


Oberlandesgerichte. 


a) Beſchwerdeentſcheidungen gegen Ent⸗ 
ſcheidungen der Auſwertungsſtellen. 


19. Nov.: 
10. Dez.: 


21. „ 
28. „ 
25. Febr.: 


1931. 


9 AW 723/31 RG. Beſchl.: 6592 
9 AWF 82/31 KG. Beſchl.: 3492 


1932. 
9 AWF 50/1 KG. Beſchl.: 348? 
9 AW 815/31 KG. Beſchl.: 660° 
9 AWF 116/31 KG. Beſchl.: 11521 
9 AW 863/31 KG. Beſchl.: 660° 
9 AwF 91/31 KG. Beſchl.: 11532 


b) Rechtsentſcheide in Miet⸗ und Pachtſchutz⸗ 
ſachen. 


9. Mai: 


i: 17 Y 21/31 KG.: 


1930. 
17 Y 28/30 KG.: 6601 


1931. 


1131 
17 Y 23/31 KG.: 114° 
17 Y 46/81 KG.: 1771 
17 Y 57/31 KG.: 3501 


17 Y 59/31 KG.: 350° 


e) Zivilſachen. 
1929. 


U 1291/28 Stuttgart: 426° 
4/29 Oldenburg: 4252 


123/29 Kiel: 5227 
1930. 

Rg. 5/30 Dresden Beſchl.: 

185 14 
2 U 13/27 Naumburg 4241 
12 U 4909/29 KG.: 1815 
X 124/30 KG. Beſchl.: 8831 
6 U 7437/29 KG.: 191% 
U 69/30 Naumburg: 10232 
5 U 6403/30 KG. Beſchl: 8084 
8 W 6235/30 KG. Beſchl.: 18512 
8 W 6441/30 KG. Beſchl.: 3521 
30 U 14908/29 KG.: 808° 
L 117/30 Bamberg: 1066 
17 U 101890 KG. Beſchl.: 6635 
8 W 11246/30 KG. Beſchl.: 7582 
II ZBR 120/30 Karlsruhe: 809° 
8 W 11960/31 KG. Beſchl.: 201% 
5 U 12427730 KG.: 8101? 
5 U 280/30 Frankfurt a. M.: 20037 
20 W 4475/30 KG. Beſchl.: 116428 
1 ZBR 192/30 Karlsruhe: 81010 
U 711/30 Stuttgart: 601° 


U6 

: 3 U 1001/29 Jena: 8098 
4U 
2 


= 


17 U 801/30 Breslau: 1068® 
5 U 485/30 Königsberg: 52810 
17 U 103/30 Breslau: 664° 


1931. 


: 4 U 348/30 Königsberg Beſchl.: 


5279 
H ZBR 182/30 Karlsruhe: 601° 
Ib X 882/30 KG. Beſchl.: 7522 
7 W 1213/30 Königsberg Beſchl.: 
19522 
U 339/30 Naumburg: 530% 
U 31/30 Kiel 5991 
II 141/30 Celle: 520% 
9/31 Kiel Beſchl.: 115812 
230/30 Darmſtadt: 6004 
ZBS 12/31 Karlsruhe: 522° 
U 98/30 Hamm: 808° 
0 W 1315/31 KG. Beſchl.: 11710 
W 1644/31 KG. Beſchl.: 182° 
666° 
2 


U 10372/30 RG. Beſchl.: 19021 
U 218/30 Köln: 5258 
2894/30 Breslau: 10675 


8 2540/31 KG. Beſchl.: 1791 

Beſchw. Tab. 10/31 Karlsruhe: 
115712 

1 H 7/31 KG. Beſchl.: 1771 

12 W 1376/31 Beſchl.: 188 20 

30 U 1367/31 KG.: 8061 

31 U 1559/31 KG.: 1021 

IU 55/31 Marienwerder 52911 


i: IW 73/31 Marienwerder Beſchl.: 


18615 

2 U 45/31 Kiel: 665 

22 U 2736/31 KG. 188 10 

Bf VI 186/31 Hamburg: 755° 

33 U 234/31 KG.: 519? 

1b X 322/31 KG. Beſchl.: 7521 

11 W 5189/31 KG.: 5191 

15 U 4179/30 KG.: 19738 

27 U 2161/31 KG.: 8851 

8 W 5033/31 KG. Beſchl.: 183° 

W 463/31 Stuttgart Beſchl.: 186 1 

4 ZBR 266/29 Karlsruhe: 1155 

2a OL 38/31 Kiel Beſchl.: 11818 

13 U 3324/31 KG.: 754/1 

3 U 253/30 V 2/31 Stettin Beſchl.: 
ala 

12 W 6091/31 KG.: Beſchl.: 18848 

7 U 42/31 Düſſeldorf: 197% 

1 W 222/31 Stettin Beſchl.: 19630 

1 U 3729/30 Breslau: 520° 

6 U 121/31 Naumburg: 1157 

12 U 6312/31 KG.: 19225 

U 341/31 Stuttgart: 756% 

1 X 394/31 KG. Beſchl.: 10623 

Bf II 292/31 Hamburg: 19324 

22 U 6268/31 KG.: 18513 

6 W 108/31 Düſſeldorf Beſchl.: 
12018 

3 U 154/31 Königsberg: 19427 

1 H 271/31 KG. Beſchl.: 5981 

2 W 5152/31 KG. Beſchl.: 180° 

BA 5/31 Stuttgart Beſchl.: 1070® 

20 Wa 223/31 KG. Beſchl.: 117 

8 W 7428/1 KG. Beſchl.: 18411 

2 U 1/31 Kaſſel: 810% 

8 W 7528/31 KG. Beſchl.: 18410 

8 W 7693/31 KG. Beſchl.: 7575 

2a W 170/31 Kiel Beſchl.: 12225 

L 716/31 München: 756° 

ia H 931/31 KG. Beſchl.: 1132 

BeschwReg 509/31 Bamberg 
Beſchl.: 1163 28 

8 W 8536/31 KG. Beſchl.: 121% 

BSZ III 292/31 Hamburg Beſchl.: 
118128 

7 W 851/31 Königsberg Beſchl.: 
1 


12 W 8812/31 KG. Beſchl.: 1871? 


27. Aug.: 7 W 778/31 Königsberg Beſchl.: 
10701 


28. 


28 


1. Sept.: 
5. 


2 ZBS 208/31 Karlsruhe Beſchl.: 
197 

17 W 8755/31 KG. Beſchl.: 1159 20 

5 W 30/31 Stettin Beſchl.: 202 a2 

4 110 Dresden Beſchl.: 
11 

7 W 706/31 Königsberg Beſchl.: 
19425 

28 U 6720/31 KG.: 631 

22 U 6624/31 KG.: 1154 

1bX 176/31 RG. Beſchl.: 753? 

8 W 9553/31 KG. Beſchl.: 184° 

20 W 8254/31 KG. Beſchl.: 254° 
1 H 660/31 KG. Beſchl.: 3491 

7 U 5868/31 KG.: 8072 

7 W 904/31 Königsberg Beſchl.: 
11815 

7 N 3223/31 Breslau Beſchl.: 
3522 


8 U 15285/29 RO. Beſchl.: 122% 

4 W 895/31 Breslau Beſchl.: 
115917 

2 U 113/31 Düffeldorf: 1142 

17 W 2958/31 Breslau Beſchl.: 
1g 

1 X 594/31 KG. Beſchl.: 611 

1 X 598/31 RG. Beſchl.: 11532 

7 W 1022/31 Königsberg Beſchl.: 
4264 

17 U 6676/31 KG.: 642 

1 W 418/31 Stettin Beſchl.: 120 15 

5 W 38/31 Stettin Beſchl.: 12020 

1X 440/31 KG. Beſchl.: 10634 

4 O 91/31 Desden: 889 

7 U 6351/31 KG.: 6632 

III ZBR 70/31 Karlsruhe.: 66718 

1b X 609/31 KG. Beſchl.: 629 

5 VIII U 325/31 Celle: 1813 

29 U 307/31 KG.: 9571 

II U 92/31 Celle: 12283 

20 W 9938/31 KG. Beſchl.: 114 3 

7 W 973/31 Königsberg Beſchl.: 
195 28 

BR 879/31 Nürnberg Beſchl.: 
123% 

W 166/31 

12328 

W 32/31 Stettin Beſchl.: 2014 
U 157/30 Hamm: 20128 

W 9939/31 KG. Beſchl.: 12128 

0 U 467/30 Düſſeldorf: 1814 

U 632/31 Jena: 1142 

W 279/31 Kiel Beſchl.: 123 20 

U 134/31 Königsberg: 19428 

U 207/41 Frankfurt a. M.: 
19928 

Bf T 294/31 Hamburg: 1153: 

29 W 9957/31 KG. Beſchl.: 1219 

L 1316/31 Münden: 9572 

Bf VI 458/31 Hamburg: 6722 

5 U 215/31 Düſſeldorf: 1988 

14 U 2607/29 KG. Beſchl.: 11565 

30 U 3512/31 KG.: 808 

1 X 719/31 KG. Beſchl.: 1061? 

2 U 77/31 Köln: 1068? 

29 U 8294/31 RG. Beſchl.: 67123 

17 U 6214/30 KG.: 10674 

L 472/31 Nürnberg: 1168 

BerReg. L 910/31 München: 890 

16 W 3855/31 Breslau Beſchl.: 
67224 

1 W 388/31 Stettin Beſchl.: 124% 

W 841/31 Stuttgart Beſchl.: 117° 

1 W 213/31 Naumburg Beſchl: 
11938 

5 U 851/31 Breslau Beſchl.: 670 20 

II L 204/31 Augsburg: 10243 

1X 705, 439/31 KG. Beſchl.: 
10645 

9 U 221/31 Hamm: 201% 

2a W 259/31 Kiel Beſchl.: 1165 80 

6 U 129/31 Köln: 1069 


Oldenburg Beſchl.: 


5 
7 
21 
1 
2 
4 
5 
5 


J 


— pi 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


27. Nov.: 4 W 337/31 Königsberg Beſchl.: 


1166 

3 U 257/81 V 18/31 Stettin Beſchl.: 
674 258 

3 U 51/30 V 17/31 Stettin Beſchl.: 
671 

20 Wa 367/31 KG. Beſchl.: 675 

5 U 399/31, 30 Königsberg: 
1160*° 

29 W 12112/31 KG. Beſchl.: 183° 

1 X 794/31 KG. Beſchl.: 1060! 

19 U 10066 / 31 KG.: 66918 

4 U 249/31 Frankfurt a. M.: 
12284 

12 W 11067/31 RO. Befchl.: 11555 

20 W 12363/31 KG. Beſchl.: 
1159% 

20 W 11 941/31 KG. Beſchl.: 67017 

1 U 111/31 Köln: 758” 

41V U 87/31 Celle Beſchl.: 667" 

13 W 10995/31 KG. Beſchl.: 663° 

3 ZBS 129/31 Karlsruhe Beſchl.: 
115® 

20 W 12481/31 KG. Beſchl.: 
1162 23 

20 Wa 326/31 KG. Beſchl.: 254! 

31 W 12384/31 KG. Beſchl.: 666° 

31 W 11787/3186. Beſchl.: 667% 

19 U 9167/31 KG.: 666.0 

4 U 9735/31 KG.: 11554 

1 X 661/31 KG. Beſchl.: 12251 

2a W 207/31 Kiel Beſchl.: 1165 51 

15 U 7975/31 KG.: 600° 

2a W 292/31 Kiel Beſchl.: 6712 

2a W 271/31 Kiel Beſchl.: 674° 

1 W 571/31 Stettin Beſchl.: 1227! 

17 U 13 100/%1 KG.: 10662 

III ZBS 134/31 Karlsruhe Beſchl.: 
116429 

2 U 446/31 Königsberg: 1257? 


1932. 

194/31 Karlsruhe: 11542 
1 X 872/31 KG. Beſchl.: 8021 
17 U 12015/31 KG.: 1067? 
20 W 127251 RG. Beſchl.: 

67018 
3 W 25/32 Jena Beſchl.: 115710 
5 W 8182 Königsberg Beſchl.: 


2 W 341/31 Kaſſel Beſchl.: 67320 

2 W 306/31 Kaſſel Beſchl.: 
1162 A 

2 W 339/31 Kaſſel Beſchl.: 1163 2B 

14 U 13 664/31 KG. Beſchl.: 11567 

3 W 6/32 Stettin Beſchl.: 671 21 

1 W 583/81 Stettin Beſchl.: 66915 

BR Nr. 64/32 Nürnberg Beſchl.: 
67630 

18 U 13806/31 KG.: 8085 

1X 977/31 KG. Beſchl.: 11531 

28 W 672/82, KG. Beſchl.: 115935 

1 89925 Kiel Beſchl.: 1163 25 

Königsberg Beſchl.: 

10 gsberg Beſchl 

4 U 343/30 Celle: 11560 

2 W 473/31 Naumburg Beſchl.: 
116120 

II ZBR 259/26 Karlsruhe Beſchl.: 
n 

27 W 1323/32 KG. Beſchl.: 1155 2 

3 W 1151/32 KG. Beſchl.: 116327 

1bX 973/31 RG. Beſchl.: 10181 

23 U 5/27 KG. Beſchl.: 11566 

Veihmfg. 245/32 II München 
Beſchl.: 116115 

6 W 54/32 Naumburg Beſchl.: 
1166% 


7 W 165/32 Königsberg B s 
ai 15 Dei 


2 U 7/30 Köln Beſchl.: 116632 
: 20 W 2090/32 RG. Beſchl.: 116123 
1 W 99/32 Stettin Beſchl.: 12282 


d) Strafſachen. 
1928. 


. März: S 589/27 Hamm: 964% 


1930. 


TgbNr. 808/29 Stuttgart: 817°? 
S 1/30 Kiel: 81528 

18 97/30 KG.: 10702 

S 64/30 Jena: 814% 

1 8 213/30 KG.: 9611 

2 OSt 5/30 Dresden: 81835 

2 OSta 58/30 Dresden: 81219 

S 175/30 Königsberg: 81630 

S 80/30 Frankfurt a. M.: 8947 

4 V 177/30 KG.: 962 


: 2 OSt 159/30 Dresden: 81218 


TgbNr. 476 Stuttgart 81724 

S 341/30 Königsberg 816 25 

1 OSta 105/30 Dresden: 81117 
1 OSt 232/30 Dresden: 43010 


: 2 8 536/30 KG.: 8111 


Kein Aktenzeichen Stuttgart: 817% 
1 OSta 135/10 Dresden: 813% 


1931. 


S 218/30 Kiel: 815 26 

S 175/30 Kiel: 815% 

R IT 148/30 Hamburg: 126617 

2 OSta 164/30 Dresden: 81838 

2 OSt 347/30 Dresden: 6027 

2 OSt 359/30 Dresden: 4299 

S 12/31 Raffel: 53216 

S 7/31 Raffel: 126515 

18 81/31 KG.: 654 

2 OSta 3/31 Dresden: 12583 

R III 11/31 Hamburg: 10245 

1 OSta 33/31 Dresden: 12620 

2 OSt 21/31 Dresden: 126618 

S 84/31 Königsberg: 12627 

2 OSta 18/31 Dresden: 8111 

1 O8t 63/31 Dresden: 203 2 

1 OSt 60/31 Dresden: 126413 

2 8 80/31 Hamm: 2564 

S 153/31 Königsberg: 9662 

S 57/31 Raffel: 8955 

S 45/31 Frankfurt a. M.: 12606 

4 8 34/31 KG.: 1241 

1 OSt 106/31 Dresden: 1263 1 

4 V 157/31 KS.: 6793 

2 OSta 51/31 Dresden: 8925 

1 S 539/31 KG.: 116938 

2 OSta 37/31 Dresden: 8930 

1 OSt 125/31 Dresden: 43313 

SR 121/31 Karlsruhe: 965 21 

3 8 327/31 KS. 53113 

S 33/31 Kaſſel 81425 

1 OSt Reg 305/31 Dresden Beſchl.: 
67938 

S 333/31 Düſſeldorf: 81323 


: 2 Ost 137/31 Dresden: 20444 


1 OSta 69/31 Dresden: 3546 

4 8 60/31 KG: 3524 

1 S 355/31 KG.: 107317 

1 OSt 156/31 Dresden: 656 

T 41/31 Stuttgart 668 

2 OStReg 501/31 Dresden Beſchl.: 
963?” 

2 S 290/31 Hamm: 107420 

2 S 397/31: KG.: 678 34 

1 S 472/31 KG.: 9584 

2 Ost 197/31 Dresden: 9598 

1 OSta 79/31 Dresden: 760 

T 277/31 Stuttgart: 1026? 

2 Ost 99/31: Dresden 960° 

1 S 524/31 KG.: 3523 

W 405/31 Königsberg Beſchl.: 
965°? 

S 409/31 Düſſeldorf: 66? 


. 17. Okt.: 2 S 206/31 Stettin 816% 


2 S 452/31 KG.: 12582 
Kein Aktenzeichen Karlsruhe Beſchl.: 
43219 


2 OSt 127/31 Dresden: 81937 
2 OSt 179/31 Dresden: 12641 


13. Okt.: 
13. 
13. 
14. 
153 
16. 
2 
DR 
2 
22. 
27. 
28. 
28. 
28. 
30. 


*123 


2 OSt 144/31 Dresden: 2551 

2 OSta 106/31 Dresden: 531 
2 OSt 107/31 Dresden: 96626 

2 8 467/31 KG.: 9595 

StW 154/31 Darmſtadt Beſchl.: 655 
1 8 393/31 KG.: 116726 

1 OSt 219/31 Dresden: 126210 
S 175/31 Kiel: 82035 

2 S 504/31 KG.: 678385 

4 V 266/31 KG.: 427° 

2 OSt 214/31 Dresden: 963 18 
Ohne Aktenzeichen Kiel: 96110 
ZV 100/31 Naumburg: 4277 

2 8 401/31 KG.: 66° 

255/31 Braunſchweig Beſchl.: 67652 
2 OSt 215/31 Dresden: 96218 

1 8 618/19/31 KG.: 8111 

2 8 517/31 KG.: 4288 

1 u: 481/31 Dresden Beſchl.: 


2 8 556/31 KG: 64° 

1 08t 222/31 Dresden: 12595 

SM 253/31 Karlsruhe: 967:? 

2 OSta 132/31 Dresden: 813 22 

S 360/361/31 Jena: 43111 

2 8 568/31 KG.: 96112 

2 OSt 242/31 Dresden: 81116 

1 W 77/31 KG. Beſchl.: 12430 

2 OSta 272/31 Dresden: 959? 

2 OSta 267/31 Dresden: 960° 

2 OSta 270/31 Dresden: 107118 

1 S 670/31 KG.: 107310 

2 S 527/31 KG.: 204%; 679 55 

2 OSt 306/31 Dresden: 12594 

2 OSt Reg 688/31 Dresden Beſchl.: 
1169% 

4 W 507/31 RG. Beſchl.: 4265 

6 W 595/31 Königsberg Beſchl.: 
9 

S 530/31 Königsberg Beſchl.: 967 0 

3 8 527/31 KG.: 107413 

2 OSta 297/31 Dresden: 96419 

2 OSta 150/31 Dresden: 81320 

2 OSt 278/31 Dresden: 107519 


1932, 


: 2 8 689/31 KG.: 9582 


18 748/31 KG.: 107215 

SM 290/31 Karlsruhe: 107114 

S 570/31 Königsberg: 107721 

und 19. Dez. 1928: 2 W 40/2; 
744/28 KG. Beſchl.: 96218 

W 19/32 Stuttgart Beſchl.: 681°" 

2 W 48 und 70/32 KG. Beſchl.“ 
67938 

3 8 573/31 KG.: 1168°7 

18 779/31 KG.: 1024* 

1 OSt 303/31 Dresden: 1263 * 

4/3 V 337/31 KG.: 891“ 

3 S 26/32 KG.: 966% 

3 S 35/32 KG.: 966 25 

2 Gen XII, 1 KG. Beſchl.: 96215 

2 W 68/32 KG. Beſchl.: 116635 

3 S 42/32 KG.: 12629 

SM 34/32 Karlsruhe: 1025 6 

2 W 256/32 KG. Beſchl.: 12296 


F. Landgerichte. 
a) Zivilſachen. 
1930. 
ZH 483/29 Freiburg: 604° 
72/30 Augsburg: 18201 


F 
23 J 515/30 Berlin Beſchl.: 11714 
25 T 2074/30 Berlin Beſchl.: 205° 


1931. 
18 P 320/28 Berlin: 6021 
25 T 2595/31 Berlin Beſchl.: 205° 
1 T 469/31 Bochum Beſchl.: 6812 
29 T 1506/31 Berlin Beſchl.: 1252 
29 8 104/31 Berlin LG II: 3551 


16* 


HIA 
1. Juli: 18 T 5231/31 Berlin Beſchl.: 2055 
2 18 34/31 Schwerin: 8994 
11. „ 25 J 2457/31 Berlin Beſchl.: 205! 
„ S III 209/31 Bremen: 125° 
18. Aug.: 8 7437/1 Flensburg Beſchl.: 6032 
15. Sept.: 6 125 645/31 Königsberg Beſchl.: 
4 
23 26 8 1719/31 Berlin: 682 
23 82 S 231/30 Berlin: 8972 
25m7 T 381/31 Mainz Beſchl.: 1275 
8. Okt.: 2 8 190/31 Tilſit: 1077 
18. 2/9 T 1023/31 Frankfurt a. M. 
Beſchl.: 206 
283 2/13 T 369/31 Frankfurt a. M. 
Beſchl.: 11712 
2. Nov.: En 547/31 Königsberg Beſchl.: 
78 
4. „ 2 O 374/30 Frankfurt a. M. Beſchl.: 
682? 
, 9 T 170/30 Braunſchweig: 8993 
135 „ 13 8 152/31 Köln: 126° 
18 ZBs I 819/31 Hamburg Beſchl.: 
207 
200 9 O 481/30 Königsberg Beſchl.: 
683 
. Beſchw. Reg 408/31 II Frankenthal 
Beſchl.: 1173? 
10. Dez.: II F 231/31 Augsburg: 2051 
12:95 6 325 Königsberg Beſchl.: 
6 3 
19 „ 2 bT 420/31 Hanau Beſchl.: 11715 
1932. 
5. Jan.: 3 T 631/31 Landsberg Beſchl.: 3562 
ER 16 T 11579/31 Berlin Beſchl.: 
10272 
12. ZM 472/30 Offenburg: 11738 
JS, 38 O 669/30 Berlin: 8971 
I e 201 T 174/32 Berlin Beſchl.: 760? 
1027? 
4. Febr.: 208 8 293/32 Berlin: 1170! 
120p, 2T 81/32 Frankfurt a. M. Beſchl.: 
1174 
28 XI T 210/32 Dortmund Beſchl.: 
170 
1. März: 2 T 1578/32 Berlin Beſchl.: 12291 
12 iy. 32 T 15/32 Berlin Beſchl.: 11715 
b) Strafſachen. 
1931. 
28. Febr.: 4 Q 29/31 Trier Beſchl.: 11741 
12. Juni: 2 OS 2845/31 Berlin: 5321 
22 2 O 575/30 Neuwied: 533° 
6. Okt.: Berfieg 152 II 31 Bremen: 967! 
Tady BF 97/31 Zwickau Beſchl.: 533° 
23 „ 2 Q 88/31 Meiningen Beſchl.: 127° 
3. Nov.: StB 53/31 Mainz Beſchl.: 532° 
24. „ 11a Q 573/31 Berlin Beſchl.: 68° 
2 „ IQ 574/31 Berlin Beſchl.: 2082 
1932. 
16. Jan.: 5 BC 39/32 Zwickau Beſchl.: 533 


13. 


Sept.: 


. März 


ki " 
. Aug.: 


März: BeſchwReg 74/32 Traunſtein 


Beſchl.: 117410 


G. Amtsgerichte. 
1931. 


2 M 1088/31 Homburg v. d. H. 
Beſchl.: 2082 


1932. 
I CAr 11/32 Chemnitz Beſchl.: 
10771 


2686/31 Landau Beſchl.: 1175? 
13 C 324/32 Kiel: 1175! 


H. Arbeitsgerichte. 
a) Reichsarbeitsgericht. 
1929. 


März: RAG 476/28 Hannover: 1276 
(RABG. 3, 306) 


26. Febr.: 
1. März: 


a 


28. 
1. April 


1930. 


RAG RB 42/28 Mannheim: 2571 

RAG 459/29 Osnabrück: 129538 
(R ArbG. 5, 217) 

RAG RB 4/30 Berlin: 1300 * 
(RArbG. 5, 173) 

RAG 108/30 Dresden: 
(RArbG. 5, 279) 

RAG 529/29 Köln: 1287 5 
(RANG. 5, 355) 

RAG 558/29 Berlin: 
(RArbG. 6, 40) 

RAG RB 18/30 Stuttgart: 1314 
(RArbG. 6, 49) 

RAG 117/30 Frankfurt a. O.: 
131558 

RAG RB 10/30 Berlin: 130°? 

RAG 82/30 Münfter i. W.: 2081 

RAG 56/30 Berlin: 900 


1317 


13105 


RAG RB 26/30 Stuttgart: 5364 


RAG 171/30 Chemnitz: 2092 

RAG 142/30 Elberfeld: 13165 
(RArbG. 6, 231) 

RAG 147/30 Berlin: 725 210° 

RAGRB 34/30 Mannheim: 1301 
(Bensheim 10, 122) 

RAG 194/30 Frankenthal: 13112 
(RArbG. 7, 4) 

RAG 210/30 Köln: 1275 RArbG. 
6, 288) 

RAG 243/30: 12848 (RArbG. 
6, 308) 

RAG 248/30 Elberfeld: 1280 20 
(RArbG. 7, 99) 

RAG 286/30 Augsburg: 127817 
(NRArbG. 7, 93) 


RAG 378/30 Breslau: 1289 4 
(RArbG. 7, 183) 
RAG 197/30 Berlin: 1291% 


(R ArbGG. 7, 156) 
RAG Nr Berlin :534!(NALBO. 
7, 121) 
RAG 467/30 Hannover: 536° 
RAG R 32/30 Berlin Beſchl.: 684 
RAG 414/30 Eſſen: 1277 (RArbG. 
7, 139) 


1931. 


. RAG 382/30 Stuttgart: 433 


RAG 485/30 Altona: 1275 u 
(RArbG. 7, 289) 

RAG 418/30 Köln: 1309 %R Arb. 
7, 333) 

RAG 419/30 Dortmund 435° 

RAG 222/30 Leipzig: 536° 


RAG 364/30 Köslin: 12748 
(RArbG. 7, 360) 

RAG 317/30 Chemnitz: 1288 50 
(RArbG. 8, 45) 

RAG 357/30 Osnabrück: 1298 
(RArbS. 7, 353) 

RAG 353/30 Chemnitz: 1296 27 
(R ArbG. 8, 53) 

RAG 304/30 Bremen: 127612 
(RArbG. 8, 50) 

RAG 542/30 Berlin: 131358 


(Bensh. RArbG. 11, 237) 


RAG 518/30 Berlin: 1306 % 
(RAHO. 8, 173) 
RAG 335/30 Berlin: 12714 


(RArbG. 8, 32) 
RAG 469/30 Chemnitz: 12852 
(RArbG. 8, 179) 

RAG RB 5/31 Wittenberge: 130717 
(Bensh. 11, 481) 

RAG 462/30 Leipzig: 
(R ArbG. 8, 106) 

RAG 499/30 Jena: 1314 (RArbcg. 
8, 121) 

RAG 510/30 Jena: 127918 (Bensh. 
533) 

RAG 530/30 Altona: 127613 
(Bensh. 11, 507) 

RAG 7/31 Köln: 604! 


12725 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


1. April: RAG 710/30 Köln: 12726 (RArbch. 


il; 


18. 
a, 


+25. 


25. 


16. 


3. 


20. 


22. 


Mai 


Sept.: RAG 74/31 


8, 191) 
RAG 556/30 Hamburg: 1308 4 
(RArbch. 8, 199) 
„ Fd 560/30 Frankfurt a. M.: 691 
RAG 456/30 Berlin: 702 (RArbG. 
8, 204) 
15 RAG 561/30 Stettin: 435/2 
(RArbG. 8, 216) 
a RAG 562/30 Mannheim: 10271 
7 RAG 445/30 Bremen: 128528 
(RArbG. 8, 219) 
5 RAG 611/30 Hagen i. W.: 1293% 
(Bensh. 13, 22) 
RAG 654/30 Würzburg: 
(RArbG. 8, 258) 
" RAG 609/30 Wuppertal: 131“ 
(RArbch. 8, 309) 
5 RAG 572/30 Dortmund: 1268 
(RArbG. 8, 323) 
5 RAG 627/30 Frankfurt a. M.: 
13034 (RArbG. 9, 18) 
„ Rad 647/30 München: 969° 
„ Kad 640/80 Hagen: 1285% 
Juni: RAG 693/30 Bielefeld: 12705 
(Bensh. 13, 66.) 
E RAG 639/30 Hamburg 69 (RATES. 
8, 299) 
RAG 663/30 Effen : 1297 38 (RArbG. 
8, 295) 
RAG 631/30 Duisburg⸗Hamborn: 
12301 
RAG 36/31 Altona: 128? (RArbG. 
8, 345. 
RAG RB 70/30 Gera: 13014 
(RArbG. 8, 334) 


” 


3561 


1. Juli: RAG 19/31 Darmſtadt: 1271 


(RArbG. 9, 47) 

RAG 582/30 Hamburg: 129940 
(RArbG. 9, 61) 

RAG 34/31 Berlin: 724 

RAG RB 22/31 Beſchl.: 1303“ 
(RArbG. 8, 351) 


7 


"n 
" 


Aug.: RAG RB 49/31 Berlin: 1325 


RAG 699/30 Dortmund: 127718 
(Bensh. 13, 172) 

Hagen: 5352 

1 RAG 45/31 Osnabrück: 1078+ 

RAG 128/31 Halberſtadt: 12737 

RAG 119/31 Düſſeldorf: 127919 
(RArbch. 9, 181) 

RAG 93/31 Düſſeldorf: 12812 
(R ArbGG. 9, 184) 

RAG 116/31 Berlin: 761! 

RAG RB 63/31 Breslau: 8211 

RAG 214/31 Breslau: 13188 
(RArbG. 9, 204) 

RAG 50/31 Koblenz: 12923 
(R ArbGG. 9, 226) 

RAG 89/31 Tübingen: 1284% 

RAG 102/31 Berlin: 11773 

RAG 174/31 Duisburg-damborn: 
1283 22 

RAG RB 72/31 Hagen Beſchl.: 
13088 


n 


, 


. Nov.: RAG 187/31 Duisburg⸗Hamborn: 
9681 


RAG 193/31 Dresden: 1285 75 


Dez.: RAG 288/31 Berlin: 12681 

„ Rad 653/30 Breslau: 129435 
1932. 

Jan.: RAG 233/31 Berlin: 11751 


(RArbG. 10, 77) 
RAG 365/31 Hamburg: 11772 
RAG 196/31 Berlin: 1274 
RAG Frankfurt a. O. 131657 


b) Landesarbeitsgerichte. 
1931. 


. Juni: 5/31 Duisburg⸗Hamborn Beſchl.: 
13192 


Sept.: BeſchwReg Nr. 23/31 
Beſchl.: 685! 


D 


Münden 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


102 8 1836/31 Berlin: 7611 
1 ArbD 154/31 Leipzig: 13213 
106 T 351/31 Berlin Beſchl.: 1331 


: 3 AT 25/31 Bielefeld Beſchl.: 


1318! 
LAS 256/31 Altona: 6841 
105 T 403/31 Berlin Beſchl.: 133? 


Derwaltungsgerichte 
Derwaltungsbehörden. 


a) Reichsbehörden. 
Reichsfinanzhof. 
1930. 


: IVA 250/30: 28288 


VA 396/29 8: 7642 


il: VA 559/29: 27788 


IVA 334/29: 609° 
IA 39/30: 136° 
VA 671/30 S: 10805 


i: VIa 725/28: 607 


VIA 799/29: 10792 
VIA 1071/30: 606 
IIA 348/30: 27918 


: IA 90/30: 279% (RFH. 27, 137) 


VA 480/30: 2625 (RFJ 27, 230) 
V A 765/30 S: 263° 
VI A 1553/29 S: 270 2% 


: IV A 127/30: 28138 


IVA 182/29: 607° 
IV A 158/30: 2864 
V A 917/29: 1081 (N89. 27, 


302) 
IT A 406/30: 821° (RZY. 27, 
292 
V A 878/80: 275% (RYH. 27, 
310 
VA 224/808: 276% 

1931. 


: VA 176/80: 9011 
IIIA 695/80: 28340 (MH. 28, 77) 


IIA 646/30: 212° 


: IVA 250/30: 26712 


VIA 431/31: 5372 
IV A 297/30 S; 284 
IVA 176/30 S: 6095 
VA 628/30 8: 277% 


IIA 65430: 27117 


IA 372/30: 28645 

VA 410/81: 274 (NH. 29, 22) 

IVD 1/31 S Gutachten: 1341 
(MFH. 29, 10) 

VIA 411/31 S: 26925 (Rg. 28, 
310) 


VA 365/31: 276% 

VA 708/30: 278% (RY. 29, 18) 

IA 170/81: 745 

II A 206/31: 2733 

IA 164/30: 278% 

IV A 265/30: 2833 

IV A 37/31: 28543 

IV A 198/30: 264° (RJY. 28, 342) 

VA 178/31: 1353 

IA 152/31: 26611 

VIA 809/31 S: 261° (N3H. 28, 
217) 

III A 645/30: 26715 (NRH. 29, 71) 

VIA 1083/1084/31: 264? 

IA 1/31: 9701 (H39. 29, 38) 

VA 165/31 S: 10781 

TEA 267/31: 1364 

VIA 1619/30: 13242 

IV A 142/318: 280% (RJY. 29,82) 

IIIA 575/30: 26814 

IVA 164/31 S: 279 (RFH. 29, 
14) 

VA 851/30: 277°? 

TA 61/31: 211% 

via 1102/31 S: 732 (RÝ. 29, 


III A 1023/30: 1082° (RH. 29, 
258) 


*26. Sept: 
*28, 


[23 


15. „ 
ner 
ia, 


12. Jan.: 
20, „ 
*12, Febr.: 


9. Mai: 


20. Juni 


V A 262/31: 10804 (RF. 29, 240) 

VA 1162, 1163/30: 275% (RH. 
29, 263) 

IV A 143/31: 2803 

IV A 110/31 8: 280% 

IV A 93/31: 6094 

VA 461/31: 1081° 

IIA 287/31: 4371 

VIA 1813/31 S: 26626, 11771 
(Rg. 29, 255) 

Ta 149/31: 10294 

IVA 159/31: 281% 

IV A 90/31: 284% 


IV A 127/31: 287% (RH. 29, 
267) 
IA 843/31: 213? 
IA 275/31: 357° 
VA 764/30 S, Urt. v. 21. 12. 31: 
10283 
: ITA 442/31: 274% 
IVA 122/31 S: 2591 (RJ. 29, 
322) 
IVA 179/31 S: 261° (RY. 29, 
295 
29, 


IV A 155/31 S: 261° (RH. 
294) 


IA 172/31: 135° (RZY. 30, 20) 

VA 698/31 S: 265°, 10295 
(N89. 29, 347) 

VA 870/31 S: 6861 (RJY. 29, 
320) 

VA 5183/31 S: 6862 

IV A 213/31 S: 3572 (RH. 30, 4) 

VIA 1526/31: 5371 12301 

Y A 796/31 S: 1080° (RF YH 30,16) 

IT A 388/31: 10305 (NH. 30, 43) 

III A 864/31: 1178/2 

VA 849/31 S: 1028: 


1932. 
IF 1/32 Beſchl.: 8211 
VIA 1286/31 S: 13231 
GrsD 2/32 Gutachten: 
(RZY. 30, 65) 


7611 


Reichsverſicherungsamt. 
1930. 
IIIa Ar 297/29 Cum. 28, 
1325? 


IIIa Ar 85/30 EuM. 28, 
3591 


Ia 6287/29 EuM. 

Ma Kn 305/303; 

IIIa Kn 407/303: 28913 

IIIa Kn 763/283: 

Ia 1905/30 Gum. 

IIIa Kn 138/302: 28910 

IIIa Ar 226/30 Eu. 29, 168: 
136° 

IIa K 414/30°; 1375 

IIa AV 267/305: 6104 

IIa Ar 231/30 EuM. 293: 
1363 

IHaAr273/30 Eu. 29,196: 1374 

IIa Ar 298/30 EuM. 29, 167: 
6105 

IIIa Kn 637/298. 28911 


1931. 
IIIa Kn 1300/02: 768 
IIIa Kn 4/30 B: 763 


2882 


: IIIa Kn 1018/292; 6091 
IIIa Kn 684/30? u. 750/302 77° 


IIIa Kn 476/302: 28912 
III AV 56/30B: 2888 
IIa Kn 680/302: 2131 


: Ha K 15/13; 2871 


Ia 8926/29 EuM. 31, 5: 13258 
Ia 1926/29 EüM. 30, 3: 2885 

Ia 2456/30 EuM. 30, 323: 2883 
119/31 8B II Eu. 30, 125: 2143 
Ja 4540/29 Eu M. 30, 121: 2884 


: IIIa Kn 936/292: 764 
139/30 BS EuM. 30, 339: 10312 


2125 


17. Juni: HIAV 25/31B EuM. 30, 406: 
288° 

17. „ IAV 19/31 B EuM. 30, 506: 
288° 

17. „ III AV 8/31B EuM. 30, 409: 
288° 

17. „ IIAV 60/30B EuM. 30, 402: 
9014 

18 IIIa Kn 492/12: 778 

3 Ia 2416/31 Eu M. 30, 346: 11802 

20 Ia Kn 90/312: 214° 

38 Ia 1976/314: 752 

7. Juli: IIa 6962/30 u. 27631: Ila 
6213/30: 75 1 

31. „ IB 466/80 EuM. 31, 4: 13252 

24. Sept.: IIIa Kn 764/312: 2901 

30 „ Ia 8629/29 EuM. 31, 237: 10831 

30. „ III Ar 39/31 B: 11810 

22. Okt.:: IIIa Kn 508/312: 214 

22. „ III kn 188/312: 6861 

30. „ IIIa Kn 1469/08: 2144 

30. „ 121/31, BS III EuM. 31, 104: 
1325 

5. Nov.: IIIa Kn 50/12; 1361 

5. „ IIIa Kn 1386/30 2: 5383 

12. „ IIIa Kn 216/12, 214° 

12 „ IIIa Kn 210/312: 537: 

13. „ IIIa Kn 1225/08; 2145 

16. „ 1931 Bo III EuM. 31, 231: 
11801 

II IIa K 142/12: 11813 

2 IIIa Kn 488/812: 5382 

26 „ IIIa Kn 342/312; 5384 

8. Dez.: III AV 31/31 B EuM. 1931, 329: 
10322 

9. „ UI AV 23/31 B EuM. 31, 315: 
13255 

9. „ III AV 39/31 B EuM. 31, 318: 
13255 

11. „ Hla Kn 245/31; 13265 

. Ia K 175/314: 13241 

1932. 

22. Jan.: IIIa Kn 307/08; 18265 

Reichspatentamt. 
1932. 
17. Febr.: L 36314/26 a Wz; 9011 


Reichswirtſchaftsgericht. 
1931. 


. März: 9 8 XXXV 2/31: 611% 


Okt.: 3 S XV 78/31: 1371 
1932. 
. März: 3 S XV 90/31: 11791 


Reichsverſorgungsgericht. 
1930. 


Juni: PS Nr. 117/29, 12: Grdſ. E. 8232 
Dez. . 2005/29, 1. E. X 1 Nr. 1: 
7 5 
„ M9r. 12561/30, 1. E. X 3 Nr. 2: 
78 
1931. 

März: M Nr. 21306/30, 25: 5384 
Juni: M Nr. 11996/31, 1, Grdſ. E.: 781 
„ Mr. 10511/30, 10: 538° 
3 M Nr. 1301/31, 8, Grdſ. E.: 5381 

Juli: M Nr. 28144/30, 7, Grdſ. E.: 78 2 
Aug.: M Nr. 43197/30, 3, Grdſ.E.: 6101 
5 M Nr. 23784/31, 5, Grdſ. E.: 5382 
Okt.: M Nr. 25100/31, 5, Grdſ. E.: 783 
„ M Nr. 4540030, 3: 784 

Nov.: M Nr. 23921/30, 12: 6861 

1932. 

Jan.: M Nr. 32116/30, 7, Grdſ. E.: 11821 
„ Mr. 338141, 7 Grdſ. E.: 970° 
„ Mr. 34978/30, 1 Grdſ. E.: 9704 

Febr.: M Nr. 10691/29 Grdſ. E.: 9701 
55 M Nr. 12288/0, 8 Grdſ. E.: 970° 


1126 


Kartellgericht. 
17. Dez.: K 488/81: 7652 
b) Landesbehörden. 
) Oberverwaltungsgerichte. 
Preußziſches Oberverwaltungsgericht. 


1930. 
1. April: ITC 85/29: 54311 
8 IVA 153/29: 5392 
22. Mai: IV A 145/28: 54310 
7. Okt.:: VID 574/28: 2141 
22 IIC 70/30: 9022 
6. Nov.: III A 40/30: 6131 
25. y IIB 20/30: 540° 
9. Dez.: Kein Aktenzeichen: 5381 
. „ IIC 113/29: 2948 
EB IIC 159/30: 542? 
1931. 
9. Jan.: VII C 57/30: 290* 
20. ILC 41/30: 294? 


n 
12. Febr.: III C 34/30: 7662 
VIIC 56/80: 291° 
19. „ IVA 33/30: 10855 
9. März: III B 3/31: 13264 
II C 173/30: 5428 
27. VII C 167/30: 1371 


1. Mai: VII C 178/30: 7673 

5. „ VIII GSt 689/30: 2935 
12. „ II B 4/31: 782 

15. „ VII C 133/30: 767% 
29. „ VII C 148/30: 10864 
1. Juni: IVB 41/29: 293% 

2. „ IIA 53/30: 545 

19. „ VII C 12/80: 5441 
23. „ IB 5/31: 5404 

25. „ IVA 57/30: 3591 


30. IIC 47/31: 5428 
VW 42/30: 10831 
IIC 11/31: 903° 
Eh m IIC 13/31: 781 
18. Sept.: VII C 209/30: 2923 


2 IVC 44/30: 971: 
22 VIII GSt 497/30: 10863 
1. Okt.:: IVB 23/30; 8231 
losen III C 35/31: 439 
10. Nov.: II C 94/31 Beſchl.: 902 
19. „ VER 310/31 Beſchl.: 138° 
TOME IVC 12/31 Beſchl.: 543° 
19. % IVO 38/31 Beſchl: 10322 
Baye riſcher Verwaltungsgerichtshof. 
1930. 
24. März: Nr. 204/29; 54418 
1931. 


5. Juni: Nr. 34/31: 9731 


Süchſiſches Oberverwaltungsgericht. 
1931. 


III 44/31: 54514 
28 II 1931: 54525 


21. Okt.: 
, a 


Badiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
1930. 
20. Juni: Nr. 1430: 5461)(Bad Verwg. 1931, 
120) 


1931. 
22. Sept.: Nr. 3175: 545 Bad Verwg. 1931, 
161 


30. „ Nr. 3285: 5471 (BadVerwzg. 1931, 
163) 


Thüringiſches Oberverwaltungsgericht. 
1931. 
9. Sept.: O 59/31: 1394 
21. Okt.:: A 86/31; 360% 
30. Dez: A 34/31: 8242 


1932. 
13. Jan.: A 7/31: 13272 


Heſſiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
1930. 

22. März: Nr. VGH 19/29: 

5. Juli: Nr. VGH 10/30: 

27. Sept.: Nr. VGH 71/29: 

4. Okt.: Nr. VGH 90/29: 
1931. 


20. Juni: VGH Nr. 91/30: 798 
5. Juli: Nr. VGH 86/29: 7681 


1533 
216° 
2955 
54919 


Hamburg. Oberverwaltungsgericht. 


1930. 

29. Jan.: AZ 109/29: 10871 

9. Juli: 42/30: 295° 
1931. 

14. Juli: AZ 69/31: 794 


5) Sonſtige Landesbehörden. 


a) Preußen. 
Preuß. Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Kompetenzkonflikte. 
1931. 


18. April: Pr L 2988: 9031 
20. Juni: Pr L 2992; 1421 


Auflöſungsamt für Familiengüter Stettin. 
1931. 
25. Sept.: I P 100/18: 10874 


b) Bayern. 


Bayer. Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Kompetenzkonflikte. 


1930. 
11. Dez.: KK Nr. 104: 142° 


Baheriſches Landesverſorgungsgericht. 
1929. 


11. Juli: II MV Nr. 2871/27: 80 (Slg. 1930, 
30 gi. 152) 


1930. 
10. Dez.: II My Nr. 645/30: 80° 


1931. 

9. März: II MV Nr. 2121/29: 804 (Slg. 
1931, 29 Zi. 167) 

15. Mai: II MV Nr. 3279/30: 80° (Slg. 
1931, 22 Zi. 16>) 

22. Juni: II MV Nr. 6966/30: 2162 (Stg. 
1931, 46 Zi. 173) 

27. Aug.: II MV Nr. 8725/29: 2151 

25. Sept.: II MV 709/30, 4654/27: 
(Slg. 1931, 50 Zi. 175) 

2. Okt.:: I MV Nr. 932/30: 11821 
DON, II MV Nr. 7834/30, 3: 9743 
29. „ I MV Nr. 943/30, 4: 11822 
10. Nov.: II MV Nr. 9091/30, 2: 11825 

(Sig. 1931, 62 Zi. 180) 


3601 


c) Schaumburg-Lippe. 
Wahlprüfungsgericht. 
1931. 
20. Nov.: 5501 


K. Schiedsgericht. 
Schiedsgericht der Handelskammer Hamburg. 
1931. 


13. Mürz: SG 31/30: 7682 (MittHR. 1931, 
281) 


Verzeichnis der Entſcheidungen nach dem Datum geordnet 


L. Ausländiſche Gerichte. 
a) Oſterreich. 
Oberſter Gerichtshof Wien. 
1931. 
3. Febr.: 4 Ob 44/31: 6871 (Jur Bl. 1931, 
334 


) 
1 Ob 588/31; 768% (Ripr. 1931 
Nr. 318) 
1 Ob 792: 6141 


19. Suni: 


18. Sept.: 


Oſterr. Verfaſſungsgerichtshof. 
1931. 
15. Okt.: B 57/31: 1431 


b) Tſchechoſlowakei. 
Oberſter Gerichtshof Brünn. 


1931. 
27. Juni: RvI1002/0:614 (Slg. Nr. 10911) 


o) Danzig. 
Obergericht der Freien Stadt Danzig. 

1930. 

23. Dez.: 2 II U 138/29: 671 
1931. 

3. Juli: 1 8 34/31: 1266! 
1932. 

12. Jan.: 2 II U 538/30: 8201 


Landgericht Danzig. 
1932. 
14. März: 8 R 339/20 Danzig Beſchl.: 1175 


Oberverwaltungsgericht Danzig. 


1931. 
13. Juni: OVG 280/31: 5511 


1932. 
16. Jan.: St 167/31: 11821 


d) Schweiz. 
Schweizer Bundesgericht. 
1930. 
Pr 2931 Nr. 27: 11841 
Pr 1931 Nr. 47: 615 
1931. 
23. Sept.: Pr 1931 Nr. 180: 2161 
2. Okt.: Praxis d. Bund. XX 586: 615° 
e) Frankreich. 
Cour d' Appel de Paris. 
1931. 
9. Febr.: Kein Aktenzeichen: 616° 


13. Nov.: 
12. Dez.: 


Tribunal Correctioniel de la Seine. 


1931. 
12. März: 12 Chambre: 9041 


f) Litauen. 
Obertribunal Kaunas. 
1931. 
26. Febr. S 1/31: 4391 


g) Vereinigte Staaten von Nord- 
amerika. 


District Cours for the Distriet Oregon. 
Kein Datum und Aktenzeichen: 614. 


Alphabetiſches Verfaſſerverzeichnis 


VIII. 


Alphabetiſches verzeichnis 
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der verfaſſer von Abhandlungen, kleineren Beiträgen und Entgegnungen. 


Abel, RA. Dr. Paul, Wien: 7. Ger. Entl⸗ 

4 Nov. in Sſterreich 565 

Auraths, RA. Kajpar, Düſſeldorf: Die 
wiſſenſchaftl. Tätigkeit im Dienſte objek⸗ 
tiver Zwecke und diejenige im Dienſte 
ſubjektiver Intereſſen 1115 

Arndt, GerAſſ. Karl, Berlin: Anwalts⸗ 
freundliche Geſetzgebung in der Tſchecho⸗ 
ſlowakei 328 

— Verkehr mit engl. Barriſters 564 

— Nichtigkeit f ee ergen 
gen mit Reiſenden na chweizeriſchem 
Recht 564 Ei 

— Erhöhung der Altersgrenze f. Richter 
in Irland 564 


Bauer⸗Mengelberg, RA. Dr. R., Heidel⸗ 
berg: Mala fides superveniens bei Siche⸗ 
rungsübereignungen 100 

vaumanı, RA., Danzig: Anderung des 
Danziger Geſ. über die Eintragung von 
Hypotheken und Schiffspfandrechten in 
ausländ. Währung 328 

Bell, RIM. a. D., M. d. R. Berlin: Ver⸗ 
ſchärfung des Ehrenſchutzes u. Sicherung 
der verantwortungsbewußten Preſſe. 

5 Strafrechtsreform 905 

Berger, NegAfj. Dr., Celle: Darf ſich im 
DiſziplVerfahren der Angeſchuldigte be- 
reits während der Vorunterſuchung des 
Beiſtandes eines Verteid. bedienen? 921 
ernard, Min., Berlin: Die VO.en über 

das deutſche Kreditabkommen v. 1932 977 

Bertram, Reg Dir. b. d. LJuſt Verw., Dr. 
Alfred, Hamburg: Zum Jahreswechſel! 

„Hamburg 13 

Beyerle, Württ. Juſt Min. Dr., Stuttgart: 

„Zum Jahreswechſel! Württemberg 6 

Bondi, Geh. IR. Dr. Felix, Dresden: Zwei 

Fragen zur Herabſetzung übermäßig hoher 
Dienſtvergütungen in der Privatwirt⸗ 

o haft 1125 

Brandis, Pin. Dr, Berlin: Das Recht 
dig Not VO. en: Die i Kün⸗ 

ung v. Mietverhältniſſen zum 5. Jan. 
1982 6 hältniſſen zu S 

— Bur Auslegung der Art.8 u. 9 der VO. 

s über die außerordentl. Mietkündigg. 630 

Brandt, RA. Pr. Arthur, Berlin: Welt- 

„ kraftfahrrecht 769 

Sreslauer, IR. Dr. Albert, Breslau: An- 
merkung zu Erlaß des preuß. Fin Min. 

Breit. TarSt. 14 I u. III Stemp StG. 1123 
teb, RA. Rudolf, Zeitz: Selbſthilfe der 
Anwaltſchaft. Unkoſtenerſparnis i. Büro⸗ 
betrieb 1099 
umie RGPräſ. 
Vom Reichsgericht 1185 


Cahn T, Geh. IR. Dr. Hugo, Nürnberg: 
Die Streitfragen der Praxis des Ber- 
8 gleichsverfahrens 149 
Lallmann, RA. Dr. Curt, Berlin: Verjäh⸗ 
Eng und Ausſchlußfriſten im preuß. 
5 Stempelſteuerrecht 231 
mann, RA. Dr. Rudolf, gönn: BD. des 
9 Präſ. zum Schutze der Wirtſchaft vom 
März 1932. 2. Teil: Ausverkaufsweſen 
und Schutz von Geſchäfts⸗ und Betriebs⸗ 
Cage heimniſſen 993 
rlebach, RA. Dr. Alfred, Berlin: Die Er- 
rlkigung der Gerichtskoſten bei Klage⸗ 
cop nahme 829 Gch) 1118 
Run ein 10 3- 85 Leipzig: „ 
. nimurf de über 
rmenrecht 94 f der BPO. über das 


Dr. Dr. Erwin, Leipzig: 


Cohn, RA. Dr. Heinz, Köln: Rücktrittsrecht 
u. Vergleichsverfahren, insbeſ. beim Kauf 
unter Eigentums vorbehalt 146 

Cranz, KGR. Dr., Berlin: Wie berechnet 
ſich der Schaden, wenn der durch einen 
Unfall erwerbsunfähig gewordene Ver⸗ 
letzte Renten- od. Verſicherungsleiſtungen 
von einem Dritten erhält? 25 


Danieleik, RA. Dr., Mannheim: Eigentums⸗ 
vorbehalt u. Vergleichsverfahren 157 
Dehnow, RA. Dr. Fritz, Hamburg: Die An⸗ 
waltsgebühr im ſtrafprozeſſualen Sühne⸗ 
verfahren 98 

Doehl, DLGR. Dr., Präſ. des Auflöſ A. f. 
FamGüter, Stettin: NotVO. v. 17. Nov. 
1931. Sicherungsverfahren u. Familien⸗ 
gutsverwaltung nach dem FamGüt®. v. 
22. April 1930 323 


Ebel, Mingt. im RArbM. Dr., Berlin: Die 
4. Not VO. v. 8. Dez. 1931. II. Teil: Woh⸗ 
nungswirtſchaft. Die Mietſenkung (Reich 
u. Preußen) 306 

Ehard, MinR. im Bayr. StMin. der Juſtiz 
Dr., München: Die 4. Not®D. v. 8. Dez. 
1931. II. Teil: Wohnungswirtſchaft. Aus⸗ 
führungs⸗ u. DurchfBeſt. der Länder. 
Bayern 308 

Ehrenwerth, IR., Stettin: Zulaſſung zur 
Rechtsanwaltſchaft beim OLG. 1108 

Erdſiek, LOR. Dr., z. Z. London: Die Tras 
gung v. Einfuhrzöllen in Lieferungsver⸗ 
trägen nach engl. Recht 701 

Erlanger, AGR. u. LGR. Dr. P., Franf- 
furt a. M.: Zu $5 Verglo. 152 

— Wann iſt eine freiwill. Zahlung des 
Gemeinſchuldners „durch Zwangsvollſtr.“ 
erlangt (88 3, 70, 84 VerglO.) 7 157 

Ewald, Richter Dr. Hans, Hamburg: Zivil⸗ 
prozeßverfahren nach Hamburger Art 96 


Ferge, RA. Dr., Celle: Selbſthilfe der An⸗ 
waltſchaft. Zur Frage der geſetzgebe⸗ 
riſchen Behandlung des Rechtskonſulen⸗ 
tentums 1097 

— Der Entwurf einer ZPO.: Die Noven 
in der Berufungsinſtanz 1189 

Feuchtwanger, RA. Dr. Sigbert, München: 
Idee u. Wirklichkeit in der deutſchen An⸗ 
waltspolitik 1091 

Friederich, OSR. Dr., Stettin: Zulaſſung 
zur Rechtsanwaltſchaft beim OLG. 624 

Friedlaender, LER. Dr. Adolf, Limburg 
(Lahn): Die Höhe der Tage⸗ und über⸗ 
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v. Kienitz, Geh. ORegR., Berlin: 79717 A 
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Mittelſtein, RA. Dr. Kurt, Hamburg: 5907 

Mügel, StSekr. a. D. Wirkl. GehR. Dr., Ber- 
lin: 413 3312 3354 34510 5929 729 s 
1048 12 105013 105415 121112 

Müller, Min R. Geh. Rega. Dr, Berlin: 
12514 
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Gerland, Prof. Dr., Jena: 4038 

Göppert, Wirkl. GehR. Prof. Dr. Heinrich, 
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Liſſner 7, RA. Dr. Walter, Berlin: 41012 B 
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Mayer, Prof. Dr. Hellmuth, Roſtock: 1126 
50731 749 20 

Merkel, Prof. Dr., Greifswald: 41517 950 16 

Mezger, Prof. Dr. Edmund, Marburg an 
der Lahn: 418 22 

Oetker, Gehn. Prof. Dr., Würzburg: 2457 
4049 51135 

v. Peſtalozza, RA. Dr. Anton Graf, Mün⸗ 
chen: 5817 

Reichel, Prof. Dr. Dr. Hans, Hamburg: 
101822 


v. Scanzoni, RA. Dr. G., München: 420 24 
1224 22 

Schaffſtein, Privdoz. Dr., Göttingen: 88113 

Scholz, SenPräſ. des OVG. Dr Franz, 
Berlin: 51034 

v. Weber, Prof. Dr., Jena: 41013 

a, Prof. Dr. Arthur, Breslau: 41215 

4 4 


B. Reichsdifziplinarhof. 


Rathe, RA. Heinrich, Berlin: 5172 
Schwartz, RA. Dr. Guſtav, Berlin: 5161 


C. Baneriſches Oberftes Landesgericht. 
a) Zivilſachen. 


Bondi, Geh. IR. Dr. Felix, Dresden: 10202 
er Notar Hans, Mümmerſtadt (Utfr.): 
17 


b) Strafſachen. 

Clad, RA. Dr. Cloris, Leipzig: 10211 
Eckſtein, Geh. RegR. Prof. Dr., Eberswalde: 

1065 1 
Fürſt, RA. Dr. Rudolf, Heidelberg: 3511 
Hoche, MinR. Dr., Berlin: 4231 
Krieger, OL GR., Berlin: 8841 
Klee, KGR. Prof. Dr., Berlin: 9552 
Oborniker, RA. Alfred, Berlin: 423 2 


D. Oberlandesgerichte. 


a) Beſchwerdeentſcheidungen gegen 


Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 
. LG R. Dr. A., Limburg a. d. L.: 
52 1 


b) Rechtsentſcheide 
in Miet⸗ und Pachtſchutzſachen. 
Ruth, Prof. Dr., Halle a. d. S.: 6601 


c) Zivilſachen. 
Allfeld, GehR. Prof. Dr., Erlangen: 889 2 
Armſtroff, RGR., Berlin: 18717 196 30 
Arnheim, IR. Dr., Berlin: 10645 
Beitzen IV, RA., Hildesheim: 10675 
Bergmann, LGPräſ. Dr., Wiesbaden: 6018 
N Notar Dr. Wilhelm, Deidesheim: 
8 20 

Bezold, Obs GR. Dr., München: 8072 
Bibergeil, LGR. Dr, Deſſau: 19784 
Bing, RA. Dr. Fritz, Mannheim: 756 5 
ge MagR. Dr. Hellmut, Hannover: 

520 4 


Bondi, Geh. IR. Dr. Felix, Dresden: 622 
1141 


Brand, LGPraäſ. Dr., Duisburg: 530 12 

Byk, RA. Dr. Rudolf, Berlin: 10181 

Carlebach, RA. Dr., Berlin: 11711 1163 26 

Chone, RA. Dr. Paul, Berlin: 3491 

Clad, RA. Dr., Leipzig: 7533 10211 

Eckſtein, Geh. RegR. Prof. Dr., Eberswalde: 
1063 4 

Elze, Geh. IR. D., Halle a. d. S.: 1153 2 

eie RA. Dr. Hugo, Frankfurt a. M.: 
5 

Ermel, OL GR., Königsberg i. Pr.: 186 15 

n LER. Dr. A., Limburg a. d. L.: 
19 

Friedlaender, RA. Dr., München: 118121415 
11916 12121 19327 2541 6611 6657 67017 
67225 67529 11531 116018 116223 24 
1165 31 

Friedrichs, IR. Karl, Ilmenau: 5192 52911 

Fürſt, RA. Dr. Rudolf, Heidelberg: 6669 

Geiershöfer, IR. Dr., Nürnberg: 12122 
12225 12326 12429 20121 20942 2542 
67120 67326 67427 116429 

Gerland, Prof. Dr. Heinrich, Jena: 1791 

Hachenburg, RA. Dr. Dr. Max, Mannheim: 

7521 

Hagelberg, RA. Dr. Eruſt, Berlin: 190 21 

Heilberg, Geh. IR. Dr., Breslau: 1155 

Henrychowski, ORegR., Charlottenburg: 3521 


Hoepffner, RA. Dr. Walter L., Berlin: 
5258 528 10 

Jonas, Min R. Dr., Berlin: 66713 

Kirchberger, AA. Prof. Dr. Hans, Leipzig: 
1024 2 Ç 


Kiſch, Geh. IR. Prof. Dr. W, München: 18513 

Kraemer, RA. Dr. Wilh., Leipzig: 67123 

Kreß, Prof. Dr, Würzburg: 19836 

Kübler, Wirkl. Geh. OJR. Min Dir. i. R. Dr. 
E., Berlin: 195 25 

Lemberg, IR. Dr., Breslau: 12223 1165 20 
12571 


Leo, RA. Dr. Carl, Hamburg: 115712 

Lucas, RA. Hermann, Berlin: 522 6 

Magnus, IR. Dr. Dr. Julius, Berlin: 666 10 
676 30 

Meyer, IR. Dr. Wilh., Bielefeld: 10687 

Mosheim, RA. Dr. B., Düſſeldorf: 11710 B 

Mügel, StSekr. a. D. Wirkl. GehR. Dr., 
Berlin: 10601 

Müller, SenPräſ. Hans, Dresden: 11555 

Neukirch, RA. Dr. Carl, Frankfurt a. M.: 
122 24 1815 

Neumeyer, Geh. IR. Prof. Dr. K., Mün⸗ 
chen: 600 4 

Oppenheimer, Ref. Dr. F. Gerd, Düſſel⸗ 
dorf: 6015 

Oertmann, Geh. IR. Prof. Dr. Paul, Göt- 
tingen: 200 37 

aea ipen Geh. IR. Prof. Dr. Max, Kiel: 
7552 


Prausnitz, Priv Doz. Dr. Otto, Breslau: 
752 2 


Rheinſtein, PrivDoz. Dr., Berlin: 5981 

Rieſenfeld, FakultAſſ. Ref. Stefan⸗Albrecht, 
Breslau: 758 6 

Riceius, RA. Dr., Berlin: 1069 s 

Roquette, RA. Dr., Königsberg i. Pr.: 1157 

Roſenberg, Prof. Dr. L., Gießen: 9572 

Rühl, Prof. Dr., Mannheim: 81012 

Rumpf, RA. Dr. Fritz, Berlin: 5227 

Ruth, Prof. Dr., Halle a. d. S.: 663 6646 

Sc ggg bt Ernſthauſen, SR. Dr., Düſſeldorf: 


Schoenemann, RA. Werner, Heidelberg: 
756 4 


Schultz, Prof. Dr. Rudolf, Freiburg i. Br.: 
186 16 19122 
Schwiſter, Präs. des Juriſt. LPrüf A., Ber- 
lin: 19936 
Seligſohn, RA. Dr. Franz, Berlin: 425 2 
ange RA. Dr, Werder a. d. Havel: 
1 


Siller, DOLCR. Dr, Köln: 1023 2 B 
Steiner, SenPräf., Nürnberg: 19223 194 27 
Stern, IR. Dr. Bruno, Würzburg: 1068 8 
Sternberg, RA. Dr. Leo, Berlin: 11569 
Stulz, RA. Dr. Günter, Berlin: 631 
Volkmar, Min Dir. Dr, Berlin: 12271 2 
Waldſtein, RA. Dr. Hans, Hamburg: 193 24 
Walsmann, Prof. Dr. Hans, Roſtock: 182 6 
Wertheimer, RA. Prof. Dr. Ludwig, Frank⸗ 
furt a. M. 883 1 
Wieruszowski, SenPräſ. a. D. Prof. Dr., 
Köln: 5991 
Wille, RA. Dr. Siegfried, München: 806 1 
8099 8903 


d) Strafſachen. 

Abraham, RA. Dr. Jacques, Berlin: 53114 
d. Beling, GehR. Prof. Dr. Ernſt, München: 

12431 432 12 
Bohne, Prof. Dr. G., Köln: 43313 
v. Bonin, RA. Dr., Potsdam: 116735 A 
Brandt, RA. Dr. Arthur, Berlin: 6027 
Slab, RA. Clovis, Leipzig: 10245 1026 7 
Dehnow, RA. Dr. Fritz, Hamburg: 116635 
Dittmann, Senpräf., München: 81425 
8 Prof. Dr. Graf, Bonn: 655 


Drewitz, Reg R. Dr., Berlin: 2564 3524 
a Aa RegR. Prof. Dr., Eberswalde: 


Emig, Reg Aſſ. Dr., Ansbach: 9611 


Verfaſſer der Anmerkungen zu den Entſcheidungen 


Fiſcher, Stadtrat Dr., Nürnberg: 12583 
Fraeb, LER. Dr., Hanau: 203 43 
Goetzeler, RegR. Dr., Berlin: 2553 
Grünhut, Prof. Dr. Max, Bonn: 2044 
67833 
Grüttner, RA. Dr. Edwin Bruno, Köln: 
1073 16 
Häntzſchel, Min dirig. Dr., Berlin: 8958 
Hegler, Prof. Dr., Tübingen: 67938 
Heilberg, Geh. IR. Dr., Breslau: 965 21 
Held, RA. Robert, Starnberg: 67632 
Henning, RA. Franz, Berlin: 126413 
Heß, RA. Dr., Stuttgart: 668 
Hoche, Min R. Dr., Berlin: 53215 
v. Hodenberg, RA. Dr. Frhr., Celle: 116736 B 
Jeſſen, RA. Paul, Kiel: 107519 
Kern, Prof. Dr., Freiburg i. Br.: 9583 
Klee, KR. Prof. Dr., Berlin: 4277 
Kohlrauſch, Prof. Dr., Berlin: 107114 
Krieger, OSG R., Berlin: 893 6 
Laſſar, Prof. Dr., Hamburg: 53113 
Levin, OLGPräſ. i. R. Dr., Berlin: 12606 
Löwenſtein, JR. Dr. Siegfried, Berlin: 966 23 
Mannheim, KGR. Prof. Dr., Berlin: 8947 
Mezger, Prof. Dr. Edmund, Marburg: 4276 
e Min R. Dr. Eberhard, Berlin: 
Neitzel, MinR., Berlin: 1265 15 
Nipperdey, Prof. Dr., Köln: 1263 12 
Potthoff, Dr. Heinz, Berlin: 81937 126414 
Pünder, RA. Dr. Werner, Berlin: 818 36 
Riſſom, LGR. Dr., Flensburg: 81734 
Sandré, Kreisſynd, Hamburg: 12595 
v. Scanzoni, RA. Dr. G., München: 43111 
67935 
Schoppen, RA., Düſſeldorf: 116837 
Selten, RA. Dr. Ernſt, Berlin: 9584 
Sokolowski⸗Mirels, RA. Dr., Berlin: 1076 20 
Stern, RA. Dr. Hugo, Frankfurt a. M.: 
96112 96214 964 20 
Weber, OStaats A. Dr. Alfred, 
3535 3546 4299 43010 9597 
Wille, RA. Dr., München: 81117 814 28 


Dresden: 


E. Landgerichte. 
a) Zivilſachen. 

Abenheimer, RA. Dr. Karl, Karlsruhe: 11738 
Armſtroff, KGR., Berlin: 1171 6 
Carlebach, RA. Dr. Alfred, Berlin: 1173 7 
Dehnow, RA. Dr. Fritz, Hamburg: 11713 
Frankenſtein, RA. Dr. Ernſt, Berlin: 6021 
Friedlaender, RA. Dr., München: 6811 

6822 117012 
Fürſt, RA. Dr. Rudolf, Heidelberg: 126 
Geiershofer, IR. Dr., Nürnberg: 11749 
Hartenſtein, RegR. Dr. H., Berlin: 7601 

10271 
Sawtiştn, RA. Dr, Forſt (Lauſitz): 6823 

683 £ 


Hoffmann, RA. Dr. Willy, Leipzig: 8972 
Kieſow, MinR. Dr., Berlin: 2078 
Lemberg, JR. Dr., Breslau: 206 6 
Seibert, Ger Aſſ. Dr., Berlin: 10272 
Stölzle , IR. Dr. Hans, Kempten (All⸗ 
gäu): 10771 
Storch, RA. Dr. Heinrich, Bremen: 2051 
Volkmar, Mind Dir. Dr., Berlin: 6043 12291 


b) Strafſachen. 


Carlebach, RA. Dr. Alfred, Berlin: 117411 

Dörffler, MinR. Dr., Berlin: 682 

Friedlaender, LER. Dr. A., Limburg an 
der Lahn: 1276 1174 10 

Friedlaender, RA. Dr., München: 2089 

Häntzſchel, Min Dirig. Dr. Kurt, Berlin: 
532 2 


Merkel, Prof. Dr., Greifswald: 9671 
F. Amtsgerichte. 


Zivilſachen. 
Friedlaender, RA. Dr., München: 11751 
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II. Arbeitsgerichte. 


A. Reichsarbeitsgericht. 


Authes, RA. Dr., Berlin: 1283 22 1293 34 

Auerbach, AG R., Berlin: 1288 30 

Böttger, RA. Ernſt, Berlin: 10781 

Braun I, RA. Dr. Kurt, Berlin: 128423 

Caro, AG R., Stettin: 9001 128729 1295 36 

van Dühren, AG Dir., Berlin: 1325 

Flatow, Min R. Dr., Berlin: 4355 129738 

„ RA. Prof. Dr., München: 

Fuchs, RA. Doz. Dr. Johannes, Leipzig: 
I 3 Joh pzig 

Goldſchmit II, IR. Dr. Friedrich, München: 
1301 43 

Göppert, Wirkl. GehR. Prof. Dr. H., Bonn: 
129455 1314 55 Ba 5 

Heß, RA. Dr., Stuttgart: 1303 1314 11772 
1299 40 1318 6⁰ 

Heymann, RA. Ludwig, Eſſen: 2113 

Hueck, Prof. Dr., Jena: 12703 

Jaeriſch, Richter Dr., Hamburg: 12692 

Kahn⸗Freund, AGR. Dr. Otto, Berlin: 605 1 

Katz, RA. Dr. Julius, Hannover: 1285 27 
1303 4 130848 

Kempkes, LG Dir. Dr., Düſſeldorf: 12728 

Kreller, Prof. Dr. H., Tübingen: 692 1282 
127511 1303 45 

Krönig, LGDir. Dr. Vorſ. d. LArbG., Ham- 
burg: 4341 6841 1289 31 

Krotoſchin, RA. Dr. Ernſt, Gotha: 130849 

Lemberg, IR. Dr., Breslau: 9692 

Leo, RA. Dr. Carl, Hamburg: 691 

Mansfeld, RA. Priv Doz. Dr., Eſſen: 1300 41 

Marx, OVerwR. Dr. Th., Nürnberg: 131051 

Molitor, Prof. Dr. Erich, Greifswald: 1271 
5363 1272 5 12749 127510 1286 28 131152 
131759 

Nikiſch, Prof. Dr., Dresden: 1292 33 129637 

Nipperdey, Prof. Dr., Köln: 4352 5341 
12737 127817 1306 46 


Oppenheimer, RA. Stefan, Berlin: 130747 


Oertmann, Geh. IR. Prof. Dr. Paul, Göt⸗ 
tingen: 725 127612 130950 


Rohlfing, AGR. Dr., Berlin⸗Zehlendorf: 
1276 13 
Richter, Prof. Dr. Lutz, Leipzig: 968 1 


12714 12748 129839 
Richter, ORegR. Dr., Berlin: 127919 128121 
Schoppen, RA., Düſſeldorf: 1280 20 
Schwenk, LGDir. Dr., Görlitz: 127715 
Schwiſter, Präſ. des Juriſt. Landesprü⸗ 
fungsamts, Berlin: 2081 
Sell, LER. Dr., Berlin: 5365 1291 32 
Selten, RA. Dr. Ernſt, Berlin: 3561 
Tumler, AG R., Berlin: 10271 
Weinberg f, RA. Dr. Siegfried, Berlin: 
127716 127918 131353 


B. Landesarbeitsgerichte. 
Friedlaender, LR. Dr. A., Limburg an 
der Lahn: 133 2 

Heß, RA. Dr., Stuttgart: 6852 

Katz, RA. Dr. Julius, Hannover: 7611 
Sauer, IR. Dr., Köln: 13192 

v. Scanzoni, RA. Dr. G., München: 6841 
Volkmar, Min Dir. Dr., Berlin: 13213 


III. Verwaltungsgerichte und 
Verwaltungsbehörden. 
A. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Ach, RA. Dr. Adolf, Berlin: 273 19 
Ball, RA. Dr. Kurt, Berlin: 11782 


Bergſchmidt, RA. Dr., Berlin: 2122 


Bühler, Prof. Dr., Münſter: 731 262 5 263 6 
27523 282 38 6861 

Dieckhoff, RA. Dr. Albr. 
742 28136 

Dziegalowski, Min R., Berlin: 26814 


D., Hamburg: 
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Erler, RA. Dr., Dresden: 28035 10792 

Fleck, Dr. Ernſt, Hannover: 6073 1030 
12301 1324 2 

Glaſer, RA. Dr., Dresden: 13231 

Gottgetreu, RA. Dr. Martin, Hamburg: 
284 42 

Hagelberg, RA. Dr. Ernſt, Berlin: 2133 
272 18 


Henſel, Prof. Dr. Albert, Königsberg: 261 
266 11 

Herrmannsdorfer, RA. Dr. Fritz, Berlin: 
8212 


Herzog, RA. Dr. Berthold, Berlin: 286 45 

Jacob, RA. Dr. Heinz, Dortmund: 26712 

Kappes, Regg. Dr., Dresden: 285 43 

e RA. Dr. Willy, Leipzig: 275 22 
5 

Krämer, RA. Dr. Ludwig, Berlin: 136 5 
274 20 

Lucas, RA. Dr., Düſſeldorf: 27421 10293 

Molitor, Prof. Dr. Erich, Greifswald: 10828 

Neumann, Prof. Dr., Münſter i. W.: 10817 

Nußbaum, RA. Dr. Meinhold, Nürnberg: 
27728 10803 

e RA. Dr. Alexander, Berlin: 
9701 


Popitz, StSekr. z. D. Prof. Dr, Berlin: 
11771 


Rheinſtrom, RA. Prof. Dr., München: 4371 
Schmidt⸗Ernſthauſen, IR. Dr., Düſſeldorf: 
10282 


Strauß, RA. Dr. Fritz H., Berlin: 2111 
269 15 10315 
Strauß, RA. Dr. S., Mannheim: 26713 
Trautvetter, Geh. ORegR. Dr., Bad Reihen- 
72 


27117 
hall: 60 
Wrzeszinski, RA. Dr., 2591—3 


1080 5 


Berlin: 


Reichsverſicherungsamt. 
Laß, Geh. ORegR. Prof. Dr. Ludwig, Ber- 
lin: 29014 
Leffmann, RA. Dr. Ernſt, Berlin: 11814 
Levin, OL GPräſ. i. R. Dr., Berlin: 6861 
1180 2 
Loewenfeld, RA. Dr. Erwin, Berlin: 6102 
Nipperdey, Prof. Dr., Köln: 1375 
Rühl, Prof. Dr., Göttingen: 10311 


Reichswirtſchaftsgericht. 
Schultz, RA., Bütow (Oſtpommern): 6111 
Kartellgericht. 
Abraham, RA. Dr. F. H., Berlin: 7651 


B. Länder. 
1. Oberverwaltungsgerichte. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 
Ball, RA. Dr. Kurt, Berlin: 1371 
Brand, LGpräſ. Dr., Duisburg: 5404 
Bühler, Prof. Dr., Münſter i. W.: 293 5 
Eisner, RA. Dr. Otto, Frankfurt a. M.: 

9021 
Fleiſcher, RA. Dr., Berlin: 5381 
Görres, RA. Dr., Berlin: 5403 5438 
Grote, RA. Waldemar, Berlin: 1085 2 
Haeckel, Ger Aſſ. Dr., Berlin: 782 
Kauffmann, RA. Dr. Robert, Berlin: 7661 
Krämer, RA. Dr. Ludwig, Berlin: 2141 
Laſſar, Prof. Dr., Hamburg: 2934 
Nußbaum, RA. Dr. Meinhold, Nürnberg: 

2912 1086 £ 
Popitz, StSekr.i.R. Prof. Dr., Berlin: 9022 
Riemann, IR. Dr., Breslau: 10831 
Seger, Reg Aſſ. Dr., Nauen b. Berlin: 5415 
Silberſchmidt, Prof. Dr. W., München: 781 
Waſſertrüdinger, RA. Dr., Nürnberg: 2901 
Wichards, LGR. Dr., Berlin: 359 1 


Bayriſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Haeckel, GerAſſ. Dr., Berlin: 54413 
Schäfer, AGR. Dr. K., Berlin: 9712 


Süchſiſches Oberverwaltungsgericht. 
Taeſchner, Synd. Dr., Leipzig: 545 14 


Badiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Schaefer, RA. Prof. Dr., Hamburg: 54718 
Thüringiſches Oberverwaltungsgericht. 
Richter, Prof. Dr. Lutz, Leipzig: 13272 
Sternberg, RA. Dr. Leo, Berlin: 1394 


Heſſiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Laſſar, Prof. Dr., Hamburg: 793 


XI. 


Quellenregiſter der Reichsgerichtsentſcheidungen in Zivilſachen 


Lucas, RA. Dr., Düſſeldorf: 2163 
Stahl, IR. Dr., Kaſſel: 54919 
Hamburger Oberverwaltungsgericht. 


Leibl, RA. Dr. Richard, Berlin: 79% 
Pünder, RA. Dr. Werner, Berlin: 295 


2. Sonſtige Landesbehörden. 
Auflöſungsamt für Familiengüter Stettin. 
Friedlaender RA. Dr. Eugen, Berlin: 10871 
Bayriſcher Gerichtshof zur Entſcheidung der 

Kompetenzkonflikte. 
SET RA. Dr. Rudolf, Münden: 


IV. Ausländiſche Gerichte. 


Obergericht der Freien Stadt Danzig. 
Carſtens, RA. Dr. Otto, Kottbus: 671 
Naß, RegR. Dr., Hannover, 12661 

Oberverwaltungsgericht Danzig. 
Brand, LGPräſ. Dr., Duisburg: 5511 
Marcuſe, RA. Dr. Paul, Berlin: 11831 

Oberſter Gerichtshof Wien. 
Kößler, RA. Dr. Maximilian, Wien: 7681 
Roſenberg, Prof. Dr. L., Gießen: 6871 

Oſterreichiſcher Verfaſſungsgerichtshof. 
v. Hofmannsthal, RA. Dr. E., Wien: 1431 A 
Loewenſtein, RA. Priv Doz. Dr. Karl, Mün- 

chen: 1431 B 


Cour d' Appel de Paris. 
Frankenſtein, RA. Dr. Ernſt, Berlin: 6165 


Tribunal Correetioniel de la Seine. 
Häntzſchel, Min Dirig. Dr., Berlin: 9041 
Schweizer Bundesgericht. 
Opet, Prof. Dr. Otto, Kiel: 6153 
naan, Prof. Dr. Dr. Hans, Hamburg: 2161 
1841 


Obertribunal Kaunas. 
Dahm, PrivDoz. Dr., Heidelberg: 4391 


Quellenregiſter der Reichsgerichtsentſcheidungen in Fivilſachen. 


In nachſtehendem Verzeichnis ſind die an me 
wiedergegeben. Berücksichtigt wurden die aus den unte 


der amtlichen Sammlung entnommen. 


Abkürzungen: 


hr als einer Stelle abgedruckten Entſcheidungen des RG. in Zivilſachen Bd. 184 
n angeführten Abkürzungen erſichtlichen Quellen. Die den Inhalt andeutenden Stichworte ſind 


Die Abkürzungen find die des „Abkürzungsverzeichniſſes der Rechtſprechung“ von IR. Dr. Dr. Magnus und Prof. Dr. Maaß (Berlin 1928, 


Walter de Gruyter), insbeſondere: 


AufwRſpr. = Die Rechtſprechung in Aufwertungsſ 


RG. — Amtliche Sammlung der Entſcheidungen des RG. in Zivilſachen 


achen. 


DIZ. — Deutſche Juriſtenzeitung 
DROLZ. — Zeitſchrift des Deutſchen Notarvereins 

DRZ. — Deutſche Richterzeitung, Beilage Rechtſprechung 

Gew Sch. = Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht 
Hanf. — Hanſeatiſche Rechtszeitſchrift 
HöchſthRſpr.⸗— Höchſtrichterliche Rechtſprechung, Beilage zur „Juriſtiſchen Rundſchau“ 
Sr = kt Wochenſchrift 
Leipziger Zeitſchrift 
Mu W. — Marsenſchh an Wettbewerb 
PatMuſtgeich Bl. — Blatt für Patent-, Muſter⸗ und Zeichenweſen 
R. — Das Recht 


Die in der „Höchſtrichterlichen Rechtſprechung“, dem „Recht“, der „Hanſeatiſchen Rechtszeitſchrift Abt. B“ und der „Deutſchen Richterzeitung“ ab⸗ 
gedruckten Entſcheidungen ſind nach Nummern, die in der „Deutſchen Juriſtenzeitung“ und der „Leipziger Zeitſchrift“ abgedruckten ſind nach 
Spalten, alle anderen nach Seitenzahlen angeführt. 


RG. 134, 25: 24. Okt. 1931, V 284/30, Flucht⸗ cr 
linie: JW. 1932, 4698; HöchfthRipr. 
1932, Nr. 661; 23.1932, Sp. 91. 

RG. 134, 33: 27. Okt. 1931, II 178/31, 
Blankoakzept. Scheingeſchäft: JW. 1932, 
74014; R. 1932, Nr. 2; DRB. 1932, 


RG. 134, 1: 10. Juli 1931, III 149/30, Ge- 
haltskürzung: JW. 1932, 5012; R. 1932, 
Nr. 35; DRZ. 1932, Nr. 35. 

RG. 134, 17: 29. Sept. 1931, III 366/30, Be⸗ 
amtenrecht: JW. 1932, 494 21, HöchſtR⸗ 
Ripr. 1932, 545 


HöchſtRRſpr. 1932, Nr. 602; 
DIZ. 1932, Sp. 355; LZ. 1932, Sp. 166. 
NS. 134, 38: 27. Okt. 1931, I 25/31, Wa- 
renzeichen. Unlauterer Wettbewerb. Ver⸗ 
wirkung: JW. 1932, 9429; R. 1932, Nr. 
39; DRZ. 1932, Nr. 39, DIB. 1932, Sp. 
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356; 23. 1932, Sp. 238; Hani N3. Abt. A 
1932, 178%; Pat Muſtgeich Bl. 1932, 19; 
GewRSch. 1932, 77; Mu W. 1932, 10. 

RG. 134, 43: 29. Okt. 1931, VI 231/31, Be⸗ 
ſtechung Angeſtellter: JW. 1932, 9301; 
HöchſtRgſpr. 1932, Nr. 603; DZB. 1932, 
479; 23.1932, Sp. 91. 

RG. 134, 56: 2. Okt. 1931, III 383/30, 
Zwangsverſteigerung. Beitrittsbeſchluß: 
JW. 1932, 15547; R. 1932, Nr. 28; 
DRZ. 1932, Nr. 28; HöchſtRRſpr. 1932, 
Nr. 483. 

RG. 134, 67: 14. Okt. 1931, 1 10/1, Aus⸗ 
länd. Börſentermingeſchäft. Spielein⸗ 
wand. Mißbrauch d. Vollmacht: JW. 
1932, 5761; R. 1932, Nr. 20; DRZ. 
1932, Nr. 20; HöchſtaRſpr. 1932, Nr. 747. 

NG. 134, 73: 14. Okt. 1931, IX 241/31, Bant- 
überweiſung: JW. 1932, 1663, 739 15; 
R. 1932, Nr. 3; DRZ. 1932, Nr. 3; 
Höchſtggiſpr. 1932, Nr. 609. 

RG. 134, 82: 19. Okt. 1931, VIII 159/31, Ty⸗ 
piſcher Vertrag: SW. 1932, 175 11; 
Sossen. 1932, Nr. 488; 23.1932, 

168 


NG. 134, 83: 22. Okt. 1931, VI 183/31, 
Grundſtückskauf. Schadenserſatz wegen 
FE RR HHENRKRIpr. 1932, Nr. 


NG. 134, 91: 26. Okt. 1931, VIII 117/31, 
Parteifähigkeit. Betriebslizenz: R. 1932, 
Nr. 30; DRZ. 1932, Nr. 30; Höchſt⸗ 
RRſpr. 1932, Nr. 486, 548; QZ. 1932, 
Sp. 168; Dotz. 1932, 68 30; GewgSch. 
1932, 175. 

NG. 134, 99: 2. Nov. 1931, VIII 136/31, 
Mietwucher: JW. 1931, 36563; R. 1932, 
Nr. 98; 23.1932, Sp. 237. 

RG. 134, 108: 3. Nov. 1931, III 396/30, 
Amtsverluſt: SW. 1932, 4643; DIE. 
1932, Sp. 480. 

RG. 134, 116: 4. Nov. 1931, 141/31, Werk⸗ 
meiſterpfandrecht an regiſtriertem Schiff: 
JW. 1932, 1208 ; R. 1932, Nr. 88; 
S5. 105 br. 1932, Nr. 714; 28. 1932, 
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RG. 134, 121: 4. Nov. 1931, V 62/31, Rück⸗ 
wirkung der Genehmigung. Vermögens⸗ 
übernahme: JW. 1932, 7245; R. 1932, 
Nr. 87; Höchſtagtſpr. 1932, Nr. 604, 
610; 23. 1932, Sp. 460. 

RG. 134, 126: 5. Nov. 1931, VIII 227/31, 
Aufwertungsgeſetz. Bürgſchaft: JW. 
1932, 340 7; R. 1932, Nr. 96; DSB. 
1932, Sp. 297; AufwRſpr. 6. Jahrg., 
539, Nr. 194; 93. 1932, Sp. 165; 
DNot Z. 1932, 68 28. 

RG. 134, 130: 24. Okt. 1931, IX 228/31, 
Teilweiſe Zurücknahme der Berufung: 
en 652 14; HöchſtRRſpr. 1932, 
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NG. 134, 133: 30. Okt. 1931, VII 73/81, 
Wertſachenverſicherung: R. 1932, Nr. 31; 
DRA. 1932, Nr. 31. 

RG. 134, 139: 6. Nov. 1931, VII 112/31, 
Eheſcheidung. Verzeihung: JW. 1932, 
13474; R. 1932, Nr. 94; HöhftRRipr. 

f 1932, Nr. 625. 

RG. 134, 141: 6. Nov. 1931, III 390/30, 
Zwangsvollſtreckung. Bereicherung: JW. 
a 1139 1; HöchſtRRſpr. 1932, Nr. 


RG. 134, 144: 9. Nov. 1931, VI 268/31, Zu- 
rückbehaltungsrecht: JW. 1932, 3396; 

1 HöchſtRRſpr. 1932, Nr. 709. 

RG. 134, 148: 10. Nov. 1931, VII 88/31, Qe- 
densverſicherung: R. 1932, Nr. 194; 
DRZ. 1932, Nr. 194; D93 1932, 551; 

„RZ. Abt. A 1932, 314. 

AG. 134, 153: 12. Nov. 1931, vI 246,31, 
2 525 1932, 3375; AufiwRfpr. 

„Jahrg. 522 5 8 
1033 ma 9255 Nr. 188; HöchſtRgſpr. 


NS. 134, 156: 12. Nov. 1931, VI 225/ð1, 
Vollſtreckungsklauſel: IW. 1932, 1139 12; 
DNot Z. 1932, 171; Höchſtagſpr. 1932, 
Nr. 1000. 

RG. 134, 162: 13. Nov. 1931, III 374/30, 
Erzwungener Entlaſſungsantrag: JW. 
1932, 389 1; HöchſtRgſpr. 1932, Nr. 774. 

NG. 134, 174: 16. Nov. 1931, VI 298/31, 
Ausgleichsanſpruch: IW. 1932, 331 2, 
105647; DJB. 1932, Sp. 420; Aufw⸗ 
Ripr. 6. Jahrg., 520, Nr. 187; HöchſtR⸗ 
Ripr. 1932, Nr. 934. 

NG. 134, 178: 20. Nov. 1931, III 18/31, 
Gemeindehaftung: JW. 1932, 504 28: 
HöchſtRRſpr. 1932, Nr. 654; DIJZ. 1932, 
Sp. 551. 

NG. 134, 181: 21. Nov. 1931, VB 23/31, 
Reichsverſorgungsgeſetz. Belaſtungsbe⸗ 
ſchränkung: HöchſtRRſpr. 1932, Nr. 715; 
23. 1932, Sp. 462; Dotz. 1932, 6716. 

RG. 134, 185: 21. Nov. 1931, V 185/31, 
Schuldübernahme. Aufwertung: IW. 
1932, 73411; R. 1932, Nr. 86; Höchſt⸗ 
RRſpr. 1932, Nr. 706; Aufwꝗſpr. 
6. Jahrg., 506, Nr. 185; Dotz. 1932, 
653, 6827. 

NG. 134, 188: 25. Nov. 1931, V 260/30, 
Aufwertungsvergleich: JW. 1932, 1050 13; 
233-1932, Sp. 357; Aufwſpr. 6. Jahrg., 
501, Nr. 183; DNoLZ. 1932, 181. 

RG. 134, 194: 3. Nov. 1931, VII 15/31, 
Stempelſteuer. Ausländiſche Urkunde: 
JW. 1932, 6478; HöhftNNipr. 1932, Nr. 
563; DNot Z. 1932, 263. 

RG. 134, 195: 5. Nov. 1931, VIII 344/31, 
Irrtumsanfechtung: 23. 1932, Sp. 91; 
HöchſtRRſpr. 1932, Nr. 930. 

RG. 134, 198: 14. Nov. 1931, 19/31, Me- 
chaniſche Muſik und ältere Verträge: 
JW. 1932, 8653; 23. 1932, Sp. 308. 

RG. 134, 221: 21. Nov. 1931, V 187/31, 
Höchſtbetragshypothek: ZW. 1932, 1218 17; 
Dot Z. 1932, 6722; HöchſtRRſpr. 1932, 
Nr. 953. 

RG. 134, 225: 30. Okt. 1931, VII 116/31, 
Kriegsſchädenſchlußgeſetz: HöcjtNKipr. 
1932, Nr. 797; Dot Z. 1932, 135 28. 

RG. 134, 231: 4. Nov. 1931, V 204/31, 
Eigentumsſtörung: R. 1932, Nr. 93; L8. 
es Sp. 461; HöhftNRipr. 1932, Nr. 
948. 

NG. 134, 243: 23. Nov. 1931, VIII 252/31, 
Grundſtücksverkehr. Bürgſchaft bei 
Schwarzkauf: JW. 1932, 3311; R. 1932, 
Nr. 91; LZ. 1932, Sp. 385. 

RG. 134, 247: 27. Nov. 1931, VII 142/31, 
Stempelſteuer. Rechtsweg: Dotz. 1932, 
267. 

RG. 134, 249: 30. Nov. 1931, VI 344/31, 
Ausgleichsanſpruch. Ergänzende Ver⸗ 
tragsauslegung: JW. 1932, 1201; DIJZ. 
1932, Sp. 229; Aufwgſpr. 6. Jahrg., 
542, Nr. 196. 

RG. 134, 251: 5. Dez. 1931, V 206/31, 
Fluchtlinie: JW. 1932, 6456; HöchſtR⸗ 
Ripr. 1932, Nr. 663; Dotz. 1932, 135 21. 

RG. 134, 254: 9. Dez. 1931, V 228/31, 
Nachbarrecht: JW. 1932, 6455; 23.1932, 
Sp. 461; DNotzZ. 1932, 13313; HöchſtR⸗ 
Rſpr. 1932, Nr. 946. 


RG. 134, 257: 2. Dez. 1931, V 132/31, 
Eigentümergrundſchudd im Konkurs: 
HöchſtRRſpr. 1932, Nr. 786; Dotz. 


1932, 13314. 
RG. 134, 262: 4. Dez. 1931, II 135/31, 
Aktiengeſellſchaft. Rückſtändige Aktien⸗ 
einlagen: JW. 1932, 7182, 1007 2; Höchſt⸗ 
RRſpr. 1932, Nr. 752; DJB. 1932, Sp. 
421; AufwRſpr. 6. Jahrg., 556, Nr. 201; 
23. 1932, Sp. 306; DNot Z. 1932, 13418, 
RG. 134, 272: 7. Dez. 1931, VI 259/31, 
Gewährleiſtungsanſprüche. Verjährung: 
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R. 1932, Nr. 174; DRZ. 1932, Nr. 174; 
23. 1932, Sp. 236. 

NG. 134, 274: 10. Dez. 1931, VI426/31, 
Zuziehung eines Dolmetſchers: JW. 
1932, 138232; R. 1932, Nr. 191; DRA. 
1932, Nr. 191: HöchſtRRſpr. 1932, Nr. 
650; 23. 1932, Sp. 237; DNotZ. 1932, 
136 28. 

AG. 134, 277: 10. Dez. 1931, IV 261/31, 
Ergänzende Teſtamentsauslegung: JW. 
1932, 135513; 88. 1932, Sp. 306; R. 
1932, Nr. 251. 

NG. 154, 283: 16. Dez. 1931, V 164/31, 
Genehmigung. Rückwirkung: LZ. 1932, 
Sp. 460; HöchſtRRſpr. 1932, Nr. 932. 

RG. 134, 291: 4. Dez. 1931, II 328/31, 
Wechſelrecht. Vollindoſſament. Inkaſſo⸗ 
zeſſion: JW. 1932, 74215; R. 1932, Nr. 
185; DRZ. 1932, Nr. 185; HöchſtaRſpr. 
1932, Nr. 754; Q3. 1932, Sp. 307; D- 
Not. 1932, 134 19. 

NG. 134, 293: 12. Dez. 1931, 1145/31, 
Berufsgenoſſenſchaft. Rückgriff. Aus⸗ 
gleichungseinwand: R. 1932, Nr. 184; 
DRZ. 1932, Nr. 184; L3. 1932, Sp. 307; 
Hani R3. Abt. B 1932, Sp. 131, Nr. 34. 

RG. 134, 296: 15. Dez. 1931, VII 217/31, 
Stempelſteuer. Erbſchaftskauf: JW. 1932, 
136722; R. 1932, Nr. 179; DRZ. 1932, 
Nr. 179; DNotZ. 1932, 19712; HöchſtR⸗ 
Rſpr. 1932, Nr. 957. 

NS. 134, 299: 18. Dez. 1931, VII 163/31, 
Stempelſteuer. Hausverwaltervollmacht: 
JW. 1932, 1463 2. 

RG. 154, 303: 22. Dez. 1931, II B 30/31, 
Aktiengeſellſchaft. Erteilung und Anmel⸗ 
dung der Prokura: IW. 1932, 7171; 
101710; R. 1932, Nr. 183; DRB. 1932, 
Nr. 183; HöchſtRRſpr. 1932, Nr. 647, 
750; L. 1932, Sp. 307; DNot . 1932, 19716; 
Hanji RZ. Abt. B. 1932, Sp. 293, Nr. 83. 

NG. 134, 308: 2. Nov. 1931, IV B 30/1, 
Privatteſtament. Unterſchrift: JW. 1932, 
136117: HöchſtRRſpr. 1932, Nr. 720; 28. 
1932, Sp. 94. 

RG. 134, 311: 3. Nov. 1931, III 130/31, 
Notar und Steuerbehörde: JW. 1932, 
6412, 11312: HöchſtRRſpr. 1932, Nr. 717. 

R. 134, 325: 1. Dez. 1931, III 35/1, 
Zuſtimmung zu einem Teſtament: Höchſt⸗ 
RRſpr. 1932, Nr. 704. 

NS. 134, 329: 4. Dez. 1931, III 39/1, 
Ruhegehaltsfähiges Dienſtalter: JW. 
1932, 503 27; HöchſtͤRſpr. 1932, Nr. 783. 

NG. 134, 335: 18. Dez. 1931, II 161/31, 
Unlauterer Wettbewerb. Fortgeſetzte un⸗ 
erlaubte Handlung. Verjährung: IW. 
1932, 9397; DAB. 1932, Nr. 247; R. 
1932, Nr. 247; Hansa. Abt. B 1932, 
Sp. 104, Nr. 28; GewRSğ. 1932, 320; 
Mu W. 1932, 141; DIZ. 1932, Sp. 678. 

NG. 134, 342: 18. Dez. 1931, II 514/30, 
Unlauterer Wettbewerb. Sittenwidrigkeit: 
Mu W. 1932, 136. 

RG. 134, 357: 26. Nov. 1931, IV 206/31, 
Aufwertung. Vermögensanlage. Verwir⸗ 
kung: JW. 1932, 105415; HöchſtgtRſpr. 
1932, Nr. 707; Aufwakſpr. 6. Jahrg., 


567, Nr. 205. 

RG. 134, 359: 1. Dez. 1931, III 61/31, 
Lehrer an Fachkurſen. Beamteneigen⸗ 
ſchaft. HöchſtaRſpr. 1932, Nr. 771, 782. 

RG. 134, 375: 22. Dez. 1931, II 295/31, 
Juriſtiſche Perſon. Haftung für Schaden: 
JW. 1932, 644°; R. 1932, Nr. 169; 
DRZ. 1932, Nr. 169; HöchſtRgſpr. 1932, 
Nr. 699. 

RG. 134, 377: 6. Jan. 1932, I 295/30, 
Konkursverfahren. Aufnahme von Aktiv⸗ 
prozeſſen: JW. 1932, 879 12; DRZ. 1932, 
Nr. 265; Höchſtgigtſpr. 1932, Nr. 787; 
R. 1932, Nr. 265; Pat MuſtZeich Bl. 1932, 
90. 
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